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Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksache 13/5244- ' 

Die zweite Beratung über den Gesetzentwurf der Landesregierung- Druck-: 
sache 13/4660- wird bis nach den Abstimmungen zum Landeshaushalts-
gesetz unterbrochen.. · 

Abstimmungen zum Landeshaushaltsgesetz 200012001: 

Die Nummern 3, 9 bis 12, 27, 52, 55, 69, 71, 79, 100, 109, 148, 150, 156, 158, 
170, 171, 176, 195, 196 und 212 des ÄnderungsantragsderFraktion BÜND­
NIS 90/DIE GRÜNEN ium Haushaltsplan- Drucksache 13/5245- werfien 
jeweils-in Einzelabstimmung mit Mehrheit abgelehnt. 

Der Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum Haushalts­
plan- Drucksache 13/5245- im Übrigen wird mit Mehrheit abgelehnt. 

Der Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN- Druck-
sache. 1315315- zum Haushaltsgesetz wird mit Mehrheit abgelehnt. 

Die Nummer 4 des Änderungsantrags der Fraktion der CDU- Druck-
sache 13/5305- wird mit Mehrheit abgelehnt. 

Der Änderungsantrag der Fraktion der CDU- Drucksache 13/5305-
im Übrlgen wirdmit Mehrheit abgelehnt.-

Der Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. -Druck­
sache 13/5347- wird mit MehrheFt angenommen. 

Die Titel525 02 (neu), 531 04 (neu) und 547 02 (neu) des Kapitels 03 10, die 
Tite/684 65 und 681 04 des Kapitels 06 02 und die Tite/684 08, 684 09, 
684 11 und 684 17 des Kapitels 09 04 der Beschlussempfehlung des 
Haushalts- und Finanzausschusses-Drucksache 1315200- werden 
einstimmig angenommen. 

Die Titel331 71, 892 71 und 892 72 des Kapitels 08 02 der Beschlussemp­
fehlung des Haushalts- und Finanzausschusses-Drucksache 13/5200-
werden mit Mehrheit angenommen. 

Die Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses- Druck-_ 
sache 1315200- im Übrigen wird mit Mehrheit angenommen. 

Über die Einzelpläne wird unter Berücksichtigung der Annahme der Be- · 
Schlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses- Druck-

. sache 13/5200- wie folgt abgestimmt: 

Oer Einzelplan 10 wird einstimmig angenommen. 

Die Eilizelpläne 01, 02, 03, 04, 05, 06, 08, 09, 12, 14, 15 und 20 werdenje­
weils in Einzelabstimmung mit Mehrheit angenommen. 

Der Entwurf des Landeshaushaltsgesetzes 2000/2001 - Drucksache 13/4800-
wird unter Berücksichtigung der beschlossenen Änderungen' in zweiter Be­
ratung und in der Schlussabstimmung jeweils mit ryJehrheit angenommen. 
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Der Präsident des Landtags wird ermächtigt, die sich aus der Annahme von 
Änderungsanträgen unmittelbar ergebenden ·redaktionellen Folgeände~ 
rungen vorzunehmen. 

-

Die Entschließungsanträge-Drucksachen 13/5261/5268- werden jeweils 
einstimmig angenommen. - - · 

Die Entschließungsanträge-Drucksachen 13/5249/5250/5251/5252!5253/ 
5255/5256!5257/5258!5259!5260/5262!5263/5264/5265~5266/5267!5298/ 
5304!5355- werden jeweils mit Mehrheit angenommen. 

Die Entschließungsanträge-Drucksachen 13152.38/5239/5241/5273!5274/ 
5276!5277!5282!5284/5287!5288/5289/5291/5292!5294!5295!529p/5297/ 

. 5299!5300!5301/5303!5308/530[}15311!5313/5314/5319!5320!5321/5322/ 
5323!5324!5327/5328!5330!5331!5332!5334/5335!5336!5337!5338!5339! 
5340/ 5341/534l./5343!5344/!j345/5348!5349!5352!5354 - werden jeweils 
mit Mehrheit abgelehnt. -

Die Entschließungsanträge-Drucksachen 13/5240/531715346- werden nach 
- vorausgegangener Ablehnung der Ausschussüberweisung jeweils mit Mehr-

heit abgelehnt. · · 

Die Entschließungsanträge-Drucksachen 13!5254!527S/5278!5279!5280/ 
5281!5283!5285!5286!5290/5293!5302/5310/5312/5316!5318/5325/5326/ 
5329/5333!5350/5351/5353- werdenjeweils an die Fachausschüsse 
überwiesen. 

Abstimmung über die Tagesordnungspunkte, die bereits in der Plenarsitzung 
· am 19. bzw. 20. Januar 2000 beraten wurden, sowie über die Tagesordnungs-

punkte, die am 21. Januar 2000 beraten wurcfen: · · 

... tes Landesgesetz zu.r Änderung der Landeshaushaltsord_nu!'lg für Rhein-
~~~fu~ . 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 13/4660-. 

dazu: · Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses 
· -Drucksache 13/5230-

··Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN 
- Drucksache 13/5244- __ 

Die zweite Beratung wird fortgesetzt. 

Der Änderungsantrgg der Fraktion BÜNDNIS 90/D/E GRÜNEN- Druck­
sache 13/5244- wird mit Mehrheit abgelehnt. 

Die Beschlussempfehlung-Drucksache 13!5230- wfrd mit Mehrheit 
angenommen. 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung- Drucksache 1314660- wird in 
zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung unter Berücksichtigung 
der Annahme der Beschlussempfehlung-Drucksache 13!5230- jeweils 
mit Mehrheit angenommen. · 
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_ - : •• tes Landesgesetz zur Änderung des Landesgesetzes zur Ausführung· 
fleisch- und geflügelfleischhygienerechtlicher Vorschriften 
Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und F.D.P. -
-Drucksache 13/5057-

dazu: Bescblussempfehlung des Ausschusses für Umwelt und Forsten 
- Drucksac_he 13/5:236- · · · 

Die zweite Beratung wird fortgesetzt. 

Die Be~chlussempfehlung- Drucksache 1315236- wird mit Mehrheit ange­
nommen. 

Der Gesetzentwurf- Drucksache 13/5057- wird in zweiter Beratung. und in 
der Schlussabstimmung unter Berücksichtigung der Annahme der Beschluss­
empfehlung- Drucksache 13/5236- jeweils mit Mehrheit angenommen . 

... tes Landesgesetz zUr Änderung des Abgeordnetengesetzes Rhein­
land-Pfalz und des Fraktionsgesetzes Rheinland-Pfalz 
Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD;CDU und F.D:P. 
-Drucksache 13/5067 -

dazll: Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses 
-Drucksache 13/5231 -, 

Die zweite Beratung wird fortgesetzt. 

Auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/D/E GRÜNEN erfolgt über den Gesetz­
entwurf- Drucksache 13/5067- in zweiter Beratung eine getrennte Ab­
stimmung über die einzelneil Artikel des Gesetzentwurfs. 

Artikel1 des Gesetzentwurfs wird mit Mehrheit angenommen. 

Artlkel2 und Artikel3 des Gesetzentwurfs werden jeweils einstimmig an­
genommen. 

Der Gesetzentwurf- Dru<;ksache 13!5067- wird in der Schlussabstimmung 
mit Mehrheit angenommen. 

Bessere Bekämpfung der U_mweltkrirninalität in Rheinland-Pfalz 
Antrag der Fraktion der CDU 
-Drucksache 13/4482-

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt und Forsten 
·-Drucksache 13/5107- · 

Die Beratung wird fortgesetzt. 

Der Antrag- Drucksache 13/4482- wird mit Mehrheit abgelehnt. 
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Kooperation in der Landwirtschaft 7859 
Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 
-Drucksache 13/4622-

dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Landwirtschaft und Weinbau 7859 
. -Drucksache 13/5036-

Die Beratung wird fortgesetzt. 

f.?er Antrag- Drucksache 13/4622 ~wird mit Mehrheit angenommen. 7859 
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103. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-pfalz 

am 21. Januar 2000 

Die Sitzung wird um 8.30 Uhr von Vizepräsident Schuler. er­

öffnet. 

Vizepräsident Schuler: 

. Einen schönen guten Morgen, meine sehr v_erehrten Damen 

und Herren! Ich begrüße Sie herzlich als wackere Mitstreiter 

zu früher Morgenstunde zur 103. Plenarsitzung im Landtag 

Rheinland-Pfalz. 

Zu Schriftführern berufe ich die Abgeordneten Peter Wilhelm 

Dröscher und Angela Schneider-Forst, die auch die Redner­

liste fahrt. 

(Unruhe im Hause) 

Wir setzen die zweite Beratung des Landeshaushaltsgesetzes 

2000/2001 - Drucksache 13'/4800 - entsprechend der festge-. 

stellten Tagesordnung fort. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt Z der Tagsordnung 

auf: 

· Landeshaushaltsgesetz 2000/20~1 (LHG 2000/2001) 

Gesetzentwuii der Landesregierung 

-Drucksache 13/4800-

Zweite Beratung 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Haushalts-. 

und Finanzausschusses 

-Drucksache 13/5200-

Bericht des Haush-alts- und Finanzausschusses 

- Drucksache 13/5201 -

, Änderungsanträge der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

-Drucksachen 13/5245/5315-

Änderungsaritrag de( Fraktion der CDU 

--Drucksache 13/5305-

Änderungsantrag der.Fraktionen. 

der SPD und F.D.P. 

- Drucksache'13/5347-

Anträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

-Entschließungen- · 

-Drucksachen 13/5238 bis 13/5241, 13/5299 bis 13/5303, 

13/5308 bis 13/5314, 13/5316 bis 13/5~46, 13/5348 

bis 13/5354-

Anträge der Fraktionen der SPD und F:D.P. 

. ·-Entschließungen-

-Drucksachen 13/5249 bis 13/5266, 

' 13/5304, 13/5355-

Antrag der Fraktion der SPD 

-Entschließung-

-Drucksache 13/5267-

Antrag der FraktiOf!en der SPD, CDU, F.D.P • 

und BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN 

- EntschlieJ3ung -
- Drucksache 13/5268-

Anträge der FraKtion der CDU 

-Entschließungen-

-Drucksachen 13/5273 bis 13/5297_-

Antrag der Fraktion der F.D.P. 

-Entschließung-

- Druc~ache 13/5298-

Finanzplan des Landes·Rheinland-Pfalz 

für dle Jahre 1999 bis 2003 . 

Unterrichtung durch die Landesregierung 

-Drucksache 13/4801 -

Wir setzen die Beratung mit dem 

fort. 

Einzelplan·OS 

- Minislerium für Wirtsc;haft, Verkehr, 

Landwirtschaft_ und Weinbau-

Ich rufe hierzu die Punkte 10 und 12 der Tagesordnung auf: 

••• tes Landesgesetz zur Änderung~des 

Ingenieurkammergesetzes 
· Gesetzentwurf der Landesregierung 

- Drucksache 13/5222-

Erste Beratu.ng 

Kooperation in der Landwirtschaft 

Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 

-Drucksache '13/4622-

dazu: 
Beschlussempfehlung des Ausschusses 

für Landwirtschaft und Weinbau 

-Drucksache 13/5036-

Da die Berichterstatterin, Frau Christine Sch-neider, erkrankt 

ist, können wir- wie ich glaube- auf eine Berichterstattung 

verzichten. Sind Sie damit einverstanden? , 

(Billen, CDU: Sehr gut!) 
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Die Fraktionen ~aben eine· Redezeit von 45 Minuten verein­
bart. 

FOr die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Kollegen Bracht das 
-Wort. 

Abg. Bracht, CDU: 

Guten Morgen, Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich 
darf heute die Beratung "des Einzelplans 08- Ministerium fur 
Wirtschaft, Verkehr, L~ndwirtschaft und Weinbau- eröffnen 
und möchte zu Beginn einige allgemeine Ausfuhrungen zu 
diesem Haushalt machen. 

Der Wirtschafts- lind Verkehrshaushalt ist- wie ·der Entwurf 
des G_esamtetats - keine geeignete Grundlage fur eine gute 
Zukunftdieses Landes; meine Damen und Herren. 

(Schwarz, SPD: Also so fängt 
man keine Rede an!) 

- Herr Schwarz, es freut mich, dass ich Sie geweckt habe. Das 
warderZweck der Übung. 

·Meine Damen und Herren, dem Einzelplanentwurf fehlt jede 
Vision, und ihm fehlt nahezu jedweder kurz- und mittelfristi- -
g·e neue Ansatz, der Voraussetzung für .mehr Arbeitsplätze in 
unserem Land sein könnte. 

(Beifall bei der CDU) 

Er gibt keine Antwort auf den-rasanten Wandel cjer Te.chnik, 
der vvirtschaft und der Arbeitswelt. 

Der Haushalt des Wirtschafts- und _verkehrsministers vernach­
lässigt und benqchteiligt die ländlichen Räume in Rhein Iand­
Pfalz. Es ist für uns auch_ nirgendwo erkennbar, dass Sie sich 

wirklich ernsthaft. darum bemühen, die begrenzt verfügba­
ren Mittel auf die wesentlichsten -Aufgaben zu konzentrie-· 
ren .. ' 

Die Landesregierung geht weiterhin mit der Gießkanne 
·durchs Land und verteilt kräftig Wahlgeschenke. 

(Schweii:zer, SPD: Ah, da kenne ich 
noch jemanden, Herr Bracht!) 

Die "Allgemeine Zeitung" hat es sehr treffend ausgedrü-ckt. 
Ich zitiere: "Mehr als ein Sammelsurium punktueller Aktio­
nen ist im Larfdeshau?halt nicht zu erkennen." 

Ich fuge hinzu, dies- gilt im Besonderen fur d~n Wirtschafts­
und Verkehrshaushalt, der in erster Linie unter allen Einzel­

plänen die von mir formulierte Zukunftsprojektion wider­
spiegeln sollte. 

Meine Damen und Herren, der einzig wirklich neue Ansatz, 
den wir im Einzelplan 08 gefunden habe.n, ist der Einstieg in 
die Förderung der Film- und Mediei)Wirtscflaft. 

(Schmitt, CDU: Das ist zu wenig!) 

Herr Ministerpräsident, Herr Finanzminister, Herr Wirt­
schaftsminister, woher Sie vor dem Hintergrund der perspek­
tivischen Leere dieses Haushalts und-der tatsächlichen Ergeb-

. nisse eben dieser Politik in den zurückliegenden Jahren den 
Mut nehmen, diesen Haushalt au~h nl![ ansatzweise als posi­
tiv einzustufen, is:t mir ebenso wie der breiten Öffentlichkeit 
ein Rätsel. 

(Beifall der CDU~ 

Wie erfolglos die bisherige Wirtschafts- und Verkehrspolitik 
der Jahre Ihrer Regierungszeit war, haben christoph Böhr 
und Dr. Georg Gölter am Mittwoch bereits deutlich gemacht. 

(Schwarz, SPD: Der Schorsch nicht!) 

Sie können noch so sehr versuchen abzulenken, den letzten 
Platz beim Bruttoinlandsprodukt je Einwohner aller westli­
chen Länder haben wir erreicht. Die Tatsache, dass wir·beim 
tatsächlichen Zuwachs an neuen Unternehmen, also Eintra­
gungen minus Lpschungen im Handelsregister- ~ie nennen 
immer nur die Neugründungen und verschweigen die Unter-

. nehmensschließungen -, ebenfalls an.Ietzter Stelle aller west­
lichen Länder liegen, ist nicht wegzudiskuti.eren. Aber statt 
zu handeln, reden Sie. nur schön und täuschen in gewisser 
weise die öttentlichkeit- was viel schlimmer i5t, sich selbst, 
glaube ich, auch- Ober das, was die tatsächliche Situation ist. 

Herr Ministerpräsident, Herr Wirtschaftsminister, dies tun Sie 
beispielsweise auch, wenn Sie den drittem Platz in der Ar­
beitslosenquote besonders herausstellen. Zur Klarstellung 

. möchte ich sagen, die Arbeitslosenquote sagt natürlich nuf. 
wenig über die tatsächliche Entwicklung der Arbeitslosen 
und überhaupt nichts üb'er d-ie Entwicklung der tatsächlichen· 
Zahl der Arbeitsplätze aus. Genau hier liegt der Knackpunkt. 

Tatsache ist, dass '_!:lie Zahl der in Rheinland-Pfalz abhängig 
Beschäftigten von 1995 bis 1998 von 1,175 Millionen auf 

1,159 Millionen, als~ um 16 000, überdurchschnittlich gesun­
ken ist: 

(Zuruf des Abg. Schwarz, SPD) 

1999-hatsich dieserTrenddramatisch fortgesetzt. 

Meine Damen und Herren, die' Wirtschaftspolitik dieses Lan­
des war so erfolglos wie dargestellt, obwohl die Mittel fOr 
Wirtschaftsförderung in den. letzten Jahren eine steile Auf­
wärtsentwicklung von 116 Millionen DM im Jahr 1995 auf 
fast 172 Millionen DM im Jahr 1999 genommen haben, und 

im Vorwahljahr 2000 sollen sie gar auf 196 Millionen DM 
hochkatapultiert werden, um sie im Jahr 2001, wenn die 
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Wahlen vorbei sind, wiederum auf 175 Millionen DM zurück­
zuführen. 

_Wir hätten Oberhaupt nichtsgegen diese massive Steigerung 
der Wirtschaftsförderungsmittel einzuwenden, wenn damit 

auch die ~ntsprechend~n wirtschaftspolitischen Erfolge ver-
. bunden wären. Da dies jedoch Oberhaupt nicht der Fall ist, 
müssen wirdie Politik der Landesregierung in diesem Bereich· 
so massiv kritisieren. 

Dieser Wirtschafts- UJ1d Verkehrshaushalt bedarfwie der ge­
samte Einzelplan der gänzlichen Überarbeitung. Diesem Er­
fordernis kann 'eine Opposition schon physisch nicht gerecht 
werden, selbst wenn sie noch so viele Änderungsanträge 'ein­
brächte, meine Damen und Herren. Dies kann nur eine kraft­
volle Regierung mit ihrem Apparat leisten, und· deshalb hal­
ten wir auch im kommenden Jahr einen Regierungswechsel 
im Interesse unseres Landestor unabdingbar. 

(Beifall der CDU-
Zuruf des Sta'atsministers Bauckhage) 

Einige wesentliche Ansatzpunkte für eine veränderte Wirt­
schaftsförderungsstrategie hat die CDU.im Herbst 1998 in ei-

. nem umfangreichen· Antr~g )ormuliert. D~ dieser Antrag · 
.noch nicht abschließend beraten ist, haben wir davon abge­
sehen, einen vveiteren 'zu den heutigen Beratungen einzu­
bringen. Einen ergänzenden Aspekt möchte ich aber dazu 
noch ansprechen. 

- Wir freuen uns, dass der Wirtschaftsminister unser.er i·n die­
sem Antrag unter anderem. formulierten Forderung, das 
Dickicht der Wirtschaftsförderung zu durchforsten, zumin­
dest· insoweit direkt nachgekommen ist, als er unmittelbar 
danach eine Deregulferungskommission eingesetzt hat. Diese 
Kommission - so haben wir es der Presse entnommen; ich 
glaube, gestern ist der Bericht auch eingegangen- hat zwi­
schenzeitlich Ergebnisse vorgelegt, die im Grunde genom­
men in weiten Teilen mit unseren Forderungen deckungs­
gleich sind. Herr Minister, wir erwarten deshalb im Interesse 
einer effektiveren Wirtschaftsförderung auch, dass diese Er­

. gebnisse sehr zügig beraten und umge_setztwerden. 

Bevor ich zum Verkehrsbereich komme, möchte ich noch in 
aller Kürze drei andere Schwerpunkte ansprechen. Ich nenne 
das Stichwort "Tourismus". Das Gastgewerbe bat eine riesige 
Bedeutung filr unser Land. Aber _auch in diesem ~ereich hat 
sich die Beschäftigtenzahl von 19~5 bis 1999 um 11,2% redu­
ziert. 

Besonders dramatisch ist die Entwicklung im Bäderbereich. Es 
wird Zeit, dass sich die Landesregierung endlich darauf einigt, 
wie es weitergehen soll. Der Streit zwischen Wirtschaftsminis­

ter.ium und Finanzministerium m'uss schnellstens beendet 
werden. Wir halten das Ergebnis des vom Wirtschaftsministe­
rium in Auftrag gegebenen Gutachtens für eine geeignete 

Gru_ndlage für die Entwicklung der Bäder. Ich fordere Sie auf:. 
Beginnen Sie endlich und zügig mit der Umsetzung! 

Stichwort "Konversion". Das ist eine riesige Aufgabe, die das 
Land zu bewältigen hatte und hat. Die CDU ist weit davon 
entfernt, zu behaupten, dass bei einer so großen und neuen 
Aufgabe ke.ine Fehler passieren dilrfen. Aber wir halten es 
auch nicht filr vertretbar, wie Sie die Bilanz Ihrer Politik in der 
Öffentlichkeit präsentieren. Es ist längst nicht alles so golden, 
wie Sie es glauben machen wollen. Ein wenig mehr Ehrlich­
keit wilrde nicht schaden. 

Aus zeitlichem Gründen möchte ich nur an zwei Aspekte erin­
nern, 

1. Habe-n Sie einmal ausgerechnet, wie viel Millionen Lehr~ 
geld, um es vorsichtig auszudrücken, das Land im Zusammen-· 
bang mitder Landespolizeischule aufdem Hahn zahlen muss­
te oder noch zahlen muss?· 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Ist das 

mit zwei "e" oder mit "h"?) 

2. Dass die Konversion des Flugplatzes Zweibrücken schon als 
erfolgreich eingestuft werden kann, J1aube ich, kann auch 
niemand ernsthaft behaupten! 

Stichwort "Technologiepolitik". Wir leisten seit CDU-Regie­
rungszei~en relativ hohe Beiträge von 40 Millionen DM bis 
50 Millionen DM je Jahr. Ich stimme mit allen übe rein, für die 
dies ein wichtiger Fördertatbestand darstellt. Gerade deshalb 
scheint es mir zwingend, da~s wir die Ausgaben in diesem Be­
reich einer stärkeren Erfolgskontrolle unterziehen. 

Wir bitten die Landesregierung, dies insbesondere bezüglich 
der Gesellschaften mit Landesbeteiligung anzugehen und in 
den kommenden beiden Jahren dem Wirtschaftsausschuss 
sukzessive z~ berichten,- wie diese Erfolgskontrolle ·ausgefal­
len· ist. Wir mil~sen uns auch überlegen, wie wir ·das Hand­
werk unseres Landes stärker an der Technologiepolitik parti­
zipieren lassen. Der Haushalt gibt dazu keineAntwo_rten. _ 

Meine Damen und Herren, ich behaupte, die Erfolge der 
Wirtschaftspolitik werden vor allem deshalb immer schlech­
ter,' weil sich diese Landesregierung bei ihren Ausgaben im­
mer weniger auf das Wesentliche konzentriert, nämlich Rah­
menbedingungen für besseres Wirtschaften und mehr Ar­
beitsplätze zu schaffen; 

(Beifall der CDU)-

Immer mehr versuchen Sie- das wundert mich besonders, bei 
der F.D.P. -, durch direkte Steuerung über Zuschusse wirt­
schaftliches Verhalten zu beeinflussen. Das kam) nichtgut ge­
hen. 

Herr Finanzminister und Herr V)lirtschaftsminister, ob das 
Land eine gute Investitionsquote hat, entscheidet sich nicht 

daran, wo man im Vergleich zu anderen Ländern steht, son­
dern ausschließlich- Herr Pörksen, hören Sie zu - daran,_wie 
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viel man selbst tatsächlich investiert. Die Bilanz dieser Regie­
rung könnte nicht schlechter sein. 

(Zuruf des Abg. Schwan;, SPD) 

1991 hatten' wir eine Investitionsquote von 17,2 %. Heute 
liegt sie bei ca. 11 %. Dazwischen liegen 6 %. Das ist gewal­

tig. 6 % des H<!ushalts in Höhe vort 22 Milliarden DM sind 
1,3 Milliarden DM, die das Land heute weniger investiert als 
vor acht oder neun Jahren. 

(Schwarz, SPD: Wir haben keine andere Kasse, 
aus der wir zuschießen können! Wir müsseri 

mitdem leben, was wir haben!) 

-Herr Schwarz, das ist nach meiner Meinung die- wesentliche 
Ursache für die Misserf~_lge der Wirtschaftspolitik dieses Lan­
des in den letzten Jahren. Genau das ist auch ein Problem im 

Wirtschafts- und Verkehrshaushalt.-

(Unruhe im Hause­
Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Bracht hat das Wort. 

Abg. Bracht, CDU: 

Die Ausgaben steigen im Jahr 2000 im Wirtschafts- und Ver­

kehrshaushalt überdurchschnittlich, nämlich um über 
100 Millionen DM. Die für Investitionen eingesetzten Mittel 
ste-igen aber nicht n_lir nicht, sie sinken sogar um 15 Millio­

nen DM. Die Mittel werden für Personal und insbesondere 
für Zuschüsse eingeset~t. Das Vorwahljahr lässt grüßen. Im 
Jahr 2001 kürzen Sie -die investiven Mittel Ihres Haushalts um 

weitere 60 Millionen DM. Das ist aus meiner Sicht eine unver­
_antwortfiche Politik. 

(Beifall der CDU) 

Meine Damen und Herren, dies machtsich besonders drama­

tisch im Verkehrshaushalt' bemerkbar. Der investive Anteil 

insbesondere bezüglich der Straßen ist massiv gesenkt wor­
den. Die Zuschüsse wurden insbesondere für den SPNV hoch­

katapultiert. Das Ergebnis dieser Politik ist, dass es-im Landes­
haushalt mittlerweile ein massives Ungleichgewichtzwischen 
dem SPNV und dem Straßenbau gibt. 

(Beifall des Abg. Dr. Rosenbauer, CDU) 

Dieses Ungleichgewidit ist aus unserer Sicht unverantwort­
lich. Ich verstehe nicht, dass das nicht in Ihre Köpfe hinein 
will. Bei den GRÜNEN habe ich in dieser Frage die Hoffnung 

längst a.ufgegeben. Aus unserer Sicht ist in diesem !'unkt 

Hopfen und Malz verloren. Dass sich aber auch die SPD und 

vör allem die F.D.P. dieser objektiv überall im Land feststell­
baren Tatsache verschließen, geht mir nicht in den Kopf. 

Meine Damen und Herren, die Landesstraßen sind· mittler­
weile in einem so desolaten Zustand, dass aus Sicherheits­

grOnd~n massive Geschwindigkeitsbeschränkungen. von 
70 km/h und 50 km/h- an einer Stelle habe ich 30 km/h gese­
hen- eingeführt werden müssen. 

(Schwarz, SPD: Manche wünschen 
das sogar!) 

Das kann doch nicht richtig sein. Die Ursache hierfür ist ein­
deutig. Ich sage es klippund klar: Wer die Landesstraßenbau­
mittel von 1991 von damals 205 Millionen DM im Jahr auf 
89 Millionen DM im Ietzen Jahr reduziert, handelt gegen di~ 
Menschen dieses Landes, 

(Beifall der CDU) 

und er zeigt, welche Bedeutung für ihn die strukturelle Wei­
terentwicklung unserer ländlichen Räume hat- nämlich kei­
ne. 

(B.eifall der CDU) 

Für das Jahr 2000 haben Sie auf unseren bruck hin eine leich­
te Steigerung auf 113 Millionen DM eingeplant. Hierbei han­
delt es sich um einen Betrag, der 2001 wieder auf 98 Millio­
nen DM sinkt. Diese vor dem Hintergrund des desolaten Zu­

stands der Landesstraßen und der Forderung Ihrer eigenen 
Gutachter von 1995 bei weitem nicht ausreichenden Mittel 
kritisiert die CDU seit Jahren. Wir: machen Ihnen daher seriöse 
Fi nanzieru ngsvorschläge. 

(Schwarz, SPD: Was bitte? Jetzt aber 
raus damit!) 

Statt Verbesserungen greifen_ Sie zu plumpen Propaganda­
tricks. Sie behaupten einfach, Sie würden im Jahr ·2000 

200 Millionen DM für den Landestraßenbau bereitstelle·n. Sie 
zähle.n _einfach die Planungskosten für Bundesautobahnem, 

Bundesstraßen und Kreisstraßen -dazu und glauben, __ dass das 

keiner sieht. Das sind immerhin 80 Millionen DM bis 90 Millio­
nen DM pro Jahr. Das geht nicht. So kann man das nicht ma­
chen. 

(Zuruf des Abg. Mertes, SPD) 

• Herr Mertes, hören Sie zu, das ist wichtig. Seit wir Sie im 
-Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr in dieser Frage gestellt -

haben, versuchen Sie andere Wege, die Landesstraßenbauin­
vestitionen hochzurechnen, und zwar zuletzt durch die Zu­

zählung der Landesausgaben für Bundesfernstn3ßen. Das 
geht nicht. Das ist unredlich. Das sollte inan nicht machen. 
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Meine D_amen und Herren, für uns.ist es zwingend, dass die. 
- Mittel für den Landesstraßenbau, aber auch für den kommu­

nalen Straßenbau aufgestockt werden. 

{Beifall der CDU) 

Wir haben deshalb eine Aufstockung um insgesamt maßvolle 
70 Millionen DM beantragt. Eigentlich müsste es viel mehr · 

sein. Die Fin_anzierung soll im Wesentlichen durch die Um­
schichtung vom ÖPNV·und SPNV zum Straßenbau erfolgen. 

Bei einem Niveau von über 700 Millionen DM im ÖPNV.und 

SPNV erscheint es uns gerechtfertigt, zumindest vorüberge­
hend die Mittel nicht weiter aufzustocken. Das ist beabsich­
tigt. Für uns ist es vertretbar, diese nicht weiter aufzustocken, 
den weiteren Ausbau auf dem erreichten hohen Niveau ein­
·~mal konstant zu halten und das erreichte Niveau des SPNV 

. und des ÖPNV im Umd sich festigen zu lassen. 

Bei allen Erfolgen- das wollen wir überh13upt nicht abstrei­

ten; dies.e gibt es; diese akzeptieren wir und erkennen Sie 
auchan-gibt es zahlreiche Strecken, die bei weite~ nicht die 
notwendige Auslastung haben. 

{Zu rufdes Abg. Schwarz, SPD) 

Im Landesstraßenbau könnte m_an ·mit den umgeschichteten 
Mitteln wenigstens einen kleinen Beitrag zum Abbau des von 
Ihnen selbst im .Bau program bezifferten Investitionsstaus von 

753 Millionen DM- Ende.2001 -erreichen. 

Herr Schwarz, Sie wollem uns wieder vorhalten, dass es recht­

lich schwierig oder unmöglich sei, SPNV"Mittel für Landes­
straßen einzusetzen. 

Ich sage Innen: 

(Mertes, SPD: Das ist für Sie 
. kein Problem!) 

1. Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg .. 

2. Das ist. viel wichtiger. Das Regionalisierungsgesetz lässt 
ausdrücklich neben der SPNV-Förderung auch die ÖPNV­
Förderung zu. Ohne Straßen ist nicht nur im ländlichen Raum · 

ÖPNV nicht möglich. Der Herr Minister hat es selbst gesagt. 

(Frau Gr~tzmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Auch in den Städten!­

Schwarz, SPD: Jetztschmeißen 

Sie alles in einen Topf!) 

Wie dem auch sei, wir halten eine Umschichtung für vertret- · 

bar. Wenn ~ie nich~ dieser Meinung_ sind, dann haben Sie die_ 
verdammte Pflicht und Schuldigkeit, andere Ffnanzierungs­
wege zu suchen, damit Straßenbau in Rheinland-Pfalzwieder 

möglich wird. 
(Beifall der CDU) 

So_ jedenfalls kann·es nicht weitergehen, wie es jetzt der Fall. 
ist. 

(Schwarz, SPD: Ich habe vielleicht 
· jemanden, der mir das gibt!) 

Abschließend will ich noch die private Vorfinanzierung im 

Straßenbau. anspechen. Wir haben große Sorge wegen d.er 
Z~kunftsbelastung, die die Landesregierung mit der privaten 
Vorfinanzierung des Landesstraßenöaus aufhäuft, denn von 

·den jährlich zuLVerfügung stehenden Barmitteln für den 

Straßenbau wird ein immer größer werdender Anteil für Zin­
·sen und Tilgung ~us der privaten Vorfinanzierung. benötigt 
und steht ~ür Investitionen nicht mehr zur Verfügung. 

(Schwarz, SPD: Diese Krokodilstränen!) 

.-Hören 'Sie ZU; Herr Schwarz, Sie können noch·etwas lernen. 

Das werden im Jahr 2000 15 bis 161Ylillionen.DM sein. Im Jahr 

2001 werden. es 21,8 Millionen DM sein. ln den Jahren nach 
2001 wird sich dieser Betrag aufgrund der bisherigen Maß­
nahmen verdoppeln. Dann ist die Hälfte der bisherigen Bar­
mittel aufgE;!Zehrt. Das heißt, dass·entgegen·den Versprechen 
der Landesregierung die für die Baukosten noch freien Haus­
haltsmittel weitersinken werden. 

Insgesamt laufen beim Mietkauf von Landestraßen nach dem 
vorliegenden Haushaltsplanentwurf bis Ende 2001 Vorbela­
stungen künftiger Haushalte von sage und schrei~e 1,09 Mil­
liarden DM auf. Rund 1,1 Milliarden DM Vorbelastung Ende 
2001 aufgrundder bisherigen Maßnahmen- das halte ich für 

unverantwortlich. Das können wir so nicht weitermachen, zu­
mal Sie nicht gleichzeitig die Kreditmittel reduzieren. 

(Schwarz, SPD: Das ist unehrlich!) 

Wenn Sie das täten, hätte ich damit keine l?robleme. Aber das 

tun Sie nicht. 

(Staatsminister Bauckhage: Das ist 

unglaublich, was Sie sagen!) 

Deshalb. müssen wir jetzt zu einer Korrektur' kommen. Sie ha­
. bendie normale Kreditaufnahme [Jnd daneben andere Haus­

halte, die die Verschuldung des t.andes in die Höhe treiben 
-alles auf Kosten unserer Kinder. 

(Staatsminister Bauckhage: 
Sie fordernständig mehr!) 

Das geht so nicht. Wir müssen uns zu besseren Lösungen 
durchringen. Meine Damen und Herren,.wirfordern deshalb: 

Alle im Bauprogramm 1998/1999 enthaltenenMaßnalimen, 
denen wir zugestimmt haben -.auch dh:i, die noch nicht be­
gonnen sind _-, sollen noch im Programm der privaten Vorfi­

nanzierung ausgeführt werden. Neue aber s'ollen nicht 11Jehr 
in die private Vorfinanzierung aufgenommen werden. Alle 
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neu geplanten Maßnahmen sollen stattdessen im herkömmli­
. chen Verfahren Ober Barmittel finanziert werden. 

Mit unseren Utnschichtungs~nträgen würd~n die Maßnah­

men in dem Umfang, wie sie nach den Vorstellungen der Re­

gierung in den beiden Haushaltsjahren baumäßig ur_ngesetzt 

werden sollten, natürlich ebenfalls-gebaut werden. Zusätz­

lich stünde(l mit unseren Umschichtungsanträgen erhebHche 
Mittel für weitere Landestraßenbaumaßnahmen zur Verfü­
gung. Wir bitten Sie dringend, im Interesse unseres Landes 

und unserer Menschen so zu verfahren. Damit kämen wir 
-dem Ziel, den Landeshaushalt zukunftsfähjger zu machen, 
zumindest ein kleines S~Ock näher. 

Meine Damen und Herren von der Koalition, ich stimme dem 
Herrn Wirtschaftsminister zu, wenn er die Politik der GRÜ­
NEN als Senlag ins Gesicht der Menschen, vor allem im ländli­
chen Raum, apostrophiert. 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oh,oh,oh!) 

Aber,-lieber Herr Bauckhage, ich habe nachgewiesen, dass es 
. zwingend ist, dass sich auch die Landesregierung überlegt, ob 
ihr Ansatz die Gewähr dafür bietet, dass -man ihr das nicht 
vorwerfen kann. Die CDU ist sich sicher; dass dieser Haushalt 

· in der bish~r vorliegenden Form nicht die Gewähr für eine 
gute Zukunft des Landes, des ländlichen Raums und die Vor­
auss~tzui]g für mehr Arbeitsplätze bietet. Wir brauchen eine 
Wende hin zu mehr Investitionen, aber nicht auf Kosten L{n­
serer Kinder. 

· Vielen_Dank. 
(Beifall der CDÜ) 

Vizepräsident Schuler:-

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Schwarz_ 
das Wort. 

Abg; Schwarz, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herr~n! 
Herr Bracht, am Anfang möchte ich nur zwei Bemerkungen 

zu dem machen, was Sie in Bezug auf einen Zukunftsentwurf 
Ihrer Wirtschafts- und Verkehrspolitik versucht haben darzu­

stellen. Sie haben uns zunächst massiv dafür kritisiert, dass 
wir nicht genügend Finanzierungsreserven haben, um auch 
noc:h den Landesstraßenbau entsprechend Ihren Wünschen 

und Forderungen aufzustocken. Sie kennen die Zwänge, in 

denen sich dieser Haushalt befindet. Sie wissen genau, wie 
schwierig es war, gerade den letzten Punkt aufzulegen -den 

- ' -
Sie für meine Begriffe so ärgerlich diskutiert haben-, um mit-
zuhelfen, dass wir im Straßenbau schneller vorwärts kom­
men. 

(Beifall der SPD und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Erst zu fordern, dass mehr Mittel vorhanden sind, dann diese-
-Mittel dadurch zu kritisieren, dass man sagt, wir verfrüh­
stücken die Zukunft, das halte ich schon für sehr problema­

tisch. Soweit ich:mich erinnere, haben wir das da"!lals ge­
meinsam beschlossen, obwohl wir all_e wussten, in welche 

Zwänge wir uns im Rahmen des Haushalts und im Rahmen 
der Verkehrspolitik bringen. 

(Bracht, CDU: Aber wir sind an einem 

Punk:tang_ekommen, den wir nicht 

mehr mittragen können!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mein Beitrag zu 
dem Thema Wirtschafts- und Verkehrspolitik in unserem 
Land hat das Petitum, mit Ihnen darüber zu streiten, wie 
denn unsere Strategie, die in diesem Haushalt niederge­
schrieben ist, für die Modernisierung dieses Landes aussieht. . -
Ich möchte mich auf fünf Punkte konzentrieren. Das sind zu-
nächst einmal Ausbildung, Weiterbildung und Qualifizie­
rung, das sind die Sicherung und der Ausbau von Beschäfti­

gung; das Ist Innovations- und Technologiepolitik, aber mit 
dem Ziel einer schnellen Übernahme der vielfältigen InnoVa­

tionen in das Produktionssystem; das sind natürlich ,Verkehrs­
. wege und auch Verkehrsanlagen. E~ ist allch die Frage, wenn 
:wir schon Ober Modernisil~rung reden, wie wir auf die Regio­
nen zugeschnitten mitd~m, was wir zur Verfügung haben, in 
Zukunft eine Politik machen können, die der Vielfältigkeit 
unserer Klein- und Mittelbetriebe gerecht wird, also eine an 
der Wirtschaft des Landes Rheinland-Ptatz orientierte Wirt­
schaftsförden.ing. 

Es wird nicht anders gehen, als dass wir uns darauf verständi­

gen, um Vertrauen dafür zu werben, dass diejenigen, die vor 
. Ort damit beschäftigt sind- das sind die Kommunen, das sind 

die Bürger, das ist aber auch die Wirtschaft-, bereit sind, mit­

zugeh~n. Ich möchte im Laufe meiner Rede deutlich machen, 
dass die Wirtschaft Vertrauen in diese Landesregierung hat 
und das, was wir mit dem Haushalt vorlegen,.durchaus als ei­
nen Weg sieht, um für sich selbst und für den Standort 
Rheinland-Ptatz Positives zu entwickeln. 

Wir stellen ganz einfach fest, dass die Rahmenbedingungen, 
die derzeit i_n Berlin durch die Steuerreform geschaffen wer­
den, eine_ Chance für eine offensive Wirtschaftspolititk auf­
zeigen, wie .das Land sfe immer betrieben hat. Wir wissen, 
dass die Wirtschaft langsam in Schwung kommt. Wer jetzt die 

Zeitungen aufschlägt und liest, wfrd feststellen, dass alle 

Wirtschaftsfachleute, inzwischen auch aus der Industrie, ei­
nen Produktionsanstieg von mehr als 3% prognostizieren. 

Dazu wird es natürlich erforderlich sein, dass wir den Weg, 

den die Bundesregierung vorgeschlagen hat, konsequent ge­
hen. Es wird darum gehen, dass die Lohnnebenkosten weiter 
sinken. 

(Beifall des Abg. Kuhn, F.D.P.) 
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Es wird dar~m gehen, was viele in der Wirtschaft imme~ wie­
der sagen, dass von dem, was sie erwirtschaftet haben, auch 
etwas im Unterneomen bleibt, damit man investiereA kann; 
Ich- glaube, dass die vorgezogene Stufe der Einkommensteu­
erreform nicht nur den Unte~nehmern bei der Bewältigung 
ihrer Probleme, sondern auch den Arbeitnehmern und ihren 
Familien nachhaltig helfen wird. 

'L~ssen Sie mich nun zu dem Thema .,Bildung, Ausbildung, 
Weiterbildung" kommen. ln diesem Hause besteht ein gro­
ßer Konsens darüber, dass menschliches Wissen und Können 
ein Schlüsselfaktorfür den Qualitäts- und Innovationswettbe­
werb sowohl für· die Unternehmen als auch für jeden Einzel­

·nen 1st. Das heißt, ein wichtiger Punkt in diesem Haushalt ist, 
dass die schulische Allgemeinbildung, die berufliche Erstaus­
bildung und 9ie Weiterbildung besondere Priorität genießen. 

(Beifall der SPD) 

Wir sind der Meinung, dass das wichtige Zukunftsinvestitio­
nen sind. Lassen Sie mich nur ganz ·kurz darauf hinweisen, 
weil es einfach dazu!;Jehört- dazu hat Herr Bracht nichts ge­
sagt-, wie erfolgreich diese L.andesregierung das gro~e Pro­
blem der Ausbildung in diesem Land behandelt.hat. 

(Bracht, CDU: Die Wirtschaft 
viel mehr!) 

- Selbstverständlich, die Wirtschaft. Aber ~ie wissen ganz ge­
·nau, dass dazu auch Rahmenbedingungen gehören, dass da­

- zu Vertrauen gehört. Dieses Vertrauen hat die Wirtschaft in 
die Lanaesregierung. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Das macht die Steigerung von 3 % gegenüber dem Vorjahr 
deutliCh. Wissen Sie, wenn man den Sch~itt nimmt, dass wir 
von 1996 zurückrechnen, dann sind wir sogar mehr als alle 
anderen Länder erfolgreich. 

(Starkes Rauschen im Lautsprecher­
Zurufe aus dem Hause) 

- Entschuldigung.lch entschuldige mich dafür, dass ich den ei- _ 
nen oder anderen geweckt habe. 

Meine sehr _verehrten Damen und· Herren, wir haben in dieser 

Zeit 13,3 %zugelegt, während es im ~undesdurchschnitt nur 
9 %·waren. Was aber für dieses Land besonders interessant 
und besonders wichtig ist: Sie wissen, 1997 wurden rieue IT­
Berufe geschneidert. - Gerade in Rheinland-Pfalz haben sich 
in vier dieser Berufe- natürlich auch, weil gegenüber den jun­
gen Leuten deutlich-gemacht wurde, dass Rheinland-Pfalzein 
wichtiger Standort für neue Technologien und Kommunika­
tionstechniken ist - gegenüber dem Vorjahr 13,1 % mehr 

Ausbildungsbetriebe und Ausbilder bereit erklärt, diesen 
Weg zu gehen. Das ist Standortpolitik. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich möchte auch gleich das Argument, d~s Herr Rieth bringen 
wird, ansprechen, dass wir immer noch zu viele haben, die 
nicht_ in Ausbildung kommen. Selbstverständlich haben wir 
immer- noch zu viel. Es sind immer noch rurid 1 600 Jugendli­
che. Wir haben es aber mit den Initiativen gesch<)fft, die auch 
dieser Haushalt wieder zeigt, gegenüber dem Vorjahr das, 
was nicht vermittelt werden konnte, um- 1-8% -zu senken. Das 

- sind Dinge, über die man reden muss, wenn man davon aus­
geht, Zukunftsfähigkeit mit einem Haushalt für diesen Stand­
ort zu konzipieren. _ 

Natürlich wird es erforderlich sein, dass alle diese Initiativen, 
die die Landesregierung derzeit betreibt, die in den Regionen 1 

betrieben werden, die jeder Einzelne von uns betreibt, offen­
siv weitergeführt werden müssen; denn wir werden weiter­
hin eine Steige'run~ der Zalil von Jugendlichen haben, die auf 
den Ausbildungsmarkt drängen. Natürlich geht es darum, 
dass der ovale Tisch seine Initiativen weiterführt. Natürlich 
wird es darum gehen, dass wir weiter dafür werben, dass der 
Übergang aus der überbetrieblichen Ausbildung weitergeht 
~das haben wir jetzt bei dem Jugendsofortprogramm -, dass 
aus dieser überbetrieblichel') Ausbildung mehr Jvgendliche in 
eine betriebliche Ausbildung überführt werden. Pas heißt, 

·wir werden doppelte Anstrengungen machen müssen, weil 
durch das Sofortprogramm ein großer Teil bisher-nur eine 

·einjährige überbetriebliche Ausbildung begonnen hat. 

Es wird darum gehen, dass wir die Kooperation - darüber 
wird auch diskutiert und philosophiert- zwischen dem Lern­
ort Schule und dem Lernort Betrieb verbessern. Es gibt Mo- ' 

_ delle, die dies .im allgemeinbildenden Schulbereich bereits 
aufgreifen. Wir haben bei. uns im Norden _zwei Duale Ober­
schulen. Wir versprechen uns von diesen D.ualen Oberschulen 
einen Weg, der es möglich macht, mögli~hstschnell---

(Dr. Gölter, CDU: Netzwerk! Es heißt 
an dieser Stelle immer Netzwerk!) 

-Lieber Herr Dr. Gölter, ich bin Ihnen sehr dankbar für dieses 
Stichwort .,Netzwerk"; denn das ist auch etwas, w~s dabei 
wichtig ist. 

(JJr. Gölter, CDU: Ja!) 

- Herr Dr. Gölter, diese Netzwerke müssen weiter ausgebaut 
werden. 

(Dr. Gölter, CDU: So ist es! Es wäre schlimm, 

wenn das heute nicht käme!) , 

- Wissen Sie, es macht mir sehr viel mehr Freude, Sie jetzt 
do~ sitzen zu sehen, als Sie hier vorne erleben zu müssen, 
wenn Sie hä~en reden müssen. Ich habe-ein ganz k_h:!in biss-
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chen darüber nachgedacht, um Gottes willen,-wie viel schau-
. spielerisches Talent muss ich heute aufbringen, um ihm ent­

gegenzustehen. Ich bin heute angenehm überrascht worden. 
Sie haben das heute mit sehr viel weniger Theatralik ge­
macht. 

(Bracht, CDU: Noch steigerungsfähig!­
Dr. Gölter, CDU: Abe·r inhaltliche 

Aussagen sind das alles nicht!) 

-Wissen Sie, das ist Standpunkt, Herr Dr. Gölter. Herr Bracht 

.hat eben darauf hingewiesen- er hat im Grunde genommen 
das Gleiche gemacht, was Herr Böhr hier schon einmal ge­
macht hat-, dass man natürlich eine Statistik, wenn es um Be­
schäftigung und Arbeitsplätze geht, so biegen· kann, wie man 
es möchte. 

(Frau Ko.hnle-Gros, CDU: Ja, genau!­
Bracht, CDU: Von verschiedenen· 

Seiten betrachten!) 

Wir_brauchen ganz einfach auch ein bisschen Ehrlichkeit. Fakt 

ist doch, dass praktisch im ,vierten Quartal 1997- das ist ei­
gentlich so der Knackpunkt gewesen- plötzlich in Rhein land-. 
Pfalz die Beschäftigung und die Zahl der sozialversicherungs­
pflichtig Beschäftigten ansprang, zwar wenig, es waren nur 
700, also 0,1 %, aber wenn Sie im Vergleich dazu den Bund 
ansehen, dann sind diese ein ganzes Jahr später in die Pötte 
gekommen als wir in Rheinland-Pfalz. Das hat aucb.etwas mit 
Wirtschaf:tspolitik zu tun. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Werin Sie dann ehrlich sind, dann müssen Sie diesen Knack-
. punktzugrunde legen, wenn'Sie über Zahlen reden, die im 

Land gewirkt haben; denn bis dahin- das war auch das Er­
gebnis einer Wahl im Jahr 1998- ging es eigentlich immer.nur 
auf dieser schiefen Ebene nach unten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn wir dazu 

auch noch die Zahl der Erwerbstätigen in diesem Land hinzu-. . 
,rechnen, bei der auch die Selbstständigen mit eingeschlosser 
werden, dann sind wir auch da in Rheinland-Pfalz Spitze. Sie 

können das jetzt abstreiten, aber nehmen Sie die Zahlen von 
diesem Knackpunkt. Wir haben seit diesem Zeitpunkt 11 000 
mehr Erwerbstätige. Das sind 2,3 % mehr. Vergleichen Sie im 

gleichen Zeitraum den Bund. Dort sind es nur 0,3 %. Das ist · 

ein Beweis erfolgreicher Wirtschaftspolitik. 

(Be!ifall der SPD und bei der F.D.P.). 

Wissen Sie, dieser Erfolg wird noch viel deutlicher, wenn Sie 
Ihre Länder, die Sie immer so auf dem Tablett hin- und her-­
schleppen, Bayern und-Baden-Württemberg ---

(Bracht, CDU: Habe ich das gemacht?) 

-Nein, aber mein Freund hat das immer gemacht. 

(Bracht, CDU: Das haben Sie gehofft!) 

Mein Freund hat das immer gemacht. Der hat sie immer hier 
herumgeschleppt . 

Wenn wir diesen Zeitraum betrachten, dann ist das in Bayern 
um 1,6 % und in Baden-Württemberg um 0,9 % zurückge­
gangen. Das heißt doch, dass wir mit dem, was in diesem 
Land an Wirtschaftspolitik gemacht wird, auf dem richtigen 
Weg sind- wenn er die ganze Zeit auch schwer war, aber er 
war richtig. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in Sonntagsreden 
wird immer darüber philosophiert, wie wichtig das Hand­
werk, der Mittelständler und die jungen Unternehmen für 
unser Land-und für diesen Standort sind. Wenn Sie sich den. 
Haushalt ansehen, werden Sie sehe·n, dass dieser Haushalt 
zielgerichtet diesmal sowohl dem Handwerk besonders zu­
gute kommt als auch alle Möglichkeiten gibt, wenn junge 
Unternehmer ins Geschäft wollen oder Mittelständler ihre 
Produktion verändern o~er ausweiten wollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Diskussion 
um Existenzgründung und Selbstständigmachen, und dann 
geht man wieder in Konkurs und meldet wieder ab, ist un­
wahrscheinlich spannend. Wir wissen alle, dass im Grunde ge­
nommen von denen, die sich in die Selbstständigkeit bege­
ben, nur 5 % wirklich mit innovativen Gründungen auf den 
Markt gehen. Die übrigen 95 % sind Unternehmer oder Un­
ternehmerinnen, die vielleicht nur kurzfristig etwas machen, 
die ganz einfach in das Geschäft hineing~hen und es für eine 
Zeit betreiben, es vielleicht auch gar nicht ganz betreiben 
wollen. Das muss man sehr differenziert betrachten. 

Aber eins ist natürlich wichtig, allein das Klima, dass sich 
Menschen auf den Weg machen, dass sie zunächst einmal ei­
ne Gründung machen, ist wichtig. Da sind wir in Rheinlal)d- . 
Pfalz in der Bundesrepublik Deutschland mit 9,6 % Steige­
rungsrate auch vorn. Wenn Sie Westdeutschland nehmen, 

-sind das knapp 8 %. Das ist Klima. Herr Bracht; wie viel da~n 
übrig bleibt, darüber können wir reden. 

(Bracht, CDU: Das ist auch 

abhängig vom Klima!) 

-Ja, aber zunächst muss einmal Klima vorhanden sein, um es 

zu machen oder machen zu wollen. 

(Beifall pei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, neben der konkre­
ten einzelbetrieblichen Förderung oder der Förderung für 

Regionen ist_es natürlich auch wkhtig, dass für die Moderni­
sierung der Wirtschaft die Förderung von Innovationen ein 
breites Feld ist, das heißt, es i~t wichtig, um den Wohlstand, 

den wir in diesem Land haben; zu sichern, und es ist wichtig, 

dass wir die Arbeitslosigkeit bekämpfen. Aber dafür ist es na­
türlich erforderlich, dass wir uns auch darauf verständigen, 

dass Güter, Dienstleistungen auf die Märkte gebrac)lt wer­
de.n. Es nützt überhaupt nichtS, wenn wir darüber philoso-· 



7764 Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -103. Sitzung, 21~ Januar 2000 

phieren, wie das sein soll, sondern wir mOssen es auc~ schaf­
fen; diese Innovationen möglichst schrie II umzusetzen und 
damit-auch Standortsicherung zu betreiben. Nur dann wird es 
auch_ möglich sein, das, was mit .Nachhaltigkeit diskutiert 
wird, konsequent umzusetzen. 

-
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wirtschaftliche In-
novation ist auch ein komplexer sozialer Prozess. Die Beschäf­
tigten, ihre Qualifikation und ihre Motivation_ sind erforder­
lich und müssen im Arbeitsprozess eingesetzt werden, um mit 

der Umsetzung einer Innovation erfolgreich sein zu können. 

Es wird erforderlich-sein, dass wir immer noch darauf hinwei­
sen und appellieren müssen, dass moderne industriepoliti­
sche Strategien sehr viel vom Einzelnen,_ auch vom Unterneh­
mer, von den ganzen Unternehmen an_ Lernfähigkeit abver­
langen. Wir können Unternehmen nur ßann weiterent­
wickeln, wenn- diese Lernfähigkeit, dieses Sich-Neuem-zu­
_wenden, auch entsprechend angenommen wird. Wir haben·_ 

- das ist mit den Handwerkern ~or Ort besprochen - in Ab­
stimmung mit dem Minister dafOr gesorgt, dass·wir zunächst 

einmal mit dem Technologietransfer in das Handwerk mit ei­
ner Festlegung von 500 000 DM einen Hinwe_is geben wollen. 
Damit bekommt das Handwerk einen Ansatz, den wir in Zu­
kunft, wenn er denn greift, auch massiv fortsetzen sollten. 

Meine sehr verehrten Damen und Her!:_en, ich möchte mit der 
Innovation noch zwei Schritte weit~rgehen, weil ich sage, In­
novation- ist Zukunft. Wissen Sie, Informations- und Kommu­
nikationstechniken sind heute vyi~htig. Wir' können uns all 
diesem nicht mehr entziehen. Das Land fi>rdert die Nutzung 
und Verbreitu'ng moderner 1- und K-Techniken durch Modell­

projekte. Das Rheinland-Pfalz-Netz ist ein wichtiges Angebot 
hierfOr. Ich verstehe die Diskussion um die Kleinigkeiten, die 
damit zusammenhängen. NatOrlich ist ein solcher Komplex 

J]iCht so einfach zu handhaben, wie einen Kinderwagen zu 

schieben: 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

- FOrmich war es leicht, einen Kinderwagen zu schieben; 

(Zurufe aus dem Hause: Oh !} 

Ich meine nur, wir mOssen· dafOr Verständnis haben. Es geht 

darum, dass Sie alle mitwirken. Es ist überhaupt nicht hilf-
reich, wenn diese Mängel, die Kleinigkeiten sind, dann zu ei-

nem Popanz aufgebaut werden. 

Sie wissen alle- Herr Mittler, ich gehe davon aus, dass Sie sich 

dazu äußern werden-, ~ass das Rheinlan~-Pfalz-Netz das An­
gebot in der Bundesrepublik _ist Lind wir Oberall fOr das benei­
det werden, was das Land ge~acht hat. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich komme jetzt zu dem Thema, das Herr Bracht im Rahmen 
seiner Straßen" und. Finanzierungspolitik relativ stark behan-

delt hat. Wissen Sie,. ich halte Oberhaupt nichts davon, wenn 
-wir eine Verkehrspolitik so betreiben, dass wir nur auf die 
Straße zeigen. Wissen Sie, Verkehrspolitik muss-sich um Ver­
kehrswege und Verkehrsanlagen kümmern. Es geht darum; 
dass in einer Region all das for die Wirtschaft genutzt wird, 
was an Möglichkeiten vorhanden ist. 

(Bracht, CDU: So ist es!) 

Ich bin der Meinung, dass es wenig innovativ ist, darüber 

nachzudenken, wenn man zum Beispiel Schienenstränge 
oder andere Dinge hat, noch wichtige Straßenausbaumaß­
nahmen vorzunehmen. 

Wissen Sie, ich- Entschuldigung-, der Herr Minister und ich; 

(Heiterkeit im Hause­
Zuruf des Abg. Schöneberg, CDU) 

kommen aüs einer Region, die weitaus "gebeutelter~' ist, als 
manche andere Region in diesem Land. Sie können sich vor­
stellen, dass ·wir ein massives Interesse daran haben, dass un­

ser Straßennetz den Möglichkeiten, die die Wirts~haft sucht, 
auch gerecht wird. Nur! ich habe am Anfang schon einmal ge-

- sagt, ich, er, wir alle haben kein Geld dafOr. Wenn Sie es ver­
dammt noch einmal irgendwo haben, dann legen Sie es da­
hin. Dann nehmen wir es. 

- (Beifall der SPD und der F.D.P.­
Zurufe aus dem Hause) 

Verehrter_Herr Bracht, Sie haben darüber_gesprochen, dass 

_ der finanzielle Rahmen, den wir für den Landesstraßenbau 
gesetzt haben, nach Ihrer Meinung zu gering ist. Sh~ haben 
da-nn darauf abgehoben, dass sich der Bereich ÖPNV und 

SPNV massiv nach oben entwickeln worde. -Sie kennen doch 

die Zahlen. Sie haben abgefragt, welche Möglichkeiten wir 
aus Bundeszuweisungen haben, um dieses "Ding" zu bedie­

nen. l_ch will gleich mit diesen RegionalisierungsmitteJn· an· 
fangen. 

Ich warne jeden, dort Begehr!ichkeiten zu_ wecken. Bei den 
Tendenzen im Bund- das sind Ihre Kolleginnen und. Kollegen 
in Berlin genauso - sind wir in dem Augenblick; in dem wir 

auch nur 1 Million DM nehmen und in den Straßenbau ge­

ben, beim nächsten Haushaltsansatz mit dem Bund "quitt". 
·Dann wird uns gesagt, F-reunde, wir: haben e1-1ch dies für die 

Regionalisferung der Bahn, der Schiene, den ÖPNV, der als Er­
sätzverkehr da ist, gegeben. Aber wir haben euch dies nicht 
gegeben, um Straßen zu bauen. Wenn Sie den Haushalt des 
Landes weiter schmälern wollen, auch im Verkehrsberei.ch, 
und die guten Ansätze, die Sie selbst gelobt haben, kaputt­
machen wollen, dann mOssen Sie Ihre verrückte Diskussion_ 

-- ~ . I 

um die Regionali~ierungsmittel weiterführen. 

(Beifall der SPD und bei der F.D.P.-­

Zurufvon der SPD: Richtig!­
Zuruf des Abg. Bracht, CDU) 
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Zum Straßenbau: Sie wissen genau, dass uns der Bund 1997 
die Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzmittel um 
114,3 Miliionen DM gekürzt hat. Hätten wir die 114,3 Millio­
nen DM, könnten wir auch viele dieser Wünsche, die von vie­
len Kollegen so vorgetragen werden, im Straßenbau realisie­

ren. 

(Zuruf des Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Herr Rieth, ich weiß, Sie schütteln den Kopf: Das ist mir aber 
egal. Trotzdem würden damit Straßen gebaut. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Problem, das 
die CDU mit ihren Anträgen hat, macht mir unwahrscheinlich 
viel Freude. Ich habe dies gerade gesagt. Die CDU hat neben 
der Kürzung der Regi_onalisierungsmittel noch zwei weitere 
Punkte vorgeschlagen. Sie will 10 Millionen DM aus den Zu­
weisungem für kommunale und private Verkehrsträger 
- ÖPNV und SPNV- nehmen. Das ist..eine feine Sache. · 

·Ich sehe meinen Kollegen, Herrn Dr. Rosenbauer, nicht. Viel­
leicht ist er deswegen nicht anwesend. Aber der junge Mann 
müsste all seine .,Großkotzigkeit einkehren", weil damit 
dann auch nicht die Park-and-ride-Anlage in Kirchen gebaut 
werden könnte; 

Herr B"racht, diese wäre auch .,quitt". 

Man muss sich überlegen, was man vor Ort fordert und was 
man im Landtag beschließen will. Ein bisschen· Ehrlichkeit 

muss auch dort sein. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
Zuruf des Abg. Bracht, CDU) 

Dann gibt es noch diesen Titel- den hat man beim ÖPNV auch 
in Angriff genommen- für die Investitionen im SPNV. Ich mei­
ne den Titel, der auch noch mit Landesmitteln unterl~gt ist. 
Wenn Sie der Überzeugung sind, dass Regionalisierungsmit­
tel durchaus für Straßenbau .,abgekehrt" werden können, 
dann frage ich mich, warum Sie dieser Konsequenz nidittreu 
bleiben, wenn Sie bei diesem Titel nur die Landesmittel .,ab­
kehren'.'. Da können SiE~ doch die Regionalisierungsmittel mit 

.,abkehren". D~nn hätten Sie n;ch mehr Geld gehabt. Ich fin~ 
de es nicht in Ordnung, wie Sie versuchen, die Finanzierung 
für den Straßenbau herzustellen. 

Herr Bracht, dies ist scheinheilig.· 

·(Beifall der SPD und des 
Abg. Kuhn, F.D.P.) 

Es ist scheinheilig, hierher zu kommen und Vorschläge zu ma­
chen, die Sie draußen anders unterbreiten. 

(Bracht, CDU: Falsch!) 

Zu diesem· Punkt: Es liegen Briefe aus Kaiserslautern vor. Dort 
_hat die CDU gemeinsam mit ihren Koalitionspartnern gegen 
die Stimmen von SPD und F.D.P. dafür gestimmt, die City­
bahn, die Stadtbahn, die Lautertal bahn, mit 24 Millionen DM 
zu aktivieren. Sehen Sie;dem muss man auch gerecht wer­
den. Man kann nicht den Leuten vor-Ort erklären, macht das 
ruhig einmal mit den 24 Millionen DM, wir werden schon da­
für sorgen, dass im Landeshaushalt hierfür keine Mittel vor- _ 
handel'} sind. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
Schweitzer, SPD: So ist es!) 

Meine-sehr verehrten Damen und Herren, ein Lieblingsthema 
von mir- solange ich im Landtag bin- ist eine stark.e regiona­
le Strukturpolitik, weil ich nach wie vor der Meinung bin, wir 
werden mit allem Schiffbruch erleiden und werden kaum et­
was erreichen, wenn wir die Akteure vor. Ort nicht in unsere 
Themen einbinden und unsere Akteure davon überzeugen, 
d~~ das, was da gemacht wird, von u~s getragen, unter­
stüt~t, aber auch, wenn es darum geht;" mit finanziert wird . 

. Hierzu muss man sagen,_~ass zwischenzeitlich - es gibt kaum 
noch Kritik, im Gegenteil, nur· noch Lob -· alle Institutionen, 
die unter dem Dach der ISB sind, draußen im Land einen.ho-­
hen Stellenwert haben. Sie werden massiv in Anspruch ge­
nommen. Der Erfolg zeigtsich dort .. 

Zwischenzeitlich läuft auch "die RIM. Dazu muss ich sagen, bei 
uns in der Region versucht sie mit uns, zwei alte Brachen wie­
der nutzbar zu machen. Das hilft der Region, Arbeitsplätze zu 
schaffen.· 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben einen 

realtiv schwierigen Weg vor uns. Ich gehe davon aus, d<!ss die­
ser schwierige Weg eigentlich nur gelaufen und gegangen 
werden kann, wenn wir versuchen, die im_jetzig_en Haushalt 
angesetzten Maßnahmen konsequent durchzusetzen. Dazu 
brauchen wir letztlich auch Ihre Hilfe; denn Sie sitzen alle vor 
Ort in irgendwelchen Parlamenten, in denen diese Entschei­
dungen mitgetragen werden müssen oder vielleicht sogar in­
itiiert werden müssen. 

Es gibt ein paar Punkte, die im Rahmen dieser Haushaltsbera­
tungen auch für das, was Zukunft ist, wichtig sind. Wir brau­
chen eine effizientere Zusammenarbeit zwischen Universitä­
ten und den Forschungseinrichtungen der Wirtschaft. Die Dis­

kussionen um die Fördersysteme müssen überprüft werden. 
Wir müssen dazu kommen, dass Fördersysteme schnellergrei­
fen und Marktanreize schaffen. Der Bereich der Bürgerinitia­
tive ist ein Beispiel, wie so etwas gemacht werden kann. 

Dadurch, dass wir das Thema Innovationsassistenten weiter­
verfolgen, wird es fürdie Zukunft wichtig .sein, dass das Wis­
sen aus den ·Universitäten und Fachhochschulen mit denen 
vor Ort diskutiert wird und zur. Stützung einzelner Betriebe 
und zur Stützung von Standorten eingebracht wird. 

"Die Existenzgründerlehrgänge sind Beiträge dazu, um die 
derzeitige Quote zurückzufahren. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir setzen auf die 

innovativen Köpfe in den Unternehmen, den Universitäten, 

den Forschungseinrichtungen und Schulen, dabei mitzum~­
chen, dieses Land vorwärts zu bringen. Mit dem Einzelplan 08 

~haben wir ein wirksames Instrument. Wir habery alle Chan-

cen. Wir sollten sie nutzen. 

Vielen Dank. 
(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Meine Damen und Herren, bevor ich Herrn Kollegen_ 

Dr. Rosenbauer das Wort zu einer Kurzintervention erteile, 

gestatten Sie mir eine Bemerku!1g. 

Jch s'chätze sehr die Sprache, die jedermann versteht, aber 

dennoch sollten wir uris bei der Wortwahl in diesem Hause 

verantwortlich zeigen, wie wir damit umgehen: "Großkotzig­

keit'' ist kein Wort; das man in einer Debatte unbedingt ge~ 
brauchen muss. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Herr Dr. Rosenbauer, Sie haben das Wort. 

(Zuruf des Abg. PÖrksen, SPD) 

Abg. Dr~Rosenbauer, CDU: . 

. Herr Präsident, mefne sehr geehrten Damen und Herren! Ich. 
möchte zur Klarstellung bezüglich der Park-and-ride-Anlage 

in Kirchen etwas sagen. Es gibt keine Veröffentlichung, keine 

Zeitung, in der ir!:Jendwo mein Name zu diesem Projekt er­
scheint. Das geschieht nicht ein einziges Mal. Auch ich habe 

m'ich in der Presse zu diesem Thema noch nicht ein einziges 
Mal geäußert. Andere aus dem Wahlkreis haben das berei:ts 
.getan. Insofern weiß ich ·überhaupt nicht, wie man dazu ~ 

kommt, zu sagen, dass ich dieses Thema aufgreife. Allerdings 

handelt es sich vor Ort um einen CDU-Bürgermeister, der das 
Thema bewerkstelligt. 

(Zuruf von 'defSPD) 

-Herr Schwarz, ich bin gewohnt,_ dass Sie m1ich zu Hause im 

Wahlkreis öfters beleidigen .und sich mit ehrabschneidenden . 

Dingen beschäftigen. Dass Sie aber diese Diskussion hier im 

Landtag fortführen wollen, schadet nicht nur der Demokra­

tie, sondern uns allen. Ich glaube; das ist kein Stil, wie wir mit­

einander umgeh.en sollten. Ich de-nke nur an die Diskussion 
von vorgestern. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Zu einer Erwiderung erteile ich Herrn Kollegen Schwarz das · 

Wort. 

Abg. Schwarz, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 

bin Herrn Dr. Rosenbauer dafür dankbar, dass er an dieser 
Stelle deutlich macht, dass er nicht hinter der Park-and-ride­

Anlage in Kirchen steht .. 

Ich nenne e!nen zweiten Punkt. Ich fordere Sie auf, mir zu sa­
gen~ wannich in der letzten Zeit Oberhaupt mit Ihnen irgend­

etwas---

(Zuruf des Abg. Dr. Gölter, CDU) -

-Er hat gesagt, dass ich das im Wahlkreis mache. 

(Zuruf des Abg. Dr. Gölter, _<:DU) 

-Das ist ein anderer Punkt. 

Ich fordere sie auf, deutlich zu m_achen, wann Ich Sie im WCJhl­

kreis angeg~ngen bin.-

Herr Präsident, ich weiß, dass "Großkotzigkeit"·-kein parla~ 

mentarischer A·usdruck ist. Wissen Sie, manche Dinge gehen 

einem im Kopf herum, und dann rutscht einem ein solches 
Wort schon einmal heraus. Ich werde mich heute nicht mehr 

mit einem solchenAusdruck dazu äußern. "Großkotzigkeit" 
ist vielleicht auch ein bisschen übertrieben. 

Vizepräsident Schuler: 

Herr Kollege Schwarz, vielen Dank für die Klarstellung. 

Ich erteile Herrn Kollegen---

. (Zuruf von dem BÜNDNIS 90/DIE.GR:ONEN) 

- Herr Kollege Rieth, wir haben folgendes Problem: Sie und 
Frau Kollegin .Kiltz möchten hintereinander sprechen. Aber 
Herr Kollege Heinz hat sich zunächst zu Wort gemeldet. Ich 

bitte Sie---
' 

. (Zuruf von dem BÜI\IDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir müssen dann unterbrechen. • 

(Zuruf des Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Ja, gut, dann können Sie nicht hintereinander sprechen. 

Ich erteile Herrn Kqllegen Heinz das Wort. 

Beide wollen hintereinander sprechen. 

(Zuruf des Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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- Herr Kollege Rieth, nein, es geht nur, wenn Sie den Weg ver­
lassen, dass Frau Kollegin Kiltz _unmittelbar nach Ihnen 
spricht, dann geht das. 

Herr Kollege Heinz, Sie habim das Wort. 

Abg. Heinz,F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Be­
vor ich auf den Haushalt im Einzelnen zu sprechen komme, 
möchte ich mich zunächst bei dem Herrn Wirtschaftsminister, 
der im Augenblick unterwegs ist, 

(Zuruf von der CDU: Er verlässt 
uns gerade!) 

für die klare und transparent gestaltete Haushaltsplanung 

bedanken. 

Meine Damen und Herren, es hat sich schon das zweite Mal 

im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens bewährt, 
die Beratungen auf der Basis politischer Schwerpunkte zu 
führen. Die einzelnen Schwerpunkte sind klar herausgestellt. 
Sie sind nachvollziehbar und üoersichtlich gestaltet. 

Wir meinen auch, dass sich die vor drei Jahren eingeführte 
Budgetierung im rheinland-pfälzischen Landtag bestens be­
währt hat. Das Ersetzen der kameralistischen Systeme durch 
die Budgetierungbilligtjeder einzelnen Dienststelle mehr Ei­
genverantwortung und mehr Flexibilität zu. Wie die Erfah­
rungen gezeigt haben, konnten von den einzelnem Fachab­
teilungen hierdurch doch beachtliche Einsparungen erwirt­
schaftet und erkennbar dargestellt werden. Entscheidend 
hierfür dürfte unter anderem gewesen sein, dass das früher 

immer wieder angetroffene Phänomen des so genannten De- -
zemberfiebers nun ausbleibt, was in früheren Haushaltsde­
batten auch sehr oft kritisiert wurde. 

-weiterhin sieht man, dass die einzelnen Abteilungen inner­
halb der Verwaltung doch verantwortlich, maßvoll und. vor­

ausschauend wirtschaften können, was in den einzelnen Posi­
tionen heute viel besser nachvollziehbar ist. Hier bewahrhei­
tet sich wieder einmal ejn liberaler Grundsatz, dass man je­

dem Einzelnen ein größtmögliches Maß an Eigenverantwor­
tung zugestehen kann. Alles in allem ist die Budgetierung ei­
ne gute und sinnvolle Sache. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Trotz aller Sparmaßnahmen, die die Landesregierung auf­
grund knapper Kassen bei der Einbringung des Doppelhaus­
halts zu vollbringen hatte, kann ich für meine Fraktion sagen, 

dass wir mit dem Haushaitim Bereich Wirtschaft und Verkehr 
einverstanden sind und damit auch in den nächsten beiden 
Jahren zurechtkommen werden und haushalten müssen, 

auch wenn wir uns manchm<ll bei der einen oder andf!ren Po­
sition noch etwas mehr Masse gewünscht hätten. · 

· Ich möchte auch in diesem Zusammenhang sagen, dass die im 
Bericht des Rechnungshofs angesprochenen Positionen teil­
weise hilfreich und zweifelsohne auch da und dort zu günsti­
geren und ·sinnvollen Sparmaßnahmen beigetragen haben. 
Dies gilt für alle Häuser. 

Meine Damen und Herren, als positiv ist im zu verabschieden­
den Haushalt die budgetäre Ausstattung auch im Verkehrs­
bereich zu bezeichnen. Hierdurch wird es weiterhin möglich 
sein, die ausgewogene Verkehrspolitik dervergangenen Jah­

re, die auf ein erfolgreiches Zusammenwirken von Schiene, 
Straße, Schifffahrt und Luftverkehr setzt, fortzusetzen. Gera­
de in einem Flächenland wie Rheinland-.Pfalz ist räumliche 
Mobilität ein gesellschaftliches Grundbedürfnis.Deshalb ist 
es sinnvoll, den öffentlichen Personennahverkehr auszul(lfei" 
ten, aber auch die Verkehrswege, einschließlich ihrer Schnitt­
stellen, weiter auszubauen. Alleine für den Schwerpunkt öf­
fentli.cher Personennahverkehr und Schienenpersonennah­
verkehr sind im Doppelhaushalt 1,5. Milliarden DM vorgese" 

hen. 

Als Erfolg rheinland-pfälzischer Verkehrspolitik hat sich der 
im Jahr 1994 ins. Leben gerufene .,Rheinland-Pfalz-Takt" ent­

wickelt. So konnte auf Landesebene der Trend, vorhandene 
Schienenstrecken stillzulegen, umgekehrt werden. Gleichzei­
tig wurde eine breite Akzeptanz des Schienenpersonennah­
verkehrs in der Bevölkerung erzielt. Ich bin der Meinung, um 
die Akzeptanz der Bevölker_ung zu erhalten, müssen wir ge­
meinsam daran arbeiten, das bestehende hohe Qualitätsni­
veau des .,Rheinland-Pfalz-Takts~< auch in Zukunft zu erhal­
ten und fortzuschreiben. Deshalb haben die Koalitionsfrak-_ 
tionen SPD und F.D.P. für die heutige DeJ:>ati:e einen Ent­
schließungsantrag zur Weiterentwicklung des .,Rheinland­
Pfalz-Takts" eingebracht. 

Des weiteren spreche ich exemplarisch für den Fortschritt im 
Schienenverkehr den Neubau des !CE-Bahnhofs in Montabaur 
an. Nach der Fertigstellung der ICE-Neubaustrecke Köln -

Rhein-Main- etwa im Jahr2002- kann man dann von Monta­
ba ur aus in kürzester Zeit Ballungsräume im Rhein-Main­
Gebiet an pendeln. 

Meine Damen und Herren, in Rheinland-Pfalz, vor allem 
durch den ländlichen Raum geprägt, kommt dem Straßenbau 

"naturgemäß eine besonders wichtige strukturpolitische. Be­

deutung zu. Die beiden Vorredner haben dies ber~its an·ge­
sprochen und teilweise auch- stark gefordert. Wir sind der 

Meinung, dassder Haushaltsansatz diesen Forderungen auch 
_diesmal wieder Rechnung trägt. Trotz der angespannten 
HaushaltSlage werden für den Landesstraßenbau mehr Mittel 

als im Vorjahr zur Verfügung gestellt - wenn auch immer 

noch nicht genug. Wenn man aber Haushaltsansätzeschafft, 
muss man auch im Rahmen.der gegebenen Möglichkeiten be­

reit sein, die Ansätze zu akzeptieren und daraus das Beste für 
diesen Positionenbereich schaffen .. 

(Zuruf der Abg. Frau Grützmach er, 
BÜNDNIS 90/D!E GRÜNEN} 
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Im Gegensatz zur Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die vom 
Straßenbau überhaupt nichts hält, sind wir der MeinunQ. dass 
dringend notwendige Maßnahmen bewerkstelligt werden 

müssen. 

(Beifall der F.D.P.) 

Oie Steilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum The~_ 
- ma "Straßenbaupolitik in Rheinland-Pfalz"- schade, dass wir 

das erst im Nachhinein zu hören bekommen- und die vorge- · 

sehenen Mittelkürzungen bedeuten far die Bevölkerung im 

Land und fur unsere Politik in Rheinland-Pfalz: Hier wird die 

Axt an die Wurzeln des Flächenlandes Rheinland-Pfalz ge­
legt.- Meine Damen und-He-rren, aber nicht mit uns! 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Sie, meine Damen und Herren von der Fraktion BÜND­

NI~90/DIE GRÜNEN~ mussendann aber auch der Bevölkerung 

draußen erklären, 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Machen wir gern!) 

welche Nachteile Sie dainit bewirken. Ich habe oft den Ein­

druck, dass der Bevölkerung das gar nicht so bewusst ist, was 
Sie fordern und verlangen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Deshalbmussen wir scheinbar_ein bisschen Nachhilfe leisten. 

(Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ_NEN) 

Ich denke beispielsweise nur an die Vehaltensweise und die 

Art der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei den Diskussio­
-nen über die B 50 (neu) Hochmoselabergang. Das ist ein ekla­

tantes Beispiel dafür, wie man Verkehrspolitik in Rheinland­
Pfalznicht machen kann 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. 
und SPD)· 

und wieman solche Stellungnahmen nicht abgeben kann. 

_Ich spreche jetzt den .Räum· Birkenfeld!ldar-Oberstefn- Aus­

bau dervierspurigen_Strecke derB 41- an. 

(Zuruf des Abg. Kuhn! F.D.P.) 

Sie musseneinmal hören, wie·die Bevolkerung draußen rea­
giert, und w~lche Informationen wir vonjenen Leuten be­

kommen, die täglich pendeln; sei es nun nach Bad Kreuznach 

oder in das Rhein-Main-Gebiet. Denjenigen weiter zuzumu­

-ten, in Autoschlangen zu stehen und---

(Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir werden es - Sie erst recht -
-nicht schaffen, vor jeder Ha.ÜstOr eine Pendolino-Haltest~lle 
einzurichten, ·um damit die Leute vqn der Wohnung in den 
Zug anstatt in das Auto und dahn auf die Straß_e zu bringen .. 

Man muss die Flächenregionen sehen 

(Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)-· 

und deshalb die Dinge auch realistisch ansprechen. 

(Beifall der F.D.P.) 
----: 

Ich nenne ein anderes Beispiel: Gehen Sie einmal in den 

- Hunsrück' und hören Sie die vielen ·Leute, die von dort wegen 
Schichtdienst und unterschiedlichen Arbeitszeitregelungen 

diese Straßenverbindungen dringend benötigen. A!s muster­

- gultiges Beispiel fahre ich an, wie :vernunfi:ig und zukunfts­
. orientiert_ rheinland-pfälzische Straßembaupolitik gestaltet 

wurde. ln diesem Zusammenhang erwähne ich die gerungene 

Ortsumgehung der B 50 bis zur _Autobahnanschlussstelle 
Rheinbölien. 

-Wenn man Presseberichte liest und i!l Veranstaltungen hÖrt, 
wie gerade die Vertreterin der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN draußen Zoff macht und gegen Verkehrsur;nleitun­
gen plädiert, ohne dabei zu bedenken,- welche Erlösungen 

geschaffen wurden, indem innerstädtische ·Straßenzuge in 

den Gemeinden entlastet wurden, gängigere und zugigere 

Verkehrsflusse geschaffen wurden, - - - Das muss man sich 
doch einmal vor Augen fuhren! Man muss doch dagegenhal­

ten! Das muss man sich doch nicht bieten fassen! 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Dann· wird auch noch ·über schlechte Verkehrspolitik in 
Rheinland-Pfalz g~schimpft. Meine Damen und Herren, so 

kann es doch nicht gehen. 

(Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 

BÜND.NIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Nein, wir haben noch mehr Positionen anzusprechen. Seien 
Sie unbesorgt. 

,_Meine Damen und Herren, um zu verhindern, dass eine Stra­
ße mehrmals aufgerissen werden muss, haben wif gemein­

sam mit der SPD-Fraktion einen Antrag eingebracht, bei der 

Durchfuhrung von Kanal_isations- und Landesstraßenbau­
maßnahmen darauf zu achten, 

~ (Glocke des Präsidenten) 

dass diese Dinge in einem Zug vonstatten gehen. Die Straße 

soll nitht dreimal aufgerissen werden: 
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1. wegen der Kanalisation,. 

2.- wegen der elektrische I') Leitungen und der Postkabel und 

3. um die Straßendecken aufiutragen. Wir sind der Mei­
nung, man sollte sinnvoller überlegen und die Arbeit ko­
-operativer abwickeln. 

Vizepräsident Schuler: 

Herr_ Kollege Heinz, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 

Herrn Kollegen Rieth? 

Abg. Heinz, F.D.P.: 

Bitte schön. 

Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Kollege Heinz, wollen-Sie mit di_esen Äußerungen ernst­
haft behaupten, bei den bisherigen Planungen im Bereich 
von Straßenkanalisationen und so weiter hätte es solche zu­
sammenhängenden Planungen nicht gegeben und es bedür­
fe eines Beschlusses des Landtags, um solche planerischen _ 
Selbstverständlichkeiten endlich in die Praxis umzusetzen? 

Abg. Heinz, F.D.P.: 

Herr Kollege, ich kann Ihnen dazu eine ganz klare Antwort 
geben. Wir wollen unterstützend darauf hinwirken, dass man 
noch mehr als bisher darauf achtet, eventuelle Vorfälle dieser 
Art zu vermeiden. Das ist eine ganz klare Antwort. 

(Beifall der F.D.P.und der SPD. -­
Pörksen, SPD: Dann müsst Ihr eure 

Anträge besser überprüfen!­
Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Meine Damen und Herren,_ich möchte noch efnmal bäden 
Straßenbauprojekten in Rhein Iand-Pfalz bleiben._ Des Weite­

ren müssen wir genau dieses Konzept wie bisher sinnvoll und _ 

vernünftig fortschreiben und umsetzen, wenn wir davon au_s­
gehen - das ist unbedingt zu bedenken -, dass auch große 
Verpflichtungen im Zusammenhang mit Konversionsprojek­
ten anstehen. Wir denken, dass die Landesregierung in den 
vergangenen Jahren Beachtliches geleistet hat und Konver­

sionsprojekte finanziert, wie beispielsweise die Flugplätze 
Hahn, Bitburg und Zweibrücken. Hierbei ist gerade erkenn­
bar, wie wichtig solche Standorte auch für die künftige wirt­

-schaftliche Entwicklung der ländlichen Regionen sind. Des-
- halb muss auch weiterhin Konversionsprojekten wie bei-
spielsweise in Tri er; Wittlich und anderswo besondere Bedeu­

. tung -beigemessen werden. Darin gibt es eine Übereinstim­
mung bei allen Fraktionen, denke ich. 

Meine Damen und Herren, auch die- Förderung von Mittel-
-stand und Handwerk wird in den kommenden Jahren in 
Rheinland-Pfalz aUf hohem Niveau weiter ausgebaut und 
fortgefüh_rt werden müssen. Im Bereich der-Wirtschaftsförde­
rung wurden die Haushaltsmittel im Jahr 2000 gegenüber 
dem Vorjahr um 25-Millione_n DM aufgestockt. Wichtig ist, 
dass vor allem der Arbeitsplatz schaffende Mittelstand _ziel­
gerichtet lind konzentriert unterstützt und gefördert wird. ' 

Die Landesregierung leistet einen wichtigen Beitrag zum Er­
halt und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze. 

Es geht uns insbesondere darum, nicht nur Großunterneh­
men zu fördern, die ihre Produktionsstätten bei veränderten 
wirtschaftlichen Situationen sehr schnell und problemlos ins 
Ausland verlagern können, sondern wir legen gesteigerten 
Wert darauf, dass gerade im Mittelstand und· im Handwerk 
solche Förderhilfen garantiert werden. Allein im Handwerk 
mit seinen 44 500 Betrieben finden immerhin 345 000 bis 
350 000 Menschen Arbeit. Damit ist das Handwerk einer der 
wichtigsten Arbeitgeber in unserem Bundesland, 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

was leider und bedauerlicherweise zu wenig -Beachtung fin­

det, weil es meistens kleinere Betriebe sind. Wenn dagegen 
Großkonzerne .einmal Atembeschwerden bekomme'"!, dann 
wird gleich ein großes Buhei darum gemacht. ' 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:­
Dann wird gleich Geld hinein-­

gepumpt!) 

Uns geht es darum, Handwerk und Mittelstand zu etablieren­
und auch zum Ausdruck- zu bringen, dass diese landesregie-

- -
rung hier ihr Ansprechpartner ist: 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Wir haben Entschließungsanträge hinsichtlich der Technolo­
-gieförderung im Handwerk eingebracht. Gerade im Rahmen 

der neu gegliederten EU-Strukturfonds sollten hierbei alle 

Möglichkeiten genutzt werden, um kleinere und mittler~ 

Handwerksbetriebe zu fördern und zu unterstützen. Hinge­

gen erteilen wir den Haushaltsänderungsanträgen der Frak­

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die den Haushaltsansatz des 
c Landes, die Zuschüsse für Investitionen an gewerbliche Unter­

nehmen betreffend, inan höre und staune, von 43,6 Millio­
nen DM um 25 Millionen DM auf 18,6 Millionen DM .kürzen -
wollen, eine entschiedef!e Absage. Meine Damen und Her­

ren, es ist für unsere Begriffe unverantwortlich; wenn Sie 
gleichzeitig Wirtschaftspolitik und Förderungsmaßnahmen 
ansprechen und dann mit solchen VorSchlägen kommen. 

Meine Damen und Herren, neue Technologien schaffen A_r­

be_itsplätze. Aus diesem Grundsind im SchwerpunktTechno­
logie insbeso-ndere für die beiden kommenden Jahre fast 
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92 Millionen DM vorgesehen. Mit Investitionen in zukuni'ts­
orientierte Schlüsseltechnologie_n und der Technologieförde­
rung auch gerade im universit~ren Bereich setzt der vorlie­
gende Haushalt unserer Auffassung nach die richtigen Ak­
zente für die Zukunft in unserein Land. Deshalb erteilt die 
F.D.P.-Fraktion- hier sind wieder-die Grünen angesprochen -
Ihrertechnologiefeindlichen Politik eine klare Absage. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir jetzt noch ein 
paar allgemeine Anmerkungen zum Doppelhaushalt. Wir _ 
möchten anregen, dass es bezüglich der Privatisierung von 
öffentlichen Aufgaben übedegenswert ist, im Ministerium 

. -
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaftund Weinbau zu prü-
fen, inwieweit Teilleistungen des Hauses eventuell privati­
siert werden können. Was wir den Kommunen empfehlen, 
könnte vielleicht auch auf Landesebene angebracht sein. Aus 
den Diskussionen wissen wir,-dass schon einiges eingeleitet 

wurde. 

Lassen Sie ,mich weiter anregen, bei der Vielfalt der Aufga­
benstellungen im Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Land-· 
wirtschatt und Weinbau einmal hausintern zu prüfen, inwie­
weit beispielsweise das komplexe Thema .,_Werbemaßnah­

_men" ein· bisschen mehr koordiniert, konzentriert und ge­
bündelt werden könnte. Hierbei könnten vielleicht die viel-

fältigen Programme im Bereich Tourismus, Kultur, _Kultur­
landschaft und Weinwerbung zu einem landeseinheitlichen 
Aktionsprogramm zusammengefasst werden, weil wir mei­

nen, dass damit noch effizienter und noch effektiver land,es­
weit ge'!lforben werden könnte, dies auch bei allen Überle·­
gungen ?er einzelnen. Regionen. Wir meinen, für Rheinland­

Pfalzeine landesweite Werbeaktion zu starten, könnte sinn­
voller sein, so, wie wir das auch gemeinsam bei Messen inter- __ 
nationaler und nationaler Art versuchen. Wir brauchen gute 
Messestände, eine gute Besetzung, gute Werbung und gute 
Außendarstellung. Nur so können wir gemeinsam sinnvoll für 
Rheinland-Pfalz werben. 

Meine Damen und Herren, ich haoe· noch ein Anliegen, das 

sich auf etwas bezieht, was Sie alle am 19. Januar 2000 in ei­

ner rheinland-pfälzischen Zeitung lesen konnten. Die Über­
schritt lautete: ·.,Neue Gehälter für Sparkassenchefs, höhere 
Entschädigung_ auch für die Verwaltungsratsmitglieder ge­
plant." - Die neuen Richtlinien werqen am Freitag, also heu­
te, vom Verwaltungsrat des Sparkassen- und Giroverbandes 
beraten. Geplant ist, die Obergrenzen f_ür die Jabresvergü­
tungen der Vorstände- man höre- um bis zu 55 % anzuhe~ 
ben. Kräftig draufgesattelt wird bei den Aufwandsentschädi­

gungen der Verwaltungsratsmitglieder. Geplant ist eine neue 
monatliche-Vergütungvon 1_50 DM bis 350 DM. Bisher waren 

es 150 DM bis _180 DM. Die Äufwandsentschädigungen der 

- Verwaltungsratsvorsitzenden, meistens Oberbürgenneister 
oder Landräte, sollen in Rheinland-Pfalzverdoppelt werden 

und-künftig 500 DM bis 1 000 DM im Monat betragen. Ich 
meine, wir sollten den Mut haben, . 

(Mertes, SPD: Wir haben ihn!) 

vorsolchen Obergrenzen zu warnen. 

(Mertes, SPD: Wir haben ihn!­
· Pörksen, SPD: Sehr richtig!) . 

Bankkunden und Kreditnehmer werden dafür kein Verst~nd­
nis haben. Eine bis zu 55-prozentig-e Erhohung der Jahresver­

gütung für Bankvorstände scheint mir unverantwortlich und 
daher auch nicht vertretbar zu sein. 

(Pörksen, SPD: Das ist sehr zurück­
haltend formuliert!) 

Dem Verwaltungsrat des Sparkassen- und Giroverbandes, der 
vi,elleichtzur gleiche.n Z~it heute Vormittag berät, möchte ich 
empfehlen, dringend Maß zu halten und gegebenenfalls 
auch Sie,-Herr Minister Bauckhage, bitten, sich bei solchem 
Ansinnen eventuell auch als Aufsichtsbehörde zu Wort zu 
melden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie mich 
zum Schluss meiner Ausführungen Ihnen, Herr Minister 
Bauckhage, und Ihrer Mannschaft ausdrücklich im- 'Namen 
meiner Fraktion für 'die geleistete Arbeit der Vergangenheit_ · 
Dank sagen. l,ch bin sicher, dass wir in Rheinland-P'falz mit 
dem heute zu verabschiedenden Haushalt im Bereich Wirt­
schaft und Verkehr auch in Zukunft auf dem richtigen Weg 

- sind. Ich appelliere an alle im Hause vertretenen Faktionen, 
engagieren wir uns· bef aller Kritik gemeinsam für eine ver­
nünftige Wirtschafts- und Verkehrspolitik in Rh~inland-Pfalz. 

Dann kö~nen wir das Optimale erreichen: 

Zu dem Thema Landwirtschaft und Weinbau werden sich für 

meine Fraktion in der nächsten Runde noch die Herren Kolle-. -
gen Dr. Fey und Augustin zu Wort me.lden. 

-Ich bedanke mich für Ihre Aufm~rksamkeit.· 

(Beifall bei F:D.P. und SPD) 

" Vizepräsident Schuler: 

Zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Kollegen Dr. Göl- -
ter das Wort.-

Abg. Dr. Gölter, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Nur eine kleine 

Randbemerkung. Wenn es einen Ausschuss gibt, in dem wir 

uns im Kern um dieses Maß .an Gemeinsamkeit bemühen, 
.dann ist es der Bereich Wirtschaft und Verkehr. 
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Eine ganz kurze Bemerkung zu dem, was Sie im Zusammen­

hang mit Sparkassen und Vergütung gesagt haben. Ich will 

hier nur ausdrücklich darauf aufmerksam machen, dass es ge­

rade die Landesregierung und die F.D.P. waren, die auch im 

Ausschuss darauf hingewiesen haben, man wolle den Zu­

wachs der Verantwortung, und diejenigen, die das in Zukunft 

beschließen dürften, müssten sich dann auch hinstellen und 

das vertreten, was sie beschlossen haben. Es war gerade die­

F.D.P., die gesagt hat, dass sie die Steuerungsfunktion des 

Wirtschaftsministers in dieser Frage nicht will, sondern sie hat 

an die Verantwortung appelliert. 

(Zuruf des Staatsminister_s Bauckhage) 

l 
- Gut, nur, wir sind jetzt natürlich an dem Punkt, Herr Wirt-

schaftsminister- darüber haben wir auch -im Ausschuss gere­

det-, wo die Verantwortung der Landesregierung selbst aus 

dem Munde des Sprechers der F.D.P., des geschätzten Kolle­

gen Heinz, wieder früher in diesen Raum zurückgeführtwird, 

als Sie eigentlich gewollt haben, was nicht bedeutet, dass ich 

oder dass meine Fraktion jede Zuwachsrate für vernünftig 

und angemessen halten. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Als Gäste begrüße ich Schülerinnen und Schüler der Haupt­
schule Wallhau_sen und Schülerinnen und Schüler der 

12. Jahrgangsstufe des Max-Sievogt-Gymnasiums Landau im 

Landtag. Seien Sie herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich Herrn 
, I 

Kollegen Rieth das Wort. 

Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen, es bleibt Ihnen nichts erspart. 

- (Mertes, SPD: W!:~s?) 

-Die Rede zum Einzelplan 08 von unserer Seite. Trotz mehre-­
rer Versuche hat es doch mittlerweile geklappt. 

Zwei Anmerkungen zu meinen beiden Vorrednern von F.D.P. 
und CDU. Herr Heinz sieht mit unseren Initiativen die Axt an 

die Wurzeln des Landes gelegt. Herr Bracht si~ht in unseren 
Initiativen - Haushaltsänderungsanträgen, Entschließungan­
trägen- einen Schlag ins Gesicht der Menschen im ländlichen 

Raum. Bei aller politischer Verbalakrobatik muss doch an die­
ser Stelle festgehalten werden: Ihre Struktu~politik, Herr 

Schwarz, und die Ihrer Vorgängerfraktionen bis 1991, die 

na~tlos von der sozial-liberalen Koalition fortgesetzt wurde, 

istverantwortlich fürdie teilweise 

(Schwarz, SPD: Damit habe ich 

überhaupt nichts zu tun!) 

Perspektivlosigkeit der Menschen im ländlichen Raum von 
Rheinland-Pfalz. Nieht anderes.- -

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn Sie dies heute beklagen und uns in die Schuhe schieben 
wollen, zeigt ein großer Finger auf Sie selbst zurück. 

(ZurufdesAbg. Billen,CDU) 

-Das stimmt wohl, Herr Kollege Billen. 

Nun zu meinen Ausfihrungen:. Die Landeszentralbank, das 

ist weiß Gott keine grüne.Einrichtung, bestätigt in ihrem Be­

richt für das Jahr 1998 die Vorbehalte, die in den letzten bei­
den Tagen von unserer Seite zu dem Doppelhaushalt geäu­

ßert wurden. Es gelang auch 1998 nicht- so schreibt die Zen­
tralbank -, den gegenüber dem Bundesergebnis rückläufig 
längerfristig aufgelaufenen Wachstumsrückstand zu verkür­
zen. Die Entwicklung gegenüber dem westdeutschen Durch­

schnitt war negativ. Von 1988 bis 1998 stieg das Bruttein­
landsprodukt in Westdeutschland t.im 25,6 %, in Rheinland­
Pfalzdagegen nur um 19,8 %. Herr Kollege Gölter hatte bei 

der Eingangsrede ebenfalls darauf hingewiesen. Wenn Sie, 

meine Damen und Herren der _Landesregierung, meinen, 

80 % Bruttoinlandsprodukt im Vergleich zu den anderen 

Bundesländern sei ausreichend für die Einkommensentwick­

lung und -Situation der Menschen in Rheinland-Pfalz, zeigt 
das, dass Ihre Fantasielosigkeit nicht mehr hergibt, als diesen 
Zustand zu beschreiben. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Kollege c:reutzmann, der Hinweis, auch die grenzüber­

schreitenden Pendlerströme seien die Ursache, und jeder­

sechste der in Rheinland-Pfalzlebenden Einwohnerinnen und 
Einwo-hner, der sozialversicherungspflichtig beschäftigt sei, 

arbeite außerhalb der Landesgrenzen, ist als beruhigende Er-

. klärung für die Richtigkeit der Landeswirtschafts()olitik für 
uns nicht nachvollziehbar. 

(Zuruf des Abg._.Schwarz, SPD) 

Wenn Sie sagen: Je mehr auspendefn, umso besser ist die 

Landeswirtschaftspolitik, ist das für ~ns eine Ungleichung, die 
nicht aufgeht.- Wenn Sie sich damit zufrieden geben und sa­

gen: Dafür müssen wir mehr Straßen bauen und wei~ der 
Kuckuck noch was, urri diese Fluchtmagistralen auch entspre-
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eh end rechtzeitig fertig zu haben, ist das eine Bankrotterklä- . 
rung Ihrer Landeswirtschaftspolitik for. die Menschen in 

Rheinland-Pfalz. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN­

Zuruf de~ Staatsministers Bauckhage) 

Herr Schwarz, natürlich wisse'n_wir um die enge wirtschaftli: 
ehe_ Verflechtung der Teilregionen uns~res Landes mit den 

Ballungs- und Wirtschaftszentren Rhein/Main, Rhein/Neckar, 
Köln/Bonn, dem Siegerland und auch Luxemburg bzw. Karls­
ruhe im_SOden. Aber die Ziellos!gkeit, wie die Landesregie­
rung mit ihren Förder-und Subventionsmillionen bzw. mitt­
lerweile auch summiert -milliarden in den letzten Jahren da­
rauf reagiert hat, zeigt, dass sie mit ihren Subventionsmilliar­
den keinen nennenswerten Einfluss genommen haben., 

(Schwarz, SPD: Also bitte!) 

Ein Ergebnis - das ist nachlesbar, und das haben wir die letz­

ten beiden Tagediskutiert-ist der exorbitant hohe Schulden­

stand des Landes Rheinland-Pfalz. Das sind nun einmal Zah­
len, die Sie nicht wegleugnen können. Von da]ler. ist es auch 

nach unserer Auffassung_ Zeit, Bilanz zu ziehen und ihr eige­
nes Handeln von der Opposition aus zu kritisieren, aber ernst 
gemeint auch der Hinweis, das Handeln dieser Landesregie­
rung sollte überdacht werden. Das sollten Sie auch selbst 
Oberden(<en, weil es so wie ,in der Vergangenheit nicht wei-

. tergehen ~ann. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE_GRÜNEN­

Schwarz, SPD: Lesen Sie die Rede 
vom letztenMal vor?) 

- Nein. Meine Rede ist sehr aktuell, Herr Kollege Schwarz. Ich 
habe die letzten beiden Tage sehr aufmerksam zugehört. 

. Damit komme ich zu meiner ersten Schlussfolgerung. Wenn 
wir das· Auspendeln in die wirtschaftlich starken Räume um 
Rheinland-Pfalzherum als gegeben oder weitgehel}d unver­

änderbar hinnehmen wollen o~er müssen, je nachdem, und 

Rhe_inland-Pfalz als "Wohn- und Schlafregion" genutzt wird, 

(Staatsminister Bauckhage: Das glauben 
Sie doch selbst nicht, was Sie reden!) 

müssen wir schwerpunktmäßig natürlich auch die weichen 

Standortfaktoren "Wohnen, Kultur, Freizeit, Tourismus, Na­

tur und Umwelt" entwickeln. Das wäre eine Schlussfolge-
. ruhg, wenn- man sich mit diesem Zustand, Rheinland-Pfalz 

und die geographische Lage, abfinden wollte. 

Wenn wir das Bruttoinlandsprodukt dl!_!"ch eigene Produk­

tions- oder neue Dienstleistungsarbeitsplätze im Land anhe­
ben wollen, müssen_ wir Ob_er regionale Enwick(ungskonzepte 

Stärke- und Schwächeanalysen ermitteln, um zielgerichet 
- unsere Betonung_liegt auf "zielgerichtet" -die Strukturen 
verbessern zu wollen. 

. . 

. (Beifall bei dem BÜNDNIS 90/,DIE GRÜNEN) 

Herr Schwarz, dieser Einzelplan 08 mit seinen unzähligen För­

derprogrammen, den Sie eben .Ober den grünen Klee gelo.bt 
. haben, zeich[let sich allerdings nach unserer bescheidenen' 
Einschätzung dadurch aus, dass er sich gerade dieser Frage­

stellung nicht stellt. Das ist nicht zu erkennen. Es wird fortge- · 
schrieben, was die CDU angefangen hat und was Sie seit 1991 
nahtlos fortgesetzt haben. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Bracht, CDU: ~eider nich1; 

fortgeschrieben!) 

Meine Damen und Herren, insbesondere der Regierungsfrak­
tionen, wir haben Ihnen deshalb heute auch eine ganze Rei­

he von Änderungs- und Entschließungsanträgen zur Abstim­

mung vorgelegt, die auf diese Schwächen Ihres Haushalts ein­
gehen und Korrekturen aufzeigen. -Ich möchte einige The­
men nennen. 

t;in wichtiger Bereich ist die Regionalisierungs- und Struktur­
politik. Es geht uns dabei verstärkt um regionale Weichen­
stellungen fOr eine innovative Strukturpolitik. Nicht zusätzli­
che Fluchtmagistralen- ob auf dem Boden oder in der. Luft, 
sage ich einmal etwas salopp - oder noch auf lange Jahre 
hoch subventionierte Prestigeobjekte schaffen regionale 
Wertschöpfung und eine Stärkung des Bruttoinlandspro­

dukts, sondern die Vielfalt und die Stärkung der Teilregionen 
des Landes. Die europäisch_e lntegration,.die starke Regionen 
als Folge des wirtschaftlichen Zusammenwachsens und als ln·­
tegrationsvoraussetzung betrachtet, hat zur Folge, dass die 
EU-Förderung immermehr an regionale Kriterien und an die· 
Kooperation von regionalen Akteuren gebunden wird. Sie 
wissen, dass die GA-Förderung-- die Gemeinschafts(!ufgabe -

- an regionale Entwicklungskonzepte gebunden-ist. 

Dies betrifft nur ein paar Regionen in diesem Land. Wir·hat­
ten in der letzten Ausschusssitzung ·den Staatssekretär ge­
fragt, ob er bereit wäre, auch fQr die anderen Regionen des. 

Landes solche regionalen Entwicklungskonzepte aufzustel­

len, die die EU bindend fOr ihre Fördermittel vorschreibt. 
_Aber er sagte, dies halte_ m~n nicht fOr notwendig. Also auch · 

in diesem Punkt existiert keine·Lernbereitschaft. 

(Schwarz, SPD: Das stimmt 
· so gar nicht!) 

-Natürlich! Das können Sie im Protokoll nachlesen. Ich habe 
esdabei. · 

(Scnwarz, SPD: So stimmt es nicht!) 

- Dasstimmtwohl! 
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. Zumindest dort, wo die EU fördert, haben wirdie Hoffnung, 
dass mitdem goldenen Zügel in djesem Bereich auch langsam 
ein Umdenken erfolgt. 

Globalisierung, also internationale Geschäftstätigkeit und re­
gionale Verankerung, sind ber kleinen Unternehmen nach 
Untersuchungen des Fraunhofer-lnstituts kein Gegensatz 
m:ehr. Dies sagen wir seit Jahren, und das muss allch nicht 
sein. Regiqnale_.Verflechtungen, Kooperationen und Netz­
werke gewinnen an Bedeutung und können Ressourcen er­

schließen, die einzelnen Großunternehmen nicht zur Verfü­
gung stehen oder von ihnen teuer zugekauft werden·müs­

sen, Herr SchWarz. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Zuruf des Abg. Schwarz, SPD) 

Ich komme zum Thema Dienstieistungsgesellschaft. Diese 
Branche ist schon weiter entwickelt als allgemein angenom­
men. Das freut uns. Wir denken, dass darin auch Zukunftse-nt-

- Wicklungen für Rheinland-Pfalz liegen. Bezogen auf die Be­
rufsgruppen haben die Dienstleistungsberufe in diesem Land 
bereits einEm Anteil von 63 %, wenn man Verwaltung_ und 

private Dienstleistungen allgemein zusammenfasst. 

Wir denken, in diesem Bereich sind auch weitere neue Ar­
beitsplätze zu schaffen, aber natürlich muss auch die Rah­
mensetzung von der Bundesebene mit einhergehen. Wir sind 
als Land nicht allein in der Lage, dies zu tun. Aber Rheinland­
Pfalz muss die Rahmenbedingungen mitgestalten, die von 
rotgrün in·Berlin auf den Weg gebracht werden. Wir .hoffen, 
dass es nicht wie im Energiebereich zu Blockadesituationen 
durch die Koalition kommt und der rotgrüne Zug an Rhein­
land-Pfalz vorbeifährt. Das wäre negativ für die Menschen in 
diesem Land. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich möchte nun noch a.uf ein TheJila eingehen, das wir im 
letzten· Jahr zum ersten Mal in dieser Gründlichkeit behan­

delt haben. Ich spreche von der Anhörung des Ausschusses 

für Wirtschaft und Verkehr am 16. September 1999, also in 
der Zeit, als auch·auf Fachebene der Haushalt 2000/2001 be­

raten wurde. Ich sage dies· deshalb, weil wir bisher nicht er­

kennen können und auch in der Vergangenheit nicht erken­
nen konnten, dass die vielen guten Anregungen, die in dieser 
Anhörung zu Anträgen, die von allen Fraktionen eingebracht 
wurden, seiwie auch zu unserem Gesetzentwurf zum Mittel­
.standsförderungsgesetz geführt haben, yon den Regierungs­

fraktionen oder von der Landesregierung selbst aufgenom­
men worden wären. Nichts! Gar nichts! Sie habem dabeige­
sessen, und es gab viele gute Hinweise. Herr Schwarz, das wis­

sen Sie. Es ist jedoch nichts davon in die Gestaltung dieses 
Haushalts eingejlossen; 

Ich möchte einige Beispiele benennen. Im Land gibt es Pro­

bleme, Innovationen in die Praxis und damitfür Ausgründun-

gen und Arbeitsplätze einsetzen zu können. Sie- haben dies 
sehr vorsichtig angesprochen. Wir sind etwas deutlicher ge­
worden und haben einen Antrag vorgelegt. 

Ich spreche von dem IMM. Diese größte Privatuniversität der 
F.D.P., die von ihrer klassischen Betrachtungsweise h.er wirk~ 

· lieh eine planwirtschaftlich aufgebaute Einrichtung ist, wol­

len wir in die Unabhängigkeit entlassen. Herr Creutzmann 
und Herr Heinz, wenn sie so gut ist, wie Sie immer wieder 

propagieren, dann muss sie auch fähig sein, sich am Markt z.u 

behaupten. 

(Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sehr richtig!) 

· Das, was der Kollege Heinz soeben bezüglich der Streichun­
gen von Mitteln in· Höhe von 25 Millionen DM für Technolo­

gie angesprochen hat, ist zum allergrößten Teil auf die Strei­
chung der Subventionen für das IMM begründet. 

Wenn. wir dieser Institution, die- wiewir gehört haben- seit 

Beginn über 140 Millionen Dro'l vom Land Rheinland-Pfalz be­
kommen hat, zutrauen, sich am Markt zu behaupten, dann 
müssen auch Konsequenzen erfolgen. Nichts davon findet 
sich jedoch im Haushalt. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Des Weiteren gab es in·der Anhörung starke Kritik an den 
Technologieientren, die dazu Clienen sollten, die Technolo­
gieförderung zwischen Hochschulen und Fachhochschulen in 

• Rheinland-Pfalz effektiver zu gestalten. Sie haben dies soe­
ben auch noch einmal erwähnt. Ich nenne in diesem Zusam­
menhang nur das Stich'f.'ort Aitec. Wenn Sie also nun wieder 
einen neuen Versuch machen wollen, was wir vom Grundsatz . 
her begrüßen, würde uns sehr interessieren, wie Sie es denn 
nun machen wollen, ohne wieder die Nummer iri den Sand zu 

setzen wle damals mit einem Geschäftsführer der Aitec. Seit­
dem ist nach meinem Wissen kein Versuch mehr unternom­
men worden, die Technologieförderung und den Transfer 

zwischen Hochschule und Wirtschaft und umgekehrt zu orga­

nisieren und zu gestalten, Wir sind auf Ihre Vorschläge .ge­
spannt, die wir natürlich kritisch prüfen. We.nn sie gut sind, 

werden wir sie natürlich unterstützen. 

Ich komme zum Thema "Handwerk~'. Die Vertreterdes Hand­
werks kritisierten sowoh·l in der Anhörung als a!lch in-den 
Vorbereitungen für den Doppelhaushalt, dass es bei den 

Technologieförderprogrammen aufgrund einzelner Förder­
voraussetzuhgen - beispielsweise starke Orientierung an 
Grundlagenforschung oder zu hohe· Bagatellgrenzen; dies 

muss man im Einzelnen noch einmal diskutieren -.bisher nur 
marginal berücksichtigt worden sei. Ich glaube, sogar 5 % 
oder 6 % der Gesamtförderungen kommen dem Handwerk 

·zugute, und dabei handelt es sich zu einem großen Teil um 
Betrieb.e mit Ausbildungsplätzen und auch mit selbstständi-
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gen und stabilen Existenzen, die schon einer besonderen Pfle-
ge und Beachtung durch das Land bedürfen, und zwar mehr 

_als so mancher Großbetrieb: 

Herr Schwarz-;- eine Anmerkung zu lhren,~xistenzgründungs­
relativierungen kann -ich mir natürlich nicht verkneifen. 
Wenn Sie sagen, 5 % sind im Prinzip stabil, Bundesdurch- , 
schnitt 8%, die sich mittelfristig halten,---

(Schwarz, SPD: Das habe ich· 
nicht gesagt!) 

-Doch, natürlich! Sie haben gesagt, in Rheinland-Pfalz---

(Schwarz, SPD: Ich habe von innovativen 
Gründern gesprochen! Fünf Prozent!) 

Wir haben in df!n letzten zwei Tagen die Zahl33 000 gehört. 

(Schwarz, SPD: Ja, selbstVerständlich!) 

Dann habe ich relativiert, dass 26 000 davon au~h wieder von 
der Bildfläche verschwinden, wobei das nicht unbedingt die­
selben sind, aber---

{Staatsmjnister Bauckhage: 
Aha, aha!) 

-Ich habe nie etwas anderes gesagt, Herr Bauckhage. 

Wenn manjedoch mitdiesen Zahlen op-eriert; muss man a~ch 
korrekt damit operieren. 

(Schwarz, SPD: Sie können das nicht 
gegenrechnen I Das ist eine Milch­

mädchenrechnung!) 

Wenn Sie -heute sagen, von den gesamten Existenzgründun­
gen sind es nur 5 %, die langfristig überleben~ dann'ist dies 

·doch ein Beweis für unsere Argumente,-dass wir viel stärker 
darauf achten müssen, wie in diesem Bereich die Mittel effi­

zient eingesetzt werden können und wie man den. Existenz­
gründerinnen und Existenzgrü-ndern noch mehr Hilfestellung 
gibt, damit sie eine bessere Überlebenschance haben. Das 
wollen wir-schließlich. Wir reden doch nicht gegen die neuen 
E:xistenzen. 

(Schwarz, SPD: Es geht um Starthilfe! 
Laufen. müssen sie alleine!) 

-Ja, gut. 

Die Wirtschaftsförderung in Rheinland-Pfalzwurde in den 
letzten Jahren stark ausgedehnt. Allerdings profitiert von 
diesen Subventionen nicht die "Mehrzahl der kleinen und 
mittleren Unternehmen, die die meisten Arbeits- und Ausbil­

dungsplätze stellen. Wie gesagt, dies gilt nicht nur für das 
Handwerk, sondern auch für die anderen Betriebe. 

Ich denke, in diesem Bereich muss etwas geschehen. ln die­
sem Doppelhaushalt wurden die Weichenstellungen nicht er­
kannt. ln diesem Zusammenhang können wir nur darauf ver­
weisen, die Anhörung hat in diesem Bereich wohl nicht zu ei~ 
nem Umdenken innerhalb,der Landesregierung geführt. 

·Ein weiterer Punkt,· der ebenfalls von Wirtschaftsvertretern 
bei der Anhörung genannt wurde, wurde charakterisiert un­
ter dem Begriff: "Lieber Infrastrukturmaßnahmen oder 
-einrichtungen fördern, die möglichst allen oder vielen offen­
stehen, statt einzelbetrieblicher Förderung, die d,en Wettbe­
werb verzerrt". Das _ist eine klare Botschaft gewesen, die bei 
der Anhörung zu hören war. Wir merken bisher niCht, dass 
solche grundlegenden Äußerungen" und Feststellungen· im 

, Doppelhaushalt ihren Niederschlag gefunden haben. Sie wis­
sen, dass wir-dafür geworben haben, zu einer solchen Anhö­
rung zu kommen, wobei wir auch ir_n Nachhinein ,allen Frak­
tionen dafür danken, dass es in diesem Landtag möglich wur­
de, zu einem so wichtigen Komplex eine Anhörung durchzu­
führen. Das finde ich in Ordn!-lng. Aber nun müssen auch 
Konsequenzen aus diesen neuen Erkenntnissen gezogen wer­
den. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben, bezogen auf die The·matik "Wissen und Know­
how vermitteln statt einzelbetriebliche Förderung'~, einen 
Schwerpunkt in unserem Mittelstandsförderungsgesetz inte­
griert. 

Winken Sie nicht ab, Herr Schwarz. Sie wissen, dass die Pro­
bleme so sind, wie sie dort diskutiert wurden, dass nämlich 
gesagt wird, wir brauchen eine Vernetzung; Wir haben eini­
ge hundert Förderprog·ramme. Wir haben oft nicht die Mög­
lichkeit, an die Informationen heranzukommen. EineVernet­
zung des Wissens und eine Integration der verschiedenen 
'Fördermöglichkeiten werden von allen gesehen und wurden 
auch nicht bestritten. 

Für uns bleiben aus der Anhörung als Fazit drei Punkte: 

1. Es gab übereinstimmende Kritik an der Unüberschaubar­
keit und an der fehlenden Zielgenauigkeit der unzähligen 
Förderprogramme. Es gab die Aufforderung an die Politik, 
dies zu ändern. Dass die Kammern und die.Nutznießer dieser 
Förderprogramme das nicht selbst getan haben, kann man 
bedauern, Herr Schwarz. Sie wissen aber, worauf das beruht. 
Die Aufforderung an die Politik war aber deutlich, dies aus 
vielerlei Gründen zu ändern. 

2. Tragfähige Konzepte im Wirtschafts- und Strukturbereich . 
müssen ökologische und ökonomische Gesichtspunkteam Be­
ginn des 21. Jahrhunderts miteinander ve~knüpfen. · 

3. Die Wissensvermittlung und der Informationsaustausch 
sind in Zukunft wichtiger a_ls Zinszuschüsse für Investitionen. 

Das ist eine Erkenntnis, die bei dieser Anhörung zumindest 
für uns deutlich herüberkam. 
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Jch komme nun zu einer weiteren Schlussfolgerung, die sich 

in_ unseren Anträgen, aber nicht im Wirtschaftshaushalt der 

Landesregierung wiederfindet. 

(Staatsminister Bauckhage: 

Das istauch gut so!) 

Die Mittelstandsförderung des Landes muss zukünftig insbe­
sondere folgende Kriterien berücksichtigen: 

1. Wir fordern die Erhöhung der Transparenz bei den beste­
henden Förderprogrammen, Subventionsbericht und allem, · 
was daraus erfolgt, zum Beispiel aber auch die Einrichtung re­
gionaler Beratungs- und Dienstleistungsagenturen zur Bün­
deJung und. Vernetzung von Leistu.~gen. 

(Zuruf von Staatsminister Bauckhage) 

- Sie müssen wirklich anfangen, zu verstehen, was die Leute 

Ihnen sagen wollen. Sie sollten sich nicht formalistisch hinter 

Ihren alten Denkschablonen verstecken. Machen Sie Ihren 

Kopf auf. 

. (S~hwarz, SPD: Nein!) 

Wir sind bereit, auch undogmatisch mit'lhnen in der Sache zu 
diskutieren. -

(Staatsmi(iister Bau~khage: 
Das muss nicht sein!) 

Wir haben kein Problem damit. Die Schuldenentwicklung des 

Landes und die mangelnden Erfolgszahlen in den Statistiken 
beweisen uns, dass Sie auch früher oder später auf diesen . 
Dreh kommen werden. 

2. Die weitere .Schlussfolgerung ist, dass es einer verstärkten 
Förderung von Qualifizierungsmaßnahmen und _Wissensver­
mittlung-sowie der Aus- und \JVeiterbildung und der Entwick­
lung und des Einsatzes von integrierten und vorsorgenden 
Umweltlösungen. in Unternehmen bedarf. Die Chancen­
gleichheit -für Frauen, muss viel stärker in _den Vordergrund 
gerückt werden. Die Förderung von Unternehmenskoopera­
tionen muss viel stärker entwickelt werden. Obwohl sie theo­

retisch dort steht, findet sie nicht statt. Last, but not least ist 

zu nennen, dass es eine zeitliche Begrenzung von finanziellen 
Förderprogrammen und eine zeitliche Wirkungsanalyse von 

Förderprogrammen geben muss. 

Auf die einzelnen Änderungs- und Entschließungsanträge, 

die wir zu diesem Komplex eingebracht haben, möchte ich 
aus Zeitgründen nicht eingehen. --

(Schweitzer, SPD: Schade!) 

-Sie können das nachlesen. 

(Dr. Schiffmann, SPli Nein!) 

Ich möchte noch einen Hinweis zu der Ausbildungsplatzsitua­
tion geben. Wir haben in einem Entschlie-ßungsantrag ein 

rheinland-pfälzisches Programm zur beruflichen Ausbildung 
von Jugendlichen gefordert. Wir meinen es ernst damit, dass 

dies von Ihrer Seite geprüft: werden soll. Wir würden auf Ihre 
Reaktionen warten. Mit diesem Antrag tragen wir der tat­

sächlichen Ausbildungsplatzsituation in diesem Land .Rech­
nung. Wir fordern von der Landesregierung, dem pos_itiven 
Beispiel der Bundesregierung zu folgen und ein eigenes er­
gäozendes Programm zum Abbau von Jugendarbeitslosigkeit 
aufzulegen, statt sich von den tatsächlich fehlenden Ausbil­
duf]gsplätzen wegzudrehen. 

Herr Schwarz,_ ich hoffe, wir bekommen in diesem Hause mit 
einer ernsthaften Debatte und ernsthaften Anstrengungen 
über das hinaus, was die Wirtschaft und der Staat bisher ge: 

tan haben, dieses Problem in den Griff. Diese Zeitbombe müs­
sen wir entschärfen. Sie wird ansonsten in wenigen .Jahren zu 

anderen Reaktionen bei diesen Jugendlichen führen. 

Fazit und Schlusssatz von mir: Der Haushalt des Wirtschafts­
ministeriums strahlt den Subventionsmief des letzten Jahr­

hunderts aus. Die Stärkung von innovativen Ansätzen für die 
jungen Menschen im Land istfür uns nichttw erkennen . 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schuler: 

Zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Kollegen 
Creutzmann das Wort. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Nachdem Herr 
Rieth genauso wie der Herr Kollege Böhr immer wieder das 
Bruttoinlandsprodukt als Indikator für die schlechte Politik 

dieser Landesregierung angedeutet hat, müssen Sie einmal 
überlegen und Ihren Grips etwas anstrengen, warum das so 
ist. Das ist eine ganz einfache Sache. ln diesem Land Rhein­

land-Pfalz gibt es ein großes chemisches Unternehmen, das 

- durch den Prei_sve'rfall auf dem Chemiemarkt eine Mil­
liarde_ DM Umsatz in den letzten Jahren weniger hatte. Das · 

Bruttoinlandsprodukt ist also um diesen Betrag gesunken. 
Meine Damen und Herren, das ist die Erklärung. 

Auch der Streit um Existenzg'ründungen und Konkurse nützt 

uns gar nichts. Es gibt in diesem Land nur einen Indikator für 
eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik, ob wir es nämlich durch 

das, was wir machen, schaffen, mehr Menschen in Arbeit zu 
bringen. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD­
Schwarz, SPD: So ist es!) 
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NUr das ist der lnOikator. Alles andere und Ihre statistischen 
Zahlen sind dummes Zeug. Mir nützt keine Neugründung, 
wenn dadurch [<eine Arbeitsplätze entstehen. Dann können 
Sie noch 10 000 Neugründungen haben, wenn diese aber kei­
ne Arbeitsplätze bringen, dann können Sie das bejubeln, 

aber das nützt uns gar nichts. Der entscheidende Indikator 
für die Frage, ob die Politik dieser Landesregierung, also die 
Strukturpolitik und Förderpolitik, erfolgreich ist, ist die Schaf­

fung vonArb~itsplätzen. 

'Was die Arbeitslosenzahlen betrifft, stehen wir in .diesem 
Land an drittbester Stelle. Darauf können wir stolz sein. lt:h 
sage ihnen, lassen Sie die Spielerei mit Ihrer Statistik, Herr 
Rieth. Das ):>ringt uns doch alles nichts. Ich sage es noch ein~ 
nial, es bringt uns alles nichts, wenn keine Arbeitsplätze ge­

schaffen: werden. Das ist das einzige Kriterium: Da:an lässt 
sich Bundeskanzler Sehröder messen. Das ist richtig an seiner 

Politik. Daran muss sich au.ch diese Landesregierung messen 

lassen. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD­
Zurufe von der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Herr Kollege Schwarz, Sie haben das Wort zu einer Kurzinter.­
vention. Dann kann der Herr Kollege Rieth direkt auf die bei­
den Kurzinterventionen eingehen. 

Abg. Schwarz, SPD: 

Herr Prä:;ident, meine Damen und Herren! Ich habe zwei 
Punkte, die ich Herrn· Rieth entgegenhalten möchte. Der ers­

te Punkt ist, er redet yon Dienstleistungsagenturen und Un­
ternehmenskooperationen. Wissen Sie, Unternehmensko­
operationen sind nur möglich, wenn zwei Partner in de:r Lage 
und bereit sind, zusammenzugehen. Sie können keinen Hund 
zum Jagen tragen, Sie müssen schon bereit sein, zwei zu fin­
den. Das werdem Sie auch mit keiner neuen Agentur errei­
chen, sondern das erreichen Sie dadurch, dass Sie möglichst 
beiden Hilfestellung geben und diese erkennen, dass sie zu­
sammengehen können. Das hat überhaupt nichts mit Förde­

Jung zu turi, sondern das hat etwas damit zu tun, dass man 

ein entsprechendes Klima schafft. 

Ich kommenunzudem zweiten_Pun_kt, nämlich zu den einge­
tragenen Ausbildungsverhältnissen und zu dem von Ihnen 

geforderten Landesprogramm. Wissen Sie, wenn es zutrifft 
-das sagen Sie selbst-, dassfür die Ausbildung im Gr~nde ge­
nommen die Wirtschaft verantwortlich ist, dann ist zunächst 

einmal dorthi_ri zu zeigen. 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das haben wir doch gemacht, 
das nützt aberdoch nichts!)_ 

Das Bundesprogramm läuft jetzt. Ich habe auch.ge;;agt, wir 
haben ein ganz großes Problem mit solchen Programmen._ 
Wir beginnen mit einer überbetrieblichen Ausbildung. Dann 
müssen <;Iiese jungen Leute in eine praktische Ausbildung. 
Diese praktische Ausbildung geht aber wieder nur 'in Wirt­

schaft und Verwaltung. AlsoJst der einzige Weg, den wir 
wirklich beschreiten sollen und können, mit denen zu reden, 
die in der Lage sind, auszubilden, damit sie diesen Weg mit 
uns gehen. Ich bin der Meinung, dafür reichen die derzeiti­
gen Programme, die das Land und der Bund auflegen,- die die 

Arbeitsverwaltung .begleitet, durchaus. 

(Beifall der SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Frau Kollegin Pepper, Sie haben ebenfalls zu einer Kurzinter­

vention das Wort. Darin ha~ der Kollege Rieth das Wort zur 
Erwiderung. Damitschließen wir den Komple~: 

Abg. Frau Pepper, SPD: 

Herr Präsident, meine-Damen und Herren! Es ist schon inte-
_ressant, '{Venn man aus der gleichen Region wi~ mein Kollege- ::_ 

Dietmar Rieth kommt, seine Ausführungen anzuhören. Wenn 
man sich die einzelnen Punkte ansieht, die Sie erwähnt ha­
ben, finde_ ich_ es notwendig, einmal zu überlegen, ob "man 
die Punkte, die Sie so kritisch betrachtet haben- bezogen auf 
die Region, die Sie vertreten wollen, in der Sie auch ein Amt 
anstreben-, wirkliCh einm~l als Beispiel nimmt,.wie Struktur­

und Entwicklungspolitik in Rheinland-Pfalzaussehen k~nn. 

Sie haben die· Pendler angesproche~. Mit d_en Pendlern er­

folgt ein gualifizierungs- und lnformationstransfer, der uns 
in vielerlei Hinsicht zugute kommt. Ich will das Beispiel Tech­
nologiezentrum Rheinbreitbach nehmen. Dies ist ein Beispiel 
dafür, wie ein T~ansfer in hohem Maße begünstigt wird. Es 
entstehen gute Kontakte zur Uni Dortmund genauso wie zur­

Uni Kaiserslautern: und es erfolgt ein Austausch von Men­
schen, Arbeitsplätzen und Informationen. 

Der Kreis, aus dem wir kommen, ist geradezu klassisch, was 

diese Pendlersituatfon angeht. Gestern ist es schon einmal 
angedeutet worden: Wir haben einen hohen Zuwachs von 

Menschen, obesondersiungen Familien. _Damit verbunden ha­

ben wir einen hohe Zuwachs von neuen Arbeitsplätzen in 
Dienstleistungen, in Zukunftsbranchen. 

(Kuhn, F.D.P.: Richtig, das ist überall so!} 

Das' ·hat unter anderem damit etwas zu tun,_ dass wir die 
. Verkehrs- und Infrastrukturpolitik entwickelt haben. Der. 
Rheinland-Pfalz-Takt, gan? simpel die. Vertaktung einer Er­

reichbarkeit von Städten, zum Beispiel Köln oder Koblenz, er­
leichtert den Menschen, zu_ ihren Arbeitsplätzen zu kommen. 
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Ein letztes Beispiel, das stimmig ist und zeigt, wie wir uns in 
Rheinland-Pfalz weiterentwickeln müssen. Wir bauen neue 
Fachhochschulen mit regionenbezogenen Aspekten. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Das heißt, es entsteht ein Synergieeffekt. Wir bieten. Qualifi­
zierung in höchstem Maße an und ermöglichen jungen Men­

schen, in unserer Region zu bleiben und sich dort weiterzu­

qualifizieren. 

Diese !>unkte verdeutlichen doch, dass wir genau die richtige 
Wirtschaftsp~litik beteiben, 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Nein, das ist strittig!) 

dass wir Strukturpolitik betreiben und dass wir diese Ansätze 
weiterentwicklen müssen. Das ist spannend- nicht das ande­
re, was Sie erzählt haben. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Herr Kollege Rieth, Sie haben das Wort. 

Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Reihe nach: 
Herr Creutzmann, Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner, 
nicht pro Besch-äftigten. Das hat auch hier niemand behaup­

tet. Beim Bruttoinlandsprodukt pro Beschäftigten liegen wir 
bundesweit im oberen Drittel. Das wissen wir selbst. 

(Kuhn, F.D.P.: Aber!) 

Aber das Bruttoin.landsprodukt· pro Einwohner ist schon ein 

Maßstab für das, was an Wertschöpfung, an Einkommen für 
die Menschen zur Verfügung steht. 

(Schwarz, SPD: Ja, darum kommen 
sie her, wenn sie· es verdienen!) 

_ Da liegen wir im Vergleich der Bundesrepublik auf einem Le~ 

vel von 80 %. Ich habe eben deutlich gesagt •. wenn Sie sich 
damit zufrieden geben, dann müssen Sie damit rechnen- zu 
der anderen Region komme ich gleich, Frau Pepper-, dass vie­

le Menschen nicht in Rhejnland-Pfalz bleiben wollen, dass sie 
abwandemwollen. 

(Sf_hwarz, SP[): Was sollen 

diese Hirngespinste?) 

Sie leben hier, aber sie arbeiten nicht hier, weil hier die Vor­
aussetzungen dafür nicht vorhanden sind:weil sie anderswo 
mehr verdienen. So einfach ist die Rechnung. 

(Frau Pepper, SPD: Kirchturm­
denken ist das!) 

Das heißt, Wertschöpfung und Einkommensentwicklung drif­

ten imVergleich·z_u anderen Bundesländern auseinander. 

(Kuhn, F.D.P.: Wirsind ein 

Einwanderungsland!) 

Herr Kollege Schwarz, die Unternehmenskooperationen ste­
hen seit Jahren in den Haushalten d.es Wirtschaftmini~teri­
ums. 

(Schwarz, SPD: Und gelingen!) 

Wenn ich den Mittelabfluss sehe und wenn ich sehe, was -
-wirklich damit passiert, dann kann ich nur sagen, das ist ein 
Armutszeugnis. Sie können sich als Mitglied einer Regie­
rungsfraktion nicht -hier hinstellen und die Probleme be­
schreiben. Sie sind in der Regierungsfraktion dafür verant: 
wortlich, dass die Probleme mit den Kooperationen gelöst 
werden. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -

Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Sie können uns nicht vorwerfen, dass wir die fehlende Effi­
zienz bei den Kooperationen aufzeigen. Es ist.ihr Job, darauf 

hinzuwi rken, dass di_e Pr<Jbleme gelöst werden .. 

Frau Pepper, ich habe mich gefreut, dass Sie den Hinweis auf 
die Region nördliches Rheinland-Pfalz gebracht haben. Hier 
haben wir, auch was die Einkommenssituation der dort le­
benden ·Menschen betrifft, einen deutlichen Unterschied zu 

verschiedenen anderen Landesteilen-ich will das einmal vor­
sichtig ausdrück~n. Das begrüßen wir und das bestätigt das, 
was ich eben gesagt habe. 

(Frau Pepper, SPD: Mit großen 
Hilfen des Landes!) 

- Wenn ich die Hilfen des Landes nach Regionen aufgeteilt 
vergleichen würde, würde ich sag~n, der Norden von Rhein~ 
Iand-Pfalz hat sich in den vergangeneo Jahren sehr beschei­
den verhalten. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Aber ja doch!-
Frau Pepper, SPD: Aber effe.ktiy!) · 

Die Region, die Sie ansprechen, die Mittelrheinschiene Neu­

vilied, Koblenz, Andernach, ist bei den Hilfen des Landessehr 

bescheiden weggekommen. Herr Schwarz, das wissen Sie 
auch. Trotzdem zeigt sich eine positive Entwicklung bei den 
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Arbeitsplätzen und den Einkommen: Das ist der entscheiden­

de Punkt. Die Leute gehen dorthin, wo sie 10 %; 15% oder 
20 % mehr verdienen, und das ist in der Region der Fall. Des­

halb ist die Dienstleistungsregion Bonn, Koblenz, Neuwied, 
Andernach schon mehr uri,d mehr als Einheit zu sehen. 

~ Ich will damit sagen: ln· dieser Region entstehen natürlich 

auch Arbeitsplätze, die in ander:en Landesteilen nicht entste­
hen, wo die Leute wirklich nur pendeln. Wir haben auch Ein­

pendlungen aus Nordrhein-Westfalen; das wissen Sie auch. 

(Staatsminister Bauckhage: 

So etwas gibt es auch!) 

Auf eines bin ich stolz, weil ich seit v.ielen J<~hren in der Kom­
munalpolitik vor Ort tätig bin: Wir haben nach Mainz auch 
die niedrigste Arbeitslosenquote im Land. Das ist mir schon 

bewusst. 

(Schwarz, SPD: Auen Landespolitik!) 

-Auch Landespolitik, na ja. Wovon träumen Sie ·nachts? 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

\. 

Vizepräsident Schuler: 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich der Kol­

legin Frau Kiltz das Wort zu dem Themenkomplex .,Verkehr". 

Frau Kollegin Kiltz, wollten Sie sprechen? 

(Dr. Gölter, CDU: Die Frage ist 
eine Beleidigung.!) 

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, m~ine Damen und·Herren! Ich willihnen na­
türlich totz einer Triefnase die Vorstellungen der GRÜNEN· 

zur Verkehrspolitik darlegen. Aber wir sind alle vom Schnup­

fen etwas gebeutelt. 

Meine Damen und Herren, auch der vorliegende Entwurf 

zum Doppelhaushalt 290012001 macht wieder deutlich, dass 
die Landesregierung erstens die falschen Prioritäten in der 

I 

Verkehrspolitik setzt und zweitens dies auch noch unseriös 
·tut. 

(Sch:warz, SPD: Da ist eine Kluft zwischen 
Herrn Bracht und Ihnen !) 

- Herr Schwarz, vielleicht fühlen Sie sich in der Mitte ganz 
wohl.- Das Erste lässtsich an der Verwendung der Landesmit-

. '' 
tel nachlesen, das Zweite an der Aufstellung der Baupro-

gramme. 

Bevor' ich darauf eingehe, aber noch eine Bemerkung. Werte 

Kolleginnen und Kolfegen, der ländliche Raum stirbt nicht, 

(Schwarz, SPD: Das ist richtig!) 

wenn wir den Straßenbau herunterfahren, den Schwerpunkt 
. dabei auf die Straßenunterhaltung, auf die Bestandssanie­

rung unseres dichten Straßennetzes legen und den 

ÖPN\USPNV stärken. 

(Brach,t, CDU: Dafür ist 

kein Geld da!) 

Damit verbessern wir die Mobilitätschancen aller Menschen 
im ländlichen Raum, urid darum geht es uns an erster Stelie. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

l\,lleine Damen und Herren auf den Bänken der Regierungs-. 
fraktionen, wenn wir die Mittel dies'es Doppelhaushalts hin­

zunehmen, haben Sie seit Beginn ihrer Regierungsverantwor­

tung 1991 bis einschließlich 2001 über 2,5 Milliarden DM an 

Landesmitteln für den~ Straßenbau ·bereitgestellt - ohne 

GVFG-Mittel, ohne FAG-Mitter etc. -, davon allein 400 Millio­

nen Dl\11 fürdie Mitfinanzierung von Bundesstraßen. Dem ste­

hen ganze 45 Millionen DM für Busse und Bahnen aus Lan­

desmitteln gegenüber. Ich rede jetzt nicht von den durchge­

reichten Regionalisierungs.mitteln des Bundes, mit denen Sie 

den Rheinland-Pfalz-Takt ausgebaut haben. Herr Minister, 

ich werde Sie auch nicht dafür loben, dass Sie diese zweckbe­

stimmten Mittel für den Ausbau des SPNV und des ÖPNV 
zweckgemäß verwendet haben •. weil das eine Selbstverständ­

lichkeit ist. 

' . 
(Zu rufdes Staatsministers Bauckhage) 

~ Dass ich das von Herrn Bracht nicht richtig finde, wissen Sie. 
An dieser. Stelle waren wir uns in der Verkehrspolitik aus­

nahmsweise immer ejnig .. - Ich rede davon, wie die Landesre­
gierung ihre Schwerpunkte mit Landesmitteln gesetzt hat 

und auch in diesem Doppel~aushalt weiterhin setzt. Sie be­

vorzugen eindeutig den Straßenbau, für den Sie im Entwurf 

2000/2001 insgesamt 430 Millionen DM zur Verfügung stel­

len. Damit nicht genug - mit dem Entschließungsantrag zur 

L!mschichtung von GVFG-Mitteln zu Gunstendes kommuna­
len Straßenbaus schränken Sie die Mittel für Maßnahmen des 

Umweltverbund es, für den ohnehin nur 5,1 Millionen DM in­

vestive originäre Landesmittel zur Verfügung gestellt waren, 
weiter ein und verzögern damit Maßnahmen, die lange über-
fäÜig wa;en. 1 

Was wollen Sie denn nun aus dem Bauprogramm schieben? 

Wolleri Sie Speyer warten lassen? Darüber wird sich die Frau 

Kollegin Ebli nicht freuen. Wollen Sie den Bahnhof Bad 
Sobernheim hinauszögern? 

(Pörksen, SPD: Was?) 
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Wollen Sie Bushaltestellen in Koblenz später machen oder 

den Regiebahnhof Wissen? Das müssen Sie den Leuten vor 

Örtsagen. 

(Pörksen, SPD: Das sagt ihr 

doch alles schon!) 

Zunächst verkündet der zuständige Minister im Ausschuss 

lauthals, dass mit dem w_eiteren Ausbau des Rheinland-Pfalz­

Taktes nun erst einrrial Schluss sei und stattdessen Bahnhöfe 

und Haltestellen saniert würden. 

Dann besinnt man sich im Regierungslager wieder anders 

und reduziert die dafür bereitgestellten Mittel, um sie dem 
kommunalen Straßenbau draufzusatteln. Meine Damen und 

Herren, es stehen doc~ noch 80 Millionen DM FAG-Mittel für 

den.kommunalen Straßenbau zusätzlich im Einzelplan 20 zur 

Verfügung. Ich verstehe diese Aufregung nicht. 

Werte Kolleginnen und Kollegen der CDU, Sie setzen dann 

mit Ihren Änderungsanträgen noch eins drauf. Sie schieben 

fröhlich SPNV/ÖPNV-Mittel in den Landesstraßenbau und in 
den kommunalen Straßenbau um und stellen damit solche 

. sinnvollen Dinge wie zum Beispiel die Sanierung der Huns­
rückbahn in Frage. Herr Bracht, das kann ich von Ihnen, der 
Sie vom Hunsrück kommen, überhaupt !licht nachvollziehen. 

(Schwarz, SPD: Das tutsogar weh!) 

Wir werden diese Anträge natürlich genauso wie die GVFG­

Mittei-Verschiebung der SPD- und F.D.P.-Fraktion ablehnen. 

Herr Kollege Schwarz, di_e City-Bahn Kaiserslautern, ein Pro­

jekt, das auch wir wollen, das Sie eben im Zusammenhang 

~uch mit der Reaktivierung der Bachbahn Richtung Weiler­
bach als CDU-Projekt bezeichnet haben, k9stet in der ersten 
Abfolge erstens weniger, als Sie gesagt haben, 

(Schwarz, SPD: 24 Millionen DM) 

- 20 Millionen DM im ersten Abschnitt-, und zweitens ist es 

auch ein Projekt Ihrer Parteigenossen vor Ort. Der Roland 
Dings---

(Pörksen, SPD: Wer ist denn Dings? 

Hier heißt keiner Dings!) 

- Roland Lang ist gerade nicht da. Auch sie sind dafür, dieses 
Projekt voranzutreiben. Das ist kein CDU-Projekt oder ein 
'SPD-Projekt. 

(Schwarz, SPD: Es ging mir nur um 

die Scheinheiligkeit bei diesem 

Thema, nicht um das Projekt!) 

Meine Damen und Herren, wir setzen andere Schwerpunkte 

als Sie. Wir wollen Ernst machen mit einer Verkehrswende in 

Rheinland-Pfalz, wie sie zuletzt das Verkehrswendeforum 

Rheinland-Pfalzauf seinem Kongress i111 November gefordert 
hat. 

(Creutzmann, F.D.P.: Falsch!­

Pörksen, SPD: Was habt ihr 
mit Ernst vor?) 

Herr Bracht, Herr Schwarz und Herr Heinz, Sie waren auch da. 
Sie haben auch .das Manifest gelesen. Sie haben auch zur 

Kenntnis nehmen dürfen, dass sich dort alles an Umweltver­

bänden •. Verkehrsverbänden, Verkehrsinitiativen versammelt 
hat, die für eine positive Politik streiten, und auch welche, die 

sich gegen groß dimensionierte Projekte wie zum Beispiel 
den Hochmoselübergang wehreh. Die haben sich gemeinsam 

auf etwas geeinigt und die Stimme für eine Vekehrswende 

erhoben. Herr Bracht, da sind im Übrigen auch Menschen da~ 

bei, die im ländlichen Raum wohnen und sich dort fortbewe­
gen. 

(Bracht, CDU: Die Beschlüsse sind schädlich 

fürden ländlichen ~aum!) 

Ich muss an die Ausführungen des· Herrn Dr. Götter von vor­

gestern anknüpfen. Wir sitzen jetzt doch nicht auf den Bäu­
men und brauchen die Straßen, um herunterzukommen. Wir 
haben schon sehr viele .. 

(Beifall des BÜNDNIS 9_0/DIE GRÜNEN) 

Ich kenne kein Dorf, das keinen Straß_enanschluss hat. Der 

Kollege Rosenbauer -jetzt .ist er da - ist sicherlich nicht des~ 
halb nichthierher gekommen, weil sein Dorf nicht mit einer 

' Straße angebunden ist. Ich finc;le, Sie müssen 

(Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Die Kirche im Dorf lassen!) 

auch ein bisschen darauf achten, wie Sie Rheinland-Pfalz, was 

dh~ Straßen angeht; auch klein reden; was wir da alles noch 

bräuchten. Legen Sie endlich einmal den Schwerpunkt auf 
die Straßenunterhaltung. Da brauchen wir zurzeit im. Jahr 

über 100 Millionen DM. Das.hat sich in den letzten zehn Jah­

rim um 20 Millionen DM-jährlich gesteigert. Darauf ist jetzt 
der Schwerpunkt zu legen. 

Ich muss an dieser Stelle darauf eingehen, dass wir ·in dieser 
Woche eine Vorkämpferin für die Reaktivierung von Eisen­

bahnstrecken verloren haben. Herr Schwarz, Sie nicken. Frau 
Troescher wird nicht mehr mit ari vorderster Front für die Re­
aktivierung von Eisenbahnstrecke_n 'kämpfen können. Sie ist 

sozusagen-mitten im Einsatz bei einer Veranstaltung verstor­

ben: Ich bedauere das sehr, weil wir damit eine der wenigen 
Frauen verloren haben, die sich g_anz intensiv und engagiert 

für eine Verkehrs~ende in Rheinl_and-Pfalz mit eingesetzt ha­

ben. Manche schauen jetzt. Die Verkehrspolitikerinnen ken-. 
nen·sie·alle. Herr Bruch nickt. Sie hat uns alle immer sehr in­

tensiv durch Anschreiben gebeten, sich dafür einzusetzen, di­

verse. Eisenbahnstrecken in Rheinland-Pfalz zu reaktivieren. 
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Angelika Troescher lebt nicht mehr. Das ist sehr qedauerlich. 
Ich wollte das an dieser Stelle einmal erw~U1nen. Ich sehe, die 

Kollegen aus den Verkehrsabteilungen nicken und empfin­

den diesen Verlust auch. 

Meine Damen und Herren, wir haben alles das, was sich auf 

dem Verkehrskongress, den ich angesprochen habe, gebün- _ 

- delt hat, in _unsere Entsch-ließungsanträg~ mit eingeflochten. 

Ich möchte sie nicht im Einzelnen vorstellen. Sie haben :Siege­
lesen. Es sind zum Teil auch bekannte Positionen noch einmal 

. dargestellt. 

(P_i)rksen, SPD: Das ist ri<Ohtig! 
Das stimmt!) 

Wir wollen keinen neuen Brückenbau am Rhein, wir wollen­

aber mehr Verbindungen für die Menschen auf beiden Rhein­

seiten. 

(Pörksen, SPD: Sie wollensie 
torpedieren!) · _ 

Wir wollen keinen Hochmoselübergang. Wir wollen statt des­
-sen Alternativen prüfen, wie auf vorhandenen Strecken 

- nicht auf- Alternativtrassen, sondern auf vorhandenen 
Strecken - Ausbau vorgenommen werden kann durch Über­

holspuren oder notwendige Ortsumgehungem, die die Situa­

tion für die Region verbessern, nicht um eine neue Transit­

strecke dur_ch das Land zu schlagen. 

Meine -Damen und Herren, wir habE!n im vergangenen Jahr 
eine Große Anf_rage zur Frau_enmobilität in Rheinland-Pfalz 

gestellt und eine äu_ßerst unbefriedigende Antwort darauf 
erhalten, die einmal mehr deutlich machte, dass sich die An­
forderungen· des ;,gender mainstream" - wir hatten vorge­

stern sc(1on davon die Rede, und Herr Bruch hat es. sich, glau­

be ich, buchstabieren lassen - noch nicht zu alhin Herren im_ 
VerkehrSministerium herumgesprochen haben. Die Aufgabe, 

den Mobilitätsbedürfnissen von Frauen in dem einen oder 
anderen -Modellprojekt- nachzugehen und ihre Mobilitäts­
chanc~n zu verbessern, schieben Sie, Herr Min-ister, gern dem 

Frauenministerium zu und belassen es auch äort. 

Mei~e Herren in dE!r Regierung und meine Herren Kollegen 

verkehr~politischen Sprecher der Regierungsfraktionen, so 

geht _es nicht. Die rheinland-pfälzische Verkehrspolitik muss 
sich als Ganzes an den unterschiedlichen Mobilitätsbedürfnis­

sen von Menschen jeden Alters, behindert oder nicht, mit Ein­

kaufstasche und Kinderwagen,- mit oder ohne Pkw, zu Fuß, 
per Fahrrad, auf langen Weg_en oder auf kurzen kombinier­

ten Wegen, wie_ es bei der Hausarbeit und der Versorgungsar­

beit ofi: der Fall ist, orientieren, Das muss der wichtigste Maß­
stab des Verkehrsministeriums werden. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Minister Bauckhage, deshalb reicht es auch nicht, dass 
Sie bei der Erarbeitung des neuen-Landesverkehrsprogfamms 

nur die IHK und die HWK einbeziehen und eine Umfrage un­
ter den Wirtschaftsbetrieben machen. Es gilt, Menschen mit 

unterschiedlichen Mobilitätsbedürfnissen zu befördern und 

Güter zu transportieren, beides möglichst umweltgerecht 
und auch sozial gerecht. Wir wollen mit unseren Änderungs­

anträgim und Entschließungsanträgen auch in diesem Be­

rei_ch etwas tun._ Wir wollen den Frauenbea1,1ftragten Mittel 

bereitstellen, damit sie sich, wenn sie ein~ezogen werden 

- da geht die Bitte an den Finanzminister~ d~r ist jetzt nicht 
· da, sie endlich als Trägerinnen öffentlicher Belange anzuer­

kennen-, Fachkompetenz einkaufen können, um sachgerech­

te Vorschläge in der Verkehrsplanung vor Ort mach·en' zu 
können. 

- (Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist eine Aufgabe, die· dem ländlichen Raum wirklich nut­

_zen würde, Herr Bracht. Werm man d<mn_noch verstärkt Mo­

dellprojekte machen würde, wie zum Beispiel den Mittwochs­
bus in Bitburg - den kennen Sie ·vielleicht nicht - oder_ den -

Marktbus in Kirn - das sind spezielle Mobilitätsangebote, 

Dienstleistungen, die auf viele Menschen in.den jeweilige_n 
.Regionen a_bgestimmt sind; die das dann auch nutzen kön­

nen -, und -Sie so etwas fördern würden, das würde schon 
eher in Richtung Offensive ländlicher Raum gehen-, zumi_n-

-destim B_ereich Verkehr. 

Me-ine Da·men und Herren· der Regierungsfraktionen, Sie SE!t­

zen nicht n_ur die falschen Schwerpunkte, Sie tun dies auch 

noch völlig unseriös mit ungedeckten Schecks in die Zukunft 

über private Vorfinanzierung und mit Bauprogrammen, die 

eher an Wunschzettel ans Christkind denn an solide lnvesti-
- tionsprogramme erinnern. Wie WC!r das - jetzt ist Herr Beck 

nicht anwesend - mit dem Leitgedanken, den er bei der 

Grundsatzaussprache vorgetragen hat, dass man es der fol­
genden Generation schuldig sei, i~re Gestaltungsspielräume 

nicht ei_!lzuengen? Wie ~asst das zu den 1,1 M illiarderi DM 

Vorbelastung der Haushalte durch die private Vorfinanzi_e­
rung_?Wir meinen, das passt·garnicht. 

Die neue Ehrlichkeit, die sich Herr Mertes mit uns selbst, mit 
den Bürgerinnen und Bürgern,- vorgenommen hat, kann ich 

im Bauprogramm der Landesregierung wirklich nicht wieder­

finden. Allein im Landesstraßi:mbautitel - Herr Schwarz, Sie 
erinnern sich, wir diskutiertem das im Ausschuss für Wirt­

schaft und Verkehr- findet die geneigte Leserin, dass nur_96 

von den 314 aufgelisteten Maßnahmen Oberhaupt im Dop­
pel_haushalt veranschlagt sind und nach Ablauf des Jahres 

2001 noch 81 ~Millionen DM für die Folgejahre zur Finanzie­
rung anstehen; Bei den Brücken und Stützwänden ist das Ver­
hältnis noch krasser. Ganze sechs von 87 aufgelisteten Maß-

. nahmen sind veranschlagt. 

(Schwarz SPD: Sie wollen damit sagen, -

wir haben zu-wenig Geld,_ und das 

ne)Jmen Sie jetztauch hoch weg!) 

-Nein, Moment, meine Folgerung ist eine ganz andere; als Sie 

meinen; 57 Millionen DM bieiben dann für die Folgejahre. Sie 
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haben bei·der Beratung im Ausschuss darum gebeten, dass 
di.e Landesregierung doch bitte nur di~ Projekte aufnehmen 
sollte, die sie auch in diesen Jahref1 finanziert. Das ~rgebnis 
ist, dass Sie selbst zusammen mit der F.D.P.· noch einen weite­

ren Änderungsantrag gestellt haben, um weitere Maßnah­

men ohne Finanzierung in das Bauprogramm aufzunehmen. 

Was ist das? Wackelt da wieder der Schwanz mit de!Jl Hund, 
oderwas ist das? Ich verstehe das nicht. 

ln Be.rlin singen Ihre Kollegen gemeinsam mit meinen Kolle- · 

gen das Lied von der neuen Ehrlichkeit in den Investitionen 
im Verkehrsbe!eich. Sie stellen ein planungssicheres Investi­
tionsprogramm vor, das im Wesentlichen nur begonnene und . 
baureife Maßnahmen enthält, bis auf die rheinland-pfälzi-

- sehen Spezifika wie Hochmoselübergang usw., und wollen al­
les andere nach neuen Kriterien überarbeiten. Was ist in 
Rheinland-Pfalz?- Die SPD ist noch nicht so weit. Am Gängel­

band der F.D.P. sind sölche modernen Al')sätze offenkundig 

gar nicht zu machen. 

Vizepräsident Schuler: 

Frau Kollegin Kiltz, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Kollegen Schwarz'? 

Abg. Frau Kiltz~ BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich bin gleich zu Ende. Dann· kann er eine Kurzintervention 
machen. 

Wir fordern mit einem Antrag, der diese Woche in den Ge­
schäftsgang ging, eirie analoge Behandlung - Herr Schwarz,1 

das geht besonders h11hre Richtung-, damit auf Landesebene 
- ähnlich wie dies im Moment auf Bundesebene gemacht 
wird- eine Überarbeitung aller Maßnahmen nach neuen öko­

logischen Kriterien, nach vernünftigen Kri.terien, was ?innvoll 
ist und wo die Prioritäten sind, erfolgt. 

(Pörksen, SPD: Was vernünftig 
ist, sagt Ihr!) 

-Herr Pörksen, Sie nicht. Ich glaube, Sie können das nictlt al­

lein entscheiden. Da muss schon eine Debatte geführt wer­
den. Es muss erst einmal eine Neubewertung durch di~ Fach­

leute vorgenommen werden.· 

(Beifall des BÜNI?NIS 90/D!E GRÜNEN) 

Es sind zum Teil Proje~te dabei, die über3o Jahre alt sind. 

Wir wollen, dass das, was Sie kurzfristig in Ihren Bauprogram­
men aufg~listet haben, ein lnvestitioosprogramm mit sinn­
vollen Prioritäten wird. Dieser Wunschzettelkatalog, diese 

Nummer, wir schreiben an das Christki11d und vielleicht 
kommt dann irgendwann unsere Straße, damit die Ortsbür-

germeister und Landräte sagen. können, unser Teil steht im 
Bauprogramm und irgendwan':l kommt es, ist keine vernünf~ 
tige Politik. 

Ich freue mich auf eine spannende Deb_atte zu diesem Antrag 

in der nächsten Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft und 
Verkehr. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . 

Vizepräsident Schuler: 

:Ich darf Gäste im rheinland-pfälzischen Landtag begrüßen, 
und zwar Auszubildende des Internationalen Bundes für So­
zialarbeit und den ehemaligen Kollegen Konrad. 

Meine Damen und Herren, seien Si~ herzlich willkommen! 

{Beifall im Hause} 

Ich erteile Herrn Kollegen Mittrucker das Wort .. 

Abg.·Mittrücker, CDU: 

Herr Präsidenti meine sehr geehrten Damen und Herren·! 
Multimedia oder die unendlich traurige Geschichte der Lan­
desregierung. 

(Beifall der CDU­
Zurufe von der SPD} 

Sie haben mit Popanz Ihr .,Rheinland-Pfalz lnform" angekün­
digt, oh.ne vorher die cFiminzieruhgshausaufgaben gemacht 

zu haben. Das ist die Tatsache. Ich willihnen sagen •. lhre Mul­
timediabemühungen--

.. {Zuruf des Abg. Pörksen, SPD} 

.. 
-Herr Pprksen. 

--haben drei konstruktive Fehler: 

Zum Ersten,-es besteht keine, Federführung im Bereich Multi­

media. Sie haben einen IKT-Ausschuss gegründet, in dem die 
Staatssekretäre sitzen, jeder an seinem Tischtuch zerrt, um 

den größten Kuchen zu erhalten.--oas ist nicht die richtige 
Konstruktion, um der technologischen Herausforderung ge­
recht zu werden. 

(Beifall der CDU) 

Meine Damen und Herren, der zweite Konstruktionsfehler ist . 
die Tatsache, dass Sie falsche Schwerpunkte gesetzt haben.-· 

Ministerpräsident Beck und Staatsminister Baückhage haben 
überall verkündet, wir werden jetzt regionale und Kreisnetze 
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installieren. Die SPD-Fral$tion hat darüber hinaus noch einen 
Antrag gestellt, dass wir unsere Hochgeschwindigkeitsdaten­
autobahn von 34 Megabyte pro Sekunde auf 155 Megabyte 
pro Sekunde erhöhen. Das sind alles richtige' Forderungen. 

Was macbt die liebe Landesregierung mit ihrem .,Rheinl~md­
-Pfalz lnform"? Sie setzt lediglich, lächerliche 9 Millionen DM 

ein. Wenn Sie unseren Antrag verglei_~hen, haben wir hierfür 
30 Millionen DM vorgesehen. Das sind die Unterschiede zwi-
schen Ihnen und uns. · 

(Beifall der CDU) 

Herr Staatsminister Bauckhage, zu dem falsch gesetzten 
Schwerpunkt in der Konstruktion kommen wir gleich - Herr 
Staatsminister Bauckhage, hÖren Sie genau zu -, und zwar 
zum Sonderprogramm für die Schulträger. Ich muss Ihnen sa­
gen, die alte Bundesregierung hat noch das Thema .,Schulen 
an das Netz" initiiert. Hiervon hat auch Rhe_inlandcPfalz profi­
tiert. 

(Frau Pepper, SPD: Ohne Geld!) -

Deswegen haben wir in Rheinland-Pfalzauch einige Schulen, 

die am Netz hängen und EDV-Ausrüstung bekommen haben. 

Herr Staatsmini~ter, Sie wissen genau, Schulträger sind die 
Kom-munen. Deswegen müssen wir ein Sonderprogramm 
auflegen, das die Möglichkeit eröffnet, dass wir die entspre­
chenden EDV-Ausstattungen in den Schulen erhalten. Für 
diese Position haben Sie in Ihrem .,Rheinlan_d-Pfalz lnform" 

_lächerliche 800 000 DM eingesetzt: Vergleichen Sie unsere 
Zahlen. Wir haben 34 Millionen DM hierfür vorge~ehen. 

(Beifall des Abg. Bracht, CDU) 

Meine Damen und Herren, der dritte· Konstruktionsfeliler, 

der bei Ihnen in lhrim Multimediabemüh:rngen enthalten ist, 

sind die dubiosen Deckungsvorschläge, die Sie hierzu einbrin­
gen. 

(Billen, CDU: Genau!) 

Sie haben ein Programm geschrieben, ohne die Finanzierung 

zu beachten. Dann haben Sie eine Finanzierung .,gestrickt", 
ohne dabei das Programm zu beachten. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Das ist das Thema. Deswegen ist das, was Sie abgeliefert ha­

ben, so ein Chaos. 

(Beifall bei der CDU­

Zurufder Abg. Frau Schmidt, CDU) 

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen noch einmal die 

Flickschusterei deutlich- machen. Im Aktionsplan- .,Multime-
, dia" der Landesregierung sind für die Jahre 2000 und 2001 
Deckungstite~ angegeben, die überhaupt nfcht existieren. 

Das ist Tatsache. Da können Sie noch so lautstark-intervenie­
ren, das ist wichtig und fest;whalten. Ich sage'nur, schlimm, 

_wer Böses· dabei-denkt. Ferner werden Haus_halfstitel heran­
gezogen, die einfach auf Null gesetzt sind. Da sage ich nur, 
aus Nichts pressen Sie noch etwas. heraus. 

(Zurufe von der SPD) 

Im Aktionsplan .,Multimedia" der Landesregierung sind . ' 

Haushaltstitel zur Deckung herangezogen, die weniger aus­

weisen, als für die Deckung selbst notwendig ist. Da sage ich 
nur: Wenig minus viel ist eine Menge Geld für die Landesre­

gierung. 

Meine Damen und Herren, die größte Unverfrorenheit ist al­
lerdings die Tatsache, dass die Landesregierung im eige_nen 
Aktionsplan .,Multimedia" zum Thema .,Finanzie_rungsrah­
men" schreibt- ich darf wörtlich zitieren; Sie kÖnnen dies auf 
Seite 10 f@Chlesen -: .,Für die Jahre 2000 und 2001 sind min­
destens 100 Millionen DM eingeplant." - Jetzt kommt es: 
.,Unabhängig davon werden in 'den Ressorts Beschaffung, Er­

satzbesch<Jffung, Wartung un~ Fortentwicklung von IT­

Geräten und -systemen vorgenommen." 

.,Unabhängig davon"- was macht die liebe Landesregierung? 
-Die Landesregierung zieht als Deckungsvorschläge die Titel-_ . 
gruppe 99 - EDV- heran, die laufende Koste11 wie die Ersatz­
beschaffung von. Computern enthält. Genau konträr zu dem, 
was sie sich selbst auferlegt hat, reagiert sie. 

Meine Damen und Herren, wenn das kein Chaos ist, dan11 
weiß ich nicht, was ein Chaos ist. 

(Beifall der CDU und des Abg. Rieth, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). 

Ich sage eigentlich nur, die Halbwertzeit von Behauptungen 

der Landesregierung ist kOrzerals derWimpernschlag des Mi­

nisterpräsidenten. 

(Pörksen, SPD: Der hat Beispiele!) 

Wer ein Multimediaprogramm so schlampig vorbereitet und 

wer die falschen Schwerpunkte setzt- Herr Bauckhage -, wird 
von uns kritisiert. Wir lassen nicht zu, dass Sie die Öffentlich- ' 
keit, das Parlament und. die Bqrger täuschen. Das ist von 

vornherein eine Missgeburt. 

- (Beifall der CDU) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Billen d,as Wort. 

Abg. Billen, CDU: 

· Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
hätte es wesentlich lieber gesehen- aber so ist es für den Mi~ 
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nister nachher in der Replik einfacher, weil er dann alle Kritik 
so ein bisschen untergehenfassen kann-, wenn der Herr Mi­
nister jetzt auf den Teil Wirtschaft und Verkehr reagiert hätte 

und wir die Landwirtschaft gesondert diskutiert hätten. 

(Kramer, CDU: So ist es!) 

Aber dann machen wir es so. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD} 

- Das ist Ihre Einstellung, dass es bei der Landwirtschaft so­
wieso egal ist. Das war sie schon immer. Herr Pörksen, damit 

sind wir direkt beim Thema. 

~Was rotgrün, Sie und die Grünen, in Bonn/Berlin fertigbe­

kommen haben, ist für die Landwirtschaft_kein Aderfass 
mehr. Ein Aderlass ginge noch, das würden wir noch überle­
beiJ. Nein, es ist ein Aufschneiden der Pulsadern. Das ist das 
Entscheidende, was hier gemacht wird. 

(Widerspruch bei der SPD} 

Die Landwirtschaft wird vernichtend getroffen. Da muss man 
sie schnell verbinden, sonst ge_ht es nicht mehr. Das ist der 
entscheidende Punkt. 

Herr Minister, was haben wir gegen diese Politik getan? -
Nichts. Zuerst habe ich lhneiJ vor einem halbem Jahr- gesagt, 
es vväre gut, wenn Sie in die Gespräche gehen würden, wenn 

die Bundesländer zusammen darüber sprechen, wie man et­
·was für die Landwirtschaft tun kann. Zum Schluss sind Sie 

auch in die Gespräche gegangen. Jetzt stehen wir kurz vor 
der Situation, dass wir für die rhe-inland-pfälzische-Landwirt­
schaft einen Nettoverlust des Einkommens von mindestens 
25 % im Durchschnitt gesichert haben. Wenn man dies_ auf 
einzelne Betriebe umrechnet, ist es noch viel gravierender. 
Jetzt stehen wir vor der Situation, dass demnächst nur noch_ 
insgesamt 1,3 Milliarden DM an GA-Förderung vom Bund ge­

zahlt werden. 

Meine Damen und Herren, das_ Ist eine Reduzierung von einer 
halben Milliarde DM, von 1,8 Milliarden DM auf 1,3 Milliar­
dem DM. _Die Zahlen sind in Berlin schon genannt worden. 
Dann ist es zu spät, die Pulsadern zu verbinden, weil es dann 

mehr als kritisch wird. 

Der Unterschied ist: Wir als CDU betrachten die Bauern nicht 
nur als Boden- oder Landbesitzer,. das kann man in Bayern 

gut sehen. Ich war jetzt einmal auf einer Alpe im Allgäu, auch 
als Alm bekannt, mit Herrn Minister Mifler, der ~,nur" für 
Landwirtschaft zuständig ist. Aber dort wird in der Landesre­

gierUJ1g miteinander ger~det. Er hat allergrößten Wert dar­
auf gelegt, dass dort die Bauern unter schwierigsten Bedin­
gungen, auch unter strukturell allerschwierigsten Bedingun­

gen und auch mit Hilfe des Landes Bayern, weiter existieren 
können, nämlich um das Allgäu grün zu halten. Ansonsten ist 

dort nicht nur die Landwirtschaft kaputt, sondern der Touris­
mus bricht zusammen und somit die Wirtschaftlichkeit des 
ganzen Allgäus. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU­
Zuruf des- Abg. Kuhn, F.D.P.) 

Was tun wir im Land· Rheinland~Pfalz? Was tut unser Minis­
ter? Er hat ein Gesamtministerium, Landwirtschaft, Weinbau, 
Wirtschaft, wÖiu der Fremdenverkehr gehört. Er denkt noch 

in Schubladen. Er denkt bei Landwirtehaft an Kühe melken, 
_Schweine füttern, ackern, mähen. 

(Zufruf der SPD: Und an den Billen!) 

Wenn er sich mit dem Finanzminister Mittler unterhält, denkt 

er ah Hühnerzählen. Diese Landesregierung hat zwei ent­
scheidende Nachteile beim Punkt Hühnerzähten. Sie zählt die 
Hühner morgens nicht, das .vergisst sie. Wenn-sie sie abends 
gezählt hat, ·vergisst sie, den Stall zuzumachen. Insofern ist 
die Politik auch schlecht bei dieser Landesr!=!gierung, wenn es 
um die Landwirtschaft geht. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, wie kaschiert man solch eine Poli­
tik? Das macht man dann, wenn man im Haushalt nichts zu 
bieten hat. Man erfindet einen neuen Titel. 

(Zuruf von der CDU) 

Man schreibt die letzten zwei Seiten mit unwillkürlichen, will­

kürlichen, wahllosen Zahlen zusammen, sodass in zwei Haus­
haltsjahren rund 1 Milliarde DM zusammenkommt. Obendrü­
ber schreibt man: Offensive für den ländlichen Raum.- Wenn 
mgn sich diese Titel etwas näher anschaut, stellt man fest: 
Schöner Spruch, heiße Luft, nichts dahinter. 

(Zu rufvon der CDU: So ist das!) 

Geht man dem Ansatz nach, dann stellt man· fest, dass es 
-überhaupt kein Konzept "ländlicher Raum"-dieser Landesre­

gierung gibt. Es gehtwie immer .. Herr Bauckhage, Ihr Vorgän­

ger, Herr BrOderie, hat das auch schon gemacht. Die CDU hat 
eine Offensive, eine Politik für den ländlichen Raum gefor­

dert. Das Konzept wurde diskutiert. Das Ergebnis war relativ 
einf~ch. Der Minister hat gesagt, lch mache jetzt eine "Offen­
sive ländlicher Raum". Jetzt macht Herr Bauckhage Ähnli­

ches. Bei ihm wird es noch etwas schlimmer. Wenn- er das 
Geld für den ländlichen Raum zusammenschreibt, bleibt eini­
ges unter dem Tisch liegen. Es fällt weg. Allein bei einem 

Konzept Vermarktung für Landwirte und Winzer, Vermark­
tungsunterstützung sind das 1,6 Millionen DM. Von der Stra­
ße will ich gar nicht reden -das hat mein Kollege Bracht ge­

tan-, was da unter den Tisch fällt und unter der Bezeichnung 
"Offensive ländlicher Raum" läuft. 
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Kurz bevor Herr BrOderie nach Berlin ging, hat Herr Dr. Brack 
auch seinen Abschied eingereicht. Er hat ein Konzept für die 
Landesregierung. zusammengeschrieben, Ansatz regionales 
Konzept_ Mosel. Das Konzeptwar gut. 

(Zuruf von der F.D.P.) 

Umgesetzt wurde nichts. Der Ansatz war gut. Die Hochglanz­
broschüre war phantastisch. l)mgesetzt _wurde nichts. Ein 
ähnliches Konzept- jetzt machen wir Imagekampagne- wird 
wiJ:!der dargestellt . .lch befürchte zum Nachteil des ländlichen 
R<!ums, dass wieder nichts umgesetzt wird. 

Ich habe gestern schon eine Kurzintervention zu _FFH ge­
macht. Es wird immer schöner in der FFH-Diskussion. Es ·ist 
höchst anständig von Frau Ministerin Martini, dass sie Herrn 
Minister Bauckhage ein G_eschenk macht. ·sie hat ihm nämlich 
d.ie Verbandsgemeinde Daaden fast zu zwei Dritteln als FFH­
Gebiet geschenkt .. Das istschon einmal erfreulich. 

Dort ist der Minister Vorsitzender der F.D:P.-Fraktion im Ver­
bandsgemeinderat, damit er die Bindung zur Basis nicht ver~ 
liert. Ich kritisiere das nicht. Ich befürEhte aber, dass um.den 
15. Februar- es könnte ein bissch~n-früher oder später sein­
eine Entscheidung über die FFH-Gebiete fällt und der Minis­
ter sich vielleicht für die Verbandsgemeinde Daaden durch­
setzt· und diese raus bekommt. Die restlichen Bauern hat er 
danntrotzaller Diskussionen über ein Jahr im Stich gelassen. 
Er ist dann nicht in der Lage, skh in der Regierung durchzu-. 

setzen und sagt, so kann mah nicht miteinander. umgehen, 
nicht mit und nicht gegen die ·Bauern. Es wird in der Konse­

quEmz gegen die Landbesitzer laufen. Das ist außerordentlic~ 

bedauerlich. 

(Beifall bei derCDU) 

Jetzt kommen wir zum Thema Wein. Was haben wir ge­
macht, als wir als Landesregier_ung gesehen haben, dass beim 
Wein. eine gute Ernte ins Haus steht? Wir haben-uns mit den 
Weinbaupräsidenten getroffen. Wir haben diskutiert und 
festgestellt; es gibt bei den Weinbaupräsidenten keine Eini­
gung. Nun wär_e es die Aufgabe der Politik zu sagen, wenn es 
keine·Einigung gibt, dann einige ich als Minister und gebe 

vor. 

(Zurufdes.Abg. Pörksen. SPD) 

-.Aber selbstverständlich. Herr Pörksen, das verstehen Sie ein 
bisschen falsch. Sie glaube_n immer, Politik wäre das Nachbe-­
ten von dem, was die Mehrheiten denken. 

(Rösch,-SPD:'Das haben Sie_ 
40 Jahre gemacht!) 

Politik hat etwas mit Gestalten, in die Zukunft hinein Gestal­
ten zu tun, hat etwas mit V~rahwortung zu tun. Sie wissen 
gar nicht wie das Wort geschrieben wird. 

(Rösch, SPD: Genau das 
haben Sie_ gemacht!­

Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Das hat etwas mit Verantwortung für die Zukunft zu tun. 
Was macht man?_ -

(Rösch, SPD: Sie können mich 
nicht beleidigen!) 

Ma_n macht eigentlich nichts. Man sagt, gut~ wenn die Pfälzer, 
die Rheinhessen etwas beantragen, dann sagen wir, ja, ein 
bisschen geben wir. Wenn die Mosel etwas beantragt, sagen 
wir auch ja und geben ein bisschen. Wir sollten lieber überle­
gen, Herr Minister. Wir sind gern bereit, das g·emeinsam zu 
tragen. 

(Zuwf des Staatsministers Bauckhage) 

Sie hab~n 1,6 Millionen DM für den Haushalt herausgeholt 
fur die Verbesserung der Marktpositionen von Bauern und 
Winzern. Das sind 1,6 Millionen DM weniger in den zwei Jah- -
ren. Wirsind gern bereit, mit Ihnen darüber zu reden, 

(Kuhn, F.D.P.: Wer ist wir?) _ 

ein Konzept zu entwickeln und zu sagen:_ Wie können wir ein 
Image: konzeptfür den Wein machen, 

- (Kuhn, F.D.P.: Wer ist Wir?) 

wie können wir als größtes weinbautreibendes Land- 60% 
derWeinproduktioQ liegt im Land Rheinland-Pfalz- etwas für 
das Image und für den Verkauf des Weins tun? 

(Kuhn, F.D.P.: Wer ist wir?) 

-Wir müssen, entschuldigen Sie, Herr Kuhn.-gemeinsam-poli­
tische Verantwortung tragen. Man muss nur einmal ein Kon­
zept anbieten und nicht nur lavieren, hinterherlaufen und 
dulden. Das ist nämlich keine Politik, sondern das ist das, was 
hier im Haushalt gemacht wird. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Ich ziehe das ein Stück vor. Das ist ein Antrag der Fraktionen 
der SPD und F.D.P., Kooperationen in. der Landwirtschaft. 
·wenn nian den Antrag liest, müsste man ihn unterschreiben. 
Es steht nichts drin, __ aber e'r ist schön formuliert. Das ist ty­
pischfür die Politik, nichts drin, schön formuliert. Wenn man 
nachfragt, was mit einem solchen Spiegelstrich .gemeint ist, 
wir müssen horizontal und vertikal alres unterstützen,· 
und---

(Frau Jahns, SPD; Vernetzen!} 
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-Vernetzen, das ist noch besser, vernetzen und fördern, hori-. 
zontal und vertikal. -

- (Zu rufvon der ~DU: Und diagonal!) 

Mein Gott, welche Sprüche sind das. Das ist Ihre Landwirt­
schaftspolitik: Was für Sprüche! 

Sie müssen konkret sagen, was wir wo!!en, nein Festlegen, 
um Gottes willen, Geldausgeben, um Gottes willen. 

Im erstem Spiegelstrich steht,- wir wollen die Maschinenringe 
fördern, damit sie besser werden. Ich schaue i':J den Haushalt: 
Die Förderung besteht darin, d_ass Sie das Geld zus~mmen­
streichen. Meine Damen und .Herren, die Politik muss mir ein­
mal einer erklären. Das ist zwischen Ansatz und Wirklichkeit. 
Auf der einen Seite ist der Ansatz der Politik, schöne Anträge, 
heiße Luft und schöne Sprüche, auf der anderen Seite gibt es 
weniger Geld, und es ist kein Konzept vorhanden. 

Wenn wir schon bei Konzepten sind, kommen wir _natürlich 
zu dem Punkt: Was ist denn mit unseren drei Schwerpunkten 
in der Landwirtschaft und im Weinbau? Die Investitionsförde­
rung - das wird mir gieich wieder vorgehalten - ist in 
Rheinland-Pfalz die Beste. Das stimmt! Mir wird gleich auch 
vorgehalten, dass es in Rheinland-Pfalz keinem Antragsstau 
gegeben hat, außer iin Dezember des letzten Jahres. 

Am 21. Dezemberwurde gesagt, dass kein Geld mehr vorhan­
den sei. Wer zwischen_ dem 22. Dezember und dem 31. De­
zember eine Investitionsförderung _beantragt, hat Pech ge­
habt, weil kein Geld mehr vorhanden ist. Ich gehE:! davon aus, 
dass wir in diesem Bereich etwas unternehmen, um einen 
Übergang gegenüber der verschlechterten Förderung im Jahr 
'2000 herzustellen. Die ist aber gut, und in Bayern gibt es drei 
Jahre lang Antragsstau, während in Rheinland-Pfalz keiner 
ist. 

. -
Der zweite Punkt ist die Flurbereinigung beziehungsweise 
die Bod~nordnung. Auch davon verstehe ich etwas, weil ich 
einen zuständigen Gesprächspartner in unmittelbarer Nähe 

habe. Auch in dieser Hinsicht ist der: Schwerpunkt richtig ge­
setzt 

Es wird aber außerordentlich spannend, wenn wir über di_e 
Ausgleichszulage diskutieren, immer unter der Vorgabe: Das 
müssen wir wissen, und die Antwort müssen wir heute su­
chen und nicht nachher sagen: Der Bund war schuld. Ich h?be 
diese Bundesregierung nicht gewählt.- Herr Minister; ich ha­
be sie auch nicht gewählt, aber in der Konsequenz können 
Sie sicher sein, dass -die Bundesregierung die GA-Mittelför­
derung von 1,8 Millionen DM auf 1,3 Millionen DM absenken 
wird. _Das ist viel Geld. Jeder kann ausrechnen, was das für 
Rheinland-Pfalz'bedeutet. 

Insofern habe ich große Befürchtungen, weil der Haushalt in 
der einen oder anderen Frage sehr wackelig ist und weil Ein­
nahmen teilweise nicht abgesichert sind, dass im Bereich 

Landwirtschaft weiterhin von Ihnen ~ine Politik nach dem 
Motto betrieben wird: Das-ist in punktueHier Hinsicht in Ord­

. nung, das niai:hen wir.- Es wird aber leider kein Konzept ent­
wickelt, welche Bauern in welchen Regionen gefördert wer­
den müssen. Dje Ausgleichszulage ist unserer Meinu-ng nach 
nicht antastbar, und ich hoffe, dass Sie auch die Zusage ge­
ben, dass sie unantastbar-ist. 

Meine Damen und Herren, ich bin der Meinung, der Haushalt 
für die J.:a'ndwirtschaft- hierbei erwähne ich ganz besonders 

den Weinbau und die Offensive für den ländlichen Raum- fä­
delt sich nahtlos in die Gesamthaushaltsdebatte in diesem 
Landtag ein. Es-wurden keine Perspektiven aufgezeigt. Es ist 
kein Schwerpunkt gesetzt worden. Besonders bedauerlich ist, 
dass die Zahlen relativ schnell Makulatur sein werden. Das 
wird die Landwirtschaft- die von der rotgrünen Bundesregie­
rung nicht massivst zur Ader gelassen worden ist, sondernde­
ren Pulsadern aufgeschnitten worden sind- so im Mark tref­
fen, dass das kaputt geht, was immer gemeinsames Ziel in 
diesem Haus war, nämlich eine fläcliendeckende Landbewirt­
schaftung. Dafür müssen wir kämpfen, :obwohl dieser Haus­
halt das nicht tut. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Schiller: 

Ich erteile der Abgeordenten'Frau Jahns das vvort. 

Abg. Frau Jahns, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der vorgelegte 
Haushalt ist Ausdruck des intensiven Bemühens, das Best­
mögliche für die landwirtschaftlichen Betriebe in unserem 
Land zu tun. 

(Beifall des Abg. Pörksen, SPD) 

Wir haben die finanziellen Möglichkeiten ausgeschöpft, um 
möglichst vielen Betrieben eine Zukunft zu_ sichern. Es ist ty­

pisch, dass Herr Billen wieder großes Theater macht und dann 
den Saal verlässt. 

(Staatsminister Bauckhage: Aber nur 
. Theater machen kann der!) 

Meine-Damen und Herren, das wird auch anerkannt. Ich habe 
noch nie erlebt, wenn wir im Rahmen der Haushaltsberatun­
gen mit ·landwirtschaftlichen Verbänden gesprochen haben, 
dass sie so zufrieden waren: Natürlich hat man immer noch 
Wünsche, aber insbesondere das, was im Bereich des Ministe­

riums fÜr Umwelt und Forsten für die Lanqwirtschaft getan 
wurde, wurde wirkli-ch anerkannt. 
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Bis jetzt war ich der Meinung, dass auch die große Opposi­
tionspartei zufrieden war. Wie kann ich mir das denn anders 
vorstellen, wenn nicht ein einziger Änderungsantrag vor­
liegt? Herr Billen stellt sich hier hin und tut so, als wenn die 
Landwirtschaftspolitik in Rheinland-Pfalz in Grund und Bo- · 
den falsch wäre. 

(Beifall der SPD und der~ F.D.P.­
Pörksen, SPD: Sehr richtig!) 

Ich kann mir nlcht vorstellen, dass er zu faul war, Ä_nderungs-. 
anträge zu stellen. · · 

(Schweitzer, SPD: Ich schon!) 

. Er hat sich in seiner eigenen Fraktion nicht durchsetzen kön­
nen, und dassollte e~ dann auch in diesem Hause sagen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
Pörksen, SPD: So wird es wohl 

gewesen sein!) 

Herr Billen, wie begründen Sie das denn, wenn aiies so fals~h 
läuft, wie Sie den Eindruck erwecken, dass wir bei den Be­
triebsergebnissen im letzten Jahr in Rheinland-Pfalz bundes-

. weit nacf:J Schleswig-Holstein an zweiter Stelle standen? Das 
·sind sicher nurdie Ergebnisse einervöllig verfehlten Politik. 

N[eine Damen urid Herren von der Fraktion BÜNDNIS 9ÖiDIE 
GRÜNEN, Sie haben Änderungsanträge gestellt. Wir wissen, 
dass Sie ein etwas anderes Verständnis von der .Landwirt­
schaft als wir haben. Auch wi(haben Sympathien für die Art 

der regionalen Vermarktung, Direktvermarktung und den 
ökologischen tandbau. Wir wissen, dass das wichtig ist, und 
das wird auch gefördert. Diese Dinge haben gerade in mei­
nem ~Herzen einen großen Platz. Allerdings sind wir ein biss­
chen ·realistisch und wissen· ganz genau, dass das nicht die 
Wege für die große Masse der Betriebe sind. 

(Vereinzelt Beifall der SPD 
und der F.D.P.) 

Wer auf globalen Märkten bestehen will; muss wettbewerbs­
fähig sein und in der derzeitigen Situation noch wettbwerbs­
fähiger werden. Dafür stellenwir in dies·em Haushalt die rich­
tigen Weichen, und wir stehen zu den Schwerpunkten. Wir 
halten an den Investitionen so gut wie es -geht fest. Wir wis­

.sen, dass wir nicht allein Herr des V~rfahrens sind. 

Frau Kiltz, die Boxenlaufställe in den Milchvieh haltenden Be­
trieb-en, die besonders geförde.rt werden, sind anerkannter­
weise tiergerecht und tierfreundlich. Das zeigt'sich nicht-zu- . 
Ietzt dadurch, dass die Leistungsfähigkeit der Tiere deutlich 
ansteigt. 

Wir benötigen eine Starthilfe für die Junglandwirte. Daqei 

sind wir bundesweit Spitze. Das sollte man auch einmal sa~ 
gen. 

Wir sind froh, dass wir bezüg~ich der Bodenordnung mehr 
tun können; denn wettbewerbsfähige Betriebe benötigen 
entsprechende Strukturen, damit sie kostengünstig produzie: 
ren können. 

Unse·r Entschließungsantrag macht Ausführungen dazu, dass 
wir m-öglichst keinen Antragsstau wie-in Bayern- das so vor­
bildlich ist-_haben, Herr Billen, Die Betriebe warten jahrelang 
auf ihre Investitionen, und wiryvollen auch nicht irgendwann 
einmal bayerische Ve_rhältnisse haben. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
pr. Schiffmann, SPD: Se.hr gut!) 

Meine Damen und Herren, wir ,müssen natürlich auch alles 
tun, damit die Betriebe ihre Chancen auf regionalen Märkten 
ausnutzen können. Auch das wird möglich sein. Es gab immer 
schon die Fördermöglichkeiteh, die aufgrund des regionalem 
Entwicklungsplans, der· aufgrund der EU-Mittel gestartet 
werden kann, verbessert werden. Wir sind sicher, dass diese 
Betriebe Zukunft haben. Wir müssen die Chancen dort nut­
zen, wo es sie gibt. Wenn die Kunden ihre Waren bei den Be­
trieben kaufen möchten,.werden wir alles unternehmen, dass 
alle Initiativen, die sich gründen und aktiv werden, auch un­
terstützt werden . 

A~e Experten sind sich einig, ·aass es in Zukunft g-rößere Chan­
cen für den Berei~h des ökologischen Landbaus geben wird. - · 
Man rechnet-·je nach Einstellung-damit, dass 10% bis 15% 
der Produkte demnächst ökologisch erzeugt auf dem Markt 
abges,etzt werden können. Diese Chante muss genutzt wer­
den, und sie wird genutzt. Die Betrie~e werden unterstützt. 

• Meine Damen und Herren, die Titel im Haushalt sind gegen­
seitig deckungsfähig in diesem Kapitel. Es wäre ein ~chlechtes 
Ministerium, wenn es nichtflexibel auf Bedarfe reagierte und 
an anderer Stelle etwas wegnimmt, wo die Nachfrage nicht 
so groß ist. 

Im ökologischen Bereich ist es das Wichtigste, die Märkte zu 
erschließen. Wir können nicht durch. Förderprogramme An­

reize schaffen und hinterher eine Überproduktion haben. 
Das schadet den Betrieben. Das ist Aufgabe der Verbände 
und der Betriebe selbst. Die Unterstützung des Landes ist vor­
handen. 

(Beifall der SPD) 

Eine weitere Antwort auf.die Herausforderungen, denen wir 
uns heute in der Landwirtschaft stellen müssen, ist-die Frage 
der Kooperation. 

Wir sind sehr froh, dass das jetzterkannt wird. Wir haben das 
sch~m lange gesagt. Inzwischen sagt- auch Herr Sonnleitner:, 

der Bundesvorsitzende der Bauefnverbände, dass die Zukunft 
·der Landwirtschaft in Betrieosgemeinschaffen liegt. Wir sind 
froh darüber. 

(Beifall_ bei der SPD) 
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Ich bin auch froh darüber, d-ass in Rheinland-Pfalz bei einer 
Veranstaltung, die im Norden stattfindet, die Züchterverbän­
de-und Fachschulabsolventen dieses Thema ausgewählt ha­
ben. Wir sehen, die Landwirtschaftstelltsich den Notwendig­

keiten. Wir wünschen, dass sie dabei so gut wie möglic~ un­

terstützt wird. Auch das ist Teil unseres Antrags. 

(Beifall der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir wollen, dass die Maschinenrin­
ge zukünftig- unterstützt werden. Sie sind die bekannteste 
und verbreitetste F0rm der Zusammenarbeit.5ie ,sind eine Er­
folgsgeschichte. 

Herr Billen, es ist kein Widerspruch, wenn wir sagen, wir wol­
len sie weiterhin fördern; denn Sie haben einen-Spiegelstrich 
überseh~n. Wir wollen auch, dass die Landesregierung_sie da-

- bei unterstützt, ihre Strukturen zu verbessern. Dabei kann 
vielleicht eine kleine Summe herauskommen, die eingespart­
wird. Möglichkeiten zur Unterstützung gibt es nicht nur bei 

der finanziellen Förderung der Geschäftsführung. 

Die Betriebshilfe ist heute wichtiger denn je. Die Maschinen­
ringe wirken aktiv dabei mit, Arbeitskräfte für die Landwirt­
schaft zu gewinnen und zur Verfügung zu stellen. Sie ent­
wickeln neue Ideen. Inzwischen gibt es auch EDV-Angebote 
und EDV-Dienstleistung~n für die Landwirtschaft. Hier sind 
die Landespflege, die Ideen mit den nachw~chs_enden Roh­
stoffen und die_ Marketingaktivitäten zu erwähnen. Insge­
samtsind das alles sehr begrüßenswerte Dinge. · 

Die Zusammenarbeit im vor- ·und nachgelagerten Bereich 
wird zukünftig noch-viel wichtiger. wo· dies funktioniert, ist 

das positiv. Außerdem möchten wir, dass die Beratungsstel­
len Kooperationen unterstützen und dass Kooperation bei 
der Aus- und Weiterbildung Thema ist. 

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, das_ FUL­
Programm ist Teil des regionalen Programms. Dieses liegt ge­

rade in Brüssel zur Genehmigung vor. Wir haben es einfach, 
praxisg-erechter ·und leichter kontrollierbar gemacht. Wir 
werden-dieses Programm jetzt nicht schon wieder verändern. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte noch ein Wort zu Ihrem Antrag sagen, in dem Sie 
50 000 DM für den Aufbau einer Datenbank fordern, die den_ 

· ökologischen Betrieben den geforderten Nachweis- ermögli­

chen soll, dass ihre Produkte keine gente~hnisch veränderten 

Substanzen enthalten. 

Wir wissen, dass die Betriebe vor einer schwierigen Situation 
stehen. und das Anliegen durchaus berechtigt ist. Wir können 
aber heute nicht so einfach 50 000 DM zur Verfügung stellen. 

Wir-haben keine information uber die Ausgestaltung. Wir. 
wissen nichts über die laufenden Kosten und sind nicht der 

Meinung, dass diese Kosten von Nordrhein-Westfalen, Sach­
sen und Rheinland-Pfalz allein aufgebracht werden sollen. 
Wir müssen das noch beraten. -' 

Weitere Ausführungen wird Herr Franzmann machen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Sthuler: 

Ich begrüße Gäste im rheinland-pfälzischen Landtag, und 
zwar Mitglieder des Ortsgemeinderats Emmerzhausen. Mei­
ne Damen und Herren, seien Sie herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile Herrn Kollegen Dr. Frey d~s Wort. -

(Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herreni melden Sie sich bitte rechtzeitig. 
~- Dann kann u'nsere S<;hriftführerin das vermerken. - Herr 

Dr. Frey, Sie haben das Wort. 

Abg. Dr. Frey, F,D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Halten wir es mit 

G9rbatschow: Wer zu spät kommt, den bestraft die Redner­
liste. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte im Ge­
gensatz zu Herrn Billen zum Haushalt von Rheinland-Pfalz re­
den. Das sind keine Sprüche. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­
Zuruf von der SPD: Sehr gut!) 

Das ist ein Haushalt im Landwirtschafts- und Weinbaubereich 
mit Perspektiven und Schwerpunkten. Das wird übrigens 

auch vom Berufsstand, von den Bauernverbänden im Norden 

und im Süden, anerkannt. 

Ich erinnere mich an eine Pressemitteilung, die an alle Land, 
Wirtschaftspolitiker versandt worden ist, in der Herr Schind­

ler, der einer großen konservativen Volkspartei angehört, ge­
nauso wie sein Geschäftsführer, Herr Schatt, erklärt haben, 
dass .dies-er Haushalt im Landwirtschafts- und Weinbaube­

reich solide wäre, dem Berufsstand zugute komme und man 
damit einverstanden sei. Von Herrn Schartz aus dem Norden 
konnte man Ähnliches hÖren. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) -· 
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Ich weiß, dass es im Norden unterschJedliche Meinungen gibt. 
Das brauchen wir im Landtag_ nicht zu wied~rholen. Dafür 

gibt es Gericlits~äle. 

(Heiterkeit bei der SPD -· 

Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Schuler: 

Herr Dr. Frey, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kol-
legen Billen? · 

Abg. Dr. Frey, F.D.P.: 

, Gern. Er wird mir jetzt die Perspektiven aufzeigen. 

Vizepräsident Schuler: 

Herr Kollege Billen, Sie liaben das Wort. 

Abg. Billen, CDU: -

. Herr Kollege Frey, wievereinbaren Sie das, was Sie Ober mich 
und Ober die Bauernverbände g-esagt haben, mit der Aussa­
ge, dass ich doch nur der Erfüllungsgehilfe und der Lobbyist 
der Bauernverbände sei? 

Abg. Dr. Frey, F.D.P.: 

Herr Billen, ich betrachte Sie durchaus auch als Lobbyist. Ich 
habe zu l~nen gesprochen, und ich habe zu den Bauernver­
bänden gesprochen. Sie.haben es am Applaus im Hause gese­
hen, dass dies auf Zustimmung gestoßen ist. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Ich komme zum Thema. leb verhehle nicht, dass wir allgemei­
ne:Sparzwänge haben. Dies passiert nicht nur auf rheinland­
pfälzischer Ebene, sondern auch auf Bundes- und EL)-Ebene. 

Ich ·bin der festen Überzeugung,-dass wir mit diesem Haus­
haltsentwurf, wie er von der Landesregierung für die Land­

wirtschaft und für. den Weinbau fürdie Jahre 2000 und 2001 
vorgelegt worden. ist, für den Berufsstand gute Perspektiven 
_geben. 

Lassen Sie mich deshalb zu den eihzelrien Punkten in diesem 
Haushaltsplan Stellung nehmen und auch noch einmal deut­

lich machen, wo wir unsere Schwerpunkte sehen. Zuerst 
mqchte ich die Finanzmittel-für die Si~herung .der Wettbe-. 
werbsfähigkeit von Landwirtschaft und Weinbau anspre­
chen. Diese werden nämlich i-m Jahr 2000 gut 5 Million~n-DM 

überdenen vom Vorjahr liegen. 

( 

Insgesamt stehen _für Maßnahmen zur Sicherung der Wettbe­
werbsfähigkeit gut 75,8 Millionen DM zur Verfügung. _Gera­
de dil~se Maßnahmen -zur Verbesserung von Wettbewerbsfä­
higkeit sollen zur Verbesserung und zur Erhaltung yon_Rah­
menbedingungen dienen, die natürlich nicht nur von Rhein­

land-Pfalz, sondern, wie ich bereits sagte, auch v~ri Bundes­
und von EU-Recht beeinflusst werden. Wir wollen gerade er-

. reichen, dass die _Landwirte und d_ie Winzer nicht weiterhin 
am Gängelband, sondern frei entsch!'!idend ihren Betrieb füh­
ren können. Deswegen begrüßt die F.D.P.-Landtagsfraktion 

aUsdrücklich, dass die finanzielle Ausgestaitung des Agrarin­
vestitionsförderprogramms g_erade in den zwei folgenden 
Jahren nochmals ausgebaut wird. 

Gleiches gilt für die Junglandwirteförderung, die auf hohem 
·Niveau fortgeführt wird. Es muss unser aller Interesse sein, 
dass unsere Betriebe erhalten· bleiben und junge Betriebs-
und Hofnachfolger diesen Hof auch weiterführen und Unter­

stützung bekommen. Wenn wir einen Zuschuss von 

40 000 DM ll_aben, ist ·das eine Größe, die e~ in keinem Bun- -

deslartd, auch nicht in Bayern - Herr Billen, auch auf der Alm 

wird nichtmehr bezahlt-, gibt. Was wir. hier haben, ist sehr 
positiv. 

Wir haben eine hervorragende Unterstützung in den Staatli-_ 
chen Lehr- und Forschungsanstalten und auch in den dort an­
gesiedelten Berufssi:huiEm. Wir bilden junge Betriebsnachfol­
ger aus, die die Herausforderungen der Zukunft annehmen 
können. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Verbesserung der Markt­
struktur. Hier gilt es, die Wettbewerbsfähigkeit unserer Land­

wirtschaft zu erhalten und ·zu fördern. Es wird auch in 
Rheinland-Pfalz weiterhin eine Unterstützung auf 'höchstem 
Niveau geben. Man kann natürlich-darüber diskutieren, wie 

das im Ein?elfall passiert. Das· passiert - das stelle ich immer 
wieder fest, gerade wenn es um die Fragen _des Weinbaus 
geht- mit dem Berufsstand in enger Zusammenarbeit. Wenn 
Si~ sich hier hinstellen_ und sagen, wir haben_ das bessere Kon-· 
zept, dann diskutieren Sie es doch einmal .in Ihrem Berufs­
stand. Warum machen Sie es denn dort nicht? 

(Vereinzelt Beifall bei F.p.P. und SPD­
Zurufaus dem Hause: So ist es!) 

Warum kommen Sie hierher und sagen, es ist a!les falsch? Aus 
den Berufsverbanden kommt dies nicht. Die Politik der Lan- -­

desregierung - sie wird es auch blelben - und der F.D.p.­
Frakti~n ist, dies mit dem Berufsstand zu machen und nicht 
das zu sagen, was_ vielleicht unbedingt schick ist, nur um zu 

kritisier~n des Kritisierens willen. So kommen wir nicht viel 
weiter. 

(Beifall berF.D.P. und SPD) 

Ein weiterer Schwerpunkt der Verbesserung der Struktur­
maßnahmen jst natürlich die Flurbereinigung. 
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Herr Billen, wenn Sie schon Ihren Bruder angesprochen ha­
ben, der sehr engagiert ist, hätten sie von ihm sicherlich auch 
erfahren können, dass auch in den nächsten Jahren enorme 
Mittel zur Verfügung gestellt werden; denn es liegt uns allen· 
am Herzen; dass die Strukturförderung gerade im Bereich der 
Flurbereinigung weiter au_f hohem-Niveau anhält. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Wir haben nämlich in manchen Bereichen, das giltsowohl für 

die Sonderkulturen als auch filr die Höhengebiete, imm·er 
_noch Flurgröß~n. die auf Dauer für die Betriebe nicht von 
Vorteil sind. Wir brauchen atJ_ch den Wegebau in den Flurbe­
reinigungsgebieten. Deswegen müssen wir weiter dafür 
kämpfen, dass Erstbereinigungen aber auch Zweitbereini­
gungen erfolgen. Deswegen gilt es auch, vor Ort im kommu­
nalen Bereich dafür zu werben, dass auch Flurbereinigungs­
verfahren durchgeführt werden; denn wie so häufig schei­
tert das auch am Widerstand vor Ort, nicht· nur an den Eigen­

tümern, teilweise auch an den Bewirtschaftern. Wir müssen 
- dafür sorgen,- dass ein Umdenken stattfindet. Mit fast 

22,5 Millionen DM pro Haushaltsjahr haben wir eine hervor­

ragende Ausgangspositron. 

Lassen Sie mich einige Sätze zur Verbesserung der Agrar~ 
struktur sagen. Das ist gerade in den Höhenge_bieten von 
Eifel, Hunsrück, Westerwald un'd Westpfalz ein bedeutendes 
Thema. Dort müssen die naturgeg~benen Bewirtschaftungs­
erschwernisse auch finanziell ausgeglichen werden. Wir wer­

den das weiterhin auf sehr hohem Niveau machen. Die Aus­
gleichszulag~ für landwirtschaftliche Betriebe- in diesen Ge­
bieten wird insgesamt 40 Millionen DM pro Hau~haltsjahr"be­

tragen: Das-ist kein kleiner Betrag; denn immerhin konnten 
im vergangenen Jahr etwa 7 300 Betriebe mit durchschnitt­
lich 5 200 DM unterstützt werden. Das ist eine Zahl, die man 

hier-auch einmal nennen muss:· und die sich im bundesweiten 
Vergleich als eine Spitzenstellung darstellt. 

Einige Worte.zum FUL-Programm. Dazu ist bisher noch nichts 
gesagt worden. Als F.D.P.-Fraktion wollen wir dies weiterfüh­

ren, und zwar ohne_ideologische Scheuklappen mit ökologi­
scher Variante_ und mit mechanischer Variante, wie das bei 
der Beikrautbekämpfung passiert_ ist. Frau Kiltz, ich nehme 

Ihnen damit vielleicht Ihr Thema ein bisschen vorweg, aber es 

gibt noch eine weitere Runde. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

- Sie hätte auch das Recht gehabt. Ich wiederhole mich un-
gern, aber wer zu spät kommt usw. ' 

Wir werden beim FUL:Programm mit 40 Millionen DM die 
Förderung auf hohem Niveau halten, was sich natürlich auch 
im Steillagenweinbau, der zur Erhaltung unserer Kulturland­
schaft gerade im Bereich der Flusstäler Mittelrhein und Mosel 

- zu einer weiteren Verbesserung der Situation führen wird, 
auswirken wird. 

, Meine Damen und Herren, insgesamt ist die Landesregierung 
im Bereich der Landwirtschaft und des Weinbaus CJUf einem 
guten, auf dem richtigen Weg. Das sagen nicht nur wir und 

-unser Koalitionspartner SPD, sondern das sagt ~uch der Be-
rufsstand,_ und was könnte Besseres passieren als diese Einig­
keit in einem Land wie Rheinland-Pfalz? 

(Beifall bei F.D.P._und SPD) 

Deswegen ist es auch wichtig, dass diese Landesregierung ei­

ne Offe_nsive für den ländlichen Raumgestartet hat. Allein im 
Haushalt von Herrn Bauckhage steht dafür .1 Milliarde DM 
zur Verfügung. Es muss einmal klar gemacht werden, wo die 
Schwerpunkte der Politik liegen. Dazu gehört der ländliche 
Raum. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD- -

Heiterkeit bei der CDU) 

- Lachen Sie ruhig, wenn es nach Ihnen ging, würden wir nur 

kürzen, kürzen, kürzen. Das hattumind~~t Herr Böhr gesagt. 
Heate hat sich das ganz anders angehört. Wir werden die 
Mittel überwiegend auch im ländlichen Raum unterbringen. 
Deswegen ist das eine Offensive für den ländlichen ·Raum. 
Wie sinnvoll die Politik der letzten Jahre war, an die diese Of-

- fensive anknüpft, 

(Beifall bei F;D.P. und SPD} 

zeigt auch, dass sich die Strukturentwicklung im ländlichen 

Raum in den letzten Jahren deutlich beschleunigt hCJt. An die­
ser Beschleunigung wollen wir weiter arbeiten und festhal­

ten. Wir sind aufdem richtigen Weg .. 

Jß_eifall bei F.D.P. und SPD} 

Vizepräsident Schuler: 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich der Ab­
geordneten Frau Kiltz das Wort. 

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege Frey, 
es wäre schön, wenn Sie sich unsere Anträge auch zu Herzen 

nehmen und danach handeln würd~n. zum Beispiel beim 
FUL-Antrag- dazu komme ich gleich noch einmal. 

Der Agrarbereich im Einzelplan 08, Herr Minister Bauckhage, 
• zeichnet sich vor allem durch ein tapferes Weiter-so .aus. Öko­

logische Modernisierung und Zukunftsfähigkeit sind ke_ine 
Schwerpunkte. Sie bleiben in der. Nische. Damit_ ist auch die_ 
SPD .einverstanden. Das scheint der Weg zu sein, der schon 

lange ausgetrampelt ist, und den wird man auch noch weiter­
gehen. 
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Der Entschließungsantrag der Regierungsfraktionen ver­
stärkt-diesen Ei,ndruck noch. Es wird darin gelobt, dass die_ 
Landesregierung an ihren alten Schwerpunkten der Beschleu­
nigung des Strukturwandels in der Landwirtschaft festhält: 
der Rationalisierungsförderung und der Flurbereinigung. -
Die zaghaft neuen Ansätze, die es bei der Verordnung ländli­
cher Raum, Umsetzung der Agenda 2000 der EU und b~i der 
Neugestaltung der Gemeinschaftsaufgabe durch den Bund 

zu nutzen gelte, finden in Rheinland-Pfalz nicht statt bzw. · 
spielen eine äußerst untergeordnete Ro!le. Nach wie vor: ist 
der durchrationalisierte Vollerwerbsbetrieb das alleinige leit-
~ild für die Agrarpolitik der -Landesregierung und der sie tra-
genden Fraktionen. Der Betrieb, der auf mehreren Stan~bei­
nen steht, der umwelt- und artge~echt wirtschaftet, einen 

Teil seiner Erzeugnisse selbst verarbeitet und regional ver­
marktet und vielleicht auch noch eine touristische Attraktion 
bietet, wird eher als die Ausnahme denn als die Regel gese­

hen. 

Aber was spricht denn dagegen, dass wir die Vielfalt der 
Landwirtschaft und des Weinbaus in Rheinland-Pfalzauch ab 

·und an einmal auf einem. einzelnen Betrieb widergespiegelt 
finden. Es muss riicht immer alles in eine Richtung gehen: Al-

:._ -·Jes, was nebendran ist, schaut man sich nicht mehr an. Der 
·Schwerpunkt, Diversifikation im ländlichen Bereich in nach­
und vorgelagerten Bereichen der Landwirtschaft, hat bei Ih­
nen, Herr Bauckhage, kaum etwas zu bedeuten in der V_er­
ordnung ländlicher Raum. Das wäre etwas, womit Sie---

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Bitte etwas lauter oder etwas leiser!) 

-Ich oder der Saal? 

(Frau Thorrias, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Du lauter!) 

' - Ich versuche es. Ich bin erkältet. Es ware schön, wenn die 
Kolleginnen und Kollegen im Saal etwas Rücksicht darauf 
nehmen würden, dass ich nicht so lautschreien kann wie Herr 
Mertes. Ich kann das nur einen Satz lang durchhalten. · 

(Ministerpräsident Beck: Da~ ist 
ein böser Vergleich!) 

-Ich kann auch Billen sage~! suchen Sie ~s sich aus. Die beiden 
vergeben sich da nichts. 

Herr Beck, Sie können auch schreien. Jetzt wird aber nicht ge­
schrien, sondern geredet. Ich bitte zuzuhören. 

Diese Verordnung für den ländlichen Raum hätte die Mög-
, lichkeit gegeben, im ländlichen Raum in die Breite zu gehen, ~ 

nicht defensiv, sondern offensiv, im Gegensatz zu dem, was 

Sie als offensiv bezeichnen. Es läge doch auf der Hand. Ich er­
innere daran, vorgestern war die Rede davon - heute ist es 

wieder aufgegriffen worden-, Rheinland-Pfalzwäre von Bal­

lungsräumen umgeben. Das oirgt doch auch eine Chance, 

weil Ballungsräume und- Zentren auch voller potentieller 
Kunden und Kundinnen-für hochwertige frische Nahrungs-

- mittel aus den ländlichen Regionen ·unseres Bundeslandes 
sind. Absatzmärkte für regionale Produkte: Rhein-Main­
Gebiet, Rhein-Neckar, Köln/Bonn, Luxemburg und Kar!s­
ruhe.- Das gilt es zu nutzen. 

(Schwarz, SPD: Siegerland I)' 

-Herr Schwarz, Sie können das ausdehnen. 

Das bietet Chancen, regionale Produktion und Verarbeitung 
auszubauen, als anderes Standbein zu nutzen, was nicht so 
abhängig ist von Globalisierungstendenzen. 

Wir haben lhne(l einen Entschließungsantrag vorgelegt, bei 
dem äie Verarbeitung und Vermarktung regioaler Produkte 
noch einmal durch ein spezielles. Investitionsprogramm geför­
dert werden. sollen. Wir haben auch entsprechende Ände­
rungsanträge vorgelegt. F'rau Jahns hat sich schon positiv da­
zu geäußert. Nun wäre es schön, wenn Sie sich nicht nur posi­
tiv äüßern, sondern auch-·noch zustimmen könnten. 

(Schwarz, SPD: Das sind zwei Paar 
Schuhe, gehe ich davon aus!) 

Ich will nur noch einige Beispiele nennen, die Redezeit ist 
nicht mehr so toll. Herr- Frey, wir wollen natürlich das FUL­

Programm weiterführen, aber wir wollen den Schwerpunkt 

auf.die ökologische Variante legen. Wirwollen keine weite·re · 
Verwässerung aurch Herbizideinsatz im integrierten Anbau, 

jetzt auch noch neuerdings im Weinbau. Wir wollen für die 
Gemüseartbauer eirle wirkliche Alternative zum konventio-

-nelleh Anbau, das heißt ein gut ausgestattetes Förderpro­

gramm, mit dem der Bedarfan .öl<ologisch erzeugtem Gemü­
se in Rheinland-Pfal~ ein Stück weiter gedeckt werden kann. 

(Vizepräsident Heinz übernimmt 
. den Vorsitz) 

Der Bedarf ist nämlich höher als das Angebot. Wir möchten 
natürlich den_ Vorrang für die ökologische Variante. Wir for­
dern Sie auf, das FUL-Programm umzustricken._ Frau Jahns, Sie 

hätten es gar nicht so- machen sollen. Im Übrigen wird es da­

gegen EU-rechtliche Bedenken geben. Ich glaube nicht, dass 
Sie so einfach damit durchkommen. Es gibt auch schon Be­
schwerden in Brüssel. 

Wir wollen eine Regionalisierung, und wir wollen eine Ökolo­
gisierung der landwirtschaft_lichen Produktionsweise. Wir ha­
ben deshalb auch einen Entschließungsantrag vorgelegt, der 
sich auf die Ausbildung in der Landwirtschaft bezieht und 
dort einen Ausbildungsgang fordert, der wirklich auf die 

ökologische Anbauvariante Wert legt urid dies auch ordent­
lich vermittelt. Wir möchten darüber hinaus, dass die Landes­

regierung aort, wo sie es kan'n- beispielsweise in öffentlichen · 

Einrichtungen,_ in Mensen von Univer-Sitäten -. daz_u anregt· 
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und es unterstOtzt, dass dort in einem zusätzlicheil Menü re­
gionale und Ökologisch erzeugte Produkte angeboten wer­
den. 

Wir sind ganz sicher, auch junge Leute haben zunehmend 
den Bedarf, vegetarisch zu essen oder nachzuvollzi!=!hen, wo­
he_r die Produkte kommen. Wir haben_in der letzten Zeit ge­

nug Lebensmittelskandale gehabt. Es hört nicht auf. Einen· 

Monat lang ist Ruhe, und dann kommt der nächste. Auch jun­
ge Leute wollen s_ich zunehmend gesund ernähren und möch­

ten wissen, woher das, was auf den Tisch kommt, stammt. 

Ich möchte noch ein Wort zur Gentechnik sagen. Frau Jahri's, 
wir haben den Antrag mit der Datenbank schon im August 
als Best~ndteil des großen Gentechnikantrags gestellt. Wir 
haben anschließend im Landwirtsc.haftsausschuss darüber ge­
redet, dass man fOr diesen Teil die Zustimmung aller finden 
könnte. Die SPD hält doch den Verbraucherschutz sehr hoch. 

(Zuruf von-der SPD: Das ist 

uns auch wichtig!) 

Wir wissen doch, dass wir momentan als Verbraucherinnen 
und Verbraucher keine Wahlfreiheit haben, w~il wir in vielen 
Fällen nicht nachvollziehen können, ob ein Produkt nun gen­
technikfrei _ist oder nicht. Vor allen Dingen die Erzeuger ste­
hen vor dem· Problem, dass sie von dem, was sie fOr die Erzeu­
gung und die Verarbeitung brauchen, gar nicht mehr sicher 
sagen können, ob es nun gentechnikfrei ist oder nicht. Die 
Datenbar:tk ist notwendig, damit diese Personen· eine Hilfe­

stellung bekommen. Es ist sinnvoll, wenn die Länder dies· mit 
unterstOtzen. Natürlich wird dieser Antrag in jedem Landtag 
gestellt; denh es soli nicht von drei Ländern allein entschie-

. den werden. 

(Glocke des Präsidenten~ 

Beifall des BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN) 

" 
Wir bitten Sie, diesen Antrag und im Übrigen -_was den Wein-

- bau angeht - die Ökosystemforschung zu unterstützen und 
die Genforschung bei den Reben bleiben zu lassen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz: 

Zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Abgeordneten 
Billen das Wort. 

Abg. Billen, CDU: 

Herr Dr. Frey! 

(Zurufe von der SPD: Zu spät!) 

- Ich habe· noch Redezeit. Wenn Sie das nicht als Kurzinter­
vention gelten lassen, nehmen wir es als Redezeit. 

(Mertes, SPD: Unglaublich!-
_ Frau Ebli, SPD: Es geht doch gar nicht!­

Zuruf des Abg. Bruch, SPD) 

-·Ich habe mic_h gemeldet. Ich kann nichts dafOr, wenn das 

oben nicht erwähnt wird. Ich bitte, die Redezeit zu stoppen. 

(Meites, SPD: Sie haben ein Sonderrecht! 

Dasstelltsich mehr und mehr heraus!) 

- Herr Mertes, wären Sie vielleicht~ventuell bereit, zu akzep­
tieren, dass ich noch Redezeit habe? Wären-Sie dazu bereit? 

(Zur~f der Abg. Frau Grützmach er, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Zuruf von der SPD: Sie sind zur Kurz­
intervention aufgerufen!-­

Zuruf der Abg. Frau Jahns, SPD) · 

-Ja, weil ich die Kurzintervention auch beantragt hatte. Aber 
mir wurde soeben gesagt, es geht nicht. 

Herr Dr. Frey, die Wahrhaftigkeit und GlaubwOrdigkeit Ihrer 
Rede wird im Haushaltvon Rheinland-Pfalz in einem einzigen 
Titel deutlich. Wer wie Sie, ohne jegliche Skrupel, fOr seine 
Bienenzuchtvereine 400 000 DM in den Haushalt einstellt, 

(Kuhn, F.D.P.: Das ist unverschämt!­
Zuruf des Staatsministers Bauckhage) 

und dann von sparsamen Haushalten spricht, der hat seine 
GlaubwOrdigkeit bewiesen. 

(Frau GrOtzmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Meine GOte, so etwas Schwaches!) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile dem Abgeordneten Dr. Frey zu einer Kurzinterven­
tion das Wort. 

Abg. Dr. Frey, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damenund Herren! Diese Anrede hat 

Herr Billen vergessen, aber das ist auch nicht so schlimm. 

Herr Billen, was Sie hier soeben gesagt haben, zeigt deutlich, 

dass das stimmt, was heute bereits behauptet wurde, nämlich 
dass Sie den Haushalt weder gelesen noch ver~tanden haben. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) . 
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~e~n Sie ihn nämlich gelesen und verstanden hätten; hätten 
Sie zur Kenhtnis genommen, dass es· ein Programm der ElJ 
gibt, das unabhängig vom Einfluss von Rheiniand-Pfalz zur 
Förderung· der Bienenzucht innerhalb der EU aufgelegt wor~ 
den ist. 

(Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 
BÜND_NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Danach· können··9ie Fördermittel nur dann ausgezahlt_ wer- _ 

den, wenn gleichzeitig eine Kofinanzierung der 11/!itgliedstaa­

ten- sprich, in diesem Fall von Rheinland-Pfalz- erfolgt. 

Diese Mittel sind irgendwann im Jalir - legen Sie mich nicht 
fest! -1997 im Sommereingestellt worden. Ich habe dann der 
Mitteilung des Finanzmini~ters üb_e! <!Ußerplanmäßige Aus­
gaben entnommen, dass das Land Rheinland-Pf~llz diese Mit­

tel kotinanziert und der Imkerei zur Verfügung stellt. 

Ich verwahre mich entschieden davor, dass ich Einfluss darauf 

genommen hätte, dass d'iese Mittel der Imkerei in Rheinland­
Pfalz zur Verfügung gestellt werden. Trotz allem freu.t es 
mich, dass es diese Mittel gibt . .Auch Sie als Landwirt wären 
vielleicht froh, wenn Sie mehr _Bienenvölker in Ihrer Umge-
gend hätten. - · 

(Frau Ebli, SPD; Das versteht er nicht!) 

-Ich kann nicht beurteilen,_ob er das in dem konkreten Fall 
verstanden hat! 

Die Vorwürfe, die Sie hier unterbreiten, sind Ihnen vielleicht . -
- eigen, a_bermein Stil von Politik ist es nicht. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­
Kuhn;F.b.P.: Unterder.Gürtelliniel) 

Ich sitze als gewählter Abgeordneter_ für g<!nz Rheinland-_ 
Pfalz in diesem Parlament und nich-t für irgendwelche Grup­

pen, Grüppchen oder Lobbyvereinigungen. Ich mache_ Politik 
für alle Bürgerinnen und Bürger, und dazu gehören auch die 
Imker. Wenn sie davon etwas abbekommen, ist es gut. Aber 
auf meine Einflussnahme _ist das nicht zurückzuführen. Wenn 

Sie es getan hätten, h!!tten Sie es vielleicht in alle Zeitungen 
geschrieben, aber mein Politikstil ist das hicht:. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­
Zuruf des Abg. Billen, CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die SPD-Fra:ktion erteile ich Herrn Abgeordneten 
Franzmann das Wort. 

Abg. Franzmann, SPD: 

Herr_ Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! ln, Sachen 

Weinbau gibt es unserer Auffassung nach eine ganz klare 

Hierarchiebei den Zielvorga:beri. Es geht um eine wesentliche 
Verbesserung der Situation der rheinland-pfälzischen Win- . 
zerbetriebe, also derjenigen, die in der Produktion und.bei 
der Verrnarktu'ng. das wirtschaftliche Risiko ganz allein tra­
gen. 

Es gibt rund 25.000 Betriebe, die direkt und im unmittelbaren 
Umfeld - beispielsweise -bei der Verarbeitung, bei der Ver­

marktung oder bei_ der Zulieferung von Anlagen - feste Ar­
beitsplätze bieten. Landwirte und Winzer prägen und erhal­

ten die Kulturlandscl)aft nicht nur an der Mosel_ am Mittel­
rhein und an der Ahr sowie an den Steillagen der Nahe, son­
dern auch in den beiflen großem Weinbaugebiete)l. 

(StaatsministerZuber: Und am 
Donnersberg !) 

Dem Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit zu- verbessern, haben 
sich die.anderen Ziele unterzuordnen bzw. müssen zu dessen . 

E!reichung beitragen. Es geht dabei um Strukturfragen im 
Weinbau, um die vielfach noch notwendigen Bodenord­
rJUngsverfahren, um Vermarktungsstrategien sowie um Maß­
nahmen zur Anhebung der Qualität und zu( Verbesserung 
des lmag_es des rheinland-pfälzischen Weins. Es geht um För­
dermitteL und Unterstützungsmaßnahmen bzw. um einen 
Ausgleich für besondere Belastungen oder _Aufwendungen, 
sei' es wegen Umweltaufla-gen oder wegen der- besonders 

schwierigen Situation im Steillagen- und Steilstlagenanbau. 

Wi~wissen, dass wir in diesem Parlament mit dies_~ Auffas­
sung zum großen Teil mit den anderen Fraktionen überein_­
stimmen. Ich füge auch hinzu, dass wir die beiden Entschlie­
ßungsanträge der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gern_ im Ausschuss beraten wöllen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

Zu dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN niöch­
te ich sagen, die von mir sehr geschätzte Vorsitzende des 

Bundesverbandes Ecovin, die in meinem Landkreis wohnt, 
pflegt in Sachen Weinbau schon seit Jahren einen sehrintem­
sive·n Ko-ntakt. So war ich auch mitder Frage, mit der sich der 

Antrag der GRÜNEN befasst, schon sehr frühzeitig befasst 
·und habe ihr auch gera~en, ihre Auffassung den anderen 
Ausschussmitgliedern zur _Kenntnis zu geben, was sie auch 
getan hat. 

li:h habe allerdings gleichzeitig auch mit der zuständigen Ab­
teilung im Ministerium gesprochen und nachgefragt, ob die 
dort angesprochenen vier oder fünf Punkte nach dem vorge­
legten Entwurf des Haushaltsplans finanziert werden kön­

nen. Man liat mir das zugesagt. Frau Christine Bernhardt 
weiß das in der Zwischenzeit und ist zufrieden. Ich denke, wir 
können aber dennoch im Ausschuss über den Antrag beraten. 

Ich komme zu dem lmagekonz_ept, mit dem sich der Antrag 
der CDU~Fraktion beschäftigt, ein Konzept, das umfassend 

sein soll, liebe Kolleginnen und Kollegen. Auch darüber soll­

ten wir im Ausschuss umfassend und sehr intensiv beraten; 
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denn es ist ein_ Teil des g_esamten.Pakets, das wir in den letz­
ten Monaten diskutieren. Aber das Wort ,.umfassend" klingt 

mir nun doch zu sehr nach einem allvermögenden Staat, der 

überall seine Finger drin hat und nach dem gerufen wird, 
·wenn die Hauptakteure ihre Probleme ~elbst nicht lösen kön­

nen. 

Es geht darum, Strategien zu entwickeln, wie unsere Winzer­

betriebe, die Genossenschaften und_ Kellereien zusammen 
mit_ dem LEH und den Ketten-den r]leinland-pfälzischen Wein 

im Bewusstsein der Menschen besser platzieren können. Al­
lerdings soll nach unserer At.Jffassung bei einem solchen Ima­
gekonzept nicht nur das DWI am Tisch sitzen; sondern auch 
die Verbände, deren Mitglieder solche qualitativ hochwerti­

gen Produkte in Übermengen produzieren, und zwar von der 

Mosel bis nach Rheinhessen und der Pfalz, die dann hinterher 

unter dem Image eines billigen Massenweins leiden. Die müs­

sen auch mit an den Tisch und müss~n selbst sagen, was sie 

dazu beitragen wollen .• dass das Image sich verbessern kann. 

(Beifall der SPD) 

Ich möchte im Übrigen nur der Form halber feststellen, dass 

wir nicht über die Begründung des CDU-Antrags abstimmen. 

Diese widerspricht im Übrigen Ihrer immer vorgetragenen 
Meinung, d.ass der Weinbau und die Verbände einen Großteil 
der Verantwortung tragen. Wenri es im Parlament oder im 
Ausschuss darum geht, die Hand für eine Mengenregulierung 
zu heben, eventuell für einVerbot der Überlagerung, wenn_ 

es um Hektarerträge geht, um Mostgewicht, um Marktspal­

tung und um eih neues Bezeichnungsrecht, bin ich gespannt, 
wie dies. ausgeht. Ich bin sicher, das wird mit Ihnen heiter 

werden. 

---., 

Diese Verantwortung könl)en und wollen wir nicht allein der 

Landesregierung überlassen. ~iebe Kolleginnen u.nd Kollegen 
von der CDU, ich denke, wir müssen alle mitmachen. 

Um den eingangs erwähnten Zielen gerecht.zu werden, ha­

ben wir im Haushalt mit.EU-1,1nd teilweise Bundesmitteln die 
notwendigen Ansätze ~Ur-Verfügung gestellt: Bei der Ab­

satzförderung haben wir insgesamt 11,6 Millionen DM,- bei 

den wichtigen Bodenordnungsverfahren insgesamt rund 
45 Millionen DM, für umweltgerechte Landbewirtschaftung 

40 Millionen DM, bei Einkommenshilfen iin Ha.ushalt insge­

samt rund 46 Millionen DM, zur Förderung des Steillagen­
weinhaus 16,5 l\llillionen DM, zur Förderung der Weinwer­

bung 2,7 Millionen DM und für Wiederaufbau von Rebflä-­
chen ebenfalls-2,7 Millionen DM. 

Wir haben im Haushalt im Bereich des Weinbaus ähnliche An­
sätze wie im letzten Doppelhaushalt. Ich möchte auch hier 
das bestätigen, was der Herr Kollege Dr: Frey gesagt hat. Die 

Verbände sind damit ·zufrieden. Wir können uns allerdings 

den Forderungen d~r Grünen nicht anschließen, die in einzel­
nen Bereichen in ihren Anträgen. weitere- Mittelkürzungen 

fordern, um dann den Schwerpunkt beispielsweise aus­
schließlich auf die Forschung für ökologische Produkte und 

deren Vermarktung zu legen od?r um die Auslandsweinwer­

bung zu reduzieren, weil die Ihrer Meinung nach für die er­

zeugenden Betriebe nichts bringt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unserer Auffassung nach ist 

das G~genteil der Fall. Wir brauchen auch den Auslands­

markt, damit die erzeugenden Betriebe, auch die kleinen, 

wieder Luft bekommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteil_e Herrn Abgeordneten Augustin das Wort. 

Abg. Augustin, F.D.P.:. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Als praktizieren­

der Landwirt möchte ich ein paar Ausführungen zu Herrn 

Billen und zu der bis jetzt vorgenommenen Ausgestaltung_ 

der Landwirtschaftspolitik im Land Rheinland~Pfalz machen. 

Ich möchte eine Anmerkung zu Ihnen machen, Frau Kiltz. Al­
lein mit dem ökologischen Landbau werden wir es nicht fer­

tig bringen, die Nahrungsmittelversorgung für unsere Bevöl-:­

kerung sicherzustellen. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das haben wir nicht behauptet!) 

- Ich möchte dies nur erwähnen. Ich komme später noch ein­
mal darauf zurück, dass die herkömmliche Landwirtschaft gar 

nicht so umweltunverträglich ist. 

- (Beifall der SPD, der CDU 

und der F.D.P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Landwirte 

müssten eigentlich dankbar für das sein - auch Sie, Herr 

Billen -, was die rheinland-pfälzische Agrarpolitik geleistet 
hat. Vor allem Landwirtschaftsminister Bauckhage· und sein 

Vorgänger im Amt, Rainer Brüderle, haben es geschafft, dass 
wir durch Gesetzesgrundlagen und Investitionsprogramme 
sowie dem_ Junglandwirteprogramm, das· Sie selbs.t gerühmt 

haben, im Einkommen Anschluss auf der d.eutschen, aber 
auch auf der europäiSchen Ebene gefunden haben. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Ich möc_hte meine Aussagen mit einigen Zahlen belegen. Hat­

ten wir im Wirtschaftsjal1r 1993/94 ein- Einkommen der 
Haupterwerbsbetriebe von 40 500 DM, so stieg dies im Wirt-
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schaftsjahr 1997/98 auf 66 300 DM an, also in den vier Jahren 
eine Steigerung von 26 000 DM. 

(Dr. Gölter, CDU: Da war aber -
auch Bonn beteiligt!) 

-Ja selbstverständlich, das wollen wir doch gar nicht bestrei­

ten. Wirwarendoch auch in Bonn b_eteiligt. 

(Beifall bei F;D.P. und SPD) 

Mit dieser Steigerung des Einkommens hat die rheinl~md­
pfälzische Landwirtschaft den zweiten Platz unter allen west­
deutschen Flächenländern eingenommen. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Mit einer Steigerung von 26 000 DM hat Rheinland-Pfafz so­
gar den Spitzenplatz der westdeutschen Flächenländer ein­

genommen. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Ich- spreche ausdrocklich von den we-stdeutschen Flächenlän­
dern, weil wir hier in Rheinland-Pfalzmit den Betriebsgrößen 
der ostd_eutschen Länder nicht konkurrieren können, was 
schon von einigen Kollegen a[1gesprochen worden ist. 

(Frau Ebli, SPD: Das ist wohl wahr!)-

Meine Damen und Herren, ich denke, dass es notwendig ist, 

als praktizierende( Landwirt des Hunsrocks einen Ausblick zu 
-geben. Ich habe mir noch andere Punkte notiert, aber die 

sind mittlerweile schon erwähnt worden. Die Zeit drängt, 
dass wir fertig werden. Wir Landwirte in Höhengebieten,-.in 
denen die Erträge niedriger sind als in den besser strukurier­

ten Lagen der Bundesrepublik Deutschland, sirid dringend 
darauf angewiesen, dass wir Ausgleichszulage11 bekommen. 
ln diesem Zusammenhang kritisiere ic:h ausdrücklich, dass der 

Planungsausschuss für Agrarstruktur und Kostenschutz im 
Oktober des vergangenen Jahres die Prämien for Ackerflä­
chen gegenober den Granlandflächen halbiert hat. Meine· 
Damen und Herren, das ist eine. VerteufelunQ der Ackerflä­

chen, ganz bestimmt hier in den Höhengebieten. 

(Beifall der F.D.P.) 

Wir bewirtschaften 50 % der Ackerfläche mit dem Anbau der 

Braugerste. Die Braugerste ist eine Getreideart, die durch die 
extensive Düngung ganz klar in die umweltschonende Land­
bewirtschaftung einzuordnen)st. Es gibt Grenzen, dass der 

Eiweißwert nur 11,5 o/o erreichen kann. Das ist bei einer Don­
gung v:on 70 Kilo N ohne weiteres möglic_h. Aber darüber hi­
naus bekommt man Schwierigkeiten, und es rentiert sich 

nicht mehr. Ich denke, deswegen sollte man hierober noch 
einmal nachdenken. 

Es ist begroßemswert, dass die rheinJand-pfälzische Ländesre­
gierung darangegangen ist,- die Regionalisierung der Preis­

ausgleichszahlungen for Getreide bis 2001-aufzuheben. Alle 
Getreidebauern des Landes erha'!ten dann eine Getreideprä­
mie in gleicher Höhe ausgezahlt. Das ist erforderlich. Wenn 

man einen wettbewerbsfähigen Getreidebau in unseren Hö­
hengebieten durchfahren soll- der Getreidebau trägt m'it da­
zu bei, dass die Landschaftsgestaltung bleibt-, dann sind wir 
mit -den besseren Gebieten des -Landes Rheiniand-PfaJz 

gleichzusetzen, um die Landschaft in Ordnung zu halten. Der 

Landwirt ist nicht nur Einnehmer auf der einen Seite, sondern 
auch Gestalter der Landschaft. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Gleichzeitig begroßt die F.D.P.-Landtagsfraktion ausdrücklich 
die Initiative der Landesregierung, über den Bundesrat eine 

einheitliche Flächenprämie for Getreidebauern in ganz 
Deutschland einzuführen. 

I _ 
Meine Damen und Herren, angesichtssinkender Produktions-
preise· wichtiger Agrarprodukte im Zuge der Agenda 2000 
und angesichts der Sparbeschlosse der Bundesregierung dür­
fen Landwirte nicht noch durch überzogene Bürokratie in ih­
ren Entwicklungsmöglichkeiten gehe'mmtwerden. 

(Beifall der F.D.P.) -

Deshalb muss Borokratie abgebaut werden; denn durch die 
borokratischen Belastungen der Vollerwerbsbetriebe hat 
man heute kaum noch ·zeit, sich um die Produktion zu küm­
'mern. Die Produktion ist aber das wichtigste Element eines 
Landwirts .. 

ln diesem Zusammenhang muss zur Herstellung der Wettbe.: 

werbsgleichheit in der EU auch den deutschen Bauern erlaubt -
sein, statt Diesel Heizöl in ihren Schleppern zu .fahren. ln den 
Ländern Frankreich, Niederlande und Belgien ist das möglich. 

Die deutschen Landwirte haben dageg.en durch die BeschlUs­
se der jetzigen Bundesregierung erhebliche-Auflagen sowie 
Minderzuwendungen bei der Dieselverbilligung und im So­

zialbereich bekommen .. Wenn die Bundesregieru"'g dieser 
Maßnahme zustimmen könnte, wäre 'etwas Bürokratie abge­
baut! und die dE!_utschen BauE!~n wärenmit den Wettbewer­
berninder Europäischen Union gleichgestellt. 

(Beifall der F.D.P.) 

Regelungen ~ncl Auflagen müssen auf das unbedingt not­
wendige Maß zurückgeschraubt werden. ln diesem Zusam~ 

menhang möchte ich auch anfahren, dass si~h nachhaltiger 
Naturschutz nur mit den Landwirten verwirklichen lässt. Da­
mit komme ich zu dem Problem der FFH-Gebiete. Die Land­
wirtschaft hat nichts gegen Naturschutz. Wir besitzen den 
Grund und Boden, und wir nehmen die Sache sehr ernst; 
denn d.er Boden ist unser Produktionsmittel. Wenn wir das 

vernachlässigen, dann können wir uns anstrengen, wie wir 
wollen, aber wir kommen nicht zu geregelten _Einnahmen. 
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Wir müssen schon deshalb umweltschonend mit dem Boden 
umgehen, um ihn am Leben zu erhalten. Aber die FFH­
Flächen sollte man doch so ausweisen, dass jedenfalls der Be­

sitzer davon informiert wird ·und dagegen argumentieren 

kann. 

Am linken Ohr ist mir angeklungen, man wolle das Rheintal 

links und rechts zum FFH-Gebiet erklären. Ich lasse einmal da­

hingestellt, was sich dann aus dem Weinbau entwickeln wird, 

ob die Landschaft dann noch in einem Zustand ist, der den 

Fremdenverkehr anzieht. ln diesem Sinne möchte ich unse­

rem Landwirtschaftsminister Bauckhage herzlich danken, 

dass er im Zusammenhang mit den FFH-Maßnahmen Gedan­
ken eingebracht hat, die unbedingt zu begrüßen sind. 

(Beifall des Abg. Licht, CDU) 

Wenn FFH-Gebiete ausgewiesen werden, was stellenweise 

wahrscheinlich· notwendig ist, dann sollte man aber den 

Landwirten die Einschränkungen und Aufwendungen als ent­

gangenen Gewinn ersetzen. 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 9Ö/DIE GRÜNEN: 
Das wäre möglich, aber die Landes­

regierung sieht es nicht vor!) 

- Wir sind noch in den Anfangsdiskussionen. _Ich habe das 

jetzt als Anregung gegeben, ich bin neu in diesem Hause. 

. (Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Die Möglichkeit gibt es, nur Rhein­
land-Pfalz setzt sie nicht um!) 

- Wenn man nicht so schnell, ist, kommt man oftmals besser 
hin als i:Jndere, die Vorreiter spielen. Ich erinnere 11ur an die 

Verwaltungsreformen in Hessen und in Rheinland-Pfalz. Da 

ist die in Rheinland-Pfalzdoch die bessere. 

(Beifall der F;D.P.) 

Meine Damen und Herren, die Förderung der Wettbewerbs­

fähigkeit der Landwirtschaft in unserem Land soll auch künf­

tig das oberste Ziel der rheinland-pfälzischen Agrarpolitik 

. sein. _Aus diesem Grund bringen die Koalitionsfraktionen 

F.D.P. und SPD einen Antrag ein, mit dem die Landesregie­

run!).aufgefordert wird, die Verfahren zur Antragstellung im 
Rahmen der rechtlich.en Möglichkeitefl zu vereinfachen. Das 

ist notwendig. Ich habe es eingangs schon erwähnt: Unsere 

Landwirtschaft wird nur noch mit dem Ausfüllen von An­
tragsformularen gegängelt. Wenn ein Betriebsleiter das ver­

säumt, hat er große Einkomtnenseinbußem. 

Vizepräsident Heinz: 

Herr Kollege, darf ich mir erlauben, auch dem Neuling zu sa­

gen, dass die Redezeit gercic:!e zu Ende ist? 

Abg. Augustin, F.D.P.: 

Ich habe noch einen Satz. 

Vizepräsident Heinz: 

Bitte schön, gern. 

Abg. Augustin, F.D.P.: 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir, dass ich zum 

Schluss meiner Rede Landwirtschaftsminister Bauckhage und 

seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nochmals Dank 
sage 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­

Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN:· 

Dreimal!) 

für die hervorragende Arbeitfyr die Landwirtschaft. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Ich bin mir sicher, dass wir in Rheinland-Pfalz mit dem heute 
zu verabschiedenden Haushalt im Bereich Landwirtschaft und -

Weinbau auch in Zuku_nft auf dem richtigen Weg sind. 

Vielen Dank . 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­
Schwarz, SPD: Das ist richtig, 

das unterschreiben wir!) 

Vizepräsident Heinz: 

Mei·ne_Damen und Herren, wir begrüßen Gäste im rheinland­

pfälzischen Landtag, und zwar Schülerinnen und Schüler der 

Anne-Frank-Realschule Mainz. Herzlich willkommen! 

(Beifall im Hause) 

Ich erteile nun dem Minister für Wirtschaft, Verkehr, Land­

wirtschaft und Weinbau, Herrn Bauckhage, das Wort; Bitte 

schön, Herr Minister. 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Herr ·Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herrenr 

Nach einer solchen Debatte muss normalerweise ein wenig_ 

repliziert werden, aber das ist heute schwer. Ich will' bei Herrn 
Billen anfangen. Was soll ich damit machen, wenn jemand 
noch nicht ~inmal in de-r Lage ist, den Haushalt richtig zu 

lesen? 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 
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Damit kann man nichts anfangen. Es ist_aQer Oblich, darauf 
einzugehen. Er spricht beispielsweise davon, in der Vermark­
tungsförderung seien die Titel gekurzt worden. Dabei sind sie 
um 800 000 DM erhöht worden. Herr Billen, da sind zwei Titel 
zusammengelegt worden. ·oas haben Sie nicht richtig gele­

sen, und das iS): ein Problem. Deshalb erspart es ~ich, sich mit 

Ihnen darober auseinander zu setzen. 

(ltzek, SPD: Man kann ihm noch ni~ht 

- eimal böse sein, er kann es nicht!­

Zuruf des Abg. Bille_n, CDU) 

Jetzt kann man noch lange Ober die Weinbaupolitik diskutie­
ren. Dafur ist Herr Schmitt ein guter Partner. Da weiß man 

wenigstens, dass man in der Sache ein Stuck vorankommt. Bei 
Ihnen ist dies Polemik, ~opulismus; Das fOhrt in der Politik 

nicht viel weiter. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Nun zu dem geschätzten Herrn Bracht. Ich schätze ihn sch9n 

sehr, weil ich weiß, dass Herr Bracht versucht, mit sehr viel 
Substanz Politik zu machen, und sich stark im Straßenbau en- _ 
gagiert. 

(Schwarz, SPD: Das ist richtig!) 

Abgese_hen davon wird eine Quadratur des Kreises nicht-ge- -­

lingen. Man kann nicht immer mehr verlangen und g(eichzei­

-tig fordern, die Neuverschuldung zu senken. Nur, we'nn je­

mand sagt, es musse_ irgendwann irgendetwas pa~sieren, 

dann ist das einStuck Hilflosigkeit. 

Nun zu Ihnen, t-i(m Rieth. Was Sie sich hier erlaubt haben, 

war schon eine Beleidigung der rhefnland-pfälzischen BOrge­

rinnen und Burger. Sie haben gesagt, es sei ein Wohn- und 
Schlafland. 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das ist doch po~itiv formuliert!) 

Meine Damen und Herren, in diesem Land gibt es seit 1994 ei­

ne WC)chsende Zahl an ErWerbstätigen. Im Bund ist von 1994 
bis1997 dieErwerbstätigenzahl gesunken. - -

(Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU} 

-He-rr Altherr, wir können uns jetzt noch ein bisschen darOber 
unterhalten, warum Sie im Zug -stehe~. 

(Zuruf des Abg. Anheuser, CDU) 

-Herr Anheuser, es ist mir eineAnfrage ins Haus gekommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nun sage ich ·noch 

einmal etwas zu derspannenden Frage der ExistenzgrO-nduri-

gen. Ich habe es am Mittwoch schon einmal erklärt. ln den 
letzten sechs Jahren sind in Rheinleind-Pfalz saldiert im Durch­
schnitt 9 000 neue Existenzen entstanden. 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das wissen wir! 

- _ Wer dann von einem Schlaf- und Wohnfand spricht; der belei­

digt die Burgerinnen und Burger, die in diesem Land fleißig 

sind, und der lebt in-'einer anderen Welt, als wir es bisher 

wahrnehmen können~ Das ist doch die Tatsache, Herr Rieth. 

Daran mussenSie sich gewöhnen, 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Nun will ich einen Satz zu lhrerri Lieblingskind sagen, zum In­
stitut fur Mikrotechnik in Mainz. 

-(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE G_RÜNEN: 

Ihr Lie~lingsking istdas auch nicht, 

Herr Bauckhage, da unterscheiden 

Sie sich von Ihrem Vorgänger!) 

-Nun-passen Sie einmal auf, Frau Thomas. Hinter Ihrer Argu­

mentation steckt nicht die betriebswirtschaftliche Seite, da­

hinter steckt in Wahrheit Ihre negative Einstellung gegen­

Ober modernerTechnologie. Das istdoch das Problem. 

(Beifall der F.D.P.-

Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das sagen Sie! - _ 
Zuruf des Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)-

Se~t 1991 konnte dasiMM allein ca: 390 Forschungs- und Ent­

wicklungsaufträge aus der Industrie erledigen. Mit der Ein­
richtung des IMM wurde in Rheinland-Pfalzdie Basis geschaf­

fen, di~ Möglichkeiten der industriellen Umsetzung der Mi­

krotechnik fur bestehende Firmen im Land zu eröffnen und 
zu verbessern sowie Firmengrundungen in diesen -Branchen 

erst zu ermöglichen. In -dEm letzten Jah(en haben_ sich 

ca. zehn Mitarbeiter des IMM mit sechs Firmen ausgegrundet, 
also selbstständig gemacht. -

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Heinz: 

H'err Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeord­
neten Frau Themas? 

_ Bauckhage, Minister 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

_ Natorlich. 
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Vizepräsident Heinz: . 

Bitte schön, Frau Thomas. 

Abg. Frau Thomas, BÜN~NIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Minister, teilen Sie meine Auffassung, dass im Rahmen 

von Projektförderungen, die das IMM großzügig vom Wirt­

schaftsministerium erhält, und im_ Rahmen von Forschungs­

förderung über Projektförderung die Finanzierung von Mes­

seständen eigentlichnichts zu suchen hat? 

Bauckhage, Minister 
fi,irWirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Entschuldigung, ich. habe Sie akustisch nicht verstanden. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Teilen Siedie Auffassung, dass im Rahmen von Projektförde­

rungen, die das IMM großzügig vom Wirtschaftsministerium 

erhält und die immer mit dem Titel "Forschungsförderung" 
überschrieben werden, die Finanzierung von Messeständen 

nichts zu suchen hat? Es sind aber drei Titel, die Sie in der 

Antwort auf meine Kleine Anfrage genannt haben und die 

zu beträchtlichen Summen führen. 

Bauckhage, Minister 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau: 

Das 'ist ohne Frage so. Es ist aber auch dabei wie im richtigen 

Leben. Wenn niemand weiß, dass .es in Rheinland-Pfalz ein . 
IMM Qibt, dann wird. es auch nicht arbeiten können. Sie müs­
sen dieses IMM auch ein Stück präsentieren können, meine 

Damen und Herren. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das ist aber keine Antwort!) 

Eine Vielzahl großer und mittelstän9ischer rheinland-pfäl­

zischer Firmen konnte durc;h Kooperationsprojekte mit dem 

IMM innovative .Projekte entwickeln und erfolgreich am 
Markt einführen. Ich könnte jetzt noch eine·ganze Menge da­

zu sagen. Klar ist auch, es ist ein Forschungsinstitut, und zwar 

auf höch~tem technischem Niveau. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das merkt nur niemand!) 

Klar ist auch, dass keine betriebswirtschaftliehen Grundlagen 

angestellt werden könnenwie in anderen Fällen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will auch noch 

· etwas ~um Sparkassengesetz sagen, Herr Dr. ~ölter, weil Sie 

es als Grundlage für die derzeitige Diskussion der Gehälter 
der Sparkassendirektoren und der Verwaltungsräte ange­

. führt haben. Ich halte dies alles für ein arges Stuck, was der­

'zeit passiert.·Es hat auch nichts damit zu tun, dass wir seiner­

zeit richtigerweise sagten, wir werden die Verantwortung 

dorthin verlagern, wo si.e hingehört, nämlich in die Verwal­

tungsräte. Das hat auch nichts damit zu t!Jn, dass ein Stück 

Leistung belohnt werden muss. Hier geht man derzeit in ei­

ner--

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Dem werden Tür und Tor geöffnet!) 

- Frau Thomas, wir sind klar 

-- Art und Weise mit dem. Instrument um, das nicht ganz ver­
antwortungsvoll ist. Das ist ganz klar. Das hat auch nichts da­

mit zu tun, dass '!lan ein Gesetz hat, nach· dem die Verant­
wortung unten ist, sondern hier sieht man, dass oben im Ver­

band.eine Marschrichtung eingezont werden soll, die man so 

nicht stehen lassen kann. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Landeshaus­

~alt 2000/2001 setzt deutliche Zeichen für die Zukunft. Er ist 

ein Signal für den Konsolidierungswillen der Landesregie­
rung, weniger Schuldenlast und eine geringere Belastung zu­

künftiger Generationen. Es gibt keine .Alternative zu einer 

Haushaltskonsolidierung mit Augenmaß. Nur so bewahren 

wir die Zukunftsfähigkeit des Landes, schaffen neue und si­
chern vorhandene Arbeitsplätze .. Ei·ne, sinnvolle Haushalts-. 

konsolidierung bedeutet, die Handlungsfäliigkeit für eine ra­

tionale Wirtschaftspolitik zu erhalten, die den Rahmen für 
da·s wirtschaftliche Handeln der Menschen in unserem Land 

setzt und die privaten Initiativen Raum gibt, sich zu· entfalten. 

_Gerade dort, wo. staatliche Ausgaben unerlässlich sind, weil 
sie die notwendigen Rahmenbedingungen für die private 
Wirtschaft verbessern, muss behutsam vorgegangen werden. 

· Eine Haushaltskonsolidierung ·nach dem Rasenmäherprinzip 

· ha~en wir nicht vorgenommen. Sie ist auch nicht ~innvoll. Die 
Devise lautet folgerichtig: Nicht mehr, sondern weniger 

Staat, der weiß, wo seine Mittel sinnvoll eingesetzt werden. 

Meine Damen und Herren, dort·, wo. staatliches Handeln nach 

wie vor angezeigt ist, hat dies weiter mit wohldosierten Mit­
teln und zielgenau zu geschehen. Der Maushalt meines Minis­

teriums· setzt die Devise in die Praxis um, Der Einzelplan 08 

wird auch in Zukunft Investitionsmotor für den Landeshaus­
halt sein. Ich. füge hinzu, wir haben eine lnvestionsquote in 

unserem Haushalt von fast40 %. 

(Beifall beiF.D.P. undSPD­

Bracht, CDU: Die hatsich 

erheblich verringert!) 
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- Herr Kollege Bracht, der Haushalt ist ein gutes Kursbuch fllr 
die Zukunftsfähigkeit des Landes und far die Perspektiven 
der Menschen in diesem Land. Der Einzelplan 08 schafft 

·Raum fllr die Zukunftsgestaltung unserer Wirtschaft. Er setzt 
die richtige_n Prioritäten bei der Wirtschafts- und Technolo­

- ·-gieförderung. Er gibt Impulse fllr die Entwicklung des ländli­

chen Raums und stärkt die Verkehrs- und Landwirtschaftspo­

litik. 

Im Übrigen- das muss man hinzutagen-fahren wir die Land­

wirtschaftsförderung auf höchstem Niveau fort, nämlich oh· 
ne eine M?~rk Einsparung bei einem insgesamt zurackgefah­
renen Haushalt. Die Förderung von Wirtschaft und Technolo­
gie ist weiterhin einer der Schwerpunkte der Politik der Lan­
desregierung. Die far die Wirtschaftsförderung bereitgestell­
!en Mittel steigen in diesem Jahr um aber 14 % von rund 
172 Millionen. DM auf rund 196 Millionen DM und werden 
auch 2001 Ober dem Haushaltsansatz des vergangenen Jahres 
liegen. 

FOr die Technologieförderung in privaten Unternehmen ste- _ 

hen in diesem und im nächsten Jahr'fast 25 Millionen DM zur 
Vertagung. Zuktinftstechnologien ,werden im gleichen Zeit­

raum mit aber 32 Millionen DM gt:!fördert. 

Diese Zahlen zeigen den hohen Stellenwert, 'den di!'! 
Wirtschafts-:_ undTechnologieförderÜng im Land genießt und 
- dies ist fllr den Investitionsstandort Rheinland-Pfalz selbst­
verständlich --auch -in Zukunft genießen wird. Wirtschaftsför­
derung und Technologieförderung sind kein Selbstzweck. Sie 
dienen dazu, die Wirtschaftsstruktur in unsere-m Land weiter 
zu verbessern. Meine Damen und Herren, durch sie wird ins­

besondere die Wettbewerbsfähigkeit des Mittelstands ge­
stärkt werden. 

(Beifall der F.D.P. und bei der SPD} 

Herr Rieth, wer. dann dabei kUrzen will wie Sie, muss wissen, 

er kllrzt beim Mittelstand und kllrzt bei Investitionen. Wer 

dann noch davon redet, was denn eigentlich mit dem Hand­
werk in Rheinland-Pfalz ·wird, gleichzeitig aber ein gespalte­

nes Verhältnis zum großen Befähigungsnach-weis hat und 
hier erklärt, wir mllssen endlich eine Transparenz haben, also 
eine Kontrolle, und darllber- hinaus noch örtliche Beratungs­
stellen, der macht mir eine schöne Mittelstandshandwerks­

förderung. Das ist mehr Bllrokratie und sonst nichts and~res. 

(Beifall der F.D.P. und bei der SPD} 

Nein, ich glaube, nur so, wie wir es anlegen, sind Arbeitsplät­
ze zu sichern und neue zu· schaffen. 

Meine Danien und Herren, ich sagte es gerade, wer hingegen 

bei der Wirtschafts- und Technologieförderung in den näch­

sten beiden Jahren insgesamt 126 Millionen DM einfach strei­
chen will, wie die GRÜNEN, handelt unverantwortlich gegen­

Ober den Betrieben im Land, unverantwortlich gegenaber 
den Belegschaften, unverantwortlich gegenaber 'dem Wirt-

Schaftsstandort Rheinland-Pfalzund schlussendlich unverant­
. wortlieh gegenaber den samerinnen und Bargern in Rhein­

land-Pfalz. 

Meine Damen und Herren, dies sollten auch Sie von der Frak­
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beachten. Ich sagte eingangs 
bereits, wesentliche Aufgabe einer rationalen Wirtschaftspo-. - - - -
li~ik·ist die Entwicklung adäquater Rahmenbedingungen, die 
es der privaten Initiative erlauben, sic_h zu entfalten. Daher 
wird die Wirtschafts- und Technologieförderung durch weite­

re Maßnahmen zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts Rhein­
land-Pfalz ergänzt. Ein Beispiel dafar, wie die Wirtschaftspoli­
tik die heimische Wirtschaft stärkt, ist die von mir initiierte 
Deregulierungsoffensive. Herr Kollege Bracht, es war. zwar 
vorhin sehr nett, als Sie sagten, Sie hätten einen Antrag ge­
stellt, und danach wäre ein Deregulierungsbericht gekom­
men, richtig ist aber, dass es meine erste Amtshandlung war, 

\ . 
eine Deregulierungskommission im Hause zu installieren, die 
nun die Ergebnisse vorl~gt. Aber wir sind hier deckungs­
gleich. Das ist kein Problem. 

(Beifall des Abg. Kuhn, F:D.P.} 

Meine Damen und Herren, in deren Rahmen habe ich im De­

zember letzten Jahres - deshalb sage ich es - einen Bericht 
Ober die Deregulierungspotenziale im Landesrecht vorgelegt. 
Wir werden entsprechende Deregulierungsmaßnahmen nach 
und nach in die Praxis umsetzen und so im Rahm~n der o/fög­
lichkeiten e_iner Landesregierung far eine nachhaitige Entba­
rokratisierung des Wirtschaftsgeschehens sorgen: 

(Beifall der F.D.P. und bei der SPD) 

Weniger Bllrokratie bedeutet, unnötige Belastungen der Un­
ternehmen werden vermieden. Es .entstehen neue Hand­

lungsspielräume fOr private Initiativen. Damit tragen wir zur 
weiteren positive~ Entwicklung unseres Bundeslandes bei. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist auch die Auf­
gabe der Wirtschaftspolitik, strukturpolitisch aktiv zu sein. ln 
Rheinland-Pfalz.bedeutet dies vor allem die Entwicklung des 
ländlichen Raums. Ich habe es bereits im Oktober letzten Jah­

res anlässlich der Eihbringung dE)S Haushalts gesagt, die Lan­
desregierung bekennt sich klar zu den ländlichen Gebieten. 
Die Zukunft des ländlichen Wohn-, Arbeits- und Lebensraums 

bildet einen Schwerpunkt dieser Landesregierung. Dass es 
sich hierbei nicht nur um ein Lippenbekenntnis handelt, be­
weist die sehr stark im Fokus des Interesses stehende Offensi­
ve des ländlichen Raums. 

Ich habe Verständnis dafar, dass Sie dies ein Stack in Ihrem 

politischen Aktionsfeld behindert. Aber wir sind gewählt 
worden, far die Menschen das zu tun, was wir tun mllssen, 

- nämlich d_en Mensch~n eine Lebensperspektive zu geben, die 

Probleme der Menschen aufzunehmen und zu lösen. 

Durch diese Offensive werden die im Haushalt des Ministe­

riums veranschlagten Mittel und Maßnahmen fllr eine aktive 
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und regionale Strukturpolitik zur Förderung der ländlichen 
Gebiete in Rheinland-Pfalz erkennbar. Fast eine Milliarde DM· 
fließt in den nächsten beiden Jahren in den ländlichen Raum, 
das heißt, aus dem Haushalt des Wirtschafts- und Landwirt­

schaftsministers geht nahezu jede dritte Mark in die ländlich 

.geprägten Strukturen des Landes. 

(Beifall bei F.D.P. urid SPD­

Zuruf des Abg. Billen, CDU) 

Meine Damen und Herren, damit setzt die Landesregierung 

ein deutliches Zeichen für eine positive Entwicklung des länd­

lichen Raums. 

(Billen, CDU: Wie war es 

denn vorher?) 

Von der Opposition ist uns pauschal vorgeworfen worden, 

wir würden bei der Entwicklung der ländlichen Regionen ein­

seitig auf den Straßenbau als Motor setzen. Der Landesregie­

rung fehle eine nachhaltige Perspektive bei der Entwicklung 

der ländlichen Räume. 

(Zuruf des Abg. Bracht, CDU). 

Dem halte ich entgegen: Die weitere Verb_esserung der Ver­
kehrsinfrastruktur ist eine unabdingbare Voraussetzung für 
eine. gesunde und nachhaltige Wirtschaftsentwicklung im 

ländlichen Raum. 

(Beifall des Abg. Schwarz;SPD­

Zurufder Abg. Frau Schmidt, CDU) 

-Frau Schmidt, wissen Sie, ich habe vorhin etwas dazu gesagt. 

Normalerweise gehe ich nicht auf jeden Zwischenruf ein, 
aber aus aktuellem A.nlass jetzt-auf Ihren. 

(Frau Schmidt, CDU: Das finde 
ich wunderbar!) 

Es ist so interessant - Herr Dr. Weiland, Sie machen dies 
nicht-, es gibt in diesem Hause Abgeordnete, die fragen mich 

nach Landesstraßenba.uzuständen und darüber hinaus nach 

den Prioritäten und können dies im Haushalt nachlesen. Das 
kann man im Haushalt nachlesen. 

(Mertes, SPD: Dasistso.anstrengend!­
Schweitzer, SPD: So ist es!) 

Herr Kolle.ge Rieth und Herr Kollege Bracht, deshalb ist es so 
wichtig, dass die Maßnahmen im Haushalt schriftlich nieder­
gelegt sind. 

So viel zum Thema Bürokratie und Bürokatieverursachung. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Meine .Damen und Herren, der forcierte· Straßenbau hat 

nichts mit mangelnden Visionen zu tun. Nur mit einer ver-

nünftigen Verkehrsinfrastruktur werden Sie neue Betriebsan­
sied Iungen, neue Arbeitsplätze und neue Zukunftspersp~kti­
ven für den ländlichen Raum schaffen können. 

·Herr Rieth, hierzu gehört der Straßenbau. Am Mittwoch habe 

ich dies schon einmal ausgeführt. Wer dann die Straßenbau­

mittel radikal kürzen will wie Sie, verursacht einen Schlag in 

das Gesicht der Menschen jm ländlichen Raum; 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Was ein Quatsch!) 

denn Sie müssen auch, wenn Sie Arbeit in ländlichen Räumen 
haben, Produkte hin- und hertransportieren können. Das ist 

so. Hierfür braucht man Straßen. 

Meine Damen- und Herren, dies leitet aber auch zu dem Be­
reich Verkehr im Einzelplan 08 Ober. 

Eine ~unktionsfähige, moderne Verkehrsinfrastruktur· ist im 
geographisch zentral gelegenen Flächenland Rheinland-Pfalz 

Oberaus wichtig, wichtig für die Wirtschaftsentwicklung in 
unserem Land und für die Handelsbeziehungen mit unseren 
europäischen Nachbarn, wichtig für die .Standortq ualität in 

Rheinland-Pfalz und damit wichtig zur Sicherung und Schaf­

fung von Arbeitsplätzen. 

Meine Damen und Herren, Mobilität ist ein gesellschaftliches 
Grundbedürfnis, ein StOck Lebensqualität für ·unsere Bürger. 

We_nn so radikale Anträge gestellt werden, dann muss-man 

diese Entschließungsanträge auch lesen. 

Weg mitdem Hochmoselübergang, 

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Jawohl!) 

Schluss mit der Verkehrspolitik. So steht es in Ihren Anträgen. 

Allein schon 'die Sprache verrät, dass bei Ihnen ein Stück Ideo­
logie dahintersteht. 

(Beifall desAbg. Creutzmann, F.D.P.­
Beifall des Abg. Mertes, SPD) 

Meine Damen und Herren, daher ist und bleibtder Erhalt und 
der Ausbau einer m-odernen Verkehrsinfrastruktur eine 

Schwerpunktaufgabe dieser Landesregierung. Dem Ver­

kehrsträger Straße kommt in einem ländlich strukturierten 
Flächenland wie Rheinland-Pfalznaturgemäß eine bedeuten­

de Rolle zu. 

Meine Damen und Herren, diesscheinen ~ie von der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu verkennen. Die von Ihnen ein­

gebrachte~ Änderungsanträge hätten mit Berücksichtigung 
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--- des koml)'lunalen Straßenbaus -zu Kürzungen von fast 

120 MillionenDM in diesem und 110-Millionen DM im näch­

sten Jahr geführt. 
(Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 

BÜNDN!S-90/DIE GRÜNEN) 

- Frau KTitz, ich nehme Sie gern einmal mit und zeige Ihnen -
die vielen Ortsumgehungen und die vielen Straßen, die wir 
bauen müssen. Viele Bürgermeister kommen zu mir und sa­
gen händeringend: Wir müssen -die Straße bauen, weil wir 

.strukturelle Fortentwicklung brauchen. · 

Meine Dame-n und Herren, dadurch wäre der Straßenbau in 

·Rheinland-Pfalz praktisch zum Ei:liegen gekommen. Sie hät­
ten dem Wirtschaftsstandort Rheinland-Pfalzschwer gescha~ 

det. Gerade der ländliche Raum wäre durch diese rabiaten 
Kürzungen vollständig von der Wirtschaftsentwicklung abge­

koppelt worden. Diese Anmerkung sei erlaubt: Unsere Ver­

kehrsproblerne lassen sich eben nicht-lösen, .indem man übe~­

haupt kein Geld mehr für Straßen ausgibt. - Es muss beTdes 

geschehen. 
(Zuruf derAbg. Frau Thomas, 
. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Natürlich rriuss auch für den Bereich.Ver~ehr die alte Einsicht 
gelten, Politik und damit auch die VerkehrspoJitik ist nicht al­

lein eine Politik des im Prinzip Wünschenswerten, sondern 

immer auch eine Politik des Machbaren. Angesichts nur be: 

grenzt verfügbarer Mittel kann man uns gerade nicht vor­

werfen, für Erhalt und Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 

nicht das maximai_Machbare herausgeholt zu haben: 

Insbesondere bei der Sanierung, dem Um- und Ausbau des 

Landesstraßennetzes setzt der D·oppelhaushalt deutliche 
Schwerpunkte. Erwähnt sei nur das Sonder- und Sofortpro­

gramm des Landes. Hierdurch werden in den kommenden_ 
zwei Jahren rund 26 Millionen DM zusätzlich für Ausbau und 
Instandsetzung der Landesstraßen aufg~bracht: Weitere 

7 Millionen DM sind im Rahmen des Programms bereits im 
vergangenen Jahr zur Verfügung gestellt worden; und zwar_ 
aus eigenen Mitteln. 

Herr Bracht, Sie wissen, dass eine meiner ersten Maßnahmen -

war zu sagen, wir müssen jetzt die Mittel "zusammenkeh­

ren" und sie an den nötigsten Stellen einsetzen. 

Meine Damen und Herren von der Union, auch Ihnen dürfte 

der insgesamt um Ober 20 % aufgestockte Haush.:lltsansatz 
für den Bau von Straßen in Rheinland-Pfalz nicht entgan'gen 
sein. 

(ZurufdesAbg. Bracht, CDU) · 

-Herr Bracht, wissen Sie, wenn wir die Planungskosten anders 

ansetzen würden, dann würden Sie sagen, Sie planen nicht 

mehrfür die Zukunft. 

(Bracht, CDU: Das hat nichts mit 

Landesstraßenbau zu :tun!) 

Wissen Sie, das betrifft die Frage irgendwann, irgendwo und 

irgendetwas. Aber durch unser innovatives Privat- und Mitfi­
nanzierungsprogramm ist es-uns möglich, trotzknapper öf­

fentlicher-Mittel st~ukturpolitisch wichtige Straßenbaupro­
jekte in Angriff zu nehmen, Projekte, die sonst auf die lange 

Bank geschoben .werden müssten. Trotz der verstärkten An-: 

strengungen im Straßenbau kommen ÖPNV und SPNV nicht 

zu kurz - im Gegenteil. Die Haushaltsansätze werden auch 
hier aufgestockt. Damit ist sichergestellt, auch in Zukunft-bil­
det die Förderung umweltverträglicher und umweltfreundli­

-cher Verkehrsträger das zweite Standbein unserer Verkehrs­

politik. Die erfolgreiche Entwicklung des ÖPNV und des SPNV 

wird fortgesetzt: 

(Beifall bei F.D.P. und SPD­

Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Bundesmittel !) 

Eines der M-arkenzeichen unserer Verkehrspolitik,Cier Rhein­

land-pfalz-Takt, wird in diesem Jahr noch leistungsfähiger 

werden. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Mit dem- Start des Westpfalzverkehrsverbunds und des Ver-_ 

kehrsverbunds Trier kommen wir unserem Ziel, ein Fahrplan, 

ein Tarif, ein Fahrausweis für ganz Rheinland-Pfalz, ein Stück 

näher. Ich glaube, das ist wichtig. Ein Fahrplan, ein Tarif, ein 

Fahrausweis-sind ein Stück des Geheimnisses des Erfolges un­

seres Rheinland-Pfalz-Takts. Wir werden ihn auch auf die Ver­
kehrsverbünde erweitern. Ich sage dies deshalb, weil man di_e 
Fahrgastzuwachszahlen von 90 % sehen~muss. 1998 macht 

dies noch einmal10% aus. Als 1998 bundesweit die Fahrgast­
zahlen zurückgingen, haben wir rioch einmal zugelegt. Dies 

- beweist die richtige Politik bei SPNV und ÖPNV. -. . . 

Erinnert sei in diesem Zusammenhang aUch an die Zuwen­
dungen für den Ausbau des Regionalbahnsystems Rhein­

Neckar, für das allein 20 -Millionen DM vorgesehen sind. 

Meine Damen und Herren,- nun zum Bereich ,Landwirtschaft­

und Weinbau: Den deutschen LandwirtE;!n und Winzern ist 

das Leben durch die Agenda 2000 keinesfalls leichter ge­

macht worden. Hinzu kommt, dass nach dem vorläufigen 

Scheitern der WTO-Verhandlungen nicht siche.r ist, welche 

Wirkungen in Zukunft von den Weltmärkten auf die deut­

sche Landwirtschaft ausgel:len werden. 

Wer sich die WTO-Verhandlungen ein Stück mit der notwe.n­
digen Kritik betrachtet hat, Herr Schmitt, weiß, dass diese nur 

gescheitert sind, weil in Amerika Wahlen anstehen. Ohne die­
sen großen Partner Vereinigte Staaten werden wir eine ge­
meinsame Welthandelspolitik -nicht initiieren können. 

·. . ' - l 

Ich sage voraus - dies sage ich wieder an Sie, Frau Kiltz, ge­

richtet -, wir müssen bei den WTO-Verhandlungeh gemein­

sam mit E.uropa schreiten. wir werden die WTO-Verhand­
lungen mit den Amerikanern nur erfolgreich bestreiten kön-
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nen, wenn wir, immer unter der Voraussetzung klarer Ge­
setzmäßigkeiten, die Biotechnologie und die Gentechnologie 
nicht ganz verteufeln. Die Amerikaner werden uns dies leh-
rem, weil sie ein anderes Verhältnis dazu haben. 

Meine verehrten_Damen und Herren, Landwirtschaft und 

Weinba.u werden und müssen zukünftig nachhaltig durch die 

Landesregierung. unterstützt werden, damit .die Wettbe­
werbsfähigkeit unserer Lancjwirte und. Winzer erhalten 

bleibt, damit Landwirtschaft und Weinbau in Rheinland-Pfalz 

auch weiterhin eine Zukunft haben. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Ich füge hinzu- das habe ich gestern auch gesagt-, ich erach­
te die staatlichem Förderrn_ittel, die wir insgesamt einsetzen, 
für gut angelegtes Geld. Der Landwirt.ist in diesem Land 
nicht nur Landwirt, sondern auch Landschaftspfleger Num­
mer 1. Er hat Kulturlandschaften geprägt, geschaffen. ln der 
Landwirtschaft ist die Wettbewerbsfähigkeit und der Wett­

bewerb ein Stück anders zu beurteilen als in anderen Wirt­
schaftsformen. Es gilt, zum einen das Klima·, zum Zweiten die 

Topografie,-~um Dritten die Bodenqualität und zum Vierten 
die Größenordnung der Betriebe zu berücksichtigen. Ich 
glaube, der Ansatz ist richtig. Wirwollen keine a·rldere Mosel, 
wir wollen kein anderes Land. Wir wollen dieses Land, dieses 
Kulturland Rheinland-Pfalz in der Form erhalten. Es ist rich­
tig, dass wir die Ausgleichszulagen auf höchstem Niveau fort-
fuhre~ -

Ich füge hinzu, wenn man das sagt, müssen wir auch nach vii!e 
vor den Steillagenweinbau fördern, sonst wird es eine andere_ 

Mosel, ein anderer Mittelrhein werden. Das muss man dabei 
wissen. Ich möchte eines sagen, damit man weiß, vor wel­
chem Hintergrund mim diskutiert, wenn man über Landwirt­

schaft und Weinbau spricht: Es gibt ein Bundesland, das hat 
zwei offene Meere, die Nordsee und die Ostsee. Der Frem­
denverkehrsumsatz ist n~r marginal höher als in Rheinland­
Pfalz. Die Urlauberstruktur ist eine andere. Aber b~i uns sind 
viele Kurzurlauber. Immerhin werden in diesem Land fast 
8 Milliarden DM im Tourismus umgesetzt. Über 130 000 Men­

schen sind dort beschäftigt. Die Grundlage dafür ist natürlic~ 
die Kulturlandschaft,. der Reiz, die Schönheit des Landes 
Rheinland:Pfalz: 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Die Schwerpunkte unserer Fördermaßnahmen sin~ eine un­
veränderte Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit, die Abfede­
rung der Folgen -des Strukturwandels, Förderung von Investi­
tionen und Förderung einer umweltg.erechten Landbewirt­

schaftung. Dabei verbleiben die Haushaltsansätze für Land­
wirtschaft und Weinbau- ich sagte es eingangs- auf hohem 
Niveau. So steigen beispielsweise die Ansätze zur Sicherul')g 

der Wettbewerbsfähigkeit von 70 Millionen DM im Jahr 1999 

- da~ ist die verfehlte Landwirtschaftspolitik, die verfehlte 
Förderpolitik, die Landesregierung tut nichts dafür; die Zah­

len sprechen eine ande.re Sprache- auf 75,8 Millionen DM im 

Jahr 2000. Sie liegt im Jajir 2001 wieder a,uf dem Niveau von 

1999. Schwerpunkte bleiben hierbei insbesondere die Ansät­
ze für die einzelbetriebliche Investitionsförderung der Inve­
stitionen, die Investitionsförderung für Junglandwirte. Wir 
haben das höchste Junglandwirteaufkommen aller Bundes­
länder. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. 
und SPD) 

Das ist höher als in Baden-Württemberg, weil wir den wichti­

gen Ansatz sehen. Dazu'gehören Förderung von Investitions­

maßnahmen, Förderung der Marktstruktur. Grundsätzlich 
wird sich die dazu geeignete Deregulierungsoffensive für 
Landwirtschaf:t und Weinbau besonders positiv auswirken;_ 

Gerade die landwirtschaftlichen Förderprogramme sind ein 
weites Feld für Entbürokratisierung .. Die Landesregierung 
wird daher die Programme zur Vereinfachung und Straffung 
fortführen und die Bürokratisierung abbauen. 

(Vereinzelt Beifall bei F.D.P. 
und SPD) 

Weniger Bürokratie bedeutet in diesem Falle weniger Belas­
tung für die landwirtschaftlichen Betriebe in Rheinland-Pfalz 
und somit mehr H~ndlungsspielraum und zusätzliche Wett-
bewerbsfähigkeit unserer Landwirte und Winzer. 

Aucb für den Weinbau gilt,,die Haushaltsansätze bleiben auf 
hohem Nivequ. Sie unterstützen auch weiterhin die heimi­
sche Weinwirtschaft, damit sich der rheinland-pfälzische 
Wein auch in Zukunft auf den nationalen und internationa­
len Märkten behaupten kann. Es kommt für den Winzer in 

Rheinland-Pfalz darauf an, sich gegenüber ausländischen 
Konkurrenten klar zu profilieren. Gutes Marketing wird gera­
de im Weinbau immer mehr zum A und 0 einer erfolg"reichen 

Absatzstrategie. 
(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, .die Landesregie­
rung unterstützt diese Bemühungen. l;!eispielsweise ist die 
Weinwirtschaft voll in unser Außenwirtschaftskonzept einbe­

zogen. Auch die Maßnahmen Z!Jr Absatzförderung werden 
auf höchstem Niveau weitergefühf!:, Herr Bill€m. So-festigen 
wir dim weltweit guten Ruf des rheinland-pfälzischen Weins. 

Mit dem Einzelplan 08 sind wir in der Lage, die erfolgreiche 
Wirtschaftspolitik der vergangenen Jahre fortzuführen. Trotz 
der unumgänglichen und der von mir ausdrücklich begrüßten 
Konsolidierungsbemühungen setzen· wir· deutliche Akzente. 
in wirtschaftlichen Zukunftsfeldern. Der Einzelplan 08 ist ein. 

Signal für die Handlungsfähigkeit der Wirtschaftspolitik für 
mehr Wachstum, für m(;!hr Arbeitsplätze, ein klares Zeichen 
für die Leistungsfähigkeit des La1Jdes Rheinland~Pfalz. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Anhaltend Beifall der F.D.P. 
undderSPD) 
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Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, es sind zunächst noch zwei Kurzin­
terventionen - des· Herrn Kollegen Rieth und der Kollegin 

Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - angemeldet. Ferner 

Uegt noch eine Wortmeldung des Herrn Abgeordneten 

Schmitt von der CDU-Fraktion vor. 

Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Auf die EJngangs­

bemerkungen des Herrn Ministers muss ich noch einmal zu 
sprechen kommen. Herr Bauckhage, wenn Sie uns unterstel­

len, dass UIJ.Sere Ausführungen und Darlegungen eine Belei­
digung der rheinland-pfälzischen Bürgerinnen und Bürger 
seien, dann muss ich Ihnen sagen, dass Ihre Ausführungen der 

letzten halben Stunde eine bewusste Irreführung der Men­

schen hier im Land sind. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRQNEN) 

Ich will Ihnen das mit zwei Beispielen belege·n. Zum einen: 

IMM -das ist bewusste Irreführung vor dies,em Hintergrund: 
Sie sprachen davon; dass es ein ForschungsJnstitut auf hohem 
Niveau sei. Dann fragen wir uns - das "tun wir nicht erst seit 
Wochen und Monaten, sondern seit Jahren-: W~nn wird das 
hochgelobte-, am Markt orientierte Forschungsintitut, wel­
ches im "hundertprozentigen Landesbesitz ist, endUch in die 

Marktwirtschaft, in die Unabhängigkeit entlassen? Zu _dieser 

Frage schweigen Sie seit Wochen und Monaten wie Ihr Vor­
gänger, Herr Brüderle, auch. 

(Zu ruf der ~Pb) 

Her~ Bauckhage, es wird Maßstab für Sie sein, ob Sie Ihren 

So~ntagsreden v_on Marktwirtschaft auch Ihr Alltagshandeln 
entsprechend folgen lassen. Wenn Sie das nicht ·schaffen, 

da~n brauchen Sie sich son_ntags nicht mehr hinzustellen--und 

zu ~agen, Sie redeo von Marktwirtschaft, Sie wollen Existenz­
grü~dung unterstützen, etc. Das ist dann völlig unglaubwür­

digj Diese Privatuniversitätder F.D.P. in Rheinland-Ptatz wird 

Maßstab dafür sein, ob es gelingt, eine solChe Hochtechnolo­

gie~ntwicklung, die wir unzweifelhaft ~nerkennen, in die 

unJbhängigkeitzu entlassen. ~ -

Ihr Kollege Creutzmann ist in den Gedanken schon etwas 

, weiter. Er hat sowohl im Ausschuss und - wie ich feststellen. 

koJnte- auch auf einer ö_ffentlichen Veranstaltung schon ge­
äu~ert, dass es schon dringend notwendig wäre, die Ge­

schTftsberichte des IMM zu haben und zu kenn'en, um zu wis­

sent was in dieser Landesgeseilschaft abgeht. Wir fragen uns 

na~frlich seit langem sehr deutlich, was die Landesregierung 
zu erbergen h.at, dass sie diese Geschäftsberichte nicht dem 
Par 'ament, dem 'Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr zur 
Ve ügung stellt. 

(Zuruf des Staatsministers Bauckhage) 

- Herr Bauckhage, das Institut ist eine- Erblast Ihres V~rgän­
gers Brüderle. Wir empfehlen dringend, sich-von dieser Ern­

last in der Art und Weise zu trennen, wie wir Ihnen das mit 

den f:!aushaltsänderungsanträgen und dem EntschUeßungs­
antrag vorgeschlagen haben. 

- (Vereinzelt Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-
- FrauThomas, BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN:· 

-Es entlastet!-
Glocke des Präsidenten) 

Vizepr~sident Heinz: 

Herr Kollege, bitte nicht überziehen. Die Redezeit ist zu Ende, -
nur rioch ganz kurz. 

Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich will es dabei bewenden lassen. Herr Bauckhage, ich erwar­

te aber von Ihnen, dass Sie zu dieser Problematik heute noch 
Stellung nehmen. 

· Vizepräsident Heinz: 

zu einer Kurzintervention erteile ich der Abgeordn~ten Frau 
Kiltz das Wort. 

(Zuruf aus dem Hause: Das ist bestimmt 
eine lange Intervention!) 

"Nein, es ist eine Kurzintervention in der vorgegebenen Zeit. 

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS.90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! J:?ie Verkehrspoli-

-tik der Landesregierung istideologisch-das haben Sie heute -

wieder einmal deutlich gemacht-, und zwar deshalb; weil sie 

immer wieder diese unbewiesene Behauptung aufstellt, je-_ 

der Quadratmeter Straßenbau schaffe und sichere Arbeits­

plätze im ländlichen Raum. 

(Schwarz, SPD: So platt hat 

er es nicht gesagt!) 

Alles, was man nicht machen würde, wäre der Untergang des 

Abendlands. Herr Schwarz, er hat es so gesagt. 

Im gleichen Atemzug werfen Sie uns vor, wi~ würden den 
ländfichen Raum an die Wand fahren! wenn wir Straßenmit­
tel streichen. 

(Zu rufdes Abg. pörksen, SPD) 
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- Wir haben genug, von denen aber etliche saniert werden 
müssten. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Lessen Sie unsere Änderungsanträge, so wie wir Ihre Haus­
haltsentwürfe lesen. Wir haben nicht alle Mittel gestrichen, 

sondern wir haben sie zurückgefahren. 

Wir wollen neue Prioritäten setzen. Wir wollen eine Be-

- standssanierung, einen Radwegeausbau und die eine o.der 

andere Ortsumgehung. Herr Minister, soll ich es für Sie buch: 
stabieren, damit Sie sich nicht wieder hier hinstellen und sa­
gen, wir befürworteten keine Ortsumgeliungen. Wir befür­
worten nicht jede Ortsumgehung, aber wir wollen, dass sie 

vorher geprüft wird. 

(Staatsminister Bauckhage: Ach ja!) 

Es wäre schön, wenn Sie Sorge dafür tragen worden, dass die 
Verkehrsverbünde nicht solche Fehlstarts wie der RNN­
Verbund erleben müssten. Das hat viele verärgert und nicht 
gerade der Schiene zugeführt. 

- I 

BezOglieh der Fahrgastzuwächse gebe ich Ihnen auf den 
Weg: Der Ausgangspunkt für diese Zuwächse war so niedrig, 
dass so viele Al']strengungen gar nicht notwendig waren, um 
die Zuwächse zu erreichen. 

(Zuruf des Abg. Creutz~ann, F.D.P .) 

Jetzt sage ich aber noch zwei Punkte zu dem ländlich~n­

Raum. Sie sind die absoluten Vorkämpfer für den ländlichen 

Raum. 

(Unruhe im Hause­
Glocke des Präsidenten} 

Vizepräsident Heinz:. 

Meine Damen und Herren, ich bitte um Aufm~?rksamke!t für 
die Rednerin. -- · 

(Kramer, CDU: Da-s ist doch keine Kurz­

intervention, sondern eine Rede!) 

Abg. Frau ~iltz, BÜ_NDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Bauckhage, der ländliche Raum liegt Ihnen so sehr <Jm 
Herzen. Gleichzeitig fördert die Landesregierung Projekte, 
die in den Regionen, in denen. sie geplant sind, vieles platt 
machen. Das erste Negativbeispiel ist der HochmoselOber­
gang Oberden Steillagenweinbau im FlusstaL 

(Schwarz, SPD: Ihr Schal ist 
runtergefallen, Frau Kiltz!) 

Dadurch werden weder neue Weinkunden noch Touristen 
gewonnen- im GegenteiL 

(Zurufe von der SPD) 

Ich bin fest davon Oberzeugt-dieser Meinung sind auch viele 

andere- , ---
(Rösch, SPD: Die Bevölkerung 

sieht das anders!) 

- Herr Rösch, gehen Sie doch einmal dorthin und reden Sie 
mit den Leuten! Dieser Teil Jiegt nicht im Interesse der ländli­
chen Regionen. 

Das zweite Beispiel ist die Konversion:_ Pro Welt - in einer 
Kurstadt, ein 700 Quadratkilometer großes virtuelles. Freizeit­
parkgebilde, 

(Pörksen, SPD: Jetzt hast du aber 
dein Lieblingsthema·erwischt!­

Zurufe der SPD) 

mit 6 'Millionen Besuchern im Jahr und 18 000 Betten. Das 
sind mehr,- als es jetzt Oberhaupt in der Nahe-HunsrOck­
Region gibt! 

(Glocke des Präsidemter:'­
Schwarz, SPD: Wenn Sie so-weiter­

machen, schaffen wir die 
Kurzintervention ab!) 

Alles, was es bisher in dieser Region gibt, wird damit platt ge­
macht. Das liegt nicht im Interesse des ländlichen Raums, son­
dern spricht gegen-die Interessen des ländlichen Raums. Be­

denken Sie diese Vorhaben! 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). 

Vizepräsident Heinz: 

Zur Beantwortung der Kurzinterventionen erteile ich Herrn 
Minister Bauckhage das Wort. _ 

Bauckhage, Minister 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaftund Weinbau: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Rieth, man 
muss sagen, dass es sich bei dem Institut für Mikrotechnik 
GmbH Mainzum ein Forschungsinstitut auf allerhöchstem Ni­
veau handelt. Wir sollten froh darüber sein, dass wir in Rhein­
land-Pfalz ein solches Institut haben. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­
Pörksen, SPD: Sehr richtig!) 

Dieses Institut hat bundesweit eine ganz besondere Qualität. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Stimmt!) 
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Es ist schwierig, .zu sagen, ~man könne Anteile an Risiko­
Kapitalgesellschaften verkaufen; denn Risiko-Kapitalgesell­
schaften wollen in der Regel eine Rendite erziel.en. lch.kann 
Ihnen sagen, dass wir dabei sind, Verhandlungen zu führen. 
Sie müssen aber auch verstehen, dass ich Ihnen die Verhand- · 

lungspartner nicht nennen kann, weil sie dann nicht mehr mit 

mir vehandeln. Verstehen Sie das? . 

(Zuruf desAbg, Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- -- Ja, das ist so, Herr Rieth. Wir werden zum richtigen Zeit­

punkt das Richtige tun. Es macht aber keinen Sinn, dass man 
bestimmte Verhandlungen auf dem Altar herumträgt, und es 

·macht auch keinen Sinn bei all.(;!r berechtigter Kontrolle des 
· _Parlaments und der politischen Gestaltung: 

Man muss wissen, dass e~ eine Administra!ive und eine Legis­
lative gibt. Wir unterm'!hmen derzeit alles, urn dieses Institut 
zu erhalten und auszubauen sowie das Institut in Rheinland­
Pfalzauf hohem Niveau technisch zu entwickeln und zu for­

schen und darüber hinaus andere Beteiligerzu finden .. 

(Vereinzelt Beifall bei der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Herr Kollege Schmitt, Sie haben noch eine Reclezeit von zwei 
-Minuten. 

Abg. Schmitt, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Reaktionen 
zeigen, dass mein Kollege Michael Billen den Finger. in die 

richtige Wunde gelegt hat. Ich möchte es aoer.nicht versäu-
, men, heute etwas Konzeptionelles- - - Herr Minister; Haus­

haltsberatungensind nicht nur dafür da, dass wir Daten un­
tereinander schreiben und nachher schauen, wo wir stehen. 
Wir müssen auch in die Zukunft schauen, .was auf die 

rheinland-pfälzischen Bauern und Winzer zukommt. Jeder 
Bauer ist·derzeit mit Ein~ußen vom Reingewinn in Höhe von 
10 000 DM bis 15,000 DM 

(Zuruf des Staatsministers Bauckhage) 

durch die Entscheidung, die nicht hier getroffen wurde, be­
troffen: Es _ist-dann die Frage auch unserer Politik, wie weit 

wir durch ·Bundesratsinitiativen in anderen Bereichen tätig 

werden, um dies zu verhindern. 

(Beifall der CDU) 

Wenn ein Bauer dieser Diskussion zuhört; muss er meinen, 

dass die Welt in Ordnung ist und es ihm noch nie so gut ging 
wie_im.Jahr 2000. R~den wir mit den Leuten draußen .. Es geht 

um die Existenz der Höfe und letztlich 4m die Erhalt;ung einer 
Ku I tu rlandschaft. 

(Beifall der CDU) 

Ich bitte darum - unabhängig, wie man koaliert -, sich auf 

Bundesebene für die Bauern und Winzer in Rheinland-Pfalz 

einzusetzen; hi!'!r droht die entscheidende ~efahr. 

Die GA-Förderung wird auf 1,3 Milliarden DM zurückgeführt. 

Ich hätte gern vom Ministerium gehört,_ welche Auswirkun­

gen diese Kürzung auf unsere Bauern und Winzer ~at, weil 
wir wissen, ·dass das auch auf unsere Mittel Auswirkungen 
hat. 

Letztlich bin ich der Meinung, dass Haushaltsberatungen ein 
bisschen in die Zukunft weisen sollen. Sie wissen: dass wir das 
The_ma ganz besonders in den Jahren 1995 und 1996 disku­
tiert haben. Ich wäre froh, wenn ·wir ein bisscheh mehr Kon­
zeptionelles hineinbringen würden. Ich habe das Gefühl, dass 
überall nur noch nach dem Gießkannenprinzip verteilt wird. 

Wir brauc~en das damals bereits ang_ekündigte Gesamtkon- · 
zept. Es liegt immer noch. nicht auf dem Tisch. Dasselbe gilt 
für den Weinbau. Sie werden die Enden nicht zusammenbin­
den können, wenn wir Stück für Stück so argumentieren und 
nur versuchen, sie mit Geld zuzudecken. Das Probl~m werden 

· Vl{ir finanziell nicht lösen können. 

(Glocke des Präsidenten) 

Herr Präsident, wenn. ich das neu eingeführte Instrument der 
Kurzintervention nutzen will, muss Ich mich später noch mel­
den. 

(Pötksen, SPD- er hält dem Redner die 
blaue Karte.entgegeri -: Hier!) 

- Gestatten Sie mir den abschließenden Satz, ohne die _blaue 

Karte, sonst bekomme i~h gleich die rote Karte. 

(Pör~sen, SPD: Nein, die gebe 

ich Ihnen doch nicht!) 

Ich bin froh, wenn wir das, was wir heute aufgrund der Zeit 

nicht leisten konnten " ganz besonders die Frage des Stellen~ 

wertsvon Landwirten und Winzern in Rheinland-Pfalz •, sehr 
ausführlich im Ausschuss behandeln, sonst werden wir unse­

re! Aufgabe gegenüber dem, was wir immer predigen, nicht 
gerecht, sondern dann werden die Bauern und Winzer sagen: 
Über was sprechen sie? Wir verstehen si_e nicht mehr! -Das ist 

unsere Herausfo·rderung, und ich hoffe, dass wir dieser ge-. 

recht werden. Vielleicht können wir noch ein bisschen kon­
zeptionell.über Landwirtschaft und Weinbau in Rheinland: 

Pfalz reqen .. 

Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 
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Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, da keine weiteren Wortmeldun­
gen vorliegen, schließe iCh die Aussprache zu dem Einzelplan 

08. 

Ich weise darauf hin, dass wir den Gesetzentwurf der Landes­

regierung -Drucksache~ 13/5222- an den Ausschuss für Wirt­
schaft und· Verkehr - federführend - und an den Rechtsaus­
schuss überweisen. Wenn sich dazu keine Bedenken ergeben, 
dann ist das so beschlosseh. · · -

Es ist vereinbart, die. Beratung des Antrags der Fraktionen der 
SPD und F.D.P., "Kooperation in der Landwirtschaft- Druck­
sache ·13/4622 ~betreffend, bis nach den Abstimmungen zum 

Haushaltsgesetz.zu unterbrechen. 

·Meine Damen und Herren, ich rate nun den 

Einzelplan 06 
-Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit-

auf. 

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herr':! Abgeordneten Kram er 
das Wort. 

Abg. Kramer, CDU: . 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 

vorgelegte Sozialhaushalt ist ohne große Zukunftsakzente_ 
und geht zum Teil von Oberholten Voraussetzung-en aus. 

Meine Damen und Herren, ein Haushalt muss mehrsein als ei-· 
ne politische Arbeitsbeschaffungsmaßnahme; Wer sich -profi­
lieren will, muss Substanz haben. 

- Ich habe sie .. 

(Frau Ebli, SPD: Das ist böse, 
Herr Kollege!) 

(Glocke des Präsidenten) 

Die Landesregierung will sich mit dem Ansatz "Veröffentli­
chungen und Dokumentationen" profilieren. Es wurden f_ür 
den Vorwahlkampf 700 000 DM eingestellt. Hiermit soll eine 
angebliche Imagekampagne für das Land Rheinland-Pfalz fi­
nanziert werden. 

Meine Damen und Herren, das ist nichts anderes als Vorwahl­
kampf. 

(Beifall bei der CDU) 

Das Progr(lmm "Arbeit muss sich lohnen" ist eine klassische 
Buchung ins Blaue, weil kein abgestimmtes Konzept vorliegt 
und es zum Teil zu lasten Dritter geht. 

.I (Frau Ebli, SPD: Das ist unglaublich! 
Reine Polemik!) 

Obwohl es als Landesprogramm angekündigt IJ\IUrde, fehlt 
auch hier die Zusage der Kommunen. Das heißt, die Kommu­
nen werden belastet, ohne sie vorher entspre.chend beteiligt 

zu haben. 

Meine Damen und Herren, dies scheint auch die F.D.P. er­
kannt zu haben. 

ln der "Rheinpfalz" vom 11. Februar heißt es: "Liberaler Ei· 
gensinn - die F.D.P. kratzt an einem Vorzeigepr~jekt des So­
zialminister~."-lm Schlusssatz heißt es: "Für die F.D.P. ist das 

Projekt jetzt plötzl!ch kein Modell der Landesregierung, son­
dern des Sozialministers." So viel zur gern beschworenen Ei­
nigkeit in der Koalition. 

Meine Damen und Herren, es gibt Ausflüge und Allefngänge 
des Ministers auf Bundesebene. Wer diese aufmerksam ver­
folgt, muss sich die Frage stellen, ob dies für Rheinland-Pf_alz 
richtig ist und ob richtig gehandelt wird. Qie Rente nach Kas-

-senlage wurde durchgeführt. Der Betrug an den: Rentnern 
wurde durch Rheinland-Pfalz hicht verhindert. Die groß an­
gekündigten Sozialagenturen, mehr Sozialversicherungsbe­
schäftigte in Privattiaushalten, ist kläglich gescheitert. Das 
Mai~zer Modell für Niedriglohnempfänger als politischer Al­

leingang ohne Unterstützung des Koalitionspartners ist ge­

scheitert. 

- (Rösch, SPD: Wovon reden Sie 

denn, Herr Kollege!-
Frau Ebli, SPD: Wir haben doch 

keine Märchenstunde!) 

Meine Damen und Herren, es gibt einen neuen Streit. Der Mi­

nister Bauckhage ist für den Beginn des Ruhestands zwischen 
60 und 70Jahren. Minister Gerster ist für eine neue Renten­

formel. 

Die Zwangsumlage im Bereich der Pfle_geausbildung wurde 

vom Verwaltungsgericht Koblenz verworfen. Das heißt, das 

hat zur Verunsicherung im Ausbildungsbereich im Bereich 
der Pflege geführt. Dies ist unverständlich. Bisher wurde 
nichts unternommen, um die ZivildienStzeitverkürzung, die 
angekündigt ist, zu bekämpfen. Sie wird zum Teil verharm- · 
lost: 

(Frau Ebli, SPD: Typisches 
Landtagsthema !) 

Das geht aus der Antwort auf unsere Große Anfrage hervor. 
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Meine Damen und Herren, die Risiken für die soziale Dienst­
leistungsstruktur werden unterschätzt. Finanzielle Nöte der 
Sozialstationen werden ignoriert. Auch hier gibt es keine Un­

terstützung. Daher muss dies angeprangert werden. Die So­
zialstationen sehen sich .vor dem kollaps; es passiert jedoch 

nichts. 

Bezüglich der Arbeitslosenzahlen sa~t der Vizepräsident des 
Landesarbeitsamts Rheinland-Pfalz, Herr Hanschuc:h, in 
M~inz, dass im Jahr 1999 149 400 Männer und Frauen in 
Rheinland-Pfalz arbeitslos waren. Er kritisiert - ich zitiere -: 
Hanschuch zeigte sich trotz des Rückgangs mit der Entwick­
lung auf dem Arbeitsmarkt nicht zufrieden. - Das heißt, 
Rheinland-Pfalz ist vom dritten auf den vierten Platz hinter 
Hessen abgerutscht, obwohl im kommumi!en Bereich durch_ 
das Programm .,Arbeit statt Sozie~lhilfe" zahlreiche Arbeits­
plätze geschaffen werdefl. 

Meine Damen und Herren, die CDU-Landtagsfraktion hat 
zwei Anträge gestellt. Der eine hat die Überschrift .,Moderne 
Arbeit", der andere .,Soziale Arqeit". Wir wollen, dass in die­
sem Bereich für Zuschüsse an Technologie- und Arbeitszeitbe­
ratungsstellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ein 
neuer Titel gebildet wird. Das heißt, dies wäre eine zusätzli­
che Förderung von der Arbeitszeitberatung neben der Tech­
nologieberatung, damit Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­
mer ihre Arbeitszeitwünsche und- Vorstellungen besser er­
kennen, artikulier~n- und realisieren können. flexible Arbeits­
zeitgestaltung soll dad.urch irh arbeitnehmerischen, ges~ll­
schaftlichen und arbeitsm·arktbezogenen Interesse geförd~rt 

werden. 

Meine Damen und Herren, unser zweiter Antrag beschäftigt 
sich mit dem sozialen Ehrenamt. Hier möchten wir, dass 

75-000 DM eingestellt werden, und zwar zur Förderung der 
Freistellung Ehrenamtlicher über .den Bereich des Bildungs­
freistellungsgesetzes zunächst auf freiwilliger Basis. Vonseio 

_ ten der ehrenamtlichen Verbände werden Verbesserungen 
bei Freistellungen gefordert. Das heißt, wir könnten, um das 
Ehrenamt weiter zu stärken, einen neuen Weg gehen und 
au_ch in diesem Bereich neue Akzente setzen. Wir haben ganz 
bewusst diese Schwerpunkte ·gewählt. 

Darüber hinaus wollen wir die ehrenamtliche Arbeit der Se­
niorinnen und Senioren im Landesseniorenrat mit einer Auf-_ 

stockungvon jeweils 20 000 DM auf 40 000 DM für die beiden 

Haushaltsjahre verbessern und unterstützen. 

Meine Damen und Herren, für den Schwerbehindertenbe­
reich wird die Kollegin Frau Thelen reden. Der Kollege Alt­
herr wird-zu dem Bereich Gesundheit sprechen. 

Meine Damen und Herren, die .CDU möchte auch für di~ Zu­

kunft eine fortschrittliche Sozialpolitik. Wir wollen - das ist 

ein Schmankerl- keine Politik hinterm Knallerbsenstrauch am -
sozialen Maschendrahtzaun. 

(Beifall bei der CDU-
-

Pörksen, SPD: Das muss ich im Protokoll 
nachlesen, was das heißt!) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordenten Rösch 

das Wort. 

Abg. Rösch, SPD: 

Herr Präsident, meine- sehr verehrten Damen und _Herren! 
Auch dieser Sozialhaushalt ist ein Haushalt der sozialen Ge­

rechtigkeit und des solidarischen Ausgleichs. Dies ist an kon­
kreten Zahlen belegbar. Der Sozialhaushalt, der Einzel-­
pan 06, hat im Jahr 2000 ein Ausgabevolumen von· 2,12 Milli­
arden DM. Das bedeutet eine Steigerung von 1,5 % gegen­
über dem Vorjahr. Im Jahr 2001 beträgt das Ausgabevolumen 
2,2 Milliarden DM. 

Mejne Dam~n und Herren, wer diese Zahlen objektiv bewer­
tet und nicht, wie Sie, fierr Kramer, durch die oppositionelle 
Parteibrille schaut, stellt.fest: Dieser Sozialhaushalt ist nicht 
nur ökonomisch verantwortlich, --sondern lässt auch; wie 
schon in den ve·rgangenen Ja_hren, genügend Raum für eine 

kreative und innovative Sozialpolitik. 

- (Beifall der SPD) 

Besonders erfreulich ist das hohe Niveau an finanziellen Mit­

teln, die für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zur Verfü­
gung stehen. Das ist gut so; denn auch in. unserem Land sind 
von der Arbeitslosigkeit nach wie vor immer noch viel zu viele 

Menschen betroffen. 

(Pörksen, SPD: Das stim_mt!) 

Deswegen hat die ·sicherung und Schaffung von neuen Ar­
beitsplätzen auch in den nächsten Jahren oberste Priorität. 

(Beifall der SPD­
Frau Ebli, SPD: Richtig!) 

Meine Damen und Herren, .der geziehe und engagierte 
Kampf dieser Landesregierung gegen die Arbeitslosigkeit hat 

bereits beachtliche Erfolge erzielt. Das ist unbestreitbar. Ges­
tern und vorgestenwurde bereits auf diese Tatsache. hinge­
wiesen. Un~er Land hat hinter Bayern und Baden-Württem­

berg die drittniedrigste Arbeitslosenquote aller Bundeslän~ 
der. 

Diese erfreuliche Tatsache hat einerseits mit der erfolgrei­

chen Wirtschaftspolitik dieser Landesregierung zu tun. Auf 
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- der anderen Seit~ - niema-nd wird bestreiten, dass wir eine 
aktive Arbeitsmarktpolitik betreiben- hat diese Entwicklung 
dazu geführt, dass wir auf dem zweiten Arbeitsmarkt positi­
ve.Ergebnisse haben. 

Meine Damen und Herren, weil die Opposition immer wieder 
schon fast gebetsmühlenartig die zu hohen Arbeitslosenzah­

len beklagt, will ich Folgendes in Erinnerung rufen: Im let{:­
ten Haushalt, fürden die CDU verantwortlich war, also 1991, 

standen für Arbeitsmarktpolitik gerade einmal 16 Millio­

nen DM im Haushalt. 

(Kram er, CDU: Nennen Sie einmal 

die Arbeitslosenzahlen! -
Weiterer Zurufvon der CDU: 

Für wie viel Arbeitslose?) 

lnzwisehen wollen Sie von der CDU zu ähnlich schlechten Ver­
hältnissen zurückkehren. Anders sind die Kürzungen der Ar­
beitsmarktmittel nicht zu erklären. 

(Frau Ebli, SPD: Das ist 
die Wahrheit!) 

Ich habe Ihren Änderungsantrag- mitgebracht. Damit bewei­
sen Sie: Bei der CDU stehen 12 Millionen- DM weniger für ar­
beitsmarktpolitische Maßnahmen, für schwer vermittelbare 
und von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer zur Verfügung. -Wissen Sie, .was das bedeu­

tet? Das si_nd 500 Menschen weniger in Maßnahmen. Das ist 
familienfeindliche und im Übrigen auch kommunalfeindliche 

- -
Politik. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage Ihnen: Wer dort kürzt, hat in Wahrheit mit den Ar­
beitslosen ni~bts am Hut. Wer dort kürzt, lässt diese Men­
schen im Regen stehen. Heute stehen für Arbeitsmarktpolitik 

über 200 Millionen DM im Doppelhaushalt zur Verfügung. 
Das ist gut so. Das sind immerhin rund 18% des gesamten So­
zialhaushalts. Allein schon daran können Sie erkennen: Wir 

machen Ernst-mit der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit.- D~s.­
halb findet diese aktive Arbeitsmarktpolitik unsere volle Un­
terstützung; denn nur so helfen wir, Langzeitarbeitslose,' 

aber auch Scrzialhilfeempfänger wieder in das Erwerbsleben 

zu integrieren. Nur so helfen wir sozial benac~teiligten Ju­
ge-ndlichen, einen Arbeitsplatz zu finden. Zudem unterstüt­

zen wir die Fort- und Ausbildung zum Beispiel auch in Kon­
versionsgebieten. Unser Fraktionsvorsitzender hat hierzu be­
reits das _Notwendige gesagt. 

Meine' Damen urd Herren, das bundesweit viel beachtete 
Mainzer:!'l'odell für mehr Beschäftigung und Familienförde-

- rlmg wurde nunmehrvon der Bundesregierung zum Pilotpro­
jekt gemacht. Was wollen wir damit erreichen? Arbeit muss 

siCh lohnen. Mit dieser Zielsetzung soll für viele Menschen ein 

Ausstieg aus der Sozialhilfe ermöglicht werden. Der-Staat ge­
währt Zuschüsse zu den Sozialversicherungsbeiträgen, und 

darüber hinaus geben wir Zuschläge von 200 DM fyr das erste 
und zweite Kind. Damitwird sich im Fall einer Arbeitsaufnah­
me für diesen Personenkreis das Nettoeinkommen erhöhen. 
Damit erhöht sich auch der-Anreiz, eine Arbeitsstelle anzu­
nehmen. 

Meine Damen und Herren, mit diesem Modell wird deutlich, 

dass wir uns bei der Sozialhilfe nicht mit den erstarrten Struk­
turen abfinden, sondern mit Mut und Kreatfvität Bewegu_ng 

in den Arbeitsmarkt bringen. Den Vätern dieses Modells, So-

. zialminister Gerster und Staatssekretär Dr. De_ubel, sage ich 

an dieser Stelle ein herzliches Dankeschön. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Meine- Damen und Herren; was die Ausbildungsplatzsituation 
in unserem Land betrifft, verweise ich auf unseren Entschlie­
ßungsantrag. Es wäre gut, wenn Sie endlich einmal die Tatsa­
chen zur Kenntnis nehmen würden. So ist die Zahl der abge­
schlossenen Ausbildungsverträge im Jahr 1999 wiederum um 
3 % gestiegen. Damit sind in Rheinland-Pfalz im Jahr 1999 

13,3 % '!lehr Ausbildungsverträge abgeschlossen worden als 
1996. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen' und Herren, lassen Sie mich in diesem Zuc 
sammenhang e1mge Anmerkungen zum Programm 
.. 100 000 Jobs für junge Menschen" machen. Ihre De-batten­

beiträge - ich denke dabei_ insbesondere an Sie, Herr Rosen­
bauer- zu diesem Sofortprogramm, also das, was Sie hier ge­

-äußert haben,waren rein polemisch und haben sich im Nach-

hinein als völlig unwahr herausgestellt. Das ist heute beleg­
bar. Sie sollten irgendwann wieder hierhin kommen und sa~ 
gen, dass Sie sich geirrt haben. 

(PÖrksen, SPD: Ich v~rzichte darauf!) 

- Das kann ich mir vorstellen, deshalb muss das auch nicht 
sein-. 

Die klaren Fakten müssten Sie doch eigentlich beeindrucken. 

Ich will sie Ihnen nennen: Allein.in Rheinland-Pfalzmündeten 
1999 8 294 Jugendliche in Maßnahmen dieses Programms. 

Das waren 3 509 junge Mädchen, das waren 4 785 junge 

Männer. Davon waren 898 ausländische Jugendliche, 261 be­
hinderte Jugendliche und 1 263 sozial Benachteiligte. 3 _963 

Jugendliche haben bereits dieses Programm beendet:._ Immer­
hin fanden 647 einen Ausbildungsplatz und 6-11 einen regulä­
ren Arbeitsplatz. Meine Damen und Herren von der CDU, Sie 
sehen, ein Erfolgspr-ogramm allererster Ordnung. 

(Beifall bei der SPD-

Zuruf der Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU) 

Das ist gut so; denn gerade wir Sozialpolitiker sollten doch 

wissen, dass die Ausgrenzung junger Menschen das Selbst­

wertgefühl beeinträchtigt. Nicht zu vergessen sind die mate-
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riellen Schwierigkeiten. Dies zusammen ist~oft der Nälirb'o­
de·n für Kriminalität, politische Radikalität oder Drogenmiss­
brauch. Auch deswegen bleiben wir dabei: Jede Mark, die wir 
in die ·Jugend investieren, ist eine Zukunftsinvestition, die 
Zins und Zinseszinsen bringt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, sicher stimmen .Sie mir ZU, wenn 
· ich sage, Behinderte müssen in Arbeit, Beruf und Gesellschaft 

mehr Chancen erhalten. Ziel ist es, bestehende Handikaps 
aus~ugleichen, damit die Eingliederung behinderter Men­
schen verbessert wird: Die Behindertenpolitik unserer Lan­
desreg~erung stößt sowohl in der Öffentlicnkeit abernoch 
mehr bei den Betroffenen auf große Zustimmung. Ist es nicht 
eine außerordentliche Leistung, wenn sich unser Land bei der 
Finanzier_!Jng ·der stationären Versorgung behinderter Men­
schen mittlerweile der Mifliardemgrenze nähe-rt? Ist es-nicht 
ein außerordentlich gutes Ergebnis, wenn in unserem Land 
mehr als 20 000 stationäre Plätze für Behinderte existieren? 

Ich bin auch sehr gespannt, ob der Modellversuch "Hilfe nach 
Maß für Behinderte", der in vier Modellkommu~en erprobt 
wird, die erhofften Früchte trägt. 

Meine Damen und Herren, verbesserungswürdig - dies sage 
ic:h in aller Offenheit~ ist die Beschäftigungsquote von Behin­
derten im Landesdiehst; dennoch- das ist unbestreitbar- hat 
Rheinland-Pfalz bundesweit die· drittbeste Beschäftigungs­
quote von Behinderten im. Landesdienst. Allerdings - auch 

dieser Hinweis sei erlaubt-, die Privatwirtschaft kommt inrer 
Verpflichtung, die Beschäftigtenquote für Behinderte zu er­
füllen, sehr viel_weniger nach. Wie gesagt, hier kann, hier 

muss _noch einiges verbessert werden. Aber, verehrte Frau 
Thelen,_wenn Sie am 6. Januar in der Presse erklären, dass Be­
hind_erte im Landesdienst chancenlos seien, dann ist dies eine 
unzulässige, eine maßlose Übertreibung. 

Meine Damen und Herren, aus Zeitgründen kann ich heute­
unsere Aktivitäten zur Armutsbekämpfung nur kurz erwäh­

nen. Aber auch hier, meine verehrten Damen und Herren von 
der CDU, sind ihre Presseerklärungen unglaubwürdig. War­

um? Ich will es Ihnen gern sagen. Wenn im letzten Jahr Ihrer 
Yerantwortung,:also wiederum_1991, für die ArmutSbekämp­
fung im Land sage und-schreibe null Mark- ich wied!'!rhole: 

null Mark- im Haushalt standen, so stehen für die Jahre 2000 
und 2001 je 1,5 Millionen DM zur Verfügung. 

(Zu rufdes Abg. Dr.·Aitherr, CDU) 

·Das Gleiche gilt auch für die· Förderung des Ehrenamts und 

der Wohlfahrtsverbände .. Während Sie heyte landauf und 

landab überall erzählen, wie schlecht es den ehrenamtlich Tä­
tigen in unserem L~nd angeblich geht, verschweigen Sie 
gleichzeitig, ~ass im letzten Jahr Ihrer Verantwortung, also 
wiederum 1991, lediglich 2,4 Millionen.DM im Haushalt stan­
den, während wir fürdas Jahr 2000 mittl~rweile rund 7,4 Mil­

lionen DM und für das Jahr 2001 einen _ähnlich hohe!) Betrag · 
zur Verfügung stellen. 

Meine Damen und Herren, wir wissen, gerade-im ehrenamtli­
chen Bereich zahlt sich jede investierte Mark doppelt und 
dreifach aus. Deshalb wünsche'ich mir auch eine bessere Ko­

. ordination in den Kommunen. Überall, wo wir in·den Kom-

munen Verantwortung tragen, ist unser aller Engagement 

gefragt. Nicht Worte zählen, sondern Taten. Das Ehrenamt 

darf nicht zu einer symbolischen Politik verkommen. Dafür 
seilten wirgemeinsam sorgen. 

Meine Damen und Herren, wer wirklich aufmerksam die So­

- zialpolitik unseres .Landes verfolgt, weiß, hier wird auch in 
Zeiten· der knappen Mittel vorbildliche Arbeit geleistet. Die 
Menschen in Rheinland-.Pfalz wissen dies. Sie vertrauen unse-
rer sozialen Politik, sie vertrauen dieser Landesregierung, sie 
vertrauen den handelnden Personen. 

Vielen Dank. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

-Ich erteile der Abgeordneten Frau Bill das Wort. 

(Zuruf dfils Abg. Pörksen, SPD) 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Meine .Damen und Herren! Herr Rösch, ich messe Sie jetzt 
nicht an der·cou, sondern ich stelle AnsprOehe an Sozialde­

mokraten .. 

Meine Damen und Herren, Sozialpolitik istein Bereith der Po­
litik, der in ganz besonderer VVeise die existenziellen Proble­
me der Menschen berührt. Geld allein ist ganz besonders in 
diesem Bereich nicht Maßstab für eine gute Politik. 

(Frau.Ebli, SPD: Aber eine 
gute Vora-ussetzung!) 

SÖzia!politik ist deshalb immer ~uch an den Konzepten und 
an dem Geist z_u messen, aus dem heraus sie gestaltet und re­
präsentiert wird. 

(Rösch, SPD: Da~ ist auch richtig!) 

Wenn wir den Sozialhaushalt allein an seinem Zahlenwerk im 
Vergleich zu anderen Einzelhaushalten betrachten, hat sich -

Minister Gerster am Kabinettstisch beachtlich geschlagen. Bei 
manchen Konzepte·n jedoch sowie am theoretischen Überbä~ 
Gerster'scher Sozialpolitik, Ober die er auch gern Aufsätze 
odergar Bücher schreibt, 

(Rösch, SPD: Nur kein Neid!) 

halten wir vieles für kritikwürdig. 
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Natürlich begrüßen wir auch viele Ansätze im sozialpoliti­
schen Haushalt im Bereich der Arbeitsmarktpolitik, der Be­
hindertenpolitik und der Gesundheitspolitik .. Aber was uns 
fehlt, ist Innovatives in diesem Bereich. Herr Minister, Sie ha­
ben es schon gemerkt und können damit leben, als. Sozialmi­
nister sind Sie einfach nicht unserWunschkandidat. · 

(Frau·Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Hört, hört! -

Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

Ich werde den Verdacht nicht los, dass dieser Bereich auch 
nicht unbedingt Ihre Herzensangelegenheit ist. Deshalb sind 
Ihre Innovationen oder das, was Sie als solche bezt;!ichnen, 

auch eher Kopfgeburten. ·. 

Ich meine, Sie machen sich wirklich jede Menge Gedanken 

um. Konzeptionen, aber Sie denken -·so sehe ich es zumin­
c;lest- nicht im Sinne der von Sozialpolitik Abhängigen. 

Meine Damen und Herren, Sie verstehen vielleicht, was_ ich 

meine, wenn Sie an eine Sozialdemokratin wie Regine Hilde­
brand zurückdenken, qie als Sozialministerin Oberall mit Lei­
denschaft und Engagement für die Interessen von arbeitslo­
sen, armen Uf!d benachteiligten Menschen gestritten hat und 
so nicht nur ein Ministerium verwaltet und. repräsentiert hat, 
sondern mit Nachdruck in aer Öffentlichkeitfürdie Probleme 
all der Menschen, die nur wenig Ansehen in dieser Gesell­

schaft genießen, üm Verständnis und Unterstützung gewor­
ben hat.· 

Es ist nicht ~as oft etwas Oberschäumende Temperament ei­

ner Regine Hildebrand, das wir bei unserem. Sozialminister 
vermissen, nein, er steht einfach nicht in Augenhöhe zu den 
Menschen, die arm und arbeitslos sind. Die Wahrnehmung 
der gesellschaftlichen Fakten und Zusammenhänge unseres 
Sozialmini~ters irritiert uns GRÜNE immer wieder, und es ver­
stört eine Sozialpolitikerin wie' mich regelrecht, von welcher 
Seite der Gesellschaft Sie Sozialpolitik angehen, Herr Gerster. 

Das macht es auch so schwer, siCh für Ihre Vorschläge_ zu er­

wärmen. ich möchte dies an Beispielen aufzeigen. 

Die Kinderge.lderhöhung der neuen Bundesregierung sollte 

auch Sozialhilfeberechtigten zugute kommen, an sich eine 
Selbstverständlichkeit. Kein nennenswerter Politiker hat sich 

bundesweit in der Diskussion gegen diese auf Initiative der· 
GRÜNEN .in das.Sparpaket eingefügte Verbesserung auch für 
diesen Personenkreis gewandt, außer· dreimal dürfen Sie ra­
ten- Florian Gerster aus Rhe·i~land-Pfalz. 

Seiner Meinung nach ist das zu viel für diesen Personenkreis. 
Herr Gerster, Sie hätten vielleicht einmat. bei der Aktion der 

Kirchen .,Leben von Sozialhilfe" teilnehmen sollen. Da wären 
Ihnen die Augen aufgegangen. Er verliert kein Wort darüber, 

dass die Sozialhilfesätze seit X Jahren nicht mehr an die 'Le­

bensha[tungskostenentwii;klung angepasst wurden oder dass 

Besserverdienende durch diE:! Erhöhung von Steuerfreibeträ­
gen für Kinder durch die neue Bundesregierung ein Mehrfa­
ches profitieren können. 

Sie-sollten einmal im Sozialgesetzbuch ganz vorn in § 1 nach­
lesen, wasdort als Aufgabe von Sozialpolitik beschrieben ist, 
nämlich .,gleiche Voraussetzungen für die freie Entfaltung . 
der Persönli5=hkeit, insbesondere auch für junge Menschen, 
zu schaffen". Meine Damen und Herren, gleiche Vorausset­
zungen- dieser Gedanke der Chancengleichheit ist es leider 

nicht, der Sie und Ihre politischen Konzepte de facto pragt, 
Herr ·Minister. 

Natürlich ist das Kindergeld nicht bedarfsgerecht und bringt 

für einkommensschwäche Familien verstärkt Ungerechtigkei­
ten mit sich. Dann erhöhen Sie doch das Kindergeld bedarfs- · 

gerecht, anstatt mit Steuerfreibeträgen die besser Gestellten 
weiter zu unterstützen. Sie hätten die Macht mit Ihrer Partei, 

· · dies so zu tun. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie zäumen das Pferd von hinten auf, Herr Gerster. Sie müs­
sen jedoch .zunächst einmal die Schere zwischen Arm und 
Reich zusammenbringen, also die Verteilung von oben nach 
unten angehen, also für die vertikale Gerechtigkeit sorgen. 
Dann haben Sie auch das Geld, .um die horizontalen Unge­
rechtigkeiten, die wirklich bestehen, auch auszugleichen, 

(Rösch, SPD: Was machen eigentlich 

Ihre politischen Freunde in Berlin?) 

. ohne die Billig lohn- und Ar~utsspirale noch ~eiter n~ch ·un­
ten zu drehen; denn dort liegt das Problem, meine Damen 
und Herren. 

-
(Schweifzer, SPD: Wo leben 

wir eigentlich?· 
Rösch, SPD: Was machen eigentlich 

Ihre-Parteifreunde in Berlin?) 

Ich habe Ihnen doch soeben gesagt, Sie haben die Macht, in 

diesem Bereich sehr viel mehr durchzusetzen, aber Sie gehen 
das nicht an. 

Meine Damen und Herren, es ist keine Frage, dass möglichst 
viele Menschen, die heute durch Arbeitslosigkeit auf Sozial­

hilfe angewiesen sind, wieder Arbeit finden sollen. Das unter­
stützen wir doch alle in diesem Hause. Gott sei Darik ist es in 
der Regel so, da~s Menschen, die einmal von Sozialhilfe ab­
hängig waren, wieder Arbeit finden. Das· ist deswegen so, 
weil der weitaus Oberwiegende Anteil der Menschen aHes Er­
denkliche tut, um den Lebensu,nterhalt durch Arbeit bestrei­
ten zu können. 

Aber.es gibt natürlich auch _Iangzeitarbeitslose Menschen, die· 

sich zigfach erfolglos bewer~en und trotz hoher Qualifika­
tion und Moti'Jation keine Arbeit.finder'l, oft allein nur ihres 
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Alters wegen. Heute wird es ab 50 schon sehr schwierig, Ar- , 
oeit zu finden, wenn jemand einmal arbeitslos geworden ist. 

1 Genau diese Menschen sind es, die genau hinhören, die di~ 
Zwischentöne wahrnehmen und zwischen den Zeilen lesen, 
die zum Beispiel erkennen, dass der schöne Titel ,.Arbeit muss 
sich lohnen'' für ein Programm, ,das Arbeitsplätze fördern 
will, von denen man kaum existieren kann, die falsche Über­
schrift ist. ,.Arbeit muss sich lohnen" ist die falsche Über­

schriftfür Arbeitsplätze im Billiglohnbereich. 

Durch die Herstellung eines derart falschen Zusammenhangs 
entsteht- zumindest unterschwellig - leicht der Eindruck; als 
sei es dere': eigene Schuld, 9ass sie keine Arbeit finden oder 
dass sie die Abhängigkeit von Sozialhilfe als ganz gemütlich 

empfinden. 

{Rösch, SPD: Das ist doch Quatsch! Das­
, interpretieren Sie hinein! Qas ist ein 

starkes Stück! Sh~ lesen daraus, 
was Sie wollen! Das istwirklich 

eine Unterstellung!-
,Zuruf der Abg. Frau Pepper, SPD­

ZurufdesAbg. Kt.Jhn, F.D.P.) 

Ich sage Ihnen, die Herstellung dieses Zusammenhangs sug­
geriert das zumindest unterschwellig, meine Damen und Her­
ren. Das habe ich gesagt, und das haben Sie gehört. Damit 
fördern Sie Neidkomplexe, wie sie an Stammtischen gängig 
sind. Das schmerzt viele Betroffene in hohem Maße, die u-n­
freiwillig Opfer struktureller Arbeitslosigkeit sind. 

{Beif~ll des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Zurüfdes.Abg. Kuhn, F.D.P.) 

Ich muss natürlich zur- Kenntnis nehmen, dass das Bündnis für 
Arbeit das Mainzer Modell in seine Modellüberlegungen mit 
einbeziehen möchte. Sie sind stolz daraaf, 

{Frau Pepper, SPD: Mit Recht!) 

aber ich bin äußerst skeptisch. Das Modell wfrd ohne Zweifel 
vor allem Frauen betreffen; denn sie sind es, die in den unter" 

sten Lohngruppen zu findem sind. Aber nicht die diskriminie­

rende Bezahlung von Verkäuferinnen oder Kassiererinnen 
wirdzum Beispiel mit Ihrer Politik bekämpft, sondern im Prin­

zip wird die schlechte- Lohngruppierung subventioniert. Wir 
halten es deshalb für richtiger, solche Modellüberlegungen 
wenigstens mit der Forderung nach Mindeststundenlöhnen 
zu koppeln. Dann können zum Beispiel auch allein erziehen­
_de Mütter mit Teilzeitstellen einigermaßen über die Runden 
kommen. 

Apropos Verkäuferinnen und Kassiererinnen. Herr Minister, 
zum Ladenschluss sollten Sie auch auf der Seite der Beschäf­

tigten stehen uncl denen nicht.mit Ihren Forderungen in den 
Rücken fallen. 

Ich komme wieder zurück zum Mainzer' Modell. Gegenüber 
dem Vor!äufermodel! ist sicherlich nachgebessert worden, 
dass nicht ausdrücklich Leichtlohngruppen eingerichtet wer­
den. Sehr Wohl könnte sich aber eine nicht zu wünschende, 
gezielte Ausrichtung von Arbeitgebern auf das Lohnniveau 
dieses ProgTamms ergeben.-Das ist das Problem, dass di'e Löh­
ne in diesem Bereich rutschen, wenn 'das so gemacht wird. 
Machen wir uns nichts vor, die Probleme der 63_0-DM-Jobs 
können nicht durch Lohnsubventionen gelöst werden. Viel­
mehr sind Reformen der Beitragssysteme der Sozialversiche­
rung nötig, ganz vorneweg die Einführung einer steuerfi~an­
zierten, bedarfsorientierten Grundsicherung. 

Herr Gerster, ich möchte ein weiteres Beispiel für meine Ana­
lyse nennen. Sie loben die Kommunen, weil sie weniger für 
die Sozialhilfe ausgeben, obwohl Sie wissen müssten, dass 
bundesweit Milliardenbeträge von Sozialhilfeberechtigten 

nitht beansprucht werden, dies aus Unkenntnis, Scham, man­
gelnder Aufklärung_ und mangelnder Hilfsbereitschaft der 
Behörden heraus. Wer Sparsamkeit lobt, macht das an der 
falschen Stelle und fördert so auch Armut und Wohnungslo­
sigkeit. Ihre Aufgabe aber als Sozialminister ist es, Armut vor­
zube-ugen. 

Sie wissen, dass die Schere zwisclien Arm und Reich in der Ära 
Kohl inimer größer geworden ist. Das gilt auch für Rheinland­
Pfalz. Die neue Bundesregierung ist sicherlich erste -Schritte 
durch eine die niedrigen Einkommensgruppen entlastende 

Steuerreform und durch erhöhtes Ki~dergeld gegangen. Da­
durch ist allerdings die soziale Symmetrie längst nicht herge­
stellt, das wissen wir alle. Das ist übrigens ein Grund, warum 

von unserem Landesverband BUNDNIS 90/DIE GRÜNEN in 
Rheinleind-Pfalz nach wie vor die Forderung nach Wiederein­
führung der Vermögensteuer besteht. 

Trotz großem Bedarf an Sanierung von sozialen Brennpunk­
-ten und der Tatsache, dass nach wie vor barackenartige Not­
unterkünfte in unserem Land existieren 

(Zurufe von der SPD) 

- das ist so, auch wenn Sie sie vielleicht nicht mehr kennen-, 

und trotz des Bedarfs von Sozialarbeit vor Ort geschieht zur 

A!mutsbekämpfung einfach viel zu wenig. Mit den im Haus­
halt Vorgesehenen Mitteln wird höchstens der. Status quo er­

halten, aber keinesfalls Not und Elend Schritt für Schritt be~ 
seitigt. Die Folgeprobleme im gesundheitlichen Bereich, die 
Defizite in Bildung und die Verfügbarkeit für aen Arbeits­
markt, teilweise auch erhöhte Kriminalität im Milieu der Ar~ 
mut sind nur einige der teuren Folgelasten versäumter Ar­
mutsbekämpfung. Es_ sind dann zwar andere Kassen, die zah­
len, die aber letztendlich immer die Gemeinschaft schultern 
muss. 

-Meine Damen und Herren, nicht nur in der Ökologie, auch in 

der Sozialpolitik muss stärk~r über dje Nachhaltigkeit von Po-
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litik nachgedacht werden. Was wir heute zur Armutsbekämp~ 
fung nicht auszugeben bereit sind, kostet uns morgen ein 

Vielfaches. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Rösch, SPD: Eben haben Sie noch 
das Gegenteil gesagt, Geld 

sei hicht alles!) 

-Da bringen Sie mich gerade auf das richtige Stichwort. Weil 
Geld nicht alles ist, Herr Rösch, fehlt ein integriertes Konzept 
dieser Landesregierung zum Beispiel zur Bekämpfung von 
Wohnungslosigkeit. Übe~ viele Jahre hinweg haben sich in 
anderen Bundesländern zentrale Fachstellen gegen Woh­

. nungslosigkeit bewährt. Das wurde dort landesweit vorgege-
ben und koordiniert. Für die Kommunen. rechnet es sich, ein 
System frühzeitiger Hilfe aufzubauen, um Wohnungslosig­
keit zu vermeiden und damit den sozialen Abstieg von Men­
schen in Armut und Arbeitslosigkeit zu verhindern. Solche 

_ kommunalen Fachstellen gibt es mittlerweile fast in allen 

Bundesländern, in den Städten, aber auch in den ländlichen 

Gebieten. Nur in Rheinland-Pfalz gibt es da ·Fehlanzeige. 
Nordrhein-Westfalen, wo diese Fachstellen am längsten und 
erfolgreichsten arbeiten, gibt für diese Aufgabe allein 12 Mil­
lionen DM an Landeszuschüssen. Es wird in einer Begleitstu­
die aufgezeigt, dass sich das rechnet, Herr Minister und Herr 
Staatssekretär. 

Bei diesem Thema ärgert es mich besonders- das haben_ wir 
· neulich auch im Ausschuss festgestellt-, mit welcher Ignoranz 
Sie damit umgehen. Dies ist nun wirklicli nicht auf meinem 
Mist gewachsen, sondern das ist ein ganz pragmatisches Er­

folgsmodell, zum Beispiel aus Nordrhein-Westfalen. Ich schla­
ge Ihnen vor, besorgen Sie sich einmal die ausführli_che Doku­
mentation, und redeh Sie einmal mit den kommunalen Spit­

zenverbänden und der Liga der Wohlfahrtsverbände dar­
Ober. 

Wie heißt es so schön? Der Prophet gilt nichts im eigenen 
Land. Dr. Trabert ist hier in Mainz mitseinem Mainzer Modell 
der gesundheitlichen Versorgung- das ist im Übrigen das ori­

ginäre Mainzer Modell fOr Arme- national und international 

anerkannt. Staatsminister Gerster lobt dieses ~rojekt in Fest­
reden sicherlich, auch im Armutsbericht wird sich damit ge­

schmü.ckt. Allerdings·lässt er diesem ehrenamtlich aufgebau­

ten Projekt keine_ Förderung zukommen. Dabei wäre es an 
der Zeit, dafOr Sorge zu tragen, dass die beispielhafte ge­

sundheitliche \/ersorguhg Obdachloser in Mainz auch in an­

deren Städten Schule macht. Wir hatten dies schon im letzten 
Haushalt gefordert. 

. (Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die·Ge'sundheitspolitik der Landesregierung betrachten wir 
mit einer gewissen Ambivalenz. 

(ltzek, SPD: Über welches 

.Land wird geredet?) 

Bekanntlich war Staatsminister Gerster im vergangenen Jahr 

Vorsitzender der Gesunciheitsministerkonferenz. Wir haben 
uns ·gefreut, dass er der Gesundheitsreform von Andrea Fi~ 
scher aufgeschlossen gegenüberstand und diese sogar unter­
stützt hat. Allerdings hat er die Landesregierung nicht davon · 

Oberzeugen können- wohlgemerkt seine Landesregierung·-, 
im Bundesrat dieser Reform zuzustimmen. 

(Dr: Altherr, CDU: Zum Glück, 
muss man sagen!) 

Die Landesregierung ist daqurch natürlich auch mit verant­
wortlich dafür, dass wichtige Elemente der Gesundheitsre­
form zurückgestellt wurden. 

Für den Krankenhausbereich bleibt es auf absehbare Zeit 
auch in finanzieller Hinsicht bei der Verantwortuhg des Lan­
des für die Investitionen. Das ist das, was dabei herausgekom­
men ist. Wir haben es deshalb far richtig gehalten, in unseren 
Haushaltsvorschlä,gen KOrzungen für den Bereich der Be­

schaffung von medizinischen Großgeräten zu beantragen. Es 

mehren· sich die Hinweise, dass es in einigen Gebieten bereits 

Überkapazitäten gibt, insbesondere dann, wenn außerhalb 
der Krankenhäuser noch zusätzlich im Bereich der niederge­
Jassenen Ärzte zum Beispiel so etwas wie Kernspinternogra­
phen angeschafft werden. Ich erinnere mich an einen Fall in 
Landau, der uns auch noch im Ausschuss beschäftigen wird. 
Sie alle kennen die Tendenz, dass einmal beschaffte Geräte 
dann auch in ihrer Kapazität genutzt werden, ob es notwen-

. dig ist oder nicht .. Das treibt die Kosten in die Höhe, was wir. . 
vermeiden sollten. 

Der Kostendruck auf die Krankenhäuser darf aber keines­
wegs dazu fahren, die menschliche Zuwendung, die Dichte 
der personellen Betreuung auszudünnen .. 

(Dr. Altherr, CDU: Das sagen Sie 
einmalihrer Frau Fischer_!) 

Schon heute müssen wir feststellen, das's die gesetzlich vorge­
schriebenen Arbeits- und Ruhezeiten des Krankenhausperso­

nals vielerorts kaum eingehalten werden. Im Interesse der Pa­
tienten, aber auch des Personals i~t hier dringend Abhilfe 
notwendig. Wir werden zu dies-em Thema parlamentarisch 

die Tätigkeit der Gewerbeaufsicht auf diesem Gebiet hinter­

fragen. 

Bei Aufstellung 'des Krankenhausplans haben wir GRÜNEN 

wirkilch nicht an jedem Bett geklebt. Aber wir haben auf eine 
regional ausgeyvogene und auf eine flächendeckende Grund­

versorgung gedrängt. Schon damals haben sich die Geburts­
hilfeabteilungen als besonderes Prob~em gezeigt. Da war 
man sehr schnell mit Streichungen bei der Hand. BOrgerin­
nenprotest und sicher auch parlamentarischer Druck haben 

einige Schließungen verhindern können, unter anderem in 
der Südpfalz. Nun droht der Geburtshilfe in Kusel das Aus, 

obwohl die Erhaltung dieser Abteilung mit 20 Betten im 

Krankenhausplan vorgesehen ist. Meine Damen und Herren, 
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im Interesse einer ortsnahen und familienfreundlichen Ver­
sorgung sollten Sie dieser gepl<u1ten Schließung widerspre­

chen, 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRQNEN) 

einmal ganz abgesehen von dem undemokratischen Vorge­

hen in dieser Sacne durch den Träger, was die Menschen dort 
· sehr empört hat. So kann man sowieso überhaupt keine Ak­

zeptanz für seine Vorhaben bekommen, wenn man es nicht 
mit den Menschen bE_!spricht, was an Möglichkeiten vorgehal­
ten werden muss und was nicht. Ich denke, gerade Frauen 
sind zu Recht sehr e_mpfindsam, weil man -bei ihnen immer 
einmal sehr schnell etwas wegstreicht. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Es gibt auch 
in diesem Land Abstimmungen 

mitden Füßen, das müssen 
Sie sehen!) 

Herr Gerster, um auf Ihre Rolle zurückzukommen, die Sie in 
der Gesundheitsministerkonferenz hatten: Uns haben dabei 
Impulse in, Richtung Vorsorge weitestgehend gefehlt. Weder 
bundesweit noch hier im Land wurde etwas in der Bekämp­
fung der Suchtkrankheit Alkohol erreicht, noch gegen den 
Tahakverbrauch, und schon gar nicht wurde die Werbung für 
diese Produkte e-ingeschränkt. Auch d-as ist Aufgabe eines Ge­
sundheitsrriinisteriums. 

Wir haben weiterhin einen Vorschlag zur Erhöhung' der Mit­

tel für ehrenamtliche Tätigkeiten im Sozialbereich vorgelegt. 

Me!ne Damen und Herren von den Regierungsfraktionen, 
aber auch von der CDU, stimmen Sie uns zu, sonst stimmen 

Anspruch und Wirklichkeit Ihrer Ehrenamtskampagnen beim 
besten Willen nicht ül;lerein. Ich möchte bei der Thematik 
"Ehrenamt" allerdings noch j1ervorheben, dass es nicht da­
rum gehen kann, sich gesellsc~aftlich notwendiger sta~tli­
cher oder kommunaler Aufgaben zu entledigen, wie das hier 
immer wieder 'einmal so gern -durchklingt, sondern darum, 

Bürgerinnen und Bürger zu zusätzlichem, ergänzendein frei­
willigen Engagementfürdie Gemeinschaft zu motivieren. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, dass die L_andesregierung die Mit­

tel für die Beschäftigungsförderung am Arbeitsmarkt weiter­
hin auf so hohem Niveau fortschreibt, wird von uns ausdrück-

. lieh begrüßt. Ich bedauere allerdings, dass es über die Priori­

tätensetzung und die Wirksamkeit der verschiedenen Maß-

-nahmen im Einzelnen kaum mehr einen Diskurs .gibt, weder _ 
parlamentarisch noch öffentlich. Das war früher ganz anders. 

Da gab es sehr viel mehr Veranstaltungen in di~sem Bereich, 
bei denen die l\flaßnahmen immer wieder auf den Prüfstand 
gestellt wurden. Inzwischen sind irgendwie alle eingebun­

den, die da mitmachen, und däs kar;m in gewisser Weise kon­
traproduktiv sein. 

Ebenso wie sich die Maßnahmen mit denen des Bundes er­
_gänzen, wäre aus unserer Sicht eines-ganz wichtig erneut zu 
~iskuieren. Aus frauE!n- und familienpolitischer Sicht vermis­
sen· Wir vor allem gezielte Beschäftigungsmaßnahmen im 

-Teilzeitbereich, die wirklich geeignet sind, Kindererziehung 

und Berufstätigkeit zu vereinbaren. Mit "trauen- und fami­

lienpolitischer Sicht" meinen wir natürlich nicht nur Teilzeit­

- stellen für Frauen, sondern-Teilzeitstellen in Bereichen,' die 
entsprechend besoldet sind, sodass man davon leben kann. 

Diesem Anspruch wird .Ihr neues Mainzer Modell_nicht ge­
recht. DementSprechend haben wir zwar die Mittel für "Ar­
beit mus~sich lohnen" lJestrichen, sie aber in ein anderes, aus 
unserer SiCht sinnvolleres Beschäftigungsprogramm über­
führt. 

Für "Arbeit unc;l Innovation" möchte das Sozialministerium 
500 000 DM zur Selbstdarstellung ausgebe_n. Ich s_ehe we_der 

im Haushalt noch in der Vorlage zur Pressekonferenz von An­

fang des Jahres derart Innovatives, das es groß abzufeiern 
gälte oder das nicht schon abgefeiert wäre, 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

was diesen Aufwand von einer halben Million DM rechtfer­
tigt. Das Geld sollten Sie besser in konkrete Maßnahmen de!r 
Arbeitsmarktpolitik stecken. 

Meine Damen. und Herren, die Rahmenbedingllngen für 
Menschel) mit Behinderungen sind in den vergangeneo Jah­
ren, maßgeblich auch durch das lobenswerte Engagement 
der Staatssekretäre Udo Reichenbecher und Klaus Jensen; 

deutlich vorangekommen. Wir hoffen, dass ein wei~erer Fort­
sch~itt auch unter dem neuen Behindertenbeauftragten, 
Herrn StaatssekretärAuernheimer, zu verzeichnen ist. In die-_ 

sem Bereich ist wirklich Innovation· passiert, die wir alle be·­

grüßen.'G~messen an den USA und an anderen europäischen 
Ländern-haben wir allerdings auch hier noch viel aufzuholen. 

Auf diesem Feld ist einiges zu tun. 

(Frau Ebli, SPD: Rheinland.-Pfalz muss 

viel schaffen, bis es wie die USA 
ist! So ein Vergleich!) 

Ich denke nur an die Integration in den Schulen, die diesen 
Namen_ auch verdient, an _die Durchsetzung der Gebärden­
sprache für Gehörlose, Arbeitsplätze \lnd eine leistungsge-

. rechte Bezahlung_ der Arbeit für Menschen mit B_ehi.nderun­
gen. Das wird in Zeiten zunehmender Arbeitslosigkeit natür­
lich doppelt schwierig. l)eswegen sind die _Anwürfe der CDU 

nicht gerechtfertigt. 

Hier liegt noch manches im Argen - bei aller Ane-rkennung 

des Fortschritts in den letzten neuri Jahren, ln.diesem Bereich 
muss ·auch weite_r beobachtet werden, ob die Änderungen in 
der Landesbauordnung ausreichend waren, um ini erforderli­

chen Ausmaß den behindertengerechten Ausbau von Woh­
nungen und öffentlichen Gebäuden zu erreichen.-Ob diese 
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Änderungen in der Landesbauordnung tragen, hängt davon 
ab, wie das jetzt vor Ort umgesetzt wird. Das muss genau be­
obachtet und begleitet werden, sonst passiert nämlich gar 

nichts. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . 

Meine Damen und Herren, ohne Anspruch auf Vollständig­

keit bei der Bewertung des Sozial-, Arbeits- und Gesundheits­
bereichs möchte ich meine Ausführungen in der Hoffnung 

beenden, dass meine kritischen Ausführungen konstruktiv 
betrachtet werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE: GRÜNEN­
Rösch, SPD: Sie haben die Sozialpolitik 

von woanders beschrieben, aber 
nicht von Rheinland-Pfalz!) 

. Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, zu einer Kurzintervention erteile 
ich Herrn Kollegen l:lartloff das _Wort. 

Abg. Hartloff, SPD: 

Frau Kollegin Bill, Sie haben die Schließung der Gynä~ologie 
in Kusel angesprochen. Als BOrgermeister dieser Stadt be­
dauere ich natürlic(J, dass es zu dieser Entscheidung des Trä­

ger? gekommen ist. Ich hoffe, dass Sie zur Kenntnis genom­
men haben, dass bei der Anhörung des Kreistags, die dem 
auch zugrunde liegt, alle Fraktionen die Entscheidung getra­

gen haben, auch die GRÜNEN. 

(Frau Ebli, SPD: Das ist interessant!­

Zurufe von der SPD: Aha!) 

- Das stimmt sehr wohl.-lch bin ?Chan seit Dezember ganz tief. 
! 

in der Diskussion. 

(Rösch, SPD: Aber hier Märchen 

ehählen!) 

Deshalb kann ich es nicht leiden, wenn man hier Eindrücke 

erweckt, die nicht zutreffen, bloß weil man populiStisch et- · 
. , L 

was ernten will. 

(Beifall der SPD) 

.. kh weiß sehr wohl, d<!SS die GRÜNEN im Kreis, nachdem diese 

Entscheidung im Kreista~ gefallen ist-und ein Sturm der Ent­
rüstung, insbesondere von Frauen aus ·dem Nahbereich um 
Kusel, zu Recht aufgekommen ist, gern auf den Zug-aufsprin­

gen. Das verstehe ich. Aber Sie kommen nicht drumherum, 

dass der Träger diese Entscheidung getroffen hat, dass er die-

se beantragt hat, dass sie nicht vom Land zu vertreten ist und 
dass es im Übrigen auch gute und sehr wohl abgewogene ' 
Gründe für diese Entscheidung gibt. 

Dass ich auf der örtlichen Ebene darum bemüht bin, wie man 
die Sorgen der Frauen ernst nimmt und möglicherweise 
durch ambulante Angebote Hilfen schafft, das versichere ich 

Ihnen, und das können Sie mir abnehmen. Dazu führen wir 
heute Abend im Stadtrat von Kusel eine weitere Diskussion. 
Da wird versucht, etwas anzubieten. 

Aber die Leute haben auch mit den Füßen abgestimmt, in­
dem sie die entsprechende Abteilung eben nicht in dem er­
forderlichen Maß angenommen haben. Sie haben-um Kusel 

herum ein sehr enges Versorgungsnetz. M<!n darf nicht ver­
gessen, dass das Krankenhaus erhalten bleiben konnte, weil 
man vor einigen Jahren mit dem Westpfalzklinikum fusio­
niert hat, also .zukunftsitveisende Entscheidungen getroffen 
hat. Mitsolchen Einwürfensollte man nicht polemisieren. 

Vielen Dank . 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

Qazu möchte die Abgeordnete Frau Bill noch einmal Stellung 
nehmen. 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Zum einen geht es mir darum, dass die Landesregierung dem 
zustimmt, wenn ich es richtig weiß, ohne dass es im Kranken­
hauszielplan enthalten war. Deswegen reden wir- hier vo11 
derLandesebene. Wenn es so ist, dass die GRÜNEN dort zuge­
stimmt haben, muss ich _mich mit meinen Kolleginnen und 
Kollegen darüber auseinander setzen, die sich bitterlich dar­
über beschwert haben, dass es so ist. 

Zum anderen sage ich Ihnen: So undemokratisch, wie der· -. 

Träger diese ganze Angelegenheit angegangen ist, finde ich 

es in Ordnung, wenn das in Kusel wieder auf die Tagesord­

nung kommt. Ich würde auch Sie als Bürgermeister bitten, 
mit allen Menschen, die davon betroffen sind, noch einmal · 

die Diskussion zu_filhren. Das kann nicht efnfach weg sein. 

(Zurufe von der SPD) 

~ Der Gesundheitsminister hat der Sache schon zugestimmt. 
· Darum geht es. Ich habe alles gesagt, was ich dazu weiß und 

was mich bedrückt; denn Frauen und Gesundheit ist mir ein 
Anliegen. 

(Dr. Altherr, CDU: Können wir jetzt in 
derTagesordnung weitermachen?) 
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Wir haben neulich im frauenpolitischE_m Ausschuss ausführlich 
diskutiert, wo die Gesundheitspolitik für Frauen rangiert; 
nämlich ganz hinten. Darüb'er gibt es Studien noch Lind noch, 
die das beweisen. Deswegen müssen wir uns: ganz besonders 
auf die Hinterfüße stellen, wenn es darum geht, die Gesund­
heitsversorgung von Frauen; die Gott sei Dank ziemlich de­
zentralisiert ist, immer weiter zu zentralisieren. Das kann 
nicht unser Anlieg,en sein, da wir als Frauen cjarauf angewie­
sen sind, gerade in de~ Geburtshilfe, mögli~hst schnell von 
hier nach dort zu kommen. 

(Rösch, SPD: Dafür ist Kusel aber ein 
schlechtes Beispiel, die Versorgung 

i~t doch gesichert!) 

Wie gesagt, sprechen Sie mit- den Leuten, bringen Sie. diese 
Diskussion wirklich an die Öffentlichkeit! Die Entscheidung 
war nicht in der Öffentlichkeit, sie ist erst hinterher öffentlich 
geworden, und die Leute sind auf die Straße gegangen. Neh- · 

men Sie die Besorgnis dieser Leute ernst, und machen Sie d_en 
Topf damit noch einmal auf! Vie!leicht kommen dann alle ge­
meinsam zu diesem Schluss. Aber das muss demokratisch und 
nicht einfach über die Köpfe der Leute hinweg vonstatten ge­

hen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile nun der Abgeordneten Frau Pahler das Wort. 

Abg. Frau Pahler, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und-Herren! Die Arbeitslosig­

keit hatsich in den neunzig er Jahren in Deutschland, und dies 
in zweierlei Richtung, verfestigt. Erstens nimmt die Häufig­

keit von Phasen der Arbeitslosigkeit in einem Berufsleben zu. 
Zweitens nimmt die durchschnittliche_ Dauer von Arbeitslosig­
keit-zu. Damit ist und-bleibt jede Bemühung um den Abbau 

von Erwerbslosigkeit im Zentrum auch des politischen Han­
delns. Ich betone das Wort auch; denn sie hat noch; viele Mit­
akteure. Deshalb nimmt unter der Überschrift ,,Aktiv für den 

Arbeitsmarkt" dieser Bereith im Sozialhaushalt einen breiten 
Raum ein. 

Ich will mich heute im ersten Teil meiner Ausführungen zum 
Einzelplan 06 ausschließlich diesem Bereich widmen; g_en_n er . 
schließt die Probleme jüngerer und älterer Arbeitnehmer, 
von Frauen-und Männern, von Inländern J.md Migrant~n, von 
Menschen mit unterschiedlichen Handikaps mit ein. Schließ-

. lieh könnte jeder Bereich der Sozialpolitik zudem einen gro­

ßen Teil seiner ihm eigenen Probleme besser bewältigen, 
wenn es uns gelänge, mehr. Menschen in Arbeit zu bringen. 

Meine Damen und Herren, in zunehmendem Maße haben wir 

uns von traditionellen Instrumenten, die zur Lösung des Ar-

beitslosenproblems führen sollten, verabschiedet; denn die 
Probleme sind damit letztendlich nicht gelöst worden. Aktive 
Arbeitsmarktpolitik heißt heute-der Weg, auf dem wir versu­
chen, Mensche·n in Arbeit zu bringen. Drei Komponenten 
kennzeichnen diesen Weg: 

a) Beratur_Jg und Vermittlung, 

b) Fortbildung, Umschulung und Qualifizierung und 

c) Arbeitsbeschaffungsprogramme. 

- Meine Damen und Herren, mitalldiesen Maßnahmen soll ei" 
ne Verbesserung der Beschäftigungsaussichten erzielt wer­
den. Schaut man in den Einzelplan 06, entfaltet sich ein brei­
tes Spektrum jener Gebiete, auf denen das Land tätig ist und 

weiterhin tätig sein will: 

1. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Qualifizierungso_f:fensi­
ven, vor allen Dingen für Langzeitarbeitslose-in den rhein­

land-pfälzischen-KonveiSionsgebieten, 

-
2: Maßnahmen gegen die Gefahr der Ausgrenzung aus dem 

Arbeitsmarkt für-Jugendliche mit fehlenden oder mangel­
haften Schulabschlüssen, 

3. unterstützende Instrumente-für Kommunen, _dass auch si.e 

sich illl Projekt "Arbeit statt Sozialhilfe" engagieren, 

4. Mod~llprojekte, die den technischen Strukturwandet· 
dureh neue Technologien in der Arbeitswelt aufgreifen 
und neue Arbeitsformen erproben, 

5. Ober Lohnkostenzuschüsse sollen Möglichkeite_n der Ein­
gliederung gerade benachteiligter Personen eröffnet 

werden, 

6. der Ausbau von ln:tegrationsfachdiensten, um Erst- und 

Wiedereingliederung vo~ Menschen mit Behinderungen 
zu unterstützen, 

7. der Ausbau von Integrationsbetrieben wird unterstützt, 

um Menschen mit Behinderungen einen Weg aus de~ 
Werkstätte für Behinderte f:U eröffnen, 

8. Förderung von Beratungsdiensten für ausl_ändische -Ar­
beitnehmer, vor allem orientiert an dem Ziel, ausländische 
Jugendliche zur Berufsausbildung zu motivieren, und 

9. -Anstrengungen werden unternommen, Betriebsinhaber 
auch anderer Staatsangehörigkeit zu befähigen, Ausbil­
dungsplätze zu sc;haffeh . 

Rund 100 Millionen DM fließen in diese Maßnahmen. Wenn 

man nun berücksichtigt, dass.auch noch in anderen Haushal­
ten Maßnahmen im glei-chen Sinne gefördert werden - ich 

nenne beispielhaft aus dem Einzelplan 09 die Qualifizierung 

von Frauen _sowie die Ein- und Wiedereingliederungspro-
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gramme für Frauen, oder ich mmne die vielfältigen Haus­
haltsallsätze im Einzelplan 08, Aufstiegsförderungsprogram­
me, Maßnahmen der Aus- und Fortbildung, Umschulungen 
für von Arbeitslosigkeit bedrohte Menschen und dazu noch 
eine hohe Millionen-DM-Zahl, um durch die Verbesserung 
des Wirtschaftsstandorts die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
zu forcieren, damit wir überhaupt Menschen in Arbeit be­
kommen -, dann bedeutet dies nicht die Umverteilung von 
Arbeit, sondern die Schaffung neuer Arbeitsplätze muss un­
ser Ziel sein und bleiben. 

(BeiTall der F.D.P. und vereinzelt 
pei derSPD) 

Fasse ich diese Gesamtleistungen dann im Gesamten zusam­
men, ist das, was in Rheinland-Pfalzgeleistet wird, von hoher 
Beachtung. 

(Rösch,SPD: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, dennoch dürfen ~ir ein Problem 
nicht unterschätzen. Wir können nur sehr schwer eine Aussa­
ge über die Wirksamkeit der von uns getroffenen Maßnah­
men treffen. Dennoch sind diese Fragen wichtig: 

1. Erreichen wir eine hohe Effektivität mit Unseren Maßnah­
men? Schließlich ist nichts deprimierender, als wenn wir den 
Menschen falsche Hoffnungen machen, wenn nur Drehtüref­
fekte entstehen, wenn Menschen keine Arbeitskarriere, son­
dern nureine Maßnahmenkarriere machen. 

2. Erreichen wir eine hohe Effizienz? Schließlicli nehmen wir 
viel Steuerzahlergeld in die Hand und trageA damit Verant­

wortung dafür, dass dieses Geld sinnvoll für die betroffenen 
Menschen eingesetzt wird. Dazu müssen wir uns aufs Neue-­
immer wieder folgende Fragen selbst beantworten, um alle 
unsere Bemühungen immer wieder aufs Neue zu optimieren: 

Welche persönlichen Merkmale kennzeichnen die Maßnah­
menteilnehmer? Welche Hilfen bieten wir ihnen? Wie viele 
Personen sind vorzeitig aus der Maßnahme ausgeschieden? 
Haben die Teilnehmer nach der Maßnahme eine jl.rbeit im re­
gulären Arbeitsmarkt gefunden? Wurden sie anschließend 
erneut arbeitslos? Haben sie sich zwischenzeitlich ganz aus 
dem Arbeitsleben zurückgezogen? Haben sie an erneuten 
Maßnahmen teilgenommen? 

Diese Fragen dürfen nicht nur für die Situation im direkten 
Anschluss an ein Programm gestellt werden, sondern auch zu 
späteren Zeitpunkten bleiben und sind sie relevant. 

Die Wiedereingliederungsquote darf dabei schließlich nicht 
als einziges Merkmalvon Effektivität eines Programms ange­
sehen werden. Offen bleibt dabei nämlich grundsätzlich die 
Frage nach der Feststellung, wie viele Personen auch ohne 
-d-as Programm eine Arbeit gefunden hätten. 

(Pörksen, SPD: D_ie kann man 
aber nicht beantwo,rten!) _ 

Meine Damen um;! Herren, mikroöko~omische Studien bele­
gen, dass unsere Bemühungen in Rheinland-P1alz und all die 
vielfältigen Bemühungen und Vergehensweisen anderer 
Bundesländer, aU<:h die in unterschiedlichster Ausprägung in­
nerhalb Europas beschrittenen Wege ein Maßnahmenbündel 
darstellen ·müssen; denn keine der in diesem Bündel enthal­
tenen Einzelmaßnahmen für sich gesehen bilden-schon einen 
Königsweg. Ein positiver Gesamteffekt - so beh~uptet eine 
Studie der Bertelsmann-Stiftung - könne kaum abgeleitet 
werden. Diese Feststellung ist äußerst ernüchternd Ur:Jd viel­

leicht in ihrer Härte auch so nicht voll zutreffend. Dennoch ist 
sie hilfreich. Schließlich können wir nicht.tatenlos der Ent- _ 
wicklurig auf dem Arbeitsmarkt zusehen. Menschen ohne Ar­
beit brauchen eine Chance. Deshalb müssen wir alle unsere 
Bemühungen immer wieder· an f_olgenden Prämissen ausrich­
ten: 

1. Die Entlohnung der Teilnehmer a·n Maßnahmen darf nicht 
über dem im ersten Arbeitsmarkt zu erzielenden Lohn in 
diesem Arbeitsbereich liegen. 

I ' 

.2. Die Eigenverantwortung muss gestärkt werden. 

3. Programme sollen sich in erster Linie im Outsider richten .. 

4. Mitnahmeeffekte sind zu begrenzen. Karusselleffekte 
sind zu vermeiden. 

5. Aktive Arbeitsmarktpolitik darf nicht dazu genutzt wer­
den, sich für weitere Unterstützungsl~istungen zu qualifi­
zieren. 

Es ist eine starke regionale An_bindung notwendig, um opti" 
mal reagieren zu können und dabei lokalen Maßnahmenträ­
gern genügend Raum zum Experimentieren zu geben. lth 
glaube, dass wir in diesem Sinn in Rheinland-Pfalz mit unse. 
renMaßnahmendurchaus auf gutem Weg sind. Schließlich ist 
jede Mark in Arbeit investiert allemal sinnvoller als in Lohner­
satzleistungen. 

(Rösch, SPD: Das ist wahr!) 

Aber nichtsdestotrotz, wir müssen i.n gemeinsamer Anstren­
gung immer noch besser werden. Dazu gehört für mich auch 
der Blick über die Zuständigkeit von Ministerien hinweg. 

Präventives Handeln, beispielsweise beginnend in unseren 
Schulen, ist notwendig. Eine künstliche Trennung zwischen 
der Förderung von Männern und Frauen ist nicht notwendig. 
Das Nutzen von- Synergieeffekten durch mirliste.riu msüber­
greifendes Handeln, wie dies im Multimediabereich angesto­
ßen wurde, sollt~ auch hier verstärkt angegangen werden. 

Der vorliegende Haushalt signalisiert das intensive Bemühen 
der Landesregierung, Menschen aus der Arbeitslosigkeit zu 
führen, Menschen, die von Arbeitslosigkeit bedroht sind, 

rechtzeitig -zu stützen, Menschen. mit Handikaps eine ihren 
Fähigkeiten angepa?ste Teilnahme am Arbeitsleben zu er-
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öffnen, Migranten durch Eingliederung in den Arbeitsprozess · 
alseinen wichtigen Beitrag zur lr]tegration anzugehen. 

Meine Damen und Herren,- wir werden dies allein nicht 

packen und das von uns als wichtiges Ziel-erkannte Ziel_ nicht 
allein schaffen._ Für das gesamtwirtschaftliche Beschäfti­

gungsniveau sind die Tarifparteien in hohem Maß mit verant­

wortlich. Sie bestimmen den Preis des-Faktors Arbeit. Aktive 
Arbeitsmarktp9litik darf diese Verantwortung nicht verwi­
schen, und sie darf vor allem nicht als eine Behelfsmaßnahme 

anstelle von notwendigen, wohl aber unpopulären Reformen 
angesehen wergen. 

Strukturreformen in der Wirtschaftspolitik des Bundes könn-_ 
ten durch eine aktiviArbeitsmarktpolitik als weniger dring­
lich erscheinen. Dies~r Yorstellung muss entgegengewirkt -
werden, und wir müssen trotzdem alles tun, um Menschen 

he~te in Arbeit ?U bringen. 

Zum Schluss: Zu dem,_ was Sie, Frau !Jill, zum Arbeitsmarkt ins­
gesamt und im Speziellen zu den Leichtlohngrupp-en gesagt 

haben, ist die Frage zu stellen, ob Sie auch nur i'!nnähernd in 
Augenhöhe mit den Betroffenen sind. Das mag ich stark be­
zweifeln. 

' (Beifall bei F.D.P. und SPD)" 

W~s wollen Sie eigentlich all jenen Menschen anbieten, die 
aufgrund ihrer ihnen gegebenen Befähigungen an die Gren­
ze der möglichen Qualifikationen stoßen? -Auch sie haben 
ein Rechtauf Arbeit. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD­
'Pörksen, SPD: Das blen·den 

· Sie einfach· aus!)_ 

Die _Arbeitgeber müssen ·klar sagen dürfen. was für die von_ 
ihnen geleistete Arbeit gezahlt werden kann. 

(Zuruf der Abg. Frau: Bill, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn wir das klar ausdrücken und etwas zuzahlen, dann sind 
, wir wieaer bei dem KombilohnmodelL D~nn sind .wir mit Si­

ci:Jerheit auf dem besseren Weg, weil wir Chancen eröffnen. 
So, wie Sie das sehen, nehmen wir. ihnen auch den letzten 

Restan Möglichkeiten. 

(Beifall des Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

Wenn wir im· nächsten Haushalt weniger Geld im aktiven Ar­
beitsmarkt inventarisieren müssen, wäre dies die Erfolgsmel­

dung Oberhaupt; denn sie hieße, wir haben mehr Men~chen 
in Arb_eit gebracht, und wir haben weniger Menschen am 
Trppf des Staates. - . 

(Beifall der F.D.P. und der SPf?) 

Vizepräsident H~inz: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Thelen das Wort. 

Abg. Frau Thelen, CDU: 

Sehr geehrter Herr Präsident,-meine Damen und Herren! Ich 
will kurz auf das eingehen, was Herr Rösch_ uns vorgehalten 
hat. Es ist richtig, wir schlagen vor, 6 Million!!n DM aus dem 
Arbeitsmarktförderungsprogramm herauszuholen. · 

(Rösch, SPD: Pro Jahr!) 

- P.ro Jahr. 

_ Aberwir haben genauso 10 Millionen DM fürzusätzliche Leh­
rer vorgesehen. 

Herr Rösch, wir sind der festen Überzeugung, dass mit einer 
besseren Ausbildung in unseren Schulen der eine oder-andere 
Schüler nach dem Schulabgangsiie Chance hat, ohne Förder­
maßnahmen direkt in den ersten Arbeitsmarkt hineinzukom­
men, und von daher hat dieser Gegenfinanzierungsvorschlag. __ 
sehr wohl seine,_Logik. 

(Beifall der CDU -
Zurufe von der SPD) 

Da wir bei dem Thema .,Finanzierung" sind, eine Aussage an 
die Adresse auch des Sozialministeriums, was die Veranschla­
g-ung der- Mitt~l angeht. Wir sind bislang davon -ausgegan­

gen, dass gerade der Bereich der Sozialhilfe, der in· dem Ein­
zelplan 06-Kapitel 06.04, Landesamtfür Jugend und Soziales, 
enthalten ist- den Titeln liegen gesetzliche Grun~lagen zu­

gninde, das heißt, Leistungen, die auf Gesetzen beruhen -, 
sehrhart aufgrund ·von Fallzahlen kalkuliert _wird, die auf­
gr.und der Abrechnungen mit den Kommunen- und den Krei­
sen vor Ort sehr leicht zu ermitteln sind, w_ir sind schon etwa_s 
erstaunt, dass man im Rahmen der Haushaltsberatungen im 
Ausschuss so locker .bei einem Titel noch einmal Ober 30% 

. bei den Einnahmen draufschlägt ·und sich zum Beispiel durch 
den Wegfall der Altenpflegeausbildung, der Kosten und Ein; 
nahmen hierfür, die Finanzierung doch sehr erleichtert und 

damit im Plus und Minus-fast wieder bei Null herauskommt. 

Wenn wir jetzt daraus schließen müssen, dass das ~uch in Zu­

kunft der Fall sein wird, dann werden wir mit diesem Titel in 

Zukunft auch anders umgehen. Wir müssen uns darauf ver­
lassen können, dass in dem Bereich sauber kalkuliert und 

haushaltsplanerisch so gearbeitetwird, dass man sich auf die 
Erforderlichkeit, Notwendigkeit, Kassenwirksamkeit und al­
les, was es an Hauslialtsgrundsätzen gibt, bei den hier einge­

stellten Mitteln verlassen kann, sonst werden wir in Zukunft 
darauf gern zurückgreifen, um unse!_erseits Maßnahmen 
und Wünschenswertes gegen_zufinanzieren. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 
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Aber ich denke, das sollten wir nicht zur Übung werden las­
sen, 

Meine Damen und Herren, ich möchte nun zum Bereich der 
- Behindertenpolitik kommen, für den ich hier sprechen möch­

te·. 

Die Erarbeitung eines Doppelhaush<;~lts verlangt von der Lan­
desregierung und den jeweiligen Ressortministern-eine sehr 
sorgfältige Planung über das, was man in den kommenden 
zwei Jahren -tun möchte und welche Mittel man hierfür 
braucht. Nun sind den Einzelplänen Erläuterungen vorange­
stellt, aus de·nen man diese Schwerpunkte entnehmen kann. 
Es Ist deshalb ein gutes Mittel, um sich einen Überblick zu ver­
schaffen, was in dem jeweiligen Verantwortungsbereich vor-' 
gesehen ist. Dann hält man sinnvollerweise die Erläuterun­
gen des vergangenen Doppelhaushalts denjenigen gegen­
Ober, die dem jetzigen vorangestellt sind.-

Herr Minister Gerster und Herr Staatssekretär 
Dr. Auernheimer, wenn ich das in Ihrem Verantwortungsbe- _ 
reich tue und dazu noch die gestaltbaren Haushaltsstellen _ 
nehme, alles gesprochen für den Bereich der Behindertenpo­
litik, dann ist das Ergebnis sehr enttäuschend. Die Erläuterun­
gen sind in weiten Teilen identisch. Die Änderungen, die man 
feststellen kann; sind für die Behindertenpolitik negativ. Es­
werden Aussagen für die Zukunft herausgenommen. Es geht 
nach dem Prinzip, weiter so wie bisher. Ich will dies an klei­
nen Beispielen noch einmal deutlich machen. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SI'D) 

Dort, wo zum Beispiel im alten Doppelhaushalt zaghaft in ei­
nem Satz ein erkennbares zurzeit und auch in den nächsten 
Jahren zunehmend drängenderes Problem angesprochen 
wurde, findet sich diese Aussage in den Erläuterungen zum 
jetzigen Doppelhaushalt nicht mehr. Es geht um die Tatsache, 
dass immer-mehr behinderte Menschen älter werden. Dank 
der medizinischen Versorgung, aber auch zu unserem Bedau­
ern begründet in unserer historischen Vergangenheit, hat 
dies zur Konsequenz, dass immer mehr ältere Behinderte 

auch immer mehr ältere .Eltern haben, die nicht mehr in der 
La~~ sind, sie zu Hause zu versorgen. Es gibt immer mehr äl­
tere Behinderte, die aufgrund ihres zurückgehenden Leis- -

t_ungsvermögens aus den ·Werkstätten für Behinderte aus-

-scheiden, quasi in den wohlverdienten Ruhestand gehen. 

Im a.lten Doppelhaushalt stellte der Minister unter dem Ab­
schnitt "Wohnen für Behinderte" hierzu noch fest- ich zitie­
re -: "Der Bedarf an entsprechenden Wohnheimplätzen 
nimmt wegen des fortschreitenden Alters der Eltern zu." Die­
ser Satz findet siCh jetzt im neuen Doppelhaushalt nicht 
mehr. 

(Rösch, SPD: Deswegen besteht 
das immer noch!) 

Herr Minister, das Ausblenden dieses Problems, das die be­
troffenen behinderten Menschen, ihre Eltern oder, soweit sie 

bislang in einem Wohnheim gelebt haben, die Träger dieser 
Einrichtung tagtäglich umtreibt, ist der .falsche Weg. Die 
Wohnheime brauchten bislang keine Tagesstruktur, weil ihre 
Bewohner über Tag in der Werkstatt waren. Nu_n ist zu fra-

. gen, ob der flächendeckende Ausbau von Wohnlleimen für 
behinderte und schwerbehinderte Menschen die einzig rich­
tige und mögliche Antwort ist. 

(Pörksen, SPD: Nein!) 

Es ist auch zu fragen, ob die in den vergangeneo zwei Jahren 
geschaffenen zusätzlichen 1 000 Wohnheimplätze den beste­
henden Bedarf decken. Eine Aussage muss· hierzu getroffen 
werden. 

(Rösch, SPD: Wie hätten 
Sie es denn gern?) 

Ich kann das Problem nicht ausblenden, indem ich einfach ei­
ne Antwort schuldig bleibe. Es ist unverantwortlich, die be­
hinderten Menschen, ihre Angehörigen und die Einrichtungs­
träger mit diesem Problem allein zu lassen. 

_(Beifall der CDU-
Rösch, SPD: lh.ren Vorschlag hätte 

ich ei,nm-al gern gehört!) 

-Er kommt. Keine Sorge. 

Noch-ein anderer Satz ist in den neuen Erläuterungen nicht­
zu finden. Unter dem Abschnitt Werkstätten für Behinderte 
wurde noch 1998/99 festgestellt" ich zitiere-: "Um den not­
wendigen Bedarf auch in den nächsten Ja_hren decken ·zu. 
können, sind zusätzliche Plätze für Werkstätten oder ver­
gleichbare Angebote notwE!ndig." Nun kann man positiv 
feststellen - das tun wir auch -, dass zwischenzeitlich 
1 000 neue Plätze in Werkstätten für Behinde_rte geschaffen 
wurden. Reicht denn das? Sind in .den nächsten Jahren keine 

- weitere_ij_ Plätze in Werkstätten für Behinderte erforderlich? 
Wie viel schwerbehinderte Jugendliche werden in diesem 
·und im nächsten Jahr Sonderschulen oder sonstige Förder­

maßnahmen beenden und einen Platz in einer Werkstatt be­
anspruchen? Können wir in Rheiriland-Pfalz mit unseren 
10 500 Plätzen diesem Bedarf gerecht werden? Wie sieht. es 
mit den vergleichbaren- notwendigen Maßnahmen aus? Wie 

stark wollen wir sie zum Beispiel in die Integrationsbetriebe 
hineinführen bzw.livie weit wollen wir diese fortführen? 

'-

Auf Seite 7 heißt es: "lntegrationsbetriebe als Bindeglied 
zwischen WFB und dem allgemeinen Arbeitsmarkt gewinnen 
an Bedeutung." 

(Rösch, SPD: Das ist wahr!) 

Die Mittel für den Bereich nehme-n allerdings ab. Das ent­
spricht keiner Logik. 

(Vereinzelt Beifall bei der CD':J) 
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Nun habe ich mich gefragt, warum tut er sich so schwer. Die 
Kosten drücken. D<1s ist richtig. Aber ums~ wichtiger wäre es, 
Probleme anzugehen und Wege aufzuzeigen, die allen Betei­
ligten gerecht werden. 

(Pörksen, SPD: Das machen 
wir doch gerade!) 

Aus dem Haushalt lässt_sich hierzu nichts erkennen. Den 
Grund hierfür nennt der Minister selbst; denn er sagtzur Ein­
leitung des Abschnitts Rehabilitation Behinderter: "Der Lan-

. desplan für behinderte Menschen 1998 ist Grundlage für die 
Maßnahmen und Einrichtungen zur sozialen und beruflichen 
Eingliederung Behinderter, die mit.Landesmittel_n zu.fördern 
sind." Das Schönste ist, mit allen folgenden Ausführungen 
bestätigen Sie mich in meiner Kritik an diesem Plan, der über­
haupt keiner ist; denn all das, was dann an Maßnahmen 
folgt, hat genauso schon im alten Doppelhaushalt gestanden, 
der uns, wie Sie wissen, Ende 1997 vorgelegt wurde. Da hat-
ten wir~en Landesplan riech nicht. 

Ich sage Ihnen, ein Behindertenplan, der hier so hochgejubelt 
wurde, dessen Auswirkungen für die ganz konkrete Behin­
dertenpoiitik, die sich in Haushaltszahlen niederschlägt, 
gleich Null ist, war das Papier nicht wert, auf dem er steht. 

.(Vereinzelt Beifall bei der CDU­
Rösch, SPD: Sagen Sie!) 

- ~age .ich. Hätten Sie damals den Mut gehabt und sich die 
Mühe gemacht, tatsächlich zu planen, eine ·grundsätzliche 
Analyse zu machen, die bereits erkennbarenProblerne anzu­
gehen und auch im Rahmen eines Planes wegweisende Mo­
delle aufzuzeigen, dann hätten Sie die Probleme nicht ·ge­
)labt. Nun werden Sie mir entgegenhalten, natürlich haben 
wir doch unser großes Modellprojekt Selbstbestimmtes Le­

ben. Nachall de_m, was man von denen am ~dell Beteiligten 
hört, soll das ein Flop sein. Sie werden auf Dauer damit nicht 
das Problem lösen, dass es auch dank einer verstärkten ambu­
lanten Betreuung Betroffener weiterhin behinderte Men­
schen gebenwird, 

(Pörksem, SPD: Das hat auch 
· keinergesagt!) 

die in einem Umfang auf Betreuung angewiesen sein wer­
den, der nur in Einrichtungen und nicht ambulant geleistet 
werden kann. 

(Rösch, SPD: Das ist doch 
völlig "logisch!) 

Wir erwarten von Ihnen, dass sie konkret analysieren, wie die 
Situation ist. Darauf aufbauend sind der Bedarf z.u ermitteln 
u·nd konkrete Vorschläge zu machen. 

(Rösch; SPD: Darüber werden 
wir noch debattieren!) 

Wir halten uns an den Vorsatz, 

(Zuruf von der SPD: Wir erwarten 
von lhneri Vorschläge!) 

wfr wollen die Haushaltsmittel nicht verbraten. Wir halten es· 
für erforderlich, in dem Bereich umzuschichten. Das ist nur 
möglich, wenn man weiß, wofür konkret die Titel vorgesehen 
sind. Hier gibt es im.Haushalt nur sehr pauschale Veranschla­
gungen. Die Zahl_ der E!läuterungen und Konkretisierungen 
.hält sich in sehr engen Grenzen. 

·Zum Schluss will ich noch .zum Thema Beschäftig~ngsquote 
Schwerbehinderter kommen. Diese. ist nach wie vor ein er­
heblicher Kritikp(Jnkt von uns. Ich teile_das, was dazu iri der 
Presse festgestellt wurde. 

(Pörksen, SPD: Von wem ist das? 
Das ist doch von Ihnen!) 

Ich habe· es schon an anderer Stelle gesagt. Es istnicht zu ver­
antworten, den behinderten Menschen durch großartige 
vollmundige Versprechungen Hoffnungen zu machen, man 
stelle seitens der Landesregierung 150 Betroffene per anno 
ein, wenn man. weiß, dass dies nur schwer zu erfÜllen sein 
wird. Ich erinnere Sie an l)lre Antworten auf unsere Anfra­

gen, in denen Sie ausführten, weshalb es schwierig ist, 
Schwerbehinderte ~inzustellen. 

Sie müssen einfach Ihre Pflichttun. Dassind 150 Personenper 
anno -·aber nicht der billigen Schlagzeile wegen Hoffnungen 

wecken, die Sie in einem Jahr nicht erfüllen kÖnnen. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Wir erwarten konkrete Konzepte. 

(Beifall bei der CDU) 

Das, was bislang hierzu vorliegt, ist zu wenig, nämlich nur ei­
nen Haushaltstitel Ober die Haushaltsberatungen einzubrin­
gen und eine Nullbuchung vorzusehen. Er hat die Bezeich­
nung "Initiativen zur Integration Schwerbehinderter in den 
Landesdienst", der aus Einsparungen an anderer Stelle ge­
speist werden soll. Das halten wir für ein bisschen dünn. Alle 
Betroffenem haben ein Recht, mehr von Ihnen zu erwarten. 

(Beifall bei der CDU) 
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Vizepräsident Heinz: 

Für die SPD-Fraktion erteile ic_li Herrn Abgeordneten 
Brinkmann das Wort. 

Abg. Brinkmann, SPD: 

Herr Präsident.' meine Damen und Herren! Zunächst mache 
ich eine kurze Bemerkung zu dem Redebeitrag von Frau Bill. 

Frau Bill, das war eine unglaubliche Schwarzmalerei, die Sie 
vorhin ang-eboten haben. Das war fern' von jeglichem Bemü­
hen, komplizierte Sachverhalte fair und differenziert anzuge­

hen. 

. (Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Was?) 

B.esonders schlimm war Ihre' einseitige Darstellungsweise, 
dass Sie sie immer an eine Person gebunden haben, nämlich 
den Minister. Bis vorhin hätte ich Ihnen eigentlich immer 
mehr Differenzierungsvermögen und Sachlichkeit zugetraut, 
als Sie heute gezeigt haben. 

(Pörksen, SPD: So kann 
mansich irren!) 

Meine Damen und Herren, ünsere Gesun~heitsversorgung in 
Deutschland, in· Rheinland-Pfalz ist hochkarätig und gehört 
weltweit zu den besten, aber auch aufwendigsten und teuer­
sten. Dies gilt auch für den Krankenhausbereich. 

Unsere gegliederte Krankenhausversorgung mit den wohn­
ortnahen Häusern der Grund- und Regelversorgung und den 
diffenzierten, umfassenden und spezialisierten Angeboten 
der Schwerp!Jnkt- bzw. Maximalversorgung ist landesweit 
gegeben und wird fortlaufend durch den Landeskranken­
_hausplan den Erfordernissen angepasst. Bei der Umsetzung 

des derzeit geltenaen Plans liegen wir voll im vorgegebenen 
Zeitrahmen. Dabei ist das Ziel, eine möglichst hochwertige 
Versorgung miteinem möglichst wirtschaftlichen Angebot zu. 

erreichen. ln Rheinland-Pfalzwird dies behutsam und mit Er­
folg angestrebt. Selbst bei der notwendigen Bettenreduzie-­
rung gilt dies. 

'Der großen Bedeutung der Krankenhäuser wird das hoh'e 
Ausmaß der Krankenhausf_c>rderung gerecht. ·Für ·Großbau-

. maßnahmen liegt im neuen Haushalt pro Jahr ein Bewilli­
gungsrahmen von 1,25 Millionen DM vor, insgesamt jährlich 
ein Barmittelansatz von 281 Millionen DM. Das ist ein be­
trächtlicher Betrag .. Das sind mehr als eine halbe Milliarde 
DM für:,beide Haushaltsjahre. 

lri dem sehr umfangreichen Bereich der medizinischen Klinik­
versorgung will ich-die gut gestarteten und noch auszuwei­
tenden Stroke-Ünits in unseren Krankenhäusern nennen. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Sie sind mit Sicherheit wegen der durch sie erreichbaren sa'ch­
kompetenten Hilfe künftig für viele Menschen-ein wahrer Se­
gen. Mustergültig ist dazu die vorgegebene Konzeption. Die 
·laufende Umsetzung erweckt große Hoffnung. 

ln einem anderen Krankenhausbereich hat sich gar die Weft 
verändert,' und zwar zum guten. Ich spreche _von der psychia­
trischen Versorgung·. Innerhalb. weniger Jahre wurde die 

psychiatrische Krankenhausversorgung_ regionalisiert. Acht 
psychiatrische Hauptfachabteilungen und insgesamt 

20 psychiatrische Tageskliniken belegen diese Entwicklung 
eindrucksvoll. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) , 

Die Hilfe kommt jetzt zu den Menschen. Der psychisch kranke 
Mensch muss heute nicht mehr weite Wege in Kauf nehmen, 

um eine angemessene Behandlung zu erhalten. Auch die no~.­
wendige soziale Unterstützung durch die Familien ist so für 
den Kranken um ein Vielfaches leichter geworden. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD 
und F.D.P.) 

Diese Entwicklung ist aber noch nicht zu Ende. Allein in den 
letzten zwei Monaten wurde in Rockenhausen, Simmern und 
Wissen mit Baumaßnahmen begonnen, um drei weitere· de­
zentrale psychiatrische Fachabteilungen an Allgemeinkran­
kenhäusern zu schaffen. Diese Projekte helfen auch mit, die 
Gemeindepsychiatrie zu entwickeln. Gleichzeitig sichern sie 
Krankenhausstandorte im ländlichen Bereich. Für diese Ent­
wiCklung gE1ht ein he~zliches Dankeschön an Ministerpräsi­
dent Kurt Beck, der sich nicht in seiner jetzigen Funktion, son­
dern auch schon früher als Fraktionsvorsitzender beziehungs­
weise als "einfacher" Abgeordneter intensiv für eine Psychia­
triereform eingesetzt hat. 

(Beifall der SPD und der f.D.P.) 

Es ist gut, dass bei allen Dezentralisierungsbestrebungen 
auch die großen psychiatrischen Kliniken nicht vergessen 

werden. Ministerpräsident .Beck hat eine Arbeitsmarktkonfe­

renz für die Pfalz-Klinik initiiert, die durch Umstrukturie­
rungsmaßnahmen besonders betroffen ist. 

Unter der Federführung von Staatssekretär Dr. Auernheimer 
arbeitet in der Landeck ein Beratungsverbund, der den Betei­
ligten hilft, die Umstrukturierungen als Aufbruchsignal zu 
begreifen. ,Die Zahl der beschäftigen Mitarbeiter zeigt, dass 
die Chancen für ein gemeinsames Umstrukturieren gut ste­

hen. Deshalb danke fch an dieser Stelle allen Beschäftigten in 
der Psychiatrie und nicht zuletzt in aer Gewerkschaft ÖTV f!Jr 
die tatkräftige Mitarbeit bei der Umsetzung. _ 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

' 

Ohne ihr Engagement wäre die Psychiatriereform in dieser 
bahnbrec;heoden Weise nicht möglich gewesen. 
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Meine Damen und Herren, die Landesregierung und das Par­
lament in seiner Mehrheit haben in der letzten Zeit eine Fülle 
von Maßnahmen auf den Weg gebracht. ln der gebotenen 
Kürze der Zeit beschränke ich mich auf das Benennen einiger 
wesentlicher Maßnahmen. Die Weiterentwicklung Im-Kran­
kenhaus, dje Dezentralisierung in der Psychiatrie und den 

AufbaÜ von Stroke-Units habe ich bereits angesprochen und­

füge die Verbesserung der Diabetikerversorgu_ng hinzu. Das 
ist eine Maßnahme, diEi von der SPD-Fraktion initiiert wurde, 
längst überfällig war und schließlich gravierende und weitrei­

chende Verbesserungen-für viele Menschen bringen wird: 

(Beifall der SPD und der F;D.P.) 

Verbesserung der Krankenhaushygiene, yerbesserung der 
Apalliker-Versorgung, Optimierung der Gesundheitsbericht- -
erstattung, Optimierung des Maßregelvollzugs, Einführung 
von Plausfbilitätskontrollen und so weiter,-schließlich einige 
Landesgesetze, zum Beispiel zur Ausführung des Transplan­
tationsgesetzes, des Krebsregistergesetzes, z_ur Änderung des 

Heilberufegesetzes und zur We~terbildung in Gesundheits­
fachberufen;, 

Meine Dame·n und Herren, früheren für die Gesundheitspoli­
tik zuständigen Ministern, wie Frau Professor D-r. Funke -die 
gab es tatsächlich einmal in diesem Hause -, Herrn Dr. Beth 
und Herrn Wilhelm,_ haben wir regelmäßig zu Recht vorge­
worfen, dass sie sich um den Aufgabenbereich der Gesund­
heitspolitik nicht kümmerten-. HE)ute ist das ganz anders. Das 

wird vielen Menschen zugute kommen. Dafür ein herzliches 
Dankeschön an Herrn Minister Gerster. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Sie können es zwar nicht hören, aber was wahr ist, wird auch 
gesagt.-

(Zl,lruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

Der positive Beitrag der heutigen CDUcFraktion zu allen Fort­

schritten hält sich in sehr bescheidenen Grenzen; denn mit 

den gebetsmühlenhaftwiederkehrenden Vorwürfen, die Ge­
setzentwürfe kämen zu spät, leistet man nicht nur nichts Po­

sitives in der medizinischen und humanitären Entwicklung, 
sondern verkennt auch bewusst den zeitlich vorgegebe_nen 
Rahmen; dies manchmal so extrem, dass Herr Kollege 

-Dr: Rosenbauer behauptet, wir lägen völlig außerhalb des 

vorgegebenen Zeitrahmens. Fakt ist aber,_ dass die La_ndesre­
gierung in diesem Bundesland als erste die· Umsetzung einer 

bundesgesetzliehen Vorgabe vorgenommen ha't. 

-(zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

So weit versteifen Sie sich in Fehlinterpretationen, wenn Sie 
versuchen, Stimmung zu machen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

Nicht minder gebetsmühlenhaftund einfallslos waren in den -
-letzten MonatE)n die von der"CDU beantragten Aktuellen 

Stunden zur Gesundheitsreform, die als nichts C!nderes als der 
gescheiterte VersuEh zu bewerten sind, keile zwischen die 
Koalitionsfraktionen zu treiben; Gründe für dieses Scheitern 
gibt es ·viele, nicht zuletzt durch c;las plump-derbe bezie­

hungsweise sich ereifernd-überschlagende Vorgehen der bei­

den im Wechsef auftretenden Sprecher der CDU-.Fraktion. 

(Beifall der SPD) 

So geht es nicht, Herr Dr. Alther~. Geradezu abenteuerlich 
sind :reile ihrer Pressevorlagen zur Gesundheitsreform. Ge~a­

-dezu erschütternd sind ihre Aussagen zur beabsichtigten 
Stärkung des Hausarztes. 

(Zuruf der Abg. Frau Bill, 
BÜNDNIS 90/DIE GRUNEN) 

Ihre Vorstellungen über einen Hausarzt verstehe, wer es bei 
gesundem Menschenverstand noch schafft. Sie stehen ziem.i 
lieh allein da, da bin mir sicher! 

(Dr. Altherr, CDU: Reklamieren 
Sie das fürsich allein!) 

Im neuen Haushalt steigen- die Zuschüsse für die Krebsbe­

.kämpfung sowie für di!f Selbsthilfe. Das passt zur Presseerklä­
rung des Ministers zum Jahresanfang: Stärkung der Eigenver­
antwortung des einzelnen, Förderung der Selbsthilfe und So­
lidarität, Stärkung der Patientenrechte und damit auch des 
Patientenschut?:es. --l:)ass die Verstärkung der Patientenrech­

te -auch ein Ergebnis der letzten -GMK-Vollversammlung in 
Trier"war, macht Mut und ist mit der Verdienst des damaligen 
Vorsitienden Minister Gerster. Es ist allerhöchste Zeit, dass 
endlich im Jahr 2000 entscheidende Schritte zur Stärkung der 
Patientenrechte und damit auch zu mehr Transparenz gelei­
stet werden. 

Der Bundesgesetzgeber unterstützt diese Absicht mit dem 
neuen. Reformgesetz. Es legt _fest, -dass neutra!e und .unab­

hängige Einrichtungen Zl!r Beratung von Patienten zu schaf­

fen sind. Diese können und sollen nicht die- Beratung durch 
den Hausarzt ersetzen. Der -gesetzlich Krankenversicherte 

kann sich aber bei den Beratungsstellen- informieren, welche 

Möglichkeiten zur Bel)a_ndlung seines Leidens bestehen und 
welChe Risiken damit verbunden sind. ln diesem Zusammen­

hang istdie Förderung von Selbsthilfegruppen zu verstehen. 

-Es passt dazu, dass die Landesregierung auch im Jahr 2000 ih­

re konzertierte Aktion ,.Gesundheit in Rheinland-Pfalz" for::t­
fOhren will. Schwerpunkte einer Reihe von veranstaltu_ngen 

und Aktionen hierzu sollen zuin Beispiel Aufklärung über 
Prävention und Umgang mit bestimmten K"rankheiten, Ver­
mittlung von Kenntnissen über medizinische Technik und 

Verfahren und Vorstellung von .Initiativen zur Unterstützung 
gesundheitsfördernder Maßnahmen sein. 
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Die wieder aktivierte Landeszentrale für Gesundheitsförde­
rung kann dabei eine wichtige Stütze sein. Dass mit der kon" 
zertierten Aktion .,Gesundes Rheinland-Pfalz" auch die Dar­
stellung und Bewertung integrierter Versorgungsformen er-_ 
folgen soll, wird den Bürgern Aufklärung über deren .Chan­
cen zu patientenorientierten, konzentrierten und effizienten 
Diagnose- und Therapieverfahren ermöglichen. Auch damir 
sind das Patientenrecht und der Patientenschutz verbunden, 
und nichtzuletztauch Kostenersparnis. 

Meine Damen und Herren, mich erfüllt die Gesundheitspoli­
tik der Landesregierung und der sie tragenden Fraktionen, 
speziell des Ministers und seiner Gesundheitsabteilung, mit 
Zuversicht. Ich bin froh, dass wir aus dem Tal· der politischen 
Führungs- und Konzeptlosigkeit, das Ende der 80er Jahre_ vor­
herrschte, herausgekommen sind. 

_ {Beifall der SPD­
Zurufe aus dem Hause) 

Vizepräsident Heinz: 

Zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Dr: Rosenbauer 
das Wort. 

{Frau Ebli, SPD: Was ist das, 
eine.Ku.rzintervention?) 

Abg. Dr. Rosenbauer, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Rösch, die Be­
merkung war wieder typisch. Herr Brinkmann, mit noch so 
vielen persönlichen Angriffen kommen Sie an manchen Fak­
ten einfach nicht vorbei. Manche Gesetze des He~rn Ger~ter 
sind wie ein .,Monopoly"-Spiel. Ein Beispiel ist die Altenpfle­
ge. Erst macnt.man ein' Gesetz, dann verbessert man ein Ge­
setz, dann setzt man das ·Gesetz aus, ist dann wieder auf 
.,Los" angelangt und zieht keine 2 000 DM ein. 

- {Rösch, SPD: -Und gehen 

nicht ins Gefängnis_!) 

Genauso wares mit dem Altenpflegegesetz. 

Herr Brinkmann, vielleicht haben Sie Gedächtnislücken. Ich 
möchte Ihnen nur einmal in Erinnerung rufen, dass es eine. 
Initiative von uns war, dass zum Beispiel die ambulanten Pfle­
geeinrichtungen ausbilden dürfen. Unsere Initiative haben 
Sie abgelehnt und selbst einen entsprechenden Antrag ein­
gebracht. Das Spiel kennen wir doch. -

Ich komme zur Gesundheitsreform 2000. Ihre Ausführ(mgel'] 
sind so abenteuerlich, man weiß schon fast gar nicht mehr, 
was 'man sagen soll. 

Herr Brinkmann, ich möchte nur einen Punkt aufgreifen. Wir 
würden versuchen, einen Keil zwischen die Koalitionäre zu 

treiben. Den Keil brauchen wir ü~erhaupt nicht zu treiben, 
der ist doch für jeden offensichtlich. Wenn Sie glauben, dass 
Sie um das Problem herumgekommen sind, we·rden Sie sich 
täuschen. Das Problem_wird uns viel schneller einholen. Wir 
werden ganz bestimmt noch im laufenden Jahr Herrn Kuhn 
zu diesem Thema hören. 

Herr Brinkmann, Sie scheineil wirklich zu vergessen, dass der 
HerrMinister der gr~~~e Anhänger dieser Gesundheitsreform 
war. 

{Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

Er hat sich hierhin gestellt und hat Reden über das Global­
budget gehalten, wie wichtig das Globalbudget sei. Wie es 
dann nicht durchkam, hat er auf einmal sein·e Meinung geän­

. dert und gesagt, so wichtig sei das Globalbudget doch nicht. 

kh möchte noch an einen weiteren Punkt erinnern. Über die 
Gesundheitsministerkonferenz Dinge in Bewegung zu set­
zen, was ·zum Beispiel-die Kassenärztlichen Vereinigungen 
angeht, sich hier nicht dazu zu bekennen und alles auf die 
Bundesgesetzgebung abzuschieben, halte ich nicht für ehr­
lich und für tragbar. 

Danke schön. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Altherr das Wort. 

Abg. Dr. Altherr, CDU: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen 
Lind Herren! Es ist leider schon ein Teil der Diskussion vorweg­
genommen. Dennoch möchte ich mich auf meine Punkte 
konzentrieren. 

Herr Brinkmann, was Sie gesagt haben, glauben Sie doch 
selbst nicht Ich schätze Sie sehr. Was Sie hier_vorgetrag_en ha­

ben, Vl(ar mehr als abenteuerlic_h. Das können Sie beim besten 
Willen selbst nicht glauben. So viel Sachverstand haben Sie 
sich in der Gesundheitspolitik doch auch angeeignet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser Haushalt 
- gemeint ist der Einzelplan 06 -, so kn~pp er bemessen ist _ 
und so sorgfältig un~ sparsam wir im Entwurfdamit umge­
gangen sind, erlaubt Innovationen. Das ist ein Originalzitat 
von Herrn Gersterzum Doppelhaushalt 1998/1999. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die. einzige nen­
nenswerte Innovation im diesjährig~n Doppelhaushalt istdas 
vorhin schon monierte K~pitel 06 01 Titel 531 02 .,Veröffentli­
chungen _und Dokumentationen" I wo man auf wundersame 
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_ Weise von 255 000 DM im Jahr 1999 auf ~55 000 D!VI .im Jahr 
. 2000 hoch geht und- noch wundersamer- im_ Nachfolgejahr 

2001 wieder beim Ste~tus quo anlangt. Das wird mit einer Ima­

gekampagne erklärt. 

Herr Minister, das eigene Image zu pflegen;· ist natürlich eine 

gute Sache. Das steht Ihnen gut an. Hier haben Sfe ein großes 
Bedürfnis. Das ist die eine Seite. Man pflegt das eigene Ima­
ge. Auf der Gegenseite werden unbotmäßige Kritiker mit ei­
nem Maulkorb belegt. Dort wirdJmage zerstört. 

Neuerdings sekundiert auch noch der Innenminister bei den 
Ärzten. Man diskriminiert einen ganzen Berufsstand. Auf der 
einen Seite wird Image gepflegt; auf der anderen Seite wird 

· _der ganze Berufsstand diskriminiert. Wenn Sie das Imagepfle­
ge nennen, istdas Ihre Sache. 

(Rösch, SPD: Starke Fantasie!). 

Meine Damen und Herren, es kann natürlich sein, dass diese 

Mittelerhöhung in dem diesjährigen Haushalt völlig unab­
hängig vonden Landtagswahlen 2001 ist. 

Herr Minister, dazu kann ich nur sageri: Honi soit qui mal y 
pense. 

Ich darf noch den Kollegen Brinkmann zitieren. Früher hat er 
besser als heute gesprochen. Ich zitiere: Herr Brinkm~nn be­

. hauptet, dass in Rheinland-Pfalz eine kompetente und zu­
kunftsorientiE;!rte Gesundheitspolitik mit ruhiger Hand vollzo­

gen wird. 

(Vereinzelt Beifall b~ider SPD) 

Hier möchte ich anmerken,dass·eine glückliche Hand des Mi­

nisters oft hilfreicher wäre: Ich zitiere weiter: .. Trotzdem gibt 
es in unserem Land sowohl bei den Bürgern als aush in den 
Fachberufen Unruhe und teilweise Unzufriedenheit. Dies ist 

aber nicht ursächlich bei uns in Rheinland-Pfalz bedingt, son-
-· dern das sind die Auswirkungen der Banner Gesundheitspoli­

tik." 

Herr Brinkmann; das ist richtig. 

(Zuruf des Abg. Brinkmann, SPD) 

-Moment. Das ist auch aus der Haushaltsrede 1998/_1999. Ma­

chen Sie doch einmal langsam. Sie haben auch noch heute 
unverbrüchli~h Recht. Ich möchte nurein bisschen ~orrigieren --_­
und modifizieren. 

Si<;her liegen di~ Hauptursachen nicht in Rheinland-Pfalz. Die 
liegen in B.erlin. Da haben Sie natürlich Recht. Wenn damals 
lhre Bemerkung einen Sturm im Wasserglas entfatht ·natte, 
dann entsteht jetzt bundesweit eine Protestbewegung über 
alle relevanten Berufsgruppen hinweg._ Das ist doch der Un­

terschied. Das hat doch die rotgrüne Regierung inßerlin ver­
ursacht. 

Hler liegt natürlich der Verdienst des Herrh Gerster. Sie ha­
·ben es vorhin schon vom Kollegen Rosenbauer gehört. ln vor­

auseilendem Gehorsam und devot, wie wir ihn sonst nicht 

kennen,_ hat· er das Globalbudget bundes- und -landesweit 
vertreten. Er war einer der glühendsten Anhänger. Er hat ver­

sucht, auch im Bundesrat seine Hausmacht zu stärken. Dami~ 

fiel er auf den Bauch. Es war erstmalig und einmalig in der 
Geschichte der Bundesrepublik, dass eine Regierungsvorlage 
im Bundesrat keine einzige Zustimmung· fand. Das hat es 
noch nichtgegeben und wird es nie mehr-geben. 

(Beifall der CDU) 

Das ist doch für die Gesundheitspolitik kennzeichnend, die in 
Berlin und zum Teil auch. von Herrn Gerster mitgetragen 
wird. 

Ich komme zur Gesundheitspolitik_ des Landes. Herr 

Brinkmann hat dankenswerterweise alle Erfolge aufgezählt. 
Ich könnte natürlich alle Punkte einzeln abhaken und zerrup­
fen. 

Meine Damen und Herren, das -meiste, was aufgezählt wur­
de,_ waren Bundesvorgaben. Herr Brinkmann, ich erinnere an 
die Psychiatrie-Enquete-Kommission. Das Land setzt doch n_ur 
um. Es war zum Teil nicht in der Lage,_die Gesetze zeitgerecht 
umzusetzen. 

.(Zuruf des Abg. Brinkman ':I, S(?D) 

- Die Psychiatrie-Enquete-Kommission -ist 1985 eingesetzt 
worden. Das heißt, die Ergebnisse wurden 1990 im Bundes­

tag bekanntgegeben. Danach.sind sie bundesweit umgesetzt 

worden.· Auch die Stroke-Units sind keine Erfindung von 
Herrn Gerster oder des .Landes Rheinland-Pfalz. Das haben 

andere Länder schon vorexerziert. Die Diabetikerschulung ist 
auch nichts Neues. 

Meine ·Damen und Herren, Sie reproduzieren in allen Berei­
chen nicht gerade gut. Ich könnte Defizite aufzählen. Neh­
men wir doch einmal die Demenzkranken-hierzu haben wir 
einen Antrag eingebracht- oder die psychosoziale Betreuung -

bei Transplantationen; und zwar sowohl der Personen, die 
ein Organ empfangen als auch der Lebensspend er. oder der 
Angehörigen. Auch ·hier gibt es große Versäumnisse. 

I . -

Die wohnortnahe Psychiatrie kommt voran. Wie steht es mit 

Kaiserslautern, Herr Minister? Werden Sie doch dort einmal 

tätig! :run Sie doch einmal etwas, damit auch doit die Psychi-
-atrie implementiert wird! f:lier hört man auch nichts von Ih­

nen. 

Meine Damen und Herren, der MiniSter wird natürlich nach­

her sagen, dass wir im Zeitplan liegen, was den Landeskran­
kenhauszielplan anbelangt. Richtig, beim Bettenabbau lie­
gen Sie sehr wohl im Zeitplan. Sie haben 1 300 Betten abge­

baut. Das ist doch nkht das Problem, Herr Minister. Wir müs­
sen Strukturreformen implementieren. Wir haben es' gehört: 
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Was haben sie bislang bewirkt? Wir haben drei Krank-enhaus­
verbünde geschaffen. Davon war einer das Westpfalzklini­
kum. Das ist die magere Ausbeute der Strukturreformen. Das 

ist alles. 

Frau Bill, mit der Diskussion Kusel llaben Sie Unrecht. Glau­
ben Sie mir das. Ich habe das vorhin schon durch einen Zwi­
schenruf kundgetan. Dazu kann Herr Gerster nichts. Wo 

"Recht ist, muss Recht hin. Das möchte ich zu seiner Ehrenret­
tung sagen. Wir haben reihum die Universitätsklinik Hom­
burg/Saar, dasKrankenhaus Landstuhl mit einer jungen Chef­

ärztin mit zunehmenden Geburtenraten, Kaiserslautern, 
' -

Neunkirchen und ldar-Oberstein. Wir haben eine Vielfalt an 
geburtshilfliehen Abteilungen im nä~eren Umfeld des Land­
kreises Kusel. Die Frauen haben letztendlich mit den Füßen 

abgestimmt, indem sie in andere Kliniken gingen. Das möch­
te ich einmal zur Richtigstellung sagen. · 

·Sie haben gesagt, dass man die Selbsthilfegruppen stärken 

will. 

Herr Minister, das ist alles schön und recht. Bei aller Wert­
schätzung Ihres Herrn Staatssekretärs hätte ich erwartet, dass 
man im Ministerium der Gesundheit einmal den Stellenwert 

· beimisst, der dieser in der gesellschaftlichen Diskussion zu­
kommt. Ich hätte mir ge·wünscht, d~ss bei der Möglichkeit der 
Neubesetzung dE!r Stelle auch einmal . ein Mediziner als 
Staatssekretär im Gesundheitsministerium implementiert 
worden wäre. Das wäre das richtige Signal gewesen. 

(Zurufe der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

und des Abg. Mertes, SPD) 

- Frau Kollegin, wir haben sehr wohl im Ministerium Jähige 
Leute, die ich für fähig erachte, diese Position genauso gut, 

· wenn nicht sogar besser, zu begleiten. Das möchte ich ganz 
klar sagen. Es mag sein, dass der Minister Probleme mit Medi­
zinern hat. Ich will nicht tiefenpsychologiSch tätig werden. 
Vielleicht liegen die Wurzeln schon weit zurück in der Kind­
heit. Das mag sein, meine Damen und Herren, das sei dahin­

gestellt. 

Meine Qamen und Herren, nun noch einmal zu unserem An-

. trag. Wir bitten Sie, dass wir der ad~quaten Behandlung der -

Demenzkranken die nötige Aufmerksamkeit widmen, dass 
wir entsprechende Maßnahmen einleiten und d'ass wir auch 

. für diesen immer größer werdenden Personenkreis die Vor­
a.ussetzungen der gesu-ndheitlichen Versorgung schaffen. 
Herr Minister, es kann natürlich auch nicht sein, dass Sie alle 
unbequemen Kritiker disziplinieren, die einen bekommen ei­
nen Maulkorb, dann wird ein Patiententelefon eingerichtet, 
d<).S heißt eindeutig, Sie gehen auf Konfrontation zu den Be­
rufsverbänden. Herr Kollege Frey, Sie haben vorhin gesagt, 
Berufsverbände sind so wichtig in der Landwirtschaft. Aber 
im Gesundheitsbereich habe ich den Eindruck, als seien alle 

Berufsverbände die erklärten autochthonen Gegner des 
Herrn Ministers. Das kann nicht sein. Ich würde Ihnen emp-

fehlen, dass man den Dialog pflegt und die Argumente an­
nimmt. Auch ·in dem Fall, in dem sie schlechtere Argumente 

habe.n, darf man .nicht zu dem .Knüppel Disziplinargewalt 
greifen uhd dann reihum Maulkörbe verteilen, 

(Frau Ebli, SPD: ·Aber nicht 
nur einseitig!) 

erst den Vorsitze-nden der Ärztekammern, dann den Zahnärz- . 
ten, dann der Kassenärztlichen Bundesvereinigung usw. Das 

hilft keinem im ~and. Wichtig ist, dass in einem so wichtigen 
Bereich wie der Gesundheitspolitik der Konsens, der Dialog 
gesucht wird und dass alle relevanten Gruppen, einschließlkh 
die Patienten, frühzeitig und rechtzeitig eingebunden \/\(er­

den, um die Gesundheitspolitik voranzubringen. 

(Vereihzelt Beifall bei derCDU) 

Wenn vorhin der Kollege Brinkmann gesagt hat: Wir haben 
auch bei der Krebsprophylaxe aufgesattelt -, dann muss ich 
Ihnen sagen, wer hat das denn beflügelt? Wer hatdenn da­
für Sorge getragen, dass im Haus~alt Mittel eingestellt wer­
den, die Mehrkosten, die durch die höhere Me!dedichte not­
wendig werden? Meine Damen und Herren, das war nicht die 
SPD-Fraktion. 

Noch ein .Wort zur f.D.P. Meine sehr geehrten Kolleginnen 
urid Kollegen, Sie wären gut beraten, ·Ihren Part ,,Gesund­

heitspolitik" nicht nur auf die Anwe'senheit hier zu beschrän­
ken, sondern auch in der Regierung einmal die Dinge umzu­

setzen, die Ihre Bundespolitik vorgibt. ich erinnere an den 
diskussionswürdigen Antrag der F.D.P.-Bundestagsfraktion 
-_Drucksache 14/1978- vom 3. November 1999, in dem wirk­

lich innovative Ansätze im Gegensatz zu dem vorgelegten 
Machwerk der Frau Fischer vorgebracht wurden, die-auch zu­
kunftsweise_nd sind und einen Weg für uns beide bilden, um 
auch im Land Rheinland-Pfalz·mit der F.D.P. in der Gesund­
heitspolitiknäher den·Kontaktzu suchen.· 

Danke schön, meine Damen und Herren. 

{Beifall bei d_er CDU) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich der Abgeordneten Frau 
Pa hier das Wort. 

Abg. Frau Pahler, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Mit Ihrer Erlaubnis 
möchte ich diesen Teil meiner Ausführungen zum l'laushalt 

mit zwei Zitaten aus Haushaltsreden vom :Januar 1998 begin­

nen. Herr Dr. Altherr beginnt damals seine Rede mit folgen-
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.dem Satz: .,Die Gesundneitspolitik taugt nicnt zum großen 
·politiscnen Scnlagabtausch." 

(Dr. Altherr, CDU: Dazu stene icn 
heute noch, Frau Kollegin!) 

Herr Minister Gerster beendete_ seinen Redebeitrag mit fol­
. genden Worten: .,Wir in Rheinland-Pfalzwollen Modernisie­

rur:tg nicht erleiden, sondern gestalten. u 

Abgesehen davon, dass Sie, Herr Altherr, in dem zurücklie­
genden Jahr Ihre eigene Aussage ad absurdum geführt ha­
ben, ist auch die politische Auseinandersetzung um Fragen 
der Gesundheitspolitik durchaus notwendig, 

(Rösch, SPD: Das ist wahr!) 

· und dies u_nabhängig dav_on, wer an maßgeblicher Stelle in 
Berlin seine Arbeit in diesem BereiCh tut. Sie ist allein schon 
deshalb notwendig, d<!_ss ich den Schlusssatz der Rede von Mi-. 
. nister Gerster als vollkommen ·richtig bezeichne. Gestaltet 
werden kann nur, was ich ausgiebig diskutiere, und dies 
durchaus auch streitig. 

Die notwe_ndige Reform des Gesundheitswesens hat mjt Si­
cherheit noch _ein langes StQck Weg vor sich. Der Sachver­
stand vieler unterschiedlicher Gruppen, die am Gesundheits­
wesen beteiligt sind, ist endlich dazu einzuholen. Apr:_opos 
Berufsverbände: Es ist verdammt still um die große Gruppe 
der Pflegepersonen. Es istdabei durchaus ge-rechtfertigt, dass 
'jeder a'us sejner Sicht einen Forderungskatalog an die Reform 
stellt. Keiner darf aber davon ausgehen, dass seine Forderun­
gen allein o(jer überwiegend Berüc~sichtigung finden. Eine 
Gruppe in diesem gesamten Reformbestreben wird verdäch­
tig viel genannt, aber herzlich wenig wirklich gefragt, näm-

. lieh die Patienten selbst. 

Meine Damen und Herren, deshalb, weil wir in Rheinland­
Pfalz ein gemei_nsames Vorgehen im Gesundheitsbereich 

·.· ernst. nehmen, möchte ich auf aie angelaufene konzertierte_' 
·Aktion .,Gesundes Rheinland-Pfalz" verWeisen. Hierin sollen 
öffentliche Gesundheitsdienste und andere Beteiligte ihre 
Kräfte bündeln und Ziele ~ür-die Gesundheitspolitikherlei­
ten, die regionalen Gegebenheiten beröcksichtigen, gemein­

sam gesetzte Ziele operatlomilisieren und in gewissen Zeitab-_ 
ständen überprüfen. Schließlich ist nichts so gut, als _dass man 
es nicht immer eir:ter Überprüfung und einer Verbesserüng_ 
zuführt. 

Es wird notwendig sein, mitunter neue Schwerpun~te zu set­
zen oder die bereits gesetzten Schwerpunkte in kontinüierli­
cher Arbeit fortzuführen. Eindeutigen Vorrang bei dieser 
Schwerpunktbildung hat man in Rheinland-Pfalzder Versor­
gung der Diabetiker, der Senkung der Sterblichkeit nach 
Schlaganfällen und der Prävention und Versorgung von 
Krebspatienten eingeräumt, ohne weitere Problembereiche 
dabei aus den Augen zu verlieren. Gestützt wird diese Ziel­
richtung von der Gesundheitsberichterstattung. 

Zu weiteren Problembereichen gehört zum Be~spiel mit Si­
cherheit die in Ihrem Antrag, Herr Altherr, genannte steigen­

. de Personenzahl- dementer ·alter Menschen. Dem wird abe·r 
schon in dem Schwerpunkt .,Gesundes Alter" der .LZG Rech­
nung getragen. 

Wie breit die Palette weiterefMaßnahmen im Gesundheits­
wesen in Rheinland-Pfalz ist, hat Herr Brinkmal']n schon vor­
getragen. 

Meine Damen und Herren, ein bedeutender Akzent muss in 
unserer Arbeit in 'der. Prävention liegen, ebenso in. der Stär­
kung .der Eigenverantwortung._ Eigenverantwortung beginnt 
aber mit Aufklärung, mit Kenntnissen, gesundheitsfördern­
der Lebensweise, mit Kenntnis über medizinische Techniken, 
Therapien und Verfahren. Wenn der .Patient Verantwortung 
übernehmen soll, mus's er auch als Partner im Gesundheitswe­
sen anerkannt werden, braucht er Transparenz, Wettbewerb 
und folglich auch die notwendigen Wahlmöglichkeiten. 

Das ist nur möglich, wenn er unter verschiedenen Vers~r7 
gungsmöglichkeiten, medizinischen Methoden wählen kann. 
Medizinische Ergeb[lisse transparent-m_?chen, Kriterien für 
Qualitätsmaßstäbe mit. den Versichertenverbänden ent­
wickeln, führt auch letztendlich zu mehr Verständnis für Re-· 
formen und Akzeptanz für dringend· notwendige Maßnah­
men. Ein informierter und damit mündiger Patient, ein Pa­

tient, der auch das ~echt_ hat, seine Rechte wahrzunehmen, 
muss unser Zie.l sein. 

. Es kann schlechterdings nicht sein, dass die von uns immer 
wieder- zitierte Informationsgesellschaft vor dem Patienten 
halt inacht. Gewiss, Selbstbestimmurig is:t für Pati~_nten mit­
unter nur. in begrenztem Umfang zu verwirklichen. Aber sie 

. ihm deswegen schon ganz abzusprechen, ist auch nicht der 
richtige Weg. Selbstbestimmung fördern, heißt aber auch auf 
der anderen Seite, die Verantwortung des Patienten einzu­
fordern, Verantwortung ·in <:!_er Mitwirkung am Gesundungs-· 
prozess, Verantwortung in der Mithilfe, indem er selbst 
rechtzeitig etwas .für seine Gesundheit tut. Damit kehren wir 
zurück zur notWendigen, zielgerichteten Prävention. 

Meine Damen und Herren, Herz- Ufld Kreislauferkrarikungen, 

bösartige Neubildungen und degenerative Erscheinungen 
-machen derzeit 90 % aller· Todesursachen aus. Herz~ und 
Kreislauferkrankungen und degenerative Erscheinungen sind 
zu 70 % an der gesamten Krankenhausbelegung beteiligt. 
Dass dies in Rheinland-Pfalz erkannt ist, zeigt die entspre­
chende Schwerpunktsetzung. Daneben sind psychosomati­
sche Erkrankungen z~ einem erheblichen Teil am Ausschei­
den ·aus dem Berufsleben schuld, und ernährungsbedingte 
Krankheiten verursachen 'derzeit b!lndesweit pro Jahr rund 
17 Milliarden DM Kosten. Hiertutsich ein weites Feld auf, in­
dem das Gesundheitsbewusstsejn gefördert werden kann 
und wo auch Akzente in der Landeszentrale für Gesundfieits­

!ör?erung gesetzt werden können, zusätzlich zu denen, die 
d_ort bereits gen~nnt und durchgeführt werden. 
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Meine Damen uAd Herren, betrachtet man die Kostenstelle 

für die Krankenhausinvestitionen, bleibt unser Ziel, die sta­
tionäre Versorgung auch weiterhin zu straffen, ein Vorgang, 
deJ1 wir mit dem Landeskrankenhausplan kontinuierlich um­
setzen.· Dass dabei gerade in Balluogsräumen die Kranken­
häuser ihr Angebot und_ die Zusammenarbeit mit Nachbar-

- krankenhäusern stärker kooräinieren, ist dabei wünschens­
wertes Ziel. 

Dass sich dabei gleichzeitig die Ausweitung des Angebots an 
teilstationären und ambulanten Angeboten entwickeln muss, 
istallen Beteiligten klar. Welcbe Rolle gerade integrierte Ver­
so~gungsformen einnehmen können, istwieaerum als Ziel für 
die konzertierte Aktion "Gesundes Rheinland-Pfalz" in die­
sem Jahrgenannt worden. 

Hierbei sollte auch die Rolle der Krankenhaussozialdienste, 
der Beratungs- und Koordinierungsstellen ·sowie· der Sozial­

stationen und deren Ineinandergreifen für einen schnellen 
und vor allen Dingen reibungslosen Übergang der Patienten 
von stationären zu teilstationären oder ambulanten Versor­

gungsstrukturen dargestellt werden. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Meine Damen ~nd Herren, an vielen Beispielen läs~tsich bele­
gen, dass die Landesregierung in Rheinland-Pfalz-- wie Herr· 
Minister ·Gerster seine Rede vor zwei Jahren geschlossen hat­
nicht Modernisierung zu erleidengedenkt. sondern sie wirk­
lich konsequent selbst gestaltet. Die F.D.P~~Fraktion wird alle 
positiven Akzente, die .in diesem Bereich ges.etzt werden, mit­
tragen und deren Weiterentwicklung aktiv unterstützen. 

Dass wir andererseits Entscheidungen zur Gesundheitsre­
form, wie sie in Berlin getroffen wurden, nicht gut heißen 
und nicht davon ·überzeugt sind, dass diese im Sinne einer 
modernen Gesundheitspolitik sind, _haben. wir unmissver­
ständlich zum Aus_druck gebracht. 

(Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

- Herr Dr. Altherr, aber wie bereits zu Beginn gesagt, auch 

streitige Diskussionen und Auseinandersetzungen soll man 

nicht aus dem Weg gehen. Das ist auch in ·der Bundestags­
fraktion zwischen F.D.P. und CDU nicht so gehandhabt wor-

. den. 

(Z~ruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

Man sollte ihnen vor allem dann nicht aus dem Weg gehen; 

wenn sie offen und ohne Ideologie geführt werden. Wir wol­
len, dass letztendlich diejenigen Gewinner sein w_erden, die 
im Zentrum aller'Gesundheitspolitik stehen, nämlich die Pa­

tienten. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD­

Präsident Grimm übernimmt 

den Vorsitz) 

Präsident Grimm: 

Es spricht nun Frau-Blll. 

(Zuruf der Abg. Hammer und Rösch,SPD­

Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

Abg. Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

'Ach, was sind doch so viele so froh, dass ich immer für sie mit-­
rede, gell? 

Meine Damen und Herren, zur Gesundheitspolitik habe ich 
soeben schon etwas gesagt. Ich möchte-allerdings dazu Stel­
lung nehmen, was Frau Pahler soeben mehrfach betont hat, 

nämlich wfe wichtig es i,st, die Patientinnen und Patienten in 
der Gesundheitspolitik zu berücksichtigen und mit ihnen dar­
über zu diskutieren, was sie von der. Gesundheitspolitik er­
warten und was nicht. 

·Es freut mich, dass Sie das noch einmal so ausführlich darge­
. stellt haben, weil es auch das ist, was ich in der Sache Kusel 
verlange,·nicht mehr und nicht weniger.· 

Meine Damen und Herren, ich komme noch einmal zur Mo­
ralpredigt von_ 1-l~rrn Brinkmann. Ich muss einmal etwas zu 
dem Selbstverständnis sagen, das Sie haben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

Mehrere Redner der Regierungsfraktionen treten hier auf 

- nachher auch noch der Minister-, die die Gelegenheit ha­
ben und sie auch wahrnehmen und ausschöpfen bis zum 
Letzten, den Haushalt zu bejubeln ·· 

(Rösch, SPD: Das istletztendlich 
Wählerwille!) 

ohne irgendwelche kritischen Töne. Aber Sie beschimpfen je- _ 
doch mich, wenn ich als Oppositionspoliti!<er'in meine Aufga-

' bewahrnehme und den Finger in die Wunden lege, 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der CDU-

Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

die ein solcher Haushalt _und die Politik überhaupt, jede Frak­
tion und jede Partei hat. Es ist mein gutes Recht, das· zu tun. 
Ich kann auch einmal über den Tellerrand schauen. 

Ich möchte Ihnen noch sagen, ich habe Ihnen sehrviel Zustim­
mung gegeben. Sie können es im Protokoll nachlesen. 

Ich habe mich auch ausdrücklich für b~eite Felder Ihrer Politik 
ausgesprochen. Aber das hören Sie überhaupt nicht, das neh-. 

men Sie überhaupt nicht wahr, Sie hören einfach weg, weil 
Sie es einfach nicbt ertragen können, dass ich mich hinstellen 
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kann und so etwa? wie das Mainzer Modell einfach auch ein­
mal kritisch analysieren darf, was Sie zwar auch tun, aberpa­
tQrlich.nicht in der Öffentlichkeit. 

(Rösch, SPD: Wen· meinen , 

Sie damit, Frau Bill?f 

Ich inuss sagen, ich finde es nicht in Ordnung, mich dann auf 

eine solch moralische Tour anzugehen. Dies möchte ich ein­
fach noch einmal sagen. 

· Ich denke, Herr Gerster kann sicherlich auch damit leben,·was 
ich vielleicht an·P_ers_önlichem gesagt habe. Ich möchte nur an 
das letzte Plenum erinnern. Er ist in diesem Punkt auch nicht 
zimperlich. Ich glaube, da stehen wir uns in nichts nach. 

Herr Brinkmann, außerdem muss ich sagen, wenn Sie sich 
soeben gehört hätten, wie persönlich Sie die beiden-Gesunc!­
heitspolitiker der CDU.angegangen sirid, 

(Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU) 

dann muss ich sagen, Sie sollten nicht mit Steinen werfen, 
wenn Sie im Glashaus sitzen. ln dies~m .Punkt sollten wir vie-l­

_- leicht ein kleines bisschen weniger empfindlich sein. Die mei­
sten kÖnnen austeilen, dannmüssen sie auch einstecken. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Zuruf des Abg. Rösch, ~PD) 

Präsident Grimm: 

Es spricht nun Herr Minister Gerster. 

Gerster, Ministerfür Arbeit, Soziales und Gesundheit: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der vorgelegte 
Haushalt für Arbeit; Soziales und Gesundheit isttrotzder an­
gespannten Finanzlage des Landes ein Beweis dafür, dass mit 

Ober 2,1 Milliarden DM in jedem Haushaltsjahr ein deutlicher 

Schwerpunkt in diesem Politikfeld gesetzt wird. Dies gilt, ob­
wohl nicht gilt, dass viel Geld immer eine besonders gute Poli­

tik bedeutet. Auch das ist richtig. Aber wenn die Landesregie­
rung in einer Zeit hoher Arbeitslosigkeit, in einer Zeit sozialer 
Probleme trotz gleichzeitigem Wohlstand und einer relativ 
guten wirtschaftl_ichen En~wicklung, sichtbar und markant 
sparen und zurückfahren würde, würde sie sich an der Le-. 

- benslage der Menschen in Rheinland-Pfalz versündigen. 

(Beifall der SPD und·der F.D.P.) 

Unbestritten gilt auch, dass für diese Landesregierung und 
die sie tragenden Koalitionsfraktionen_das wichtigste Ziel der 
Gesellschaftspolitik die BekämpJung der Arbeitslosigkeit ist. 

An diesem Ziellassen wir uns messen, und wir können uns da­
ran messen lassen. 

Das Programm, das flllodellprojekt, das mehrfach angespro­
chen worden ist und das vom Bündnis für Arbeit als ein Groß­
versuch für die nächsten drei Jahre auf den Weg gebracht 
worden ist, heißt • .Arbeit muss sicli lohnen" und is:t für Ge­
ringverdiener sowie ·für Familien gedacht. ln dieser Über­
schrift kommt eine Philosophie zum Ausdruck, die bedeutet,_ 

wenn jemand arbeitet, muss es sich für ihn lohnen, zu arbei­
ten. Eine Sozialpolitik, die denjenigen, der nicht arbeitet- im 
Einzelfall, nicht in der großen Mehrzahl -,-gleich gut oder 
besser stellt, kann an dieser Stelle nicht richtig sein. Deswe­

gen müssen wir sie so verändern, dass Arbeit sich tatsächlich 

lohnt, Arbeit von hoch Qualifizierten, Arbeit von solchen, die 
qualifiziert werden müssen, aber auch Arb~it von solchen 
Menschen, die möglicherweise keine Chance haben, sich so 
weit zu qualifizieren, dass sie einen-Beruf mit höheren An-
- -

sprüchen ausfüllen können. Auch für Solehe-Einfachtätigkei-
ten - wie ic_h sie einmal nennen möchte- für einfach qualifi­
zierte Menschen- gering ist in diesem Zusammenhangschon_ 
negativ- muss_sich Arbeit lohnen. 

Wenn die persönliche Rechnung nicht stimmt, wenn es ;für ei­
ne Familie mit Kindern oder für. allein erziehende mit zwei 
Kindern lohnender ist, als Langzeitarbeitslose mit ergänz~n­
der Sozialhilfe in der Sozialhilfe zu verbleiben, dann ist etwas 
an den gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen nicht 
richtig. Da-nn müssen wir sie angehenund ändern. 

Meine_ Damen und Herren, wenn diejenigen, die von Sozial­
hilfe abhängig sind, für ihr Kind 400 DM bis 500_ DM monat- -
lich_bekommen, rriuss für diejeni~en, die sich ganz knapp 
Ober diesem Limit bewegen und-die mit eigener, mühevoller 
und im Einzelfall gar unbefriedigender Arbeit vielleicht 
2 000 DM, 2 500 DM oder allerhöchstens 3 000 DM brutto ver­
dienen, die persönliche Bilanz verbessert w_erden: Es darf kei­
ne Strafe sein, Kinder zu haben. Deswegen muss es Übergän­
ge geben. 

(Beifall der SPD­

_zuruf der Abg. Frau Bill, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

.,Arbeit muss sich lohrien" ist eine Philosophie. Allerdings 
müssen- diejenigen Menschen, die_ nicht arbeiten können, 
ebenfalls zu unserer Zielgruppe _gehören. Wenn sie nicht ar~ 

beiten k_önnen, weil sie keinen adäquaten Arbeitsplatz fin­

den, weil sie z~-m Beispiel behindert sind, dann müssen Ar-
- - beitsplätze geschaffen werden, die ihrer Pllrsönlichen Situa­

tion nahe kommen. Ich gebe zu, ich bin ein bisschen stolz-dar­
auf, dass ·in dieser Landesregierung- innovative Kräfte nicht 
nur ln-einem Ressort, sondern in vielen Ressorts und in den sie 

tragenden Koalitionsfraktionen -daran arbeiten, dass Rhein­
land-Pfalz einen guten Namen als Ideenwerkstatt .hat. 

Ich bin auc:h ein bisschen stolz darauf, dass aus zwei Minis­

terien heraus-- in diesem Fall lngolf Deubel und Florian 
Gerster -,die üblicherweise nicht so eng z~sammenarbeiten, 

unterstützt von vielen, die daran in den Fraktionen beteilig): 
waren, vor allen Dingen in diesem_ Fall in der SPD~Fraktion, 
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ein Modell entstehen konnte, das viele Überlegungen auch in 
der F.D.P. aufgreift, wenn auch nicht i111 Gesamtergebnis lu­
penrein wiedergibt. Es ist auf jeden Fall wert, erprobt zu wer­
den, damit man weiß, ob man diesen Weg gehen kann, ob er 
den Menschen Arbeit bringt. 

(Beifall der SPD und de'r F.D.P.) 

Ich bin auch ein bisschen stolz darauf, dass diese Landesregie­
rung an führender Stelle an dem V~rsuch beteiligt ist, in die­

sem Jahr eine Rentenref~rm hinzubekommen, die in der gro­
ßen Mehrheit der Politik und damit.auch der großen Mehr­
heit der Bevölkerung Unterstützung findet. Kurt Beck ist bei 
der Runde beteiligt, die der Kanzler mit allen Parteivorsitzen­
den mit Ausnahme der PDS leitet. Ich bin an der Runde betei­

'ligt- ich war gestern zum ersten Mal in Berlin -,·die der Ar-
beitsminister Walter Riester mit den Fachleuten aus den Koa­
lj~ionsfraktionen und den Ländern leitet. Ich bin zuversicht-

. lieh, dass wir bei der wichtigem Frage der Rente etwas hin be­
kommen, weil wir im Unterschied zu anderen Politikfeldern, 
auch zum Beispiel der Gesundheitspolitik im letzten Jahr, das 
Stadium überwunden haben, dass nur Nullsummenspiele 
stattfinden, wo einer verliert und einer gewinnt und im Letz­
ten alle verloren haben, weil das in einer Gesellschaft und in 
einem Staat, der so konstruiert ist wie unserer, letzten Endes 
nicht zu Ergebnissen führt. Wir sind deutlich weiter. Ich bin 
durchaus zuversichtlich, dass wir bundesweit etwas hinbe­
kommen. Darüber freue ich mich. Rheinland-Pfalzwird einen 
Anteil daran haben. 

Meine Damen und Herren, ich habe vorhin gesagt, wir müs­
sen uns an der Bewältigung der größten Herausforderung 
dieser Jahrzehnte messen lassen, nämlich der hohen ArbeitS­
losigkeit. Ich freue mich, sagen zu können, was wir schon seit 
Jahren sagen können, was der Arbeitsminister, ·der Wirt­
schaftsminister und andere seit Jahren sagen können, dies 
auch immer gegenüber den Zielgruppen als gemeinsame Bi­
lanz feststellen können, Rheinland-Pfalz hat im Jahresdurch­
schnitt- Herr Kram er, bitte hören Sie zu - als·'.J~Iiresergebnis 

·-· seit vielen Jahren stabil den drittbesten Platz unter 16 Län­
dern. Das ist und bleibt so. Wenn es im Winter monatsweise 
eine Verschiebung gibt, dann hat das etwas damit zu tun- i~h 

hoffe, dass Sie die Struktur unseres Arbeitsmarkts vor Augen 
·haben -, dass wir im Nord~n des Landes relativ s:tark von der 
(3aukonju'lktur abhängig s'ind, die im Winter nun einmal eine 
Delle hat. So einfach ist das. Im Jahresdurchschnitt sind wir 
Nummer 3, obwohlwir Zigtausende von Arbeitsplätzen allein . 
durch ·die Veränderungen in den militärischen Garnisonen 

. verloren haben. Das ist eine großartige Leistung, die ohne ge­
meinsame Bemühungen in dieser Regierung nicht vorstellbar 

-gewesen wäre. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Parlamentsdebatten sind in der Regel Augenblicksbetrach­
tungen. Wenn wir ehrlich, sind, lesen wir selten Protokolle 
nach. Ich gebe es ~u, ich mache es auch nur im Ausnahmefall. 
Meine Damen und Herren, !:>ei Haushaltsdebatten istdas aber. 

sch_on ein bisschen anders. Bei so wichtigen_Politikfeldern wie 
. der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit lohrit es sich vielleicht, 
in den nächsten Monaten noch einmal in die Protokolle hin­
einzuschauen. Meine Damen und Herren von der ·CDU; Sie 
werden es zwei Jahre lang nicht loswerden, dass Sie in diesem 
Schwerpunkt 12 Millionen DM streichen wollten. Sie werden 
das nicht loswerden .. -

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Wir werden Sie auch nicht aus der Vera'ntwortung entlassen. 

ln Rheinland-Pfalzgibt es viele Bündnisse für Arbeit. Die Be­
kämpfung der Arbeitslosigkeit ist immer ein Zusammenwir-. 
ken verschiedener Kräfte. Das gilttürden ovalen Tisch,'den 
der Ministerpräsident leitet, an dem Wirtschaft, Arbeit, aber 
auch -die Tarifpartner und .die Arbeitsverwaltung beteiligt 
sind, das gilt für viele Betriebe, bei denen die lokalen Bünd-
nisse für Arbeit funktionieren; das gilt für viele Kommunen, 
wo das bestens zusammenwirkt. Ich bin froh darüber, dass 
der Geist de~ Bündnisses für Arbeit, so· möchte ich es einmal 
nennen, ohne dass das immer so heißt, dass der Geistder Zu­
sammenarbeit mit dem Ergebnis der B.ekämpfung der Ar­
beitslosigkeit in unserem Land funktioniert. Ich wünschte mir 
etwas mehr von diesem Geist für das BÜndnis für Arbeit auf 
Bundesebene. 

Meine Damen und Herren, das mag auch daran liegen, dass 
ll)lir durch die mitteJständische Prägung und die Branchen­
struktur in unserem Lande etwas mehr Konsensorientierung 
haben, als dies für andere Länder und bundesweit gilt. Ich 
hoffe und bin sicher, dass mich viele von Ihnen, vielleicht so­
gar fast alle, darin unterstützen, dass im Bündnis für Arbeit . . 
auf Bundesebene, auch wenn der eine oder andere bei ein­
zelnen Maßnahmen skeptisch sein niag, das Rollenspiel auf- _ 

hört, und zwar auf mehreren Seiten des Tisches, nicht nur auf 
einer Seite. Wir mü~sen dort durch Konsensorientierung et­
was hinbekommen, was zum Beispiel die kleinen europäi­

schen Staaten wie die Niederlande und Dän~mark durch be­
merkenswerte Vereinbarungen verschiedener Beteiligter hin­
bekommen haben. ln.Rheinla_nd-Pfalzsind wir' weiter, ich bin 
froh darüber. 

Meine Damen und Herren, es gibt Zielgruppen für die Ar­
beitsmarktpolitik, die ganz besonders im Mittelpunkt stehen 
müssen. Das sind die Jugendlichen. Herr Kollege Rösch und 
andere habe·n zu Recht erwähnt, dass das Sofortprogramm · 
des Bundes tatsächlich einen großen Schritt nach vorne be­
deutet hat. Zu nennen sind noch die Frauen und die Lang;z:eit­
arbeitslosen, wobei dies für die Frauen niclit flächendeckend 
gilt, sonder·n es sind bestimmte Gruppen von Frauen, die uns 
arbeitSmarktpolitisch beschäftigen müSSEln. Zu nennen sind 
die Schwerbehinderten, zum Beispiel aber auch die Zivilbe­
schäftigten bei dem Streitkräften. 

Meine Damen und Herren, wir sind das einzige unter 16 Bun" 
desländern und unter mindestens 10 von den militärischen 
Strukturprozessen besonders betroffenen deutschen Län-

1 
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dem; das ein nennenswertes Konversionsprogramm- hat und 
das wirklich aktive Arbeitsmarktpolitik in den Konversionsge­
-bieten betrieben hat. Man muss sich einmal vorstellen, was es 
heißt, dass'zum Beispiel in Kaiserslautern eine große Einrich­
tung der US-Army, nämlich das Kaiserslautern-lndustriai­
Center, KICgenannt, mit Ober 1 000 deutschen Beschäftigten 
vom amerikanischen Kongress bereits aus dem amerikani­
schen Haushalt mit dem Ziel der Privatisierung herausg~nom­
mel) worden war. Wir haben es durch aktive arbeitsmarktpo~ 
litische Maßnahmen erreicht, dass es wieder in den amerika­
nischen Haushalt als Dienststelle der amerikanischen Streit­
kräfte zurOckgenommen wurde .. Es wird betriebswirtschaft­
lieh optimiert. Die Arbeitskräfte werden weitergebildet. und 
qu-alifizie_rt. Ergebnis ist, es gibt 1 000 Beschäftigte mehr. Wir 
haben bei Clem frOheren KIC in Kaiserslautern, das heute 
GSCE heißt, also General Support Center Europe, Ober 2 000 
deutsche Beschäftigte und einen deutschen Manager: Ich fin-

- de, das ist eine bemerkenswerte aktive Arbeitsmarktpolitik. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Auch Arbeit und Innovation gehören zusammen. ln der West­
pfalz zum Beispiel ist Telebeschäftigung ein besonderes The­
ma. Zu nennen ist die Teleakademie._Die Telearbeit auf dem 
Land bietet ganz neue. Chancen für von Ballungsgebieten -
weit entlegene Regionen. Der Wirtschaftsminister; der Bil- -
dungsminister und insbesondere auch die Universität Kaisers­
lautern arbeiten hier wirklich zusammen. Wir machen regio­
nale Strukturpolitik, die neue Arbeit schafft, wo alte Arbelt 
wegfällt. Ich denke, das ist· eine zeitgerechte und eine wirk­
lich zukunftsweisende Politik. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

- -
Meine Damen und Herren, ich komme nun zu den behinder-
ten-Menschen. ~atGrfich gibt es auch hier_eine Bilanz, die 
Licht und Schatten aufweist. Die Beschäftigungsquote in der 
Wirtschaft ist dr_amatisch gering. Die Beschäftigungsquote im 
öffentlichen Dienst_ ist zu gering, auch wenn wir den dr,ittbe­
sten Platz im Vergleich der Zahl der behinderten Beschäftig­
ten in Deutschland einnehmen. -

(Rösch, SPD:-so ist es! Man wird 
es einmal sagen dürfen!) 

Wir mGssen also die Instrumente optimieren und OberprOfen,­
damit es gelingt, die Beschäftigungsquote wenigstens annä­
hernd zu-erreichen. Es sollen die -6 % sein, die der Gesetzge­
ber vor vielen Jahre·n einmal als· Richtschnur festgelegt hat. 
Dort, wo diese Beschäftigungsquote aus strukturellen Grün­
den nachgewiesenermaßen nicht erreicht werden kann, mOs­
sen wir- Ober andere Anreize, Ober eine Weiterentwicklung 
des Systems nachdenken, damit Beschäftigung von behinder- . -
ten Menschen möglich wir~. Wfr werden in der l,.andesregie­
nmg in den nächsten Monaten auch dazu·weitere Vorschläge 

machen, wie das Schwerbehindertenrecht mit dem Ziel von 
mehr Beschäftigung weiterentwickelt werden kann·. 

Aber genau wie allgemein gilt, dass mehr Geld nicht immer 
eine bessere Politik bedeutet, warne ich uns alle davor; zu sa­
gen, die Tatsache, dass Kommunem 'und Land gemeinsam 'für 
die Eingliederungs_hilfe behinderter Menschen im stationären 
Sektor fast 1 Milliarde DM im Jahr ausgeben, im Wesentli­
chen für-werkstattplätze und Wohnheimplätze, sei der Be­
weis dafGr, dass es immer besser werde, und die Wachstums­
rate dieses Ausgabenblocks von 5% bis 6 % jährlich sei ein 
Beweis dafür, dass es den Behinderten in Rheinland-Pfalz im­
mer besser gehe. Leider ist das so einfach nicht; denn zum ei­
nen haben wir erfreulicherweise- das ist auch schon erwähnt 
worden- die demographische Veränder~ng auch bei den Be­
hinderten, also sie werden älter. Zum anderen haben wir 
Struktur~n, die die stationäre.Vollversorgung auch für solche 
Menschen als Standard für normal_halten, die eigentlich Al­
termitiveh brau!=hen: eine teilstationäre, eine weitgehend 
selbstbestimmte Versorgung, ich sage einmal, mit einem Ein­
kaufsmodell,_ also Hilfe nach Maß selbstbestimmt auch f(ir be­
hinderte Menschen. Das ist moderne Sozialpolitik. 

' -

(Beifall des Abg. Dr. Schiffmarm, SPD) 

. Die Vorstellung, wenn wir einfach Wohnheimplätze, Werk­
stattplätze addieren und in wenigen Jahren 1,3 Milliar­
den DM dafur ausgeben werden, wäre das immer noch mehr 
und bessere Behindertenpolitik, ist schlicht und ergreifend 
fi:llsch. Das wäre nämlich das Kapitulieren vor Strukturbedin-

- gungen, die sich zum Teil in die _falsche Richtung entwickeln. 
Wir müssen einen Parädigmenwechsel herbeiführen, wie wir 
ihn zum Beispiel bei der Pfle.ge erreicht haben, wo durch am~ 
bulante Pflege Alternativen_ zum Pflegeheim überall und flä-

, ehendeckend geschaffen werden. Wir müssenauch für behin­
derte Menschen durch persönliches Budget, durch regionale 
Budgets Anreize schaffen, wie-Geld so ausgegeben werden 
kann, dass es insgesamt sparsamer erfolgt, aber mit mehr Le­
bensqualität für die Betroffenen. So unvereinbar das klingt­
dasgeht, wenn man es richtig macht. 

Deshalb machen wir einen bundesweit beachteten Modell-
versuch in vier Gebietskörperschaften. Das -ist J?ereits erwähnt 
Worden. Er ist weit davon entfernt, gescheitert zu sein. Aller­
dings sind wir noch nicht auf der Siegesstraße; auch das wäre­

gelogen. Wir haben zum Beispiel in Ludwigshafen große Er­
folge: Das ist auch dort von dem. Sozialdezernenten; Herrn 
Heiser, Vor einigen Monaten dargestellt worden. Dort· ist es 

gelttngen, eine nennenswerte Zah I von Menschen aus der sta" 
tionären yersorgung herauszunehmen bzw. sie gar ni~ht erst 
dort hineinzulenken und sie, mit persönlichen Anreizen und 
einem persönlichen Budget ausgestattet, in die Lage zu ver-

-. setzen, ambulante, teilstationäre Leistungen so zu kombinie­
ren, dass sie zu Hause oder im betreuten Wohnen leben kön-
!lem, aber nicht ins Wohnheim gehen müssen. 

Wir sind: noch nicht am Ende. Wir können noch nicht bewei­
. sen, dass dieser Modellversuch ein glatter Erfolg ist.-Aber wir 

sind auf einem guten Weg, und ich bitte Sie alle, uns darin zu 
unterst(itzen, natürlich auch die Kommunen, diesen Weg 
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mitz_ugehen; denn sie sind ~ui:h ganz maßgeblich daran be­
teiligt. 

Auch hier wieder eirr:Akzent, auf den das Land und die Re­
gion stolz sein können und stolz sein werden: Das Europäi~ 
sehe Berufsförderungszentrum in ~itburg wird einen starken 
Akzent auf die Versorgung behinderter Menschen im Grenz­
gebiet setzen. Wir haben Verträge, Übereinkommen, Abspra-_ 
chen mit Luxemburg, mit der Wallonie, mit anderim Grenzre­
gionen. Dies wird europä-isch genutzt werden. Im Augenblick 

wird diese Einrichtung aufgebaut. Wenn sie in Betrieb ge-
. nommen wird, bin ich sich~r. dass wir sagen können, es is~ ei­

ne tolle Sache, dass grenzaberschreitende·Beziehungen nicht 
nur für Arbeitnehmer, für einkaufende Privatpersonen, für 
Bankkunden im Raum Trier/Luxemburg- da sind sie vielleicht 
besonders problematisch -, sondern auch für Behinderte exi­
stieren, die die Grenze in Richtung Eifel überschreiten, nach 
Bitburg kommen und_dort aufs Beste betreut werden. Das ist 
eine gute Sache. Der Bund ist im Boot geblieben, die Finan­
zierung stimmt. 

Meine Damenund·Herren, zur Gesundheit. Wir können Ober 
vieles streiten. Es ist auch erlaubt, Lobby-Interessen zu vertre­
ten. Ob es richtig ist, ist eine andere Frage. Aber Politik muss 
zunächst einmal sagen, was-di!'! Notwendigkeit ist, die wir ge­
meinsam beschreiben müssen, an der wir einfach nicht vor­
beikommen, um dann darüber zu reden, wie wir in dem ge­
setzten Rahmen mit den Strukturen umgehen. Mit der Not-

- . 
wendigkeitmeine ich die Kostendämpfung. 

Meine Damen und Herren, wir können uns als Politiker nicht 
an der A~ssage vorbeidrücken: Unser Gesundheitswesen ist 
verdammt teuer, es iSt auth ziemlich gut- das haben der Kol­
lege Brinkmann und andere gesagt-, aber es darf nicht belie­
big teurer werden, ganz egal ·wie es finanziert wird, Ober 
Lohnnebenkosten.oder Ober Zuzahlung. Es darf nicht belie­
big teurer werden, Weil sonst die Menschen und der Standort 
darunter leiden.- Wenn wir uns dazu durchring-en;dass Kos­
tendämpfung notwendig ist, dann sind wir ein ganzes Stück 
weiter. 

Im Übrigen: Es gibt Schwerpunktsetzungen, es gibt qualita:ti­

ve Veränderungen, die gar niCht zwingend mehr Geld kosten 

müssen, wenn sie nkht falsch angepackt werden. Wenn Wir 
die Versorgung schlaganfallkranker Menschen konzentrie­

ren, dann heißt das, wir bilden Schwerpunkte, die nicht belie­
big an allen Orten sein können. Deswegen: Konzentration, 
an einem Standort vielleicht ein bisschen weniger; am ande- · 
ren dafar etwas mehr. Wenn wir etwas für die Versorgung 

. diabeteskranker Menschen tun, muss das nicht teurer sefn als 
vieles, was wir bisher mit diesen Menschen im Gesundheits­
wesen gemacht haben. Aber wenn es koordiniert ist, wenn es 
mit Lebensberatung verbunden ist, wird es die Lebensquali-
tät dieser Menschen verbessern.- -

_(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Die qualitative Verbesserung, die unser Gesundheitswesen 
braucht, wird sich zu einem Teil iri der Spitzenmedizin abspie­
len: Bekämpfung von Krebs und Aids und anderen Geißeln: 
Das wird teuer, unbestreitbar. Aber ein wesentlicher Teil der 
Qualitätsverbesserung - die· konzertierte. Aktion .,Gesundes 
Rheinland-Pfalz" ist diese Stoßrichtung - wird dadurch mög­
lich werden, dass wir die Menschen in die Lage versetzen, die 
Gesundheit als ein Thema wahrzunehmen, das sie selbst be­
einflussen können und das nicht nur mit Apparaten, mit Wis­
senschaftlichkeit und mit teuren Strukturen verbunden ist. 
Wir müssen die Menschen indie Lage versetzen, ihre Gesund­
heit seibst zu beeinflussen: Wir müssen sie beraten, wir mas­
sensie ·zur Selbstverantwortung bringen. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Ich biniroh, dass das mit der Landeszentrale für Gesundheits­
förderung auf einem guten Weg ist. Ich hoffe, dass viele von 

·Ihnen in wenigen Wochen zum Parlamentarischen Abend 
. kommenwerden. 

[\/)_eine Damen und Herren, die Politik für ältere· Menschen ist 
schon deswegen ein Schwerpunkt der Landespolitik, weil je­
der von uns die statistische Wahrscheinlichkeit ernst nehmen 
muss, dass er ein Alter erreicht, das in fraheren Generationen -
unwahrscheinlich war. Die Acht als erste Ziffer ist für einen 

. gesunden GO-Jährigen ein höchst realistisches Lebensziel. 
Deswegen sind wir auch gut beraten, wenn wir die Politik für 
ältere Menschen ernst nehmen, wenn wir lnfrastrukturange-. 
bote machen, die ältere Menschen brauchen, werin wir sie­
aber auch nutzen, wenn wjr ihre Erfahrung ·und ihre Bereit­
schaft mitzumachen, für ehrenamtliche Arbeit in den Senio­
renbeirät~n und d~n anderen wichtigen gesellschaftlichen 
Feldern nutzen. 

Das Bild des Alters muss differenzierter werden und muss d~r 
sozialen Wirklichkeit gerecht werden; dann ist es richtig. Wir­
haben in der Landesfeitstelle .,Älter werden" genau diesen 
Ansatz, dass wir alte- Men~chen ie na_ch ihren Bedürfnissen 
und Möglichkeiten unterstatzen und nicht versuchen. ihnen 
ein Standardangebot von .,Aitenpolitik" überzustalpen. Da­
gegen warden sie sich mit Re~ht yvehren. 

Meine Damen und Herren, zur Armutsbekämpfung. Es sind 

nicht nur die genannten 3 Millionen DM im Doppelhaushalt 
für die Arbeit in sozialen Brennpunkten, die genannt werden 
müssen. Es sind zum Beispiel auch die Maßnahmen für allein 
stehende Wohnungslose und far die Resozialisierung vo.n 
Woh nungslosen. 

Wenn Sie diese Maßnqhmem zusammenzählen, kommen Sie 
in den beiden Haushaltsjahren zusammengenommen auf fast 
80 Millionen "DM, die vom Land im Wesentlichen aber die So­
zialhilfe als aberöij:licher Träger eingesetzt vverden. Ich bin 
froh darüber, dass die Arbeit in-sozialen Brennpunkten und 
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zum Beispiel auch mit Wohnungslosen nicht nur ein Thema 
für staatliche Sozialarbeiter ist, sondern zum ·Beispiel auch 
von Stree.tworking, wie man das auf Neudeutsch nennt, also 
von Initiativen, die wirklich im Milieu stattfinden. Ich nenne 

~!ls Beispiel den Verein "P.Iatte", den wir unterstützen und 
der sichergestellt hat; d·ass in den Städten des Landes in der 

Regel im Winter Menschen nicht mehr erfrieren, weil sie eine 
Alternative zum Leben in der Kälte haben. 

Meine Dam-en und Herren, ichwill zum Schluss kommen. Ich 
danke denen, die im S{)zialstaat mitmachen. Das klingt banal 

· und vordergründig, aber ich willihnen sagen, ich habe in die­
ser Woche die Staatsmedaille des Ministerpräsidenten für be­
sondere soziale Verdienste verliehen. Die Vorschlä~e machen 
die Kommunen. Der· Sozialminister reicht diese Vorschläge 
mit entsprec~enden Bemerkungen an die Staatskanzlei wei­
ter. Ich habe diese.Staatsmedaille für besondere soziale Ver­

dienste wieder wie in jedem anderen Jahr verliehen. J!;!des 

Jahr werden etwa zehn Medaillen verliehen. Das sind in der 

Regel Menschen, die wirklich soziale Arbeit im Kleinen !lla­
chen, zum Teil in der eigenen Familie, Frauen, die jahrzehnte­
lang über das "normale" Maß hi-naus Eltern gepflegt hapen, 
Mitglieder von Kirchengemeinden, die über Jahrzehnte hin­
weg·einen warmen Mittagstisch für wohnungslose Menschen 
anbieten und viele andere mehr. 

Ich lese irnmer wieder von neuem die Biografien dieser Men­
schen, die meistens von den Landräten oder Oberbürgermei­
stern in Verbindung mit den Wohlfahrtsverbänden vorge­
schlagen werden, die nicht so Spektakuläres leisten, dass sie 

zum Beispiel für das Bundesverdienstkreuz vorgeschlagen 
werden. Das ist gewissermaßen eine andere Schwelle. Ich bin 
immer wieder beeindruckt von der Leistung im Kleinen, die · 

hier möglich ist und immer wieder von neuem_stattfindet. 
Diese soziale Arbeit im Kleinen ist die wirk'liche Qualität un­
seres Gemeinwesens. 

(Beifall der SPD und der F.D.P. und 
vereinzelt bei der CDU) 

Wenn wir dafür gem.einsam den richtigen politischen Rah­

men setzen, damit Hilfe in der. Nähe stattfindet, dann haben 

·wir unsere Arbeit gut gemacht. Ich danke Ihnen allen, nicht 
zuletzt derien, die mich auch im Ministerium und in den Frak­

tionen unterstützen,Jür die gute Zusammenarbeit und dass 
wir bei schwierigen Rahmenbedingungen doch wieder einen 
ordentlichen Haushalt hinbekommen haben. 

(Starker Beifall-der SPD und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 

nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Ich rufe zur gemeinsamen BeratÜng auf: 

~inzelplan 04 
-Ministerium der Finanzen-

Einzelplan 12 
- Hochbaumaßnahmen und Wohnungsbauförderung-

Einzelplan 20 
-Allgemeine Finanzen-

dazu: 
... tes Landesgesetz zur Änderung der Landes- · 

haushaltsordnung fUr Rheinland-Pfalz 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

"Drucksache 13/4660-
·zweite Beratung 

Beschlussempfehlung des Haushalts­
und Finanzausschusses 

- Drucksache 13/5230-

· Änderungsantrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

- Drucksache 13/5244-

Zurßerichterstattung über den Gesetzentw1,1rf zur Änderung 
der Landeshaushaltsordnung erteile ich der Abgeo~dneten 
Frau Themas das Wort. 

~ I •• •• 

Abg. Frau Themas, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Landtag hat sich mit 
dem Gesetzentwurf-der Landesregierung zur Änderung der 

Landeshaushaltsordnung für Rheinlimd-Pfalz in seiner Sit­
zung am 23. September des vergangeneriJahres beschäftigt 
und den~ Gesetzentwurf an den Haushal:ts- und Finanzaus­
schuss- federführend - sowie an den Rechtsausschuss über­
wiesen. 

Der Haushalts- und Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf 

in seiner-57. Sitzung am 30. September 1999 beraten und da­

bei entschieden, eine Anhörung zu diesem Gesetzentwurf 

durchzuführen. Diese Anhörung wurde in der 58. Sitzung am 
28. Oktober 1999 durchgeführt. Dazu möchte ich Ihnen nach­
her eine·n kurzen Bericht geben. Der Haushalts- und Finanz­
_ausschuss hat da~n abschließend über den Gesetzentwurf am 
20. Dezember 1999 beraten; dazu auch später m_ehr. 

Ich möchte, auch wenn es nic_ht immer Usus ist, über d[e Ge­

setzesberatung etwas ausführlicher berichten, weil ich glau­
be, dass dieser Gesetzentwurf zur Änderung der Landeshaus­
haltsordnung.für diese .Beratung des Haushalts entscheidend 

ist .. Lassen Sie mich Ihnen deswegen einiges über die Anhö­
rung sagen .. 
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Am 28. Oktober hat der Haushalts- und Finanzausschuss zu 
diesem Gesetzentwurf eine Anhörung durchgeführt. Hinter­
grund des Gesetzen~wurfs ist, dass mit der Änderung des 
.Haushaltsgrundsätzegesetzes im Dezember _1997 Bund und 
Länder verpflichtet wurden, bis zum 1. Januar 2001 ihre 
Haushaltsordnungen an das neue Haushaltsrecht anzupas­

sen. Mit der Fortentwicklung des Haushaltsgrundsätzegeset­
zes im Dezember 1997 wurden die Voraussetzungen dafür 
geschaffen, dass in den Haushaltsrechten von Bund und Land 

mehr Möglichkeiten für Flexibilisier'ung und Globalisierung in 

der Haushaltsl:)ewirtschaftung - also neue Steuerungsinstru­

mente- eingeführt werden können. 

Die Ausführungen der Sachverständigen, die dem Ausschuss 
vorgetragen wurden, und die Diskussion mit den Sachver­
ständigen \1\fä_hrend der Anhörung kreiste·n im Wesentlichen 
um die Frage, welche Instrumente zum einen bei der Aufstel­
lung des Haushaltsplans und beim Haushaltsvollzug geeignet 
sind, eine dezentrale Ressourcenverantwortung herbeizufüh­
ren, u,nd welche Instrumente zum anderen notwendig sind, 

um das verfasssungsrechtlich verankerte Budgetrecht des 

Parlaments zu sichern bzw. zu erhalten. 

Bei dieser Frage wurden dann von den Sachverständigen ver­

schiedene Vorschläge zur Kompensation für das Parlament 
gemacht, wie durch die erweiterten Möglichkeiten der Legis­
lative beim Haushaltsvollzug, aber auch durch die neuen 
Steuerungsinstrumente,. die man schon bei der Haushalts­
plangestaltung mit einbauen kann, Kompensationsmaßnah­
men vorgesehen und wie diese formuliert werden können. 

Da wurden unter anderem genannt, die Informationsrechte 
des Parlaments durch den Ausbau eines entsprechenden Be­
richtswesens seitens· der Landesregierung auszubauen. Es 
wurde vorgeschlagen, Zustimmungsvorbehalte zu bestimm­
ten Haushaltsermächtigungen vorzusehen, und es wurde 
auch vorgeschlagen, das Recht auf Aufhebung bestimmter 

Budgetierungsma~nahmen für das Parlament während des 
Haushaltsvollzugs einzuräumen. 

Es war den .Sachverständigen bei dieser Erört~rung durchaus 
klar, dass mit diesen zusätzlichen Rechten für das Parlament 
die verfassungsrechtliche Zuordnung der Aufgaben - ein_mal 

das Parlament, das mit der Haushaltsfeststellung und mit d_er 

Haushal~skontrolle be~uftragt ist, und auf der anderen Seite 
die Regierung, die im Wesentlichen dann den Haushaltsvoll­

zug bestimmt -, also diese klare Aufgabentrennung etwas 
ve_rwischt wird. 

Aber nicht zuletzt der Präsident des Landesrechnurigshofs, 
Herr Dr. Schneid_er, wies darauf hin, dass zum Beispiel der 
rheinland-pfälzische Verfassungsgerichtshof bei seiner Ent­

scheidung zur privaten Vorfinanzierung darauf hingewiesen 
hat, dass der Verzicht auf parlamentaris-che Regelungsdichte 
bei der gesetzlichen Festlegung des Haushaltsplans durch ei­

ne intensivere parlamentarische Mitwirkung beim Haushalts­
vollzug kompensiert werde. 

Der vierte Themenkomplex, der intensiver bei der Anhörung 
erörtert wurde, war die Frage, ob Informations- und Steue­
rungsinstrumente, durch die das Budgetrecht des Landtags 
gesichert werden soll, außerhalb der tandeshaushaltsotd­
nung oder außerhalb des HaushaltsQesetzes in Form einer 
Vereinbarung geregelt werden können. 

Zu dieser Frage äußerte die Mehrzahl der Angehörten Skep­
sis. Andere Fragen, die berührt wurden, will ich nur noch ein­

mal nennen:· Ausgestaltung der Nebenhaushalte, und was 

für diese Ausgestaltung in der LandeshaushaltSordnung fest­
gelegt werden soll, oder auch die Frage, wie die Berichte zu 
den Beteilig-ungen des Landes oder auch der Finanzhilfebe­
richt gestaltet werden sollen. 

Nach dieser Anhörung haben in der anschließenden Bera­
tung im Haushalts- und Finanzausschuss, die im Anschluss an 
die gesamten Abstimmungen der Haushaltsänderungsanträ­
ge durchgeführt wurde - ich sage: die auch etwas im Schat­

ten dieser Abstimmung stand -, SPD un~ F.D.P. einen Ände­
rungseimtrag vorgelegt und dort einen weiteren Pragraphen 
aufgenommen, in dem sie vorsehen, Class dann, wenn von 
diesen FlexibilisierungsllJöglichkeiten bei der Haushaltsplan­
aufstellung Gebrauch gemacht werden kann, im Haushalts-
plan ein so genannter leistungsauftrag beschrieben werden 
kann, das heißt, dass Kosten- und leistungsziele, die erwartet· 
werden und die mit einem bestimmten Budget, einem be­
stimmten Ansatz versehen werden, beschrieben, definiert 
und damit aber auch überprüfbar gemacht werden können. 
Eine gleiche Regelung sieht der Änderungsantrag der Frak­

tionen der SPD und f.D.P. bei der Aufstellung von Wirt­
schaftsplänen vor. 

Darüber hinaus berührt der Änderungsantrag der Fraktionen 
der SPD und F.D.P. die avisierte Regelung vor, dass das Parla­

ment und die Regierung Vereinbarungen darüber treffen 
können, wie sie Instrumente entwickeln, ausbauen und fest­
schreiben. Diese Regelung ist durch den Änderungsantrag 

gestrichen worden. Der SPD/F.D.P.-Antrag wurde im Aus­
schuss mit Mehrheit entschieden: 

Es wurde in der Ausschusssitzung ein Änderungsantrag der 
Fraktion BÜNQNIS 90/DIE GRÜNEN angekündigt. Dieser liegt 

Ihnen heute auch vor. Die Beschlussempfehlungen des 
'Haushalts- und Finanzausschusses und des Rechtsausschusses 
liegen Ihnen vor, nämlich den Gesetzentwurf der Landesre-
gierung mit den Änderungen, die durch den Antrag der Frak­

tionen der SPD und F.D.P. vorgeschlagen wurden, _anzuneh­
men. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei SPD und F.D.P.) 
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Präsident Grimm: Meine sehrgeehrten Damen und Herren, in diesem Haushalt, 

Frau Berichterstatterin, vielen Dank für den instruktiven Be; 
richt, der auch die Kolleginnen und Kollegen, die nicht dem 
Haushalts- und Finanzausschuss anQehören; in di~ Lage ver­
setzt, dieses für das ParlameRt insgesamt sehr wichtige The-

ina nachzuvollziehen. 

Ich eröffne die Aussprache und ertei.fe Herrn Abgeordneten_ 

Dr. Weiland das Wort. 

. Abg. Dr. Weiland, CDU: 

· Herr Präsident, meine sehr geehrten-Damen und Herren! Al­
lE!!) Bemühungen der Landesregier_ung und allen Bemühun­
gen der Koalitionsfraktionen zum Trotz, die wir in den ver­
gangenen zweieinhalb Tagen erlebt haben und die an Eigen-. 
lob nicht gerade arm gewesen sind, bleibt es dabei: Dieser 
Haushalt ist kein_Sparhaushalt und setzt keine korizeptionel- -
len Schwerpunkte für die Zukunftsfähigkeit unseres Landes. 

(Beifall der CDU) 

D_ieser Haushalt läutet auch keineswegs, so, wie es hier mehr~ 
fach vorgetragen wurde, den Einstieg in den Ausstieg aus ei­
ner beispiellosen Verschuldung ein. Dieser Haushalt ist viel­
mehr ein Haushalt wie alle anderen HilUshalte dieser Landes­
regierung zuvor. Alle diese bisherigen Haushalte dieser Lan­
desregierung waren g·roß als Sparhaushalte ~ngekündigt: 

Meine sehr_ geehrten Damen und Herren, c!as Ergebnis wird 
~ein: ln der Summe werden all diese Sp<lrhaushalte dieses 
Land im Jahr 2001 zu einer Rekordverschuldung von 40 Milli­
arden DM geführt haben. _Dies ist eine Verdoppelung der 

Schulden- in zehn Jahren, ohne dass die entscheidenden Wei" 
chen~tellungen für die Zukunft vorgenommen worden wä­
ren. 

Nun ist von den Rednern der Opposition: es ist nicht Aufgabe 
der_ Opposition, ständig die Landesregierung zu loben, zu . 

preisen und Hosianna zu rufen - mehrfach dargestellt wor­
den, dass dieser Haushalt eine -Reihe von Mängeln aufweist, 
größere und kleinere Mängel. Ein ganz wesentlicher Mangel 
] edenfalls dieses Haushalts ist, dass ein beachtlicher Teil des 

Haushaltsvolumens, nämlich ganze -1,6 Milliarden DM der 
parlamentarischen Beratung, der parlamentarischen Mitwir­

kung und somit der parlamentarischen Kontrolle schlich~ und 
ergreifend entzogen we_rden. Sie werden entzogen, weil sie 
global veranschlagt werden. 

Meine sehr g_eehrten Damen und Herren von der Koalition, 

wir erinnern uns daran, was Sie in den vergangenen Jahren 

hier für einen Zirkus aufgeführt haben, wenn wir in unseren 
Haushaltsanträgen einmal eine globale Minderausgabe in 

- der Größenordnung von 20 Millionen DM, 30 Millionen DM, 
vielleicht waren es auch einmal 50 Millionen DM, vorgeschla­
gen haben. Was haben-Sie für einen Zirkus aufgeführt. 

in dieser Vorlage der Landesregierung werden Jahr für Jahr 
800 Millionen DM1 insgesamt 1,6 Milliarden DM global veran­
schlagt, und das ist jetzt plötzlich auf einmal alles in bester 
Ordnung. 

- Meine Damen und Herren, nein, es ist nicht in Ordnung; denn 

·spätestens seit der Anhörung im Haushalts- und Finanzaus­

schuss zur Landeshaushal_tsordnung im Oktober des vergan­
gen~n Jahres müsste auch Ihnen klar sein, dass ein solches 

· Verfahren, eine globale Ve~anschlagung von Mitteln in dieser 
Größenordnung, verfassungsrechtlich außerordentlich- be­
_denklich ist . 

(Beifall bei der CDU) 

·_Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Vorsitze-nde des· 
Haushalts- und Finanzausschusses hat gesagt, das hätte kei­
ner so gesagt. 

Herr Präsident, mit Ihrer Erlaubnis zitiere ich aus dieser Anhö­

n.ing des Haushalts- und Finanzausschusses. 

(Dr. Mertes, SPD: Eine Einzelmeinung !) 

Dort trägt Herr Professor Dr. Siekmann vor: Deshalb-haben 
wir schon- ich nehme an, d~s "wir" ist der professorale Plura­
lis Majestatis - vor ungefähr 20 Jahren den Standpunkt ver­
treten, dass dies verfassungsrechtlich bedenklich ist.- Korn-. 
mentar des Ausschussvorsitzenden Mertes: Das Leben ist halt 
so unterschiedlich.-

(Mertes, SPD: Dr. Mertes!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Kommentar des 

Ausschussvorsitzenden Dr. Mertes: Das Leben ist halt so un­
ters~hiedlich.- So gehen Sie mit diesen Problemen um. 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU­
. Dr. Mertes; SPD: Zitieren Sie· doch 
einmal die anderen Herrschaften!) 

Genauso,. wie. der He·rr Dr. Mertes darauf reagiert hat,. geht 
die Landesregierung mit diesen Problemen um; denn es in­

teressiert sie im ~runde genommen nicht. Sie ist im Grunde · 

genommen nicht an einer argumentativen und sachl!chen 
Auseinandersetzung interessie-rt. Sie verharrt stattdessen in 

Behäbigkeit und Eig_:nlob. 

Meine sehr geehrte Damen und Herreo, das ist die schlechte­

ste Ausgangsposition für dieses Land. 

•· (Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten ltzek das Wort. 
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Abg. ltzek, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Dr. '{Veiland, 
. es tut weh, dass Sie feststellen müssen, dass es der Landesre­

gierung und den ·sie tragenden Parteien gelungen _ist, einen 

solchen Haushalt vorzulegen. Das tut weh. 

(Heiterkeit bei der CDU) 

Sie haben nicht _damit gerechnet, dass trotz aller Ankündi­

gungen, die Sie immergemacht habeJJ, das, was Sie ange-kün­

digt haben, in Rheinland-Pfalz gelungen ist, nämlich einen 

ne.uen Weg in der HaushaltspolitiK einzu'schlagen. 

(Frau Themas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Angekündigt, aber doch 

nicht durchgeführt!) 

Globale Ausgaben sind doch keine Erfindung der Landesre­
gierung. Ich bin seit 1983 Mitglied dieses Hauses. Ich gehöre· 

auch seit dieser Zeit dem Haushalts- und Finanzausschuss an. 

·Man muss· sich die Prozentsätze einmaL vor Augen führen. 

Das sind etwa f %, 2 % des gesamten Haushaltsvolumens, 

die über solche globalen Ausgaben oder Einnahmen geregelt 

wurden. Mehr nicht. Also ein Haushaltsinstrurnent, das die 
Vorgängerregierungen immer voll genutzt haben. 

(Z_uruf des Abg. Dr, Weiland, CDU) 

Sie haben eine Einzelmeinung eines Sachverständigen zitiert 

und nicht die Mehrheit der Sachverständigen, die dies vorge­
tragen haben. 

(Dr'. Weiland, CDU: Nein, nein!) 

Dies muss man sagen. 

Aber ich weiß, das.tut weh. Sie haben gemeint, Sie könnten 
uns vorführen. Das ist Ihnen in den drei tagen nicht gelun­

gen. 
(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Lassen Sie mich zunächst-zur Landeshaushaltsordnung etwas 

sagen, weil ich meine, dass das für das Parlament eine sehr­

richtige Entsch~idung ist. Hierzu zitiere ich keine Einzelmei­

nung mit Erlaubnis des Präsidenten~ sondern die Mehrheits- . 
meinung. 

Herr Ör. Seidler hat ausgeführt: "Ich glaube, es besteht Ein­
vernehmen darüber, ZUI)1indest gehe ich nach dem, was ich 

bisher gehört habe, davon aus, dass die Richtl!ng, die das. 
Land Rheinland-Pfalz mit 'der Novellierung der Landeshaus­
haltsordnung einschlägt, die grundsätzlich richtige Richtung 

ist. Soweit ich übersehe, läuft das bisher im Kontext der Bun­
desländer. Das war der mutigste schritt, den man bei der No­
vellierung des Haushaltsrechts einge~chlagen hat." 

· (Zuruf von der SPD: Hört, hört!) 

Ich glaube, das ist der richtige Weg._lch glaube, im DetaHgibt 

es nur wenige Beanstandungen .. Natürlich kann man bei der 

einen oder anderen Position unterschiedlicher Auffassung 

sein. Wir haben sehr frühzeitig mit dem Finanzministerium 

verhandelt, wie wir ur:s das Aussehen einer neueil Landes­

haltsordnung vorstellen. 

(Zuruf der Abg. Frau thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Frau Thomas, Sie sind doch erstaunt darüber, dass es gelun~ 

gen ist, ein solches Gesetzeswerk vorzulegen. Sie haben uns 
das gar nicht zugetraut, 

(Frau Themas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sie waren doch in der Pflicht!­
Zurufe von der CDU) 

dass wir so l(iele parlamentarische Kontrollen ermöglichen. 

Unser Ziel ist erreicht worden, nämlich die Weiterentwick­

lung des Haushaltsrechts, mehr Transparenz, größere, Wirt" 
schaftlichkeit, Verb-esserung der parlamentarischen Kon-

. trolle. 

(Zuruf des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der vorliegende Gesetzentwurf und die Änderungen .des 

Haushalts- 'und Finanzat,~sschusses sind der richtige Weg in die 
richtige Richtung. 

(B'eifall bei der SPD) 

Ich möchte noch erwähnen, dass wir uns sehr frühzeitig in ei­

ner gemeinsamen Entscheidung mit dem Beschluss vom 
12. Novembe.r 1998 d-urchgerungen haben,--

(Zuruf von der CDU: Das sollten 
Si~ einmal sagen!)· 

-Ja, ich bin dabei. 

--dass wir eine Weiterentwicklung des Haushaltsrechts brau- · 

chen, wenn wir uns als Parlament ernst nei:Jmen. 

Ich erinnere an den Beteiligungsbericht. Ich erinnere an die 
Empfehlung der Enquete-Kommission ·und an den Subven­
tionsbericht. Das sind alles richtige Schritte _in die richtige 

Richtung. Wenn man einen neuen Weg geht, muss man !la­

türlich auch dafür sorgen, dass eine parlamentarische Kon­
trolle bestehen bleibt. 

ln Zukunft- das muss unsere Hauptaufgabe sein- binden wir 
die Mittel nicht mehr nach Ausgabezwecken, sondern nach 

Leistungszwecken. Das sollte unser neues Denken im Haus­
haltsrecht werden. 
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Frau Thomas, Sie können sich vorstellen, wir werden Ihren 
Antrag auf Änderung der Beschlussempfehlung ablehnen, 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Aber nicht aus Über,zeugung !) 

weil Sie mit Ihrem Antrag nur ein Ziel verfolgen. Ihnen geht 

es nicht darum, ·mehr Rechte fQr das Parlament einzufordern, 

sondern Sie wollen die Arbeit der Landesregierung lahmle­

gen. 

(FrauThomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Aber natürlich!) 

'. 

Mit dieser Regelung tun Sje das. 

(Zurufe des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der·CDU) 

Meine Damen und Herren, i~h habe keine Probleme damit, 

(13ischel, CDU: Wie legt man 

ein Parlament lahm?) 

in ein paar Jahren das Ganze zu hinterfragen und zu sagen: 
Was hat die Landeshaushaltsordnung in der von uns verab­
schiedeten Änderung gebracht? Gibt es Änderungsbedarf? 
Wirmassen Erfahrungen sammeln; Alle Schritte, die wir jetzt 

einschlagen, sind neu fQr uns, sind einmalig. Viele Erfahrun-

- genliegen bisher noch nicht vor. 

Wir werden heut[;!- das sage ich noch einmal, das wurde auch 

durch die Sachverständigen einwandfrei dargelegt- das mo­
dernste Haushaltsrecht mit den größten Mltwirkungsmög- · · 

lichkeiten des Parlaments verabschieden. 

. (Frau Tho.mas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Es massen immer Superlativen sein!) 

Ich gestehe ganz ehrlich ein, dass ich zu Beginn der Disl\us­
sion nicht damit gerechnet habe, dass es gelingen wird, eine 
solche Landeshaushaltsordnung im Parlament zu verabschie­

den. Ich habe nicht damit gerechnet, dass uns dieser Kraftakt 
gelingt. Ich bin froh, dass es uns ermöglicht wurde. 

Herr Jullie.n, ich habe erstaunt noch einmallhre.Rede nachge­

lesen. Ich habe heute einen Änderungsantrag erwartet. Sie 

h·aben nämlich am 23. September in Ihrer Rede angekündigt, 

dass Sie zu den§§ 8 und 20_a der Landeshaushaltsordnung ei-' 

nen Änderungsantrag vorlegen wollen. Ich habe ihn heute 

vermisst. Es kann sein, dass Sie durch die Anhörung zu einer 
besseren Überzeugung und ähnlichem gekommen sind und 
gesagt haben, das ist alles so gut, das brauchen wir gar nicht 

mehr durch einen Änderungsantrag zu bringen. Der Wisse~­
sthaftliche Dienst hat uns eine Hilfestellung gegeben. Wir ha-. 
bendurch eine Neuregelung den Leistungsauftrag verbessert 

und verstärkt,.um stärkere Eingriffsmöglichkeiten seitens des 

Parlamentstatsächlich zu gewährleisten. 

Wir sind der Auffassung, dass diese Landeshaushaltsordnung 
in der vom Haushalts- und Finanzausschuss geänderten Form 
einem modernen Haushaltsrecht entspricht. Mich hat sehr 

gefreut, dass die~ auch weitgehend von den Anzuhörenden _ 

geteilt wurde, obwohl die Anzuhörenden von unterschiedli­

chen Fraktionen benannt worden sind. Diese haben das dar­

gestellt. Damit will ich die Landeshaushaltsordr.JUng verlassen 

und mich den Themen der Einzelpläne 04 und 12 widmen. 

Meine Damen und Herren, der Einzelplan 04, der Etat äes Fi-. . 

nanzministers, ist überwiegend ein Personalhaushalt. Wir 

sollten den L~uten, die nicht gerade eine angenehme Tätig­
keit zu vollziehen haben, einmal Dank sagen, nämlich der 
Steuerverwaltung·; Wer zahlt schon gerne Steuern? Ich glau­

be, keiner. Sie machen ihre Aufgabe engagiert und gut. Ich 

glaube, die Landesregierung hat mit der Reform "Finanzamt 
2000" einen richtigen und wichtigen Schritt getan, um auch 

in der Zukunft eine optimale Steuerverwaltung zu gewährlei-_ 

sten. 

(Vereinzelt Beifall bei SPD 
und F.D.P.) 

_ Am Anfang hat es sicherlich auch in der Finanzverwaltung 
-unterschiedliche Betrachtungen daraber gegeben. Mittler­

. weile ist dieses Projekt "Finanzamt 2000" allgemein aner­
kannt, auch bei den Beschäftigten. Es hat sich gezeigt, dass 

eine Verbreiterung der Zuständigkeit des Einzelnen, des Be­

arbeiters- nicht mehr der Sachbearbeiter; in Zu_kunft wird al-

- les durch Bearbeiter er.ledigt -, indem mehr Verantwortung 

· auf die Mitarbeiter zukommt, auch den Intentionen des Ar­

beitnehmers Rechnung tragt. Das hat sich positiv ausgezahlt: 

·Ich behaupte, die Effektivität der Steuerverwaltung ist in den 

letzten Jahren von Jahr zu Jahr besser geworden. Die·Quali-· 
tät ist besser geworden, weil mehr Verantwortung a1,1f die 

anderen Obertragen worden ist . 

Natürlich bedeutet "Finanzamt 2000" keinen Schluss einer 

Veränderung. l~h_ erinnere nur, dass jetzt in einem Kraftakt 
die Zentralisierung der Finanzkassen gelungen ist, nämlich 
von 13 auf 4. Man hätte auch ·aber die Frage diskutieren kön­

nen, wqrum nicht nur eine. Aber ich glaube, es war aus struk­

turpolitischen Granden richtig, es bei vier zu belassen. Abe~ 
es ·bedeutet auch einen effektiven Arbeitseinsatz der dort Be­

schäftigten. 

Es istvorgesehen bzw. es wird ab Januar ein Info-Center in al­

len Finanzämtern geben, damit auch dort ein besserer Service 

mit dem" Ziel eingeführt wird, dass man beim Finanzamt nicht 
he-rumlaufen muss, sondern dass man eine Ansprechstelle 

.. hat, bei der die meisten Anliegen sofort erledigt werden köh- -

nen. 

Ich muss sagen, wir haben auch viel far die Steuerverwaltung 

getan. Ich erinnere nur-an die vielen Beförderungen,,die in 

den letzten Jphren aufgrundverbesserter Stellenpläne in der 

Steuerverwaltung ausgesprochen worden sind. Wenn ich 
mehr Verantwortung von den Beschäftigten_gerade im mitt-
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leren Dienst verlange, dann muss ich auch dafür Sorge tra­

gen, dass diese Arbeit dementsprechend bezahlt wird. 

Frau Thomas, ich habe mir noch einmal den Antrag ange­

schaut, den Sie eingebracht haben: Mehr Steuergere~htigkeit 

durch schnellere, intensivere und häufigere Steuerprüfun­

gen.· 

·(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ja!) 

Er wiederholt sich eigentlich, er widerspric~t sich sogar. Sie 

schreiben zum Beispiel: Effektive Bekämpfung des Miss­
brauchs der legalen steuerrechtliehen Gestaltungsmöglich­
·keiten. ~ Wenn etwas legal ist, kann ich das nicht missbrau­

chen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Spitzfindig!) 

Ich -kann nur Steuerrecht ausnutzen. Das ist ein Missbrauch. 

-Aber legale Zustände_ kann .ich nicht missbrauchen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Mehrfällt Ihnen zum Antrag nicht ein!) 

Das sind ganz normale Steuertatbestände, die jeder Steuer­

pflichtige-hat. Jeder, der seine Steuererklärung rJ1acht, wäre 

ein schlechter Steuerbürger, würde er nicht alle ihm zuste­
henden Möglichkeiten ausnutzen, wenn er Ausgaben hat. 

Das ist doch ganz natürlich". 

Wer meint, durch die Zahl der Betriebsprüfungen könnte 

man die Mindereinnahmen aufgrund der geplanten Unter-­
nehmensteuerreform kompensieren, zumindest teilwei­

se,---

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 

BÜNDNIS 90/DI E GRÜNEN) 

Frau Thomas, 60 % der steuerlichen Mehreinnahmen bei Be­

triebsprüfungen sind so genannte Gewinnverlagerungen, das 

heißt, nur 40 % sind echte Steuermehreinnahmen. Alles an­
de-re sind Zinserträge, weil ich die .Steuern vielleicht ein paar­

tYJonate früher bekomme oder auch nicht. 

Ich glaube,- die Steuerverwaltung hat eine große Leis;tung 

vollbracht. Ich habe gehört, es wäre auf einer Betriebsver-
- sammlung-der ZBV angekündigt worden, dass man überlegt, 

einen Eigenbetrieb zu gründen. Da es uns gelungen ist, die 

gesamte Beihilfesituation zu zentralisieren, damit zu be­
schleunigen, wesentlich zu verbessern, effektiver zu gestal­
ten, könnte ich mir vorstellen, dass sich die ZBV auf dem 

Markt der Gehalts- und Beihilfeabrechnungen bei anderen 

öffentlichen Verwaltungen ebenfalls beteiligen kann. 

Man sollte dem Finanzministerium ein Kompliment ausspre­

chen. Herr Minister, ich darf Ihnen auch zu Ihrem Vorsitz der 

Finanzministerkonferenz gratulieren. Das ist keine turnusmä­

ßige Ernennung, sondern das ist eine Anerkennung Ihrer Leis­

tungen als Finanzminister. 

(Beifall bei der SPD) 

Noch kurz ein Wort zum Wohnungsbau und zur LBB. Trotz al­
ler Ankündigung bin ich der Auffassung, dass es richtig war,, 

die LBB zu gründen, selbst weiiri es Schwierigkeiten gibt. Ich 

-habe immer gesagt- dieses Zitat von mir kann man den Pro­

tokollen des Haushalts- und Finanzausschusses entnehmen-: 

Macht es nichf so schnell _!!lit.der LBB GmbH & Co . .KG. Lasst 
euch Zeit.- Es war damals ,vielleicht ein Schnellschuss, 

_(Dr .. Weiland, CDU: Hätten wirdamals 
doch bloß auf Sie gehört!) 

·dass man meinte, man könnte das über das Knie brechen. 
Wer sich die LBB und die Probleme damit.anschaut, der weiß, 

dass es die einzige Möglichkeit war, die Arbeitsplätze in die­

sem Bereich zu sichern. Ferner bin ich der Meinung- das wer­

den die nächsten Monate ~eigen -, dass die Verhandl_ungen 
. mit dem Bund erfolgreich sein werden. Herr Böhr, nicht EG­

Recht widerspricht der Situation, sondern deutsches Recht 

verstÖßt gegen EG-Recht. Es wird sich herausstellen, dass es 

dem entspricht. 

(Zuruf des Abg. Bischelr CDU) 

Wir haberi mit der Regelung, die wir im Jahr 1991 eingeführt 

haben, uns halbjä~rlich der Wohnungsbauförderung zu wid­

men, den richtigen Weg eingeschlagen. Wir können flexibel 
auf Anträge und einen entsprechenden Bedarf reagieren. 

Derzeit können wir feststellen, dass für den Mietwohnungs~ 
bau so gut wie kein-Bedarf, aber für die Eigentumsförderung 
Bedarf besteht. Es ist ein richtiger Schritt in die richtige Rich­

tung, dass wir auf den Markt reagieren und dafür Sorge tra­
gen, dass den Wünschen der BOrger Rechnung getragen 
wird. 

Ein gariz wichtiges Thema hat Frau Bill -sie ist gerade nicht 

anwesend - heute .Morgen angesprochen. Sie hat über Ob­

dachlosigkeit und über Verelendung in Teilbereichen unserer 

Städte geredet. Das Programm- .,Soziale Stadt", das die Bun­
desregierung aufgelegt hat, wird vom Land übernommen 

_und auch auf zwei Städte modellhaft übertragen. Es sind 
Ludwigshafen und Mainz, die derzeitigen Problemgebiete, 
wobei Trier sicherlich auch dazugehört. 

(Mertes, SPD: Ganz andere!). 

-ja, da kann man nicht mit .,Sozialer Stadt" reagieren, son­

dern in diesen Fallen muss mananders reagieren. 

__ (Dr. Mertes, SPD: Können Sie 

das näher erklären?) 
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Man muss Wohn_gebiete ~ieder lebenswert machen, indem 
man sie besser gestaltet und Wohnungsgrößen verändert. 
Wir haben teilweise einen Wohnungsbestand, der dem heuti­
gen Bedarf nicht mehr entspricht: 55 Quadratmeter und fünf _ · 
Zimmer.- Das war in den 50er Jahren in der Wohnungsnot in 
den Städten eine große HJfe. Wer zieht aber heute noch in 
solche Wohnquartiere ein? Deshalb gibt es eine soziale Ver­
schiebung in der Zusammensetzung der dortigen Bevölke­

rung. 

Meine Damen ·und Herren, ich meine, dass wir auf.dem richti­

gen Weg sind. Bezüglich der Einzelpläne 04 und 12 kann ich 
sagen, dass es ein guter' Haushalt ist, der vorgelegt worden 
ist. E~.liegt im·lnteresse der Flnanz-:erwaltungen, aber auch 

im Interesse de~ sozialen Wohnungsbaus un.d auch im Ioteres­
se der Beschäftigten der LBB. Das war der richtige Weg, den 
wirdamals eingeschlagen haben. 

Vielen Dank. 

(Beifal) der SPD und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

. Eine Zwischenbemerkung yon Herrn Dr, Weiland. 

Abg. Dr. Weiland, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! lch.gehe kurz auf 
das (;!)n, was Herr ltzek eingangs gesagt hat: Herr ltzek, natür­

lich muss man über die Einführung neuer Haushaltsinstru­
mentarien sprechen. Vieles ist auch im Gespräch, Lind es ist 

· auch sehr viel Sinnvollesund Notwendiges dabei. 

Nur, die globale Veranschlagung von Mehreinnahmen und 
Minderausgaben in der Größenordnung von 1,6 Milliar­
den DM in diesem Doppelha.ushalt hat nichts; aber auch gar 
nichts mit der Einführung neuer Haushaltsinstru-mentarien zu 
tun, 

(Beifall der CDU­
Billen, CDU: So ist das!) 

sondern das ist business as usual. Das hat nichts mit einer da­
hinter stehenden Idee oder einem Wechsel der Konzepte zu 
tun, 

(ltzek, SPD: Habe ich nie behauptet!) 

sonder-n· das hat etwas damit zu tun, dass der Finimzminister. 

offensichtlich im Haushaltsaufstellungsverfahren nicht die 
Kraft hatte, den einzelnen Ministerien zu sagen: Da, da una 

da müsst ihr noch Geld abgeben! Das ist der Grund für diese 

Globalveranschlagung. 

Der zweite Grund für diese .Globalveranschlagung ist, dass 
der Finanzminister he-ute hoch nicht genau sagen kann, wie 
er die Ausfälle aus der Steuerreform finan:z;ieren will; 

(Beifall der CDU) 

Das hat alles nichts mit neuen Haushaltsinstrumentarien -zu 

tun. 

(Beifall der CDU -
ltzek, SPD: Das habe ich nie behauptet!) 

Präsident Grimm: 

Ich erteile der Abgeordneten Frau Thomas das Wort. 

Abg. Frau Thomas, BÜND.NIS 90/DI~ GRÜNEN: 

Sehr geehrte Damen und Herren, zur Landeshaushaltsord­
nung komme ich später. Ich_ sage aber noch etwas zu den 
Haushaltsberatungen und dazu, unter welchem gro.ßen Mot­
to diese Haushaltsberatung_en seit_ens der Landesregierung 
gelaufen sind. Im Prinzip wird die Beratung von plakativ vor.­
getragenen Sparappellen getragen. Bis zum Jahre 2008 wird 
die Landesregierung es schaffen - so sagt sie -, die Neuver­
schuldung auf Null zurückzufahren. 

Ich will Ihnen heute noch einmal deutlich machen, und das 
habe ich. auch während der Haushaltsberatungen in den Aus­

schüssen gesagt: Wir haben überhaupt nichts gegen die Zu­
rückführung-der Nettoneuverschuldung- ganz im Gegenteil. 
Solange ich die Arbeit der grü.nen Fraktionim Landtag verfol­
ge- ich habe jetzt nicht alle Protokolle aus vorherigen Jahren 
nachgelesen,- haben wir das bei jeder Haushaltsberatung ge­
fordert. Jedes Mal haben wir Vorschläge gemacht, wie wir 

di'e Neuverschuldung zurückfahren können, so auch dieses 
Mal. 

(Bei.fall des BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

D~m i:iel_widerspreche ich also überhaupt nicht.Aber das, 

was Sie in der Landesregierung daraus machen, ist doch tat­
sächlich· unseriös; denn Sie werden nicht an Ihren Ankündi­

gungen für das Jahr 2008 gemessen, sondern Sie w~rden an 
dem gemessen, Was Sie erbracht und geleistet haben, meine 
Damen und Herren, Herr Beck,Herr Mittler: Dann schauen 
wir uns das doch einmal an·. Im letzten Doppelhaushalt haben 
Sie sich damit gebrüstet, dass Sie durch den Haushaltsab­
schluss für das Jahf' 1998 die Nettoneuverschuldung reduziert 

hätten, obwohl die Einnahmesituation so schlecht. gewesen 
sei. Damals hatten Sie in Ihrem Haushaltsplan eine Nettoneu-

. verschuldungvon rund 1,8 Milliarden DM veranschlagt. Die­

ser Wert lag unter dem Wert des Jahres 1997, der 1',9 Milliar­

den DM betrug. 
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~ Es gab aber einen kleinen Unterschied: ln der Zeit von 1997 
auf 1998 ha.ben Sie die LBB gegründet. Sie haben neben der 
Nettoneu\lerschuldung, die Sie als Land ·wie haben Sie es so 
schön formuliert- im Kernhaushalt veranschlagt haben und 
auch eingegangen sind; noch einen Nebenhaushalt, nämlich 
den der LBB. Sie haben der LBB die Möglichkeit gegeben, sich 

bis zu der Höhe von .108 Millionen DM zu verschulden. Wenn 
ich diese 108 Millionen DM zu der tatsächlich erreichten Net­

toneuverschul~ung hinzuzähle, liegen Sie mit dem Ergebnis 
. tatsächlich über der Neuverschuldung aus dem Jahr 1997. Das 

sind die Ergebnisse. 

(Zuruf des Ministerpräsidenten Beck) 

-Doch, das stimmt. ln der Veranschlagung waren sie dabei. 

(Zurufe der SPD und der F.D.P.) 

- Dann liegen Sie immer noch darüber. Auch mit 69 .Millio· 

nen DM, die im ~Jahresabschluss angegeben sind, liegen Sie 

über der veranschlagten Nettoneuverschuldung, 

(Beifall des BÜNDNJS 90/DIE GRÜNEN) 

obwohl Sie im Jahr 1998 noch die Einnahmen des Heimstät· 
tenverkaufs verbucht haben. 

Sie sollten nicht plakative Appelle äußern, son_dern Sie sollten 
Ihre Hausaufgaben und Ihre Ankündigungen so erfüllen, dass 
sie stehen und sich sehen lassem können. Das kann ich aber 
nicht.feststellen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich. bin auf die Haushaltsrechn~ng für das· Jahr 1999 gespanr1t . 

und mit welchen Ergebnissen Sie dort aufwarten, weil Sie · 
wieder sagen werden: Im Jah·r 1999 haben wir einen guten 
Abschluss. 

Ich kenne nur eine relativ kurze Press_emitteilung des Ministe­
riums der Finanzen über die vorläufige Beurteilung des.Haus­

haltsabschlusses 1999. Es ist bereits mehrfach zitiert worden: 

210 Millionen DM Mehreinnahmen an Steuern, und 70 Millio-
. nen DM sind tatsächlich eingespart worden. - ln den Debat~ 
ten der letzten zwei Tage ·ist mehrfach gesagt worden, dass 

die Opposition mit ihren Prognosen nie Recht gehabt habe. 
Ich aber frage, ob die Landesregierung mit ihren Prognosen 

überhauptjemals Recht hatte. 

. (Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Gute Frage!) . 

Herr Mittler, auf eine Kleine Anfrage im März letzten Jahres, · 

als ich gefragt ~habe, ob Sie es für nötig halten, einen Nach- . 
.tragshaushalt zu erstellen, haben Sie mitgeteilt, dass Sie das 
im März noch nicht sagen könnten. Sie hätten aber ,schon 

Vorsorge getroffen und Bewirtschaftungsmaßnahmen her­
beigeführt.- Dann haben· Sie gesagt: Mit diesen Bewirtschaf-

turigsmaßnahmen kann ich 242 Millionen DM im Laufe des 
Haushaltsjahrs einsparen. 

Herr Beck sagt am Mittwoch: Wir haben nicht 242 Millio­
nen DM erwirtschaftet, sondern der Saldo beträgt 70 Millio­

nen DM .. 
(Ministerpräsident Beck: Das ist ·· 

doch unglaublich!) 

So viel zu der Prognose Sicherheit: 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie müssen sich schon hierhin stelien und .deutlich machen; 
wo Sie di§! Mehrausgaben hatten, die Sie im Saldo dagegen­
rechnen. 

(Zuruf des Staatsministers Mittler) 

• Herr Mittler, nefn,·Sie müssen schon beide Seiten nennen. 

Ich glaube, dass das Ihre Informationsstrategie ist, auf die Sie 

sich verlegt haben, und zwar lieber Wirklich wenig Zahlen 
nennen, bevor jemand k!Jmmt und Ihnen nachrechnet, wo' 
Sie einen Trommelwirbel gemacht haben, obwohl Sie viel­
leicht nur die Triangel hätten anschlagen können. 

(Beifall des BÜNDNIS-90/DIE GRÜNEN) 

Es geht weiter. Vielleicht können Sie heute einmal erklären, 
warum Sie eine Rücklage bilden. 

(Mertes, SPD: Das ist doch erklärt. Vielleicht 

sitzen Sie auf den Ohren, wenn ich 
. auf etwas anderem sitze!) 

• Nein, das ist nicht erklärt. Sie könnten vielleicht erklären, 
warum Sie die 280 Millionen DM nicht nutzen, um die Netto­
neuverschuldung zu reduzieren, sondern sie in eine Rücklage 

zahlen und im Jahr 2001 - das ist das Jahr, in dem die Land­
tagswahl stattfindet· red~gieren. Das istganz neu. 

(Mertes, SPD: Weil wir es wollen!) 

·Ja, weil Sie es wollen. Herr Mertes, warum wollen Sie es? Es 

ist" nämlich viel schöner, im Jahr 2001, kurz vor der Landtags­

wahl, sich hierhin zu stellen und zu sagen, wir sparen jetzt 
und reduzieren die Nettoneuverschuldung. Es ist viel schöner, 

dann die Prospekte von diesem Jahr zu zeigen und zu sagen: 
Das war unsere Prognose . 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Was man heute besorgen kann, dass sollte man nicht auf 

morgen verschieben. Das sollte vielleichtdie Maxime sein, ge-
rade wenn man sich mit" dem Sparen profilieren will. -

~ (Ministerpräsident Beck: Das Haushalts· 
ergebnis 2001 wird 2002 vorgelegt!) 
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-Aber die Ankündigungen kommen immer vorher. Sie kündi­
gen heute schon an, was Sie im Jahr 2008, erreichen wollen. 
So kann es nicht gehen, HerrBeck. 

·Meine Damen und Herren, ich glaube, dass das, was Sie als 
Sparpolitik propagieren, und das, was Sie daraus machen,­

weit hinter dem, was Sie an Appellen vor sich hertragen, zu­

rückbleibt. Ich habe lh~en einige Beispiele genannt. Ich könn-
. te das noch länger tun. 

(Mertes, SPD: Nein, nein!) 

-Dann müsste- ich Sie alle bitten, Ihren Taschenrechner zu 
zücken. 

lch.komme zum zweiten Punkt. Ich habe in den-letzte'n zwei 
Tagen aufgehört zu zählen, wie oft von den Vertretern der 
F.D.P. und der SPD in der Debatte der Eindruck erw(;!ckt wur­
de, dass man mit diesem Sparhaushalt Schulden abbaut. Das 
ist doch mitnichten so. Man kann mit solchen Begrifflichkei­

ten ein.bisschen spielen. 

Frau Pahler ist mir dabei aufgefallen. Sogar Herr Zuber hat 
von dem Sparhaushalt, mit dem man Schulden reduziert, ge­
sprochen. Das ist auch dieses Jahr nicht so. Im nächsten Jahr 
wird die Neuverschuldung wachsen, und zwar um einen be­
trächtlichen Betrag. Machen Sie keine paternkinsehen Dörfer, 
sondern sagen Sie: Wir versuchen und kündigen an, dass wir 
die Neuverschuldung reduzieren wollen. Wir fü~ren noch 
·lange keine Schulden zurück. Ob Sie das 2008 können, steht 

auch noch in Frage. 

' ' 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, vielleicht hören wir noch etwas zu 

der Ausgleichsrücklage, die Sie bilden wollen. Meiner Mei­
-nung nach ist das eine Strategie, mit der Sie den von uns ge­
forderten Nachtragshaushalt aus anderen Gründen - das ha­
be ich gestern zum Thema Bezirksregierung und Veranschla­
gung clavon erläutert- umg~hen wollerl. 

Sie sollten sich einmal die HaushaltsfÜhrung des Bundes be­
trachten und sehen, was die Bundeshaushaltsordnung regelt 
und wie der Bund damit umgeht, wenn er Steuermehrein­

nahmen hat. Er reduziert -nämlich im laufenden Haushalts- . 

jahr i~ Haushaltsvollzug seine Neuverschuldung. Vielleicht­
erklärt uns Herr Mittler nachher, wie er es macht und wer in 

der Landesregierung - er selbst oder vielleicht der findige 
Staatssekretär Dr. Deubel- aufdie Idee kam, das alles zu ver­
schieben. Dann kann man das zweimal gut verkaufen. 

Meine Damen und Herren, man kann Verständnis dafür ha­
ben, d~ss sich der Mond heute Morgeh 'verdunkelt hat. Sie 

wissen, es gab heute Morgen kurz nach 5.00 Uhr eine totale 
Mondfinsternis. Vielleicht haben Sie sie auch gesehen. Ich ha­

be sie mir angeschaut, und ich· konnte es verstehen. Der 

Mond wu~ste schon, dass Sie heute mit Mehrheit diesen Lan-

deshaushalt verabschieden wollen. Da konnte er sich nur 
noch zurückziehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Kuhn 
das Wort.,-

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Verdunkelu11g 
des Mondes ist vorbei, wenn wir diesen Haushalt verabschie­

den werden. Er stahlt dann wieder in vollem Licht. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Das ist damit als Symbol nicht mehr zu gebrauchen. 

Ich komme zunächst zur Haushaltsberatung. Ich möchte n·och 
etwas zum Verfahren sagen. Es-gibt neue positive Elemente, 
-die sich bewährt haben. Die Kurzintervention hat diese Haus­
haltsberatungen belebt. Wir sollten sie als Instrument weiter 
pflegen. Unsere großen Befürchtungen, die-wir, was den Ab­
lauf anbelangt, in den vergangenen Jahren hatten, sind, was 
das Verfahren angeht, nicht eingetreten. Wir sind auf einem 
guten Weg. 

Ich möchte das, was der Kollege ltzek zum Einzelplan 04 
- Ministerium der Finanzen - gesagt hat: um zwei Dinge er­

gänzen. Zunächst einmal' möchten wir als F.D.P.-Fraktion die 
Leistung des Finanzministerums. anerkennen, und zwar im 
Hinblick auf die Haushaltsführung in den letztem beiden Jah­

ren durch den Minist~r und den Staatssekretär Dr. Deubel. 

(Beifall derF.D;P. und der SPD). 

Diese Haushaltsführung war professionell und hat uns als 
Parlamentarier das Leben erleichtert. Dies unterstreicht auch 
das positive Abschlussergebnis. -

Was zu diesem positiven Ergebnis geführt hat, sollte -man 

herausstellen. Das Zinsmanagement des Finanzministeriums 
ist außergewöhnlich gut und _in d~J Bundesrepublik Deutsch­
land vorbildlich. Dadurch sparen wir eine ganze Menge Geld. 
Ich spreche. ein großes Kompliment an das Finanzministerium 

-- fürdiese Leistungen aus. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Das· gilt natürlich auch für d.ie Konieptionierung des vorlie­

genden Doppelhaushalts, den wir jetzt abschließen werden. _ 
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Frau Thomas kann ich nicht direkt ansprechen, weil Sie nicht 
im Raum ist. Das wird nachher der Finanzminister tun. Es gibt 

einige krasse Fehlaussagen, die richtig gestellt werden müs­
sen. Da sie nicht anwesend ist, werde ich das nicht tun, weil 

sie nicht die Chance zum Entgegnen hat. 

(Zuruf aus dem Hause: Sie ist doch da!) 

Die Aussagen in Richtun·g LBB- das haben Sie selbst gesehen­
sind nicht richtig. lh~e Einschätzung der Rücklage wird von 

uns nicht geteilt. Sie wissen ganz genau, aus welchen Grün­
den wir eine systematische -Konzeption brauchen, um die zu 
erwartenden Steuerausfälle kompensieren zu können. Dieses 
Konzept ist in sichschlüssig. Es sprichtfür diesen Doppelhaus­
halt, dass wir in der Lage sind, dieses doch sehr hohe Volu­
men', wenn wir von einer Zahl von 850 Millionen DM ausge­
hen, zu bewältigen, ohne den Doppelhaushalt in irgendeiner 
Form zu gefährden. Das ist·ein Element-der Vorsorge. 

Meine Damen und Herren; mein Kollege ltzek ist ein leiden­
schaftlicher Parlamentarier. Das habe ich im Laufe der Jahre 
gemerkt. Er hält die Rechte des Parlaments hoch. Das ist äu­
ßerst anzuerkenn.en. Er hat sich mit großem Engagement 
zum Entwurf zur Änderung der Landeshaushaltsordnung ge­
äußert. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, er hat Recht. Das habe ich 
im Laufe der Jahre immer mehr feststellen müssen. Wir müs-

. senals Parlamentarier darauf achten, dass unser Budgetrecht 

im Zusammenhang mitden notwendigen Verwaltungsrefor­

men, die wir haben werden- zum Beispiel die Budgetierung -, 
nicht nur erhalten bleibt, sondern dass es in einerneuen Qua­

lität auferstehen kann. Das, was wir bisher getrieben ha~en, 
war mittelalterlich. Diese Art der Haushaltskontrolle war ein 
unglaublicher Energieaufwand. Gerade die Opposition hatte 
es besonders schwer, diesem Zahlenwerk letztendlich ganz 
zu folgen. 

Wir brauchen ganz neue Konzepte der Kontrolle, der Ein­
flussmöglichkeiten. Meine Damen und Herren, ich bin der fe­
sten Überzeugung, dass das· Budgetrecht nicht ausgehöhlt 

wird, sondern dass wir in der Lage sind, ganz neue Instrumen­

te zu entwickeln. Die Verwaltung braucht natürlich neue ln~ 
strumente. Sie muss Freiräume haben, Sh~- muss flexibler wer­

den, mehr Eigenverantwortung tragen. Es geht um Eff!zienz 

und Wirtschaftlichkeit mit dem Umgang öffentlicher Ressour­
cen. Dann ist eine DetailgängeJung durch Parlamentarier 

nicht sinnvoll. Das wollen wir nicht mehr. Das ist von gestern. 
Dieses Steuerungsinstrument muss weiterentwickelt werden, 
und mit der: Landeshaushaltsordnung werden .wir dazu einen· 

wesentlichen Beitrag lejsten. 

Meine Damen und Herren, noch einige Anregungen. Ich fol­
ge gern den Äußerungen meiner Kollegin Heike Hatzmann, 
die sich dankenswerterweise sehr engagiert. Ich will noch ein­
mal auf einige Perspektiven hinweisen. Wir haben - sie hat 

das auch schon einmal dargestellt - schon sehr früh in den 

Haushaltsjahren 1996/1997~ Modellversuche zur Erprobung 

neuer Haushaltsinstrumente zug-elassen. Dann muss man sich 

die Frage stellen: Was ist daraus geworden? Wir haben im 
Bereich der Forstbetriebe ein so genanntes neues Steue­

rungsmodell eingeführt. Wesentliche Elemente dieses Mo­
dells waren die Optimierung, der Aufbau und Ablauf der Or­
ganisation. Dabei würde das Ziel einer dezentralen Ressour­
-cenverwaltung mit dEm Instrumenten Budgetierung·und.Con­
trolling anvisiert. Das Ergebnis dieses Einzelprojekts und·die 
·Entwicklung in den anderen Bundesländern -dort wird auch 
nachgedacht- zeigen, dass es sinnvoll ist, den Ansatz Budge­

tierung und Controlling fortzuentwickeln und auf weitere 
Bereiche zu übertragen. Dies ist für uns die Schlussfolgerung 
aus diesen neuen Steuerungsmodellen. Darüber sollten wir 
uns in unserem Bewusstsein, als Parlamentarie·r auch ein Bud­
getrecht zu haben, möglichst bald Gedanken machen.· 

. (Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Meine Damen und Herren, ich nenne noch einmal die Ziele: 
Schaffung von Kostentransparenz, Stärkung des Kostenbe­
wusstseins aller handelnden Personen, größere Flexibilität 
und Wirtschaftlic;hkeit des Verwaltungshandelns·,. größere 
Autonomie und Verantwortung der einzelnen Organisations-· 
einheiten, das heißt, dezentrale Ressourcenverwaltung, hö­
here Motivation und Arbeitszufriedenheit- das wird die Fol­
g·e sein, dann macht das auch mehr Spaß-, letztlich die Schaf­
fung von Leistungsanreizen. 

Meine Damen und Herren, die Verabschiedung der Landes­

haushaltsordnung ist in der Tat ein Meilenstein. Aber wlr 
werden nicht aufhören, sondern wir werden die Chancen, die 

sich ergeben, als Parlamentarier nutzen. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Meine Damen und Herren, rlOch ein Wort. Wir wollen keinen 
umfassenden Schlagabtausch. Am Mittvyoch und am Don­
nerstag haben wir alles gesagt; dennoch ist mir eines in Erin-· 

nerung geblieben, was Kollege Weiland gesagt hat. Er hat 
den Koalitionsfraktionen die Fähigkeit abgesprochen, sich 
auf eine argumentative Diskussion einzulassen. Lieber Herr 

Kollege Weiland, vielleicht haben wir unterschiedliche Per­

spektiven. Diesen Eindruck hatte ich nicht. Die Beiträge der 
Opposition bewirkten bei uns den gegenteiligen Eindruck. 

(ZurufdesAbg. Dr. Weiland, CDU) _ 

Vielleicht ·noch ein Letztes. Es wurde schon deutlich gesagt. 

Niemand erwartet von der Opposition, dass sie einen Parallel­
h~ushaltsentwurf entwickelt. Das ist unmöglich. Das wird nie­
mand tun wollen. Aber wir erwarten· ~on der Opposition, 

dass sie üper Pauschalkritik und Einzelkritik politische Leitli­
nien erkennen lässt. Immer nur den Eindruck zu erwecken; 
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mehr, mehr, mehr, das ist für mich persönlich keine ganz 
Oberzeugende Position. . 

(Beifall bei F.D.P. und SPD-
Dr. Weiland, CDU: Vielleicht lesen Sie 

einmal unsere Haushaltsanträge I) 

~.Bei den GRÜNEN hat sich für mich nach diesen drei Tagen · 
·herausgestellt: Sie bieten das Antikonzept in derTat an. Es ist 

ein Konzept, das der Situation des sich entwickelnden Flä­
chenlandes Rheinlahd-Pfalz nicht gerecht wird und geradezu 

~ kontraproduktiv ist, was die Interessen des Landes anbelangt. 
Es ist für mich .sehr beeindruckend, dass man die politische 

Zielsetzung nicht an denNotwendigkeitenund Bedürfnissen 
der BOrger orientiert. Pas ist zusammengefasst für mich der 

Eindruck. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Herr Kollege Weiland, ich habe es eben vergessen, weil ich 
darauf hingewiesen habe, dass die Detailkorre~tur wohl vom 
Finanzminister erfolgen wird: Auch Ihre Aussagen zum Dop­
pelhaushalt bezüglich der globalen Mindereinnahmen und 
der Quantifizierung sind nach meiner Einschät~ung nicht 

·richtig, aberlassen wir uns belehren. Der Finanzminister wird 
.. sich dazu noch einm<!l äußern. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD). 

Präsident Grimm: 

Für die CDU-Fraktion spricht Herr AbgE)ordneter Wirz. 

Abg. Wirz, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kolle­
gen! Der Haushaltsentw_urf der Regierung sieht bei den Maß­
nahmen nach dem Hochschulbauförderungsgesetz insgesamt 

Ausgaben in Höhe von 134,533 Millionen DM vor. Dieser An­

,satz kan!l sich im Laufe der Haushaltsentwicklung noch um 
ca. 35 Millionen DM bis 40 Millionen DM erhöhen. Ohne den 

Streit Ober die Zu Iässigkeit einer nicht ausreichend quantifi­
zierten Veranschlagung erneut zu führen, darf ich vorweg für 
meine Fraktion erkläre_n, dass die Ansätze der Kapitel 12 15 

und 12 16 für den Bereich· der Hochschulen unsere Zustim­
m~:~ng finden~ wenngleich wir bei dem einen oder anderen 
Ansätz durchaus Bauchschmerzen haben, meine Damen und 
Herren. 

lc;,li möchte mich bei meinen Ausführungen im WesentHeben 

auf die Kapitel 12 20 ff.- Hochbaumaßnahmen des Landes­
und die Wohnungsbauförderung beschränken .. 

Meine-Damen und Herren, unter dieses Kapitel fällt unter an­
derem auch de:r gesamte Komplex der LBB. Gestatten Sie mir 
iln dieser. Stelle eine grundsätzliche Bemerkung. Herr ltzek, 
Falsches wird doch dadurch nicht richtiger, wenn es ständig 
wied!=!rliolt wird. Die Privatisierung von Staatsbauverwaltun-

. genist eine Scheinprivatisierung, die eine. ehemalige hoheitii­
che Baufunktion in einen organisatoriscnen Zwitter. verwan­
delt, der nicht die Vorteile, sondern die Na.chteile von Staat 
und privat miteinander vereint. Dies ist ein Zitat der Bundes­
architektenkamm er, deren Präsident bekann1licherweise ei.n 
Herr Peter Conradi ist, bis vor kurzem .seines Zeichens Mit­
glied, ich- glaube, er ist es noch, des Bundestags fürdie SPD. 

· (ltzek, SPD: Das ändert nichts daran, 

dass er ein Lobbyist ist!) 

Das ändert aber auch nichts <;laran, dass auch solche Leute ge­
gebenenfalls der Wahrheit wohl. etwas näher sind. als einen 

durch Starrsinn etwas verstellten Blick, Herr Kollege hzek. 

Es ist in den letzten -Wochen offembar geworden, meine Da­
men und Herren, dass auch das zweite P<!radestück der Ver­
waltungsmodernisierung der Landesregieru-ng zumScheitern 

·verurteilt ist. Seit 1996 wird uns die Umwandlung· der frühe­
ren Staatsbauämter i_n eine LBB GmbH & Co. KG angekündigt. 
Jetzt, nach mehreren Anläufen, sind Sie nach mehr ais drei 
·Jahre·n dort angelangt, wo Sie nach unserer Auffassung in 
sinnvoller Weise schon viel frqher hätten sein können, näm­
lich bei einem Eigenbetrieb des Landes. Dieses Konzeptschei­
tert an_ einem Hindernis, das Ihnen von Anfang an bekannt 

war, dem Weti:hewerbsrecht, das in der Europäischen Union . 
. und in Deutschland gültig ist. Wie können Sie auch im Ernst 

glauben, dass ein, wenn auch befristetes Auftragsmonopol 
einer privatrechtm:hen Firma, die nicht mehr Teil der staatli­
chen Verwaltung ist, vor den Regeln des marktwirtschaftli­

ehen Wettbewerbs Bestand haben kann. Das Justizministeri-. -
um unseres Land~s und unsere Kartellbehörde haben Sie da-

. vor gewarnt. Sie haben sich leichtfertig darOber hinwegge­
setzt, oder sollte man dieses Verhalten wohl besser als starr­
sinnig bezeichnen. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und H-erren, keinen Pfifferling gebenyvir auf 

die ständigen Beteuerungen, dass eben diese LBB kein Mittel­

standskiHer sein soll. Ein Monopolist ist das von Natur aus,. 
und nach Ablauf der Übergangsfrist wird diese LBB entweder 

voll oder/und uneingeschränkt auf den Mar~ gehen müssen, 
oder_sie ist nicht existenzfähig, wenn Bund und Land von ih­
rem Recht Gebrauch machen, Immobilienleistungen auf dem 
freien Markt einzukaufen. Sie müssen auch von diesem Recht 
_Gebrauch machen; denn sonst verstoßen sie gegen das Ver-
gaberecht. ' 

Deshalb so'llten Sie Schluss machen mit diesem Projekt und 
die LBB endlich zu einem schlagkräftigen Eigenbetrieb für die 

Immobilienverwaltung -und die Bauherrenfunktionen für die 
staatlichen Bauaufgaben entwickeln. 
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So h~ben wir grundsätzlich keine Probler:ne mit den Veran­
schlagungen des Wirtschaftsplans der LBB, mit Ausnahme 
vielleicht der Ansätze für Gewe-rbesteuerausgaben in- der 

Plan-, Gewinn- und Verlustrechnung sowie des Sanierungsan­
satzes für die Landespolizeischule auf dem Hahn, meine Da­

men und Herren. Wir finden es schon sehr seltsam, dass nun­
mehr nach nur kurzer Zeit bereits ein· Sanierungsbedarf von 

• 15 Millionen DM vorliegt, nachdem bereits im letzten Jahr die 

Warmwasserversorgung nachgerüstet wurde. Meine Damen 
und Herren, dies sind übrigens Dinge, die zum Teil alle bereits 

in einer Mängelliste·des seinerzeit für den Neubau zuständi­

gen Staatsbauamts ldar-Oberstein enthalten waren. 

-ln diesem Zusammenhang sind wir sehr daran interessiert, zu 

erfahren, warum denn seinerzeit die in einer umfänglichen 
Mängelliste festgestellten Mängel nicht beseitigt wurden 
und warum defzuständige Leiter des Staatsbauamts ange­

wiesen wurde, die Baumaßnahme abzunehmen, ohne.dass 

die festgestellten Mängel beseitigt wurclen. Dies sind nur ei­
nige Fragen eines ganzen Fragenkatalogs, der sich in diesem 

Zusammenhang für uns auftut, meine Damen und Herren. 

Wir werden zu gegebener Zeit darauf zurückkommen. 

-Zur staatlichen ·wohnungsbauförderung kann man feststel­

len: Sie ist in unserem Land in ihrer Wertigkeit in den letzten· 

Jahren stark reduziert worden.- So waren noch für das Haus­

haltsjahr 1998 Programmmittel von rund 275 Millionen DM 

eingeplant. Diese wurden 1999 um 20 Millionen DM auf rund 

.255 Millionen DM und bis 2000/2001 auf 200 Millionen DM 
· reduziert, wenn ich die kosmetische Operation der Koali-. 

tionsfraktionen aus 2001, Mittel in das Jahr 2000 zu verschie­
ben, einmal außer Acht lasse. 

Meine Damen und Herren, ich habe erhebliche Zweifel, dass 
diese nunmehr radikal zurückgeführten Mittel und das damit 
erreichte N_iveau der Wohnungsbauförderung tatsächlich 

noch dem Bedarf entspricht, auch wenn ich die im Zusam­

menhang mit der Konversion zusätzlich freigesetzten Woh­

nunge!l in diese Betrachtung mit einbeziehe._ 

Meine Damen und Herren, wen!} ich dann in diesem Zusam­
menhang die-erstaunlichen Reaktionen oder- besser gesagt­

Nichtreaktionen der Koalition auf die Kürzung der Bundesre­

gierung betrachte, während man vor einigen Jahren bei einer 
im Verglei,ch zu heute sehr moderaten Reduzierung der Bun­

desmittel wahre Veitstänze aufführte, muss ich ~eststellen, · 

dass hier in ·der Tat mit unterschiedlichem Maß gemessen 
wird. Die moderaten Reduzierungen von Töpfer seinerzeit 

waren ein Teufelswerk, während massive Rückführungen 

durch Rotwün überhaupt nicht mehr wahrgenommen wer­
den. 

Die fiir die Wohnungsbauförderung zur Verfügung stehen­

den Barmittel sinken vom Ist 1996 mit 448,2 Millionen DM auf 

216,715 Millionen DM im Jahr 2001. Das sind·noch 48 %, also 

weniger als die Hälfte der ursprünglichen Veranschlagungen. 

·Bei den Bundesmitteln verhält es sich ähnlich. Von einem Ist 

im Jahr 1996 von 123.4 Millionen DM sinken diese auf 

59,56 Millionen DM im Jahr 2001, also ebenfalls weniger als 
die Hälfte. Ich wiederhole mich, diese Reduzierungen der 

-Wohnungsbauförderungen sind meines Erachtens nicht 

durch den zur.ückgegangenen Bedarf allein zu rechtfertigen. 

Meine Damen und Herren~ da~s es in diesem Zusammenhang. 
möglich wurde, dass der Bund nunmehr entgegen der ur­

sprünglichen Ankündigung das Wohngeld weiter zahlt, wird 

begrüßt. Dass die~ aber dadurch kompensiert wurde, dass di'e 

_ Kommunen nunmehr mit dem Unterhaltsvorschuss belastet 

werden,·kann man beurteilen, wie man will. 

(Glocke des Präsidenten) 

Aber_ eine vernünftige Abgrenzung der unterschiedlichen 

Aufgabenstellungen zwischen Bund und Land stellt diese Re­

gelung jedenfalls nicht dar, meine Damen und· Herren. 

Ich komme zum Schluss. Herr Finanzminister, Sie haben sei­

nerzeit am 7. September in Richtung des Bundesfinanzmini­
sters in diesem Zusammenhang erklärt, verschieben ist nicht 

sparen. Ich_ möchte Ihnen zustimmen: ·wie wahr, Herr Finanz­

minister. 

Vielen Dank. 

(Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

Es spricht Herr Finanzminister Mittler. 

Mittler, Minister der Finanzen: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!. 
Lassen Sie mich zunächsteinige Bemerkungen zu den Einzel­

plänen 04 und 12 machen, wobei ich allerdings. e_ine generelle 

Anmerkung bezüglich der- Zahl, die im Hinblick auf globale 

Minderausgaben genannt wurde,_ vorausschicken muss. Es 

wurde von 1,6 Milliarden DM gesprochen. 

(D'r. Weiland, CDU: Globale Veran­

schlagungen, Herr Minister!) 

- Globale Verarischlagungen: 1,6 Milliarden DM. Herr Abge­

ordneter Dr. Weiland, ich wäre Ihnen für eine Spezifizierung 

dankbar; denn die Zahl stimmt nicht. 

(Dr. Weiland, CDU: Kein Problem!) 

Die Zahl stimmt nicht. Sie kann nicht stimmen, aber ich bin 

neugierig, was Sie dazu sagen werden. 

(Dr. Weiland, CDU: Wir. können 

Ihnen abhelfen!-

Staatsm inister Zuber: Welche Arroganz!). 
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· Im Übrigen ~arf ich darauf hinweisen, dass auch der Landes­
rechnungshof in seiner Kommentierung der Veranschlagung 
von· globalen Mehreinnahmen sowie von globalen Minder­
ausgabengemäß Schreiben vom 9. Dezember 1999 der Lan­
desregierung ausführiJch attestiert hat, dass sich die globalen 
Veranschlagungen im Haushalt des Landes Rheinland-Pfalz in 

einer zu vernachlässigenden Restgröße bewegen - ich zitiere -
das nicht wörtlich, aber dem Sinne nach- und sich jedenfalls 

im Vergleich mit einer emtsprechenden Veranschlagung so­
wohl beim Bund als auch bei einer Vielzahl anderer Länder al­

lenfalls bescheiden ausnehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

· Dies ist auch ln diesem Haushalt, was die globalen Minderaus- · 
gaben angeht, nicht anders. 

(Glocke des Präsidenten) 

Sie allein haben auch bei der Bewertung im Zuge der Sachver­
ständigenanhörung eine Rolle _gespielt, nämlich, ob sie ange­
messen seien oder nicht. Von globalen Mehreinnahmen war 

dort nicht die Rede. · 

Präsident Grimm: 

Herr Ministei;' gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeord­

neten Frau'Thomas? 

Mittler, Minister der Finanzen: 

Bitte schön. 

Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Finanzminister, wenn Sie den Präsidenten des Landes-
. rechnungshofsquasi ai\Unterstützer für Ih-re Auffassung her­
anziehen, sind Sie mit mir der Meinung, dass Sie dann· kam­
pletterweise auch dazu sagen sollteh, dass er eine globale 

Minderausgabe explizit kritisiert hat, nämlich diejenige, die 
·im Einzelplan 12 bei den Baumaßnahmen des Landes, bei den 
Hochbaumaßnahmen veranschlagt ist? Das hat er sehr fun­

diert und.sehr heftig kritisiert. 

Mittler, Minister der Finanzen: 

Ich kann Ihnen .nur sagen, dass die gesamte Größenordnung 

der globalen Mehrausgaben- nur davon war die Rede- vom 

Rechnungshof Rheinland-Pfalzfür nicht bedenklich gehalten 
wird, dEt sie sich- jedenfalls im Verhältnis zu einer Vielzahl an­

derer Länder- in einer zu vernachlässigenden Restgroße. be­
wegt. 

Meine Damen und Herren, lassen ?ie mich zunächst einige 
Bemerkungen zum Einzelplan 04 machen. Es ist schon gesagt 

worden, er ist im Wesentlichen ein Personal haushalt. Die Per­
sonalkosten der Finanzverwaltung, die dort neben .dem 
Wohngeld und der Wiedergutmachung im Einzelnen veran-

. schlagt sind, machen eine Größenordnung von rund 80 % 
aus. 

Ich möchte jedoch auch gern den Hinweis darauf geben·, dass 
wir auch mit diesem Doppelhaushalt die Fortentwicklung der ~ 

Finanzverwaltung zu einerri modernen Dienstleistungsunter­
nehmen, was natürlich den Charakter der Eingriffsverwal­

tung unberührt lässt, erneut_ kräftig anschieben. Wir führen 
die Investitionen insbesonderr,'! in der EDV auf hohem Niveau 
fort. Wir 'investier~n in beträchtlichem Umfang in die F.ort-· 
und Weiterbildung und damit in die Qualifizierung der Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bin dankbarfür die diesoezügliche Feststellung des Abge­
ordryeten ltzek, dass wir in den vergangenen Jahren einen 
beträchtlichen qualitativen Sprung in der Qualität der Sach­
bearbeitung und Fallbearbeitung in unserer Finanzverwal­
tung vornehmen konnten. Wir haben neue Steuerungsinstru­
mente eingeführt. Wir sind dabei, eine Kosten- .und Leis­
tungsrechnung zu implementieren. Wir haben im Interesse 
der Bürgerfreundlichkeit in allen Finanzämtern Infotheken 
eingerichtet, um den Burgern ganztägig die Möglichkeit zu 
geben, auch _Beratung in Anspruch zu nehmen. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Nicht zuletzt möchte ich den Hinweis darauf geben, dass wir 

eine konsequente Bestenförderung betreiben und gerade zu 
diesem Zweck die Ansätze für Fort- und Weiterbildung er­
heblich verstärkt haben. 

Es ist schon erwähnt worden, dass die Reduzierung von 
13 Kassen im Lande bei den.37 Finanzämtern· auf nunmehr 

vier ohne Krach nach außen und im Einvernehmen mit den 
Mitarbeitervertretungen geregelt werden konnte. Zu Be­
triebsprüfungen istschon etwas gesagt worden. Bei dem· Er­

gebnis der Betriebsprüfungen ist zu berücksichtigen, dass ~s 
sich nicht immer um echte Mehrergebnisse handelt, sondern 
zum Teil auch um Verschiebungenvon dem einem zum ande­
ren Jahr. 

(ltzek, SPD: 60 %) 

- Herr ltzek hat 60 % gen~nt .. Ich möchte deri Wert von mir 
aus nicht bestätigen. Ich möchte aber insbesondere den Hin-

. weis darauf geben, dass wir in den letzten Jahren in· 

Rheinland-Pfalz ~u einer beträchtlichen Verstärkung der Be­
triebsprüfung im Umsatzsteuerbereich gekommen sind, was 

·auch· ein Ansatz ist, den wir bundesweit in der Finanzmini­

sterkonferenzthematisiert haben, urri den zum Teil bedenkli­
chen Handhabungen, die es in einer Vielzahl von Unterneh­

mungen hinsichtlich der ln~nspruchriahme von Vorsteuern 
gibt, einen Riegel vorzuschieben. Dort haben wir es nicht mit 



·,_ 

Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode -103. Sitzung, 21. Januar 2000 7843 

Steuerverschiebungen zu tun, sondern mit echten Mehrer­
gebnissen. Ich denke, damit ist auch im Interesse der steuer­
lich ehrlichen Betriebe eine wichtige Maßnahme geleistet 

worden, 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

weil die Wettbewerbsvorteile, die sich die Gauner erschlei­
chen, damit vernichtet werden. · 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, di.e Finanzverwaltung h-at die Re­
gierungshauptkassen im Zuge der Verwaltungsmodernisie­
rung von den Bezirksregierungen übernommen. Wir haben 
nunmehr die Beihilfeabrechnungen unter dem Dach der 
Oberfinanzdirektion zentralisiert. Wir nehmen dies auf und 

sind sicher, dass wir diese zusätzlichen Leistungen erheblich 
· effizienter und auch wirtschaftlicher nach dem Gesetz der 

Massenproduktion werden darstellen können. 

Ich komme nun zum Einzelplan 12, zum Bauetat. 90 % der 
dort veranschlagten Mittel betreffen deh Hochschulbau. Ich 
höre natürlich gern, Herr Abgeordneter Wirz, dass die Union 
diesem Teil ihre Zustimmung geben wird. Dqrt setzen wir in 
Fortführung der in der Vergangenheit gezeichneten Linie ei­
ne erfolgreiche Investitionspolitik -fort. Das gilt sowohl für 
das Klinikum als auch für die Finanzierung einer Vielzahl von 
Konversionsmaßnahmen an der Universität Trier, an der 
Fachhochschule .Worms und insbesondere hinsichtlich der 
konservativen Medizin im Klinikum Mainz. 

·Das Wohngeld, dessen Anhebung seit 1990 erstmals mit dem 
Jahr 2001 wirksam wird, ist im· Einzelplan 12 berücksichtigt. 
Dies ist eine Maßnahme, zu der die frühere Bundesregierung 

übrigens nicht im Stande gewesen ist. 

(Beifall des Abg. Schweitzer, SPD­

Wirz, CDU: Dann sagen Sie auch etwas 
über die Kompensation, Herr-Minister!) 

Es gibt eine echte Mehrleistung der öffentlichen Haushalte 
. sowohl beim Bund als auch beim Land. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Wer in unseren Landeshaushalt sieht, findet auch die Bestäti­

gung dafür, dass das Land in nicht unbeträchtlichem Maße an 
·der Refinanzierung beteiligt ist. 

(Wirz, CDU: Voll d' accord!) 

Was die LBB angeht, meine Damen un<i Herren, so ist das, 
was wir·von dem Kollegen Wirz hören, ein Fortschritt, dass 
die CDU nämlich, was sie schon seit zwei Jahre-n tut, ohne 
mich aber auf den Monat festzulegen, einen Landesbetrieb 

für eine geeignete Organisationsform hält. Mit der Offenle­
gung der Koalitionsvereinbarung wurde eine privatrechtliche 

Organisationsform angekündigt. Dann haben wir zunächst· 

die Botschaft aus den Reihen der Union gehört: Lasst die 
. Staatsbauverwaltung unverändert im Landeshaushalt. 

Viel später hat erst das Umdenken begonnen. Wie dein auch 

sei, die LBB ist bereits heute zu einer Erfolgsstory geworden. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.-
Erau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Hahaha! Nun mal langsam!) . 

Wir haben dort eine schlanke Struktur und eine flache Orga­
. nisation sowi'e eine projektorientierte Betriebsführung ein­
geführt, die aufgrunddes kaufmännisch-en Rechnungswesens 
in der Lage ist, jede Leistung sauber zu messen, und sie auch 

· misst. Damit haben wir auch in der veränderten Denkweise 
einen quantitativen Sprung gegenüber dem vorgenommen, 
was unter der alten Orgar:tisationsform mögli~h gewesen ist. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Es ist wahr, dass es untereuroparechtlichen Wettbewerbsas­
pekten weiterhin eine Diskussion mit dem Bund gibt,ob die 
Überführung· unter den geplanten Präm!ssen in eine private 
Form so vonstatten gehen kann. Das wird sich in allerkürzes­
ter Zeit endgültig klären. Dann werden wir auch eine sinnvol­
le Antwort darauf finden. 

Meine Damen und Herren, ich möchte zur Einnahmeseite des 
Haushalts eine generelle Bemerkung machen. Wie auch im 
vergangenen Por>pelhaushalt haben wir die Steuereinnah­
men wiederum vorsichtig veranschlagt. Ich möchte den Hin­
weis darauf geben, dass die bei den nicht steuerlichen Ein­
nahme~ veranschlagte globale Mehreinnahme um SO.Millio- _ 
nen DM für den Bereich des Doppelhaushal~ pro Haushalts­

jahr zurückgenommen wurde, obwohl wir auch im Doppel­
haushalt 1998/1999 die globale Mehreinnahme von jeweils 
375 Millionen DM voll erwirtschaftet haben, so auch im Jahr 

1999. Dass wir dennoch einen Abschlag in der Größenord­
nung pro Jahr von 50 Millionen DM vorgenommen haben, . 
mag Ihnen ein Hinweis auf die Vorsichtigkeit unserer Veran­
schlagungspolitiksein . 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das istdoch falsch! Sie haben es doch 

nur im Haushalt verteilt! Dann 
m_achen Sie doch hier keine 

falsche Behauptung!) 

-Die Behauptung ist richtig. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Nein! Sie haben es doch an anderer· 

Stelle veranschlagt!) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch auf eine Fra­
ge zurückkommen, die der Fraktionsvorsitzemde der Union, 
Herr Kollege Böhr, vorgestern in de( Grundsatzaussprache 
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bei der Reflektion der Neuvers_chuldung, die es in den vergan­
genen Jahren gegeben habe, gestellt hat. Seine Frage war, 
wenn ich sie richtig im Kopf habe, was denn eigentlich in den 

letzten Jahren gewesen ist. Was hat es denn an Ereignissen 
gegeb_en;die einen solchen Anstieg der Verschuldung recht­

fertigen könnten?.: Meine Damen und Herren, ich möchte 
dem Kollegen Böhr mitteilen, dass in den letzten Jahre bei­
spielsweise die Kosten _der Finanzierung der deutschen Ein­
heit von den öffentlichen Haushalten zu verkraften gewesen 

sind. 

(Kuhn, F.D.P.: Immer noch!) 

-Immer noch. Ich kann Ihnen die Zahlen gleich nennen. 

Weiter erinnere ich daran, dass wir im Land Rheinland-Pfalz 
in erheblichem Maß von der Veränderung der militärischen· 
Bedrohungslage tangiert waren - Stichwort: Konversion -, 

··dass uns in großen Teilen des Landes die Wertschöpfung in 

dramatischer Weise mit der Folge weggebrochen ist, dass es 
.doch nicht verwundern kann, dass wir im wirtschaftlichen 
Wachstum Schwächen vorzuweisen haben. Nicht zuletzt erin­

nere ich dar.an, dass wir eine Zuwanderung in stärkerem Ma· 
ße als jedes andere Bundesland hatten und das wir von 1991_ 
bis zu diesem Doppelhaushalt einen Zuwachs von rund 
100· ÖOO Schülerinnen und Schülern zu verkraften hatten, 
worauf Wir mit erheblichen NeueLnstellungen im Schulbe­
reich reagieren mussten. 

(Beifall der SPD) 

Präsident Grimm: 

Herr Mi_nister, lassen Sie mich eine Bemerkung machen. 

Meine Damen und Herren, der Geräuschpegel ist entschieden 
zu hocfi. Das bedeutet eine Riesenkraftanstrengung für den 
Redner. Bitte nehmen Sie etwas Rücksicht auf ihn! 

Mittler, Minister der Finanzen: 

·Meine Damen und Herren; ich möchte gern den Hinweis dar­

auf geben, was zur Rangsteile der Verschuldung unter den 
deutschen Ländern gesagt werden muss. Im Jahr 1991 stand 

das Land Rheinland-Pfalz hinsichtlich der Pro-Kopf-Ver· 

schuldung an drittungünstigster Stelle unter allen Bundeslän· 
derrn. Das Saarland und Schleswig-Holstein waren höher ver­

schuldet als wir. Dies ist genau die gleiche Situation, die auch 
heute noch gilt, und nichts anderes. Deswegen rate ich dem 
Kollegen finanzpolitischen Sprecher der Union,_ sein Mär­

ch·enbuch, das er auch .vorgestern an dieser Stelle wieder auf­
geklappt hat, endlich zuzumachen und es auch zuzulassen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P. • 
Jullien, CDU: Die Zahl stimmt!) 

Im Jahr 1999 hatten wir bei wirtschaftlicher Betrachtung eine 
Kreditaufnahme in Höhe von knapp 1,3 Milliarden DM. Das 

·- waren rund 200 Millionen'DM weniger als im letzten Haus· 
haltsjahr, das in finanzwirtschaftlicher Hinsicht noch im We­
sentlichen unter der Verantwortung der Union stand, näm­
lich 1991. 

(Bracht, CDU: Da haben Sie aber 
eine·n Nachtrag gemacht!) 

Nach vorläufigen Zahlen. war dies weniger, jedenfalls nicht 
mehr, als die CDU-Vorgängerregierung im Jahr 1990 bei er­
heblich geringerem Ausgabe~ und i::lamit Haushaltsvolumen . 
gef!lacht hat. Ich darf Ihnen sagen, dass wir im vergangenen 
Jahr eine Kreditfinanzierungsquote von 6,0% hatten. Dies ist 
ein Wert, der unter den Vorgängerregierungen seit 1970 nur 
ein einziges Mal unterschritten worden ist, nämlich .im Jahr 
1989 ·übrigens. auch im Jahr 1992 unter Verantwortung die­

ser Regierung. Ich sage dies, damit deutlich wird: Bevor Bot­
schaften verkündet werden, ist es notwendig, sich die Fakten 
ein Stück genauer anzusehen. 

Meine .o·amen und Herren, eine absch-ließende Bemerkung 

-will ich zur Steuerreform machen. Es ist davon gesprochen 
worden, dass das Land nach den vorliegenden Plänen und bei 
realistischer Betrachtung • ohne zusätzliches Wachstum, von 
d~m wir erhoffen, dass es durch die Steuerreform. initiiert 
wird- eine Mindereinahme von 850 Millionen DM zu verkraf­
ten haben wird. Man muss natürlich dazusagen, dass auch die 
Kommunen im Jahr 2001 eine deutliche Mindereinnahme in­
folge der Steuerreform zu verkraften- haben werden. !\lach 

dem Tableau der Bundesregierung betragen die Steuermin·· 

dereinnahmen der Kommunen bundesweit 4,5 Milliar­
den DM • neben 21 Milliarden DM Mindereinnahmen des 

Bundes und 19 Milliarden DM Mindereinnahmen der Länder. 
Nach Adam_ Riese werden an den Minderei-nnahmen der 
Kommunen bundl;!sweit die rheipland-pfälzischen Komm-u­

nen in der Größenordnung von rund 180 Milli_onen DM betei­
ligt sein. 

Ich bin einmal gespannt, wenn das im Jahr 2001 zu schultern 
sein wird, was dann die Ül')ion im Hinblick auf die Schi/Vierig­
~eit sagen wird, die bei den G_emeinden möglicherweise nicht 

nur partiell entstehen wird, ob dies dann au~h der Landesre-
- . 

gierung in die Schuhe geschoben wird und ob man sich dann 
immer noch Zl,l der grundsätzlich positiven Forderung nach 

einer wirksamen Steuerentlastung und einer:sinnvollen Steu­
erreform- bekennen wird. Das wird spannend werden; 

(Beifall der SPD) 

Aber 'ich bin mit dieser Bemerkimg zugleich bei der Frage von 

Frau Thomas, warum die Landesregierung denn nicht für das 
Jahr 2001 einen Nachtragshaushaltvorlegen wolle. 

(Zuruf der Abg. F-rau Thomas, 
BÜNDNIS 90iDIE GRÜNEN-) 
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Ich kann Ihnen die Antwort darauf .geben. Wenn wir dies tun, 

nachdem die Steuerreform verabschiedet. sein wird, unter­
stellt, dass sie hinsichtlich der fln_anziellep Größenordnung so 
realisiert wird, wie sie jetzt auf dem Tisch liegt, dann würde -
dies bedeuten, dass. die Kommunen im Verbundsatzsystem 
daran mit der Folge angebunden würden, dass sie im Jahr 
2001 auch mit 20,25 % an den geplanten Mindereinnahmen 

des Landes - dies ist eine Größenordnung .von 170 Millio­
nen DM ~ beteiligt sein würden. Frau Themas, wenn Sie dies 
zusätzlich zu der originären Steuermindereinnahme den 

Kommune·n zumuten wollen, dann tragen Sie diese Konse­
quenz aus Ihrer Forderung ebenfalls. Die Regierung·wil! dies 

nicht. 
(Beifall der SPD • 

ZurufderAbg. FrauThomas, · 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). 

Meine Damen und Herren, die Koalitionsfraktionen haben ei­
nen Entschließungsantrag- der mit der Landesregierung ab­
gestimmt ist- bezüglich der Handhabung d'er im Jahr 1999 
möglichen geringeren Kreditaufnahme in der Größenord­
nung von 280 Millionen DM und der dadurch möglichen Bil­
dung einer Rücklage vorgelegt. Ich bin dankbar _dafür, weil 
ich denke, dass damit eine sachgerechte Entscheidung getrof­
fen wird, dass wir im Jahr 1999 sowohl die Vorsorge für die 
Steuerreform des Jahres 2001 treffen als auch· bezüglich der 
Bonusregelung· die Anlastung im Entstehung~jahr 1999 vo~­
nehmen. 

Bezüglich der geplanten Änderung der Landeshaushaltsord­

nung ist bereits Wichtiges gesagt worqen; ich muss das nicht 

wiederholen. Allerdings möchte ich unterstreichen, dass da­
mit zwei wichtige Ansätze gelingen. -Mit dieser geänderten 

· Haushaltsordnung wird ein höheres Maß an Flexibilität ge­
schaffen, und- zugleich stärkt das Parlament sich selbst in den 

Kontrollmöglichkeiten. Beide Maßnahmen finden selbstver­
ständlich die Zustimml,mg der Lal]desregierung ·• sie hat an 
dieser Lösung auch maßgeblich mitgearbeitet. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

· (Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

Zu einer iyvischenbemerkung erteile ich Herrn Dr. Weiland 
das Wort. 

Abg. Dr. Weiland, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Herr Minister, Sie haben mich eben ausdrücklich angespro­
chen. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Etwas lauter!) 

·Deshalb will ich ganz kurz darauf zu sprechen kommen. Aber 

gestatten Sie mir noch zwei Vorbeme~kungen. Die erste. Vor-· 
bemerkung ist, auch andere Buri!'lesländer hatten die Folgen 
der deutschen Einheit und der Konversion zu tragen; nicht 
nur Rheinland-Pfalz. 

Herr Minister, wenn Sie sagen, dass der Landeshaushaft des 

Jahres 1991 aus den Nähten geplatzt ist, dann ist das richtig. 
Er ist aber erst aus den Nähten geplatzt, nachdem Herr Schar­
ping, Herr Meister und Herr Brüderle in .diesem Landtag ei-

nen Nachtragshaushalt durchgesetzt haben. . 

(Staa~ministe-r Mittler: Nachdem das. 
_Geld schon ausgegeben war!) 

~ . 
Auch das gehört dann zu dieser historischen Reminiszenz. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich habe vorhin von global veranschlagten Mitteln im Dop­
pelhaushalt 2000/2001 in der Größenordnung von 1,6 Milliar­
den DM gesprochen. 1 Milliarde DM steht an global veran­
schlagten Mitteln im Doppelhaushalt in Einzelplan 20 bzw. in 
verschiedenen Einzelplänen. Ich nehme nicht an, dass Sie 
jetzt wollen, dass ich lh,nen die vorlese. 

(Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wir verstehen nichts!) 

Da gibt. es die globale-Veranschlagung von Mehreinnahmen 

in der Größenordnung von 325 Millionen DM. Da gib:t es die 
globale_ Veranschlagung einer Mehrausgabe für Personalko- · 

sten in-der Größenordnung von 60Milliorien DM. 

(Staatsminister Bauckhage: Personal! 
Sehen Sie!-

. Kuhn, F.D.P.: Ja! Istdoch in Oi'dnung!) 

Es gibt dann in den Einzelplänen 08, 12 usliv. noch mehrere 

kleine Beträge. Diese-summieren sich für beide Haushaltsjah­
re auf 1 Milliarde DM, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren. 

(Staatsminister Bauckhage: Eben 
. waren es noc.h 1,6!) 

. ·Dann beziehe ich mich zur Darstellung der 600 Millionen DM 
auf Äußerungen des. Herrn Finanzministers, wie er die erwar­

teten Ausfälle der Steuerreform finanzieren möchte. Dann 
muss er • wenn ich das richtig verstanden habe - aus dem 
Haushalt noch 600 Millionen DM finanzieren, weil er davon 

!;lusgeht, erwartete Steuerausfälle 850 Millionen DM; 100 Mil­
lionen DM finanzieren sich selbst· sagt er-, 150 Millionen DM 
kann er'aus der Rücklage nehmen, die er im Haushalt 1999 

gebildet hat. Es verbleiben dann 600 Millionen DM, die er 

noch im Doppelnaushalt 2000 und 200' zu finanzieren hat. Er 
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spricht davon - ich gehe .davon aus, dass das richtig ist-, dass 
er im Doppel haushalt--

-- (Glocke des Präsidenten) 

-Ich komme zum Schluss. 

. I 

-- 2000/2001 eine so genannte Reserve von 300 Millionen DM 
eingeplant hat, was nichts anderes ist als entweder eine glo­

' bale Minderausgabe oder eine g_lobale Mehreinnahme~ Er 

spricht davon, dass er bzw. die Ministerien 300 Millionen DM 
im Hau~haltsvollzug einsparen müssen, was auch nichts ande­

res als eine globale Minderausgabe ist. Das macht nach Adam 
· Riese 1,6 Milliarden DM, meine Damen lind Herren. 

(Beifall der CDU -
Jullien, CDU: An derZahl gibt 

es nichts zu rütteln!) 

PräsidentGrimm:. 

Ich erteile der Abgeordneten FrauThemas das Wort. 

Abg: Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Auch wenn schon manche Abgeordnete stöhnen, aber ich 
finde, zur Landeshaushaltsordnung muss man noch etwas sa­
gen. Das hatte ich vorhin auch angekündigt. 

(Hammer, SPD: We-nn es etwas 
Sinnvolles ist, ja!) 

Herr Finanzminister Mittler, wenn Sie auch Abgeordneter 
sind,. finde ich aber; zur Haushaltsordnung sollte vielleich:t. 

doch noch einmal jemand aus dem Parlament reden_. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das Budgetrech:t des Parlaments ist von allen hochgehalten 
worden, von Herrn Kuhn, von Herrn ltzek, von der CDU glau­

be ich auch. Aber g~nau um diese Sicherung geht es. Im Ge­
setzentwurf der Landesregierung war es unserer Meinung 
nach so, dass weitgehende Freiräume für die Landesregie­

rung, für die Exekutive, im Rahm.en der Haushaltsbewirt­

.schaftung eingeräumt wurden, aber das, was an Kontroll-
und Gestaltungsmöglichkeiten für das Parlan:ent vorgesehen 

war, als Instrument doch ziemlich stumpf war, um sich beim 
Haushaltsvollzug durch das Dickicht durchschneiden zu kön­
nen. Deswegen haben wir in unserem Änderungsantrag ei­
nen-Schwerpunkt darauf gelegt, Vorschläge zu mache,n, wie 

man diese Steuerungs- und Kontrollinstrumente ~ür das Par­
lament konkret fassen kann und sie auch so fassen kann, dass 

sie in die Landeshaushaltsordnung kommen können. 

Ich habe sowohl die Anhörung wie auch die Diskussionen, die 

wir im Haushalts- und Finanzausschuss, aber· auch an anderer 

Stelle darüber liatten, als konstruktiv empfunden. 

Ich fand. es auch gut, und die Fraktion hat das auch aner­
kannt, dass die Regierungsfraktionen einen Änderungsan­
trag eingebracht haben, in dem noch einmal deutliche Ver­
besserungen im Vergleich zu dem Vorschlag der Landesregie~ 
rung gemacht wurden: Leistungsauftrag ist das eine, aber 
au-ch das Streichen der Vereinbarung und andere Möglichkei­

ten d,es Handelns. -Sie sind allerdings darin den ~eg gegan­
gen und haben andere Regelungen, wie zum Beispie.J die Wi­
derrufsmöglichkeit, also dass das Parlament bestimmte Glo­
balisierungsmöglichkeiten im Haushalt, wenn es Fehlentwick­

lungen gibt, auch widerrufen kann und die Landesregierung 
quasi wieder beschränken kann in ihren Freiheiten des Haus­
haltsvollzugs, ins Haushaltsgesetz geschrieben. Ich glaube, 
dass die Widerrufsmöglichkeit eine Option ist·- das hat auch 
die Anhörung ergeben -, die man dauerhaft vorsehen sollte. 
Insofern haben wir eine ähnliCh lautende.Formulierung in die 
Landeshaushaltsordnung mit hineingenommen. 

Darüber hinaus seheh unsere Vorschlä_ge eine zeitnahe Un­
terrichtung des Parlaments vor, mit der Darstellung des ge­
samten Staatsbudgets des Landes kombiniert. Das heißt, dass 

das Parlament einen vollständigen Überblick über die. 
Vermögens-, die Verschuldens-, also il')sgesamt über die fi­
nanzsituation des Landes inklusive der Nebenhaushalte, in­
klusive der Beteiligungen usw. bekommen soll. 

Wir wollten- das habe ich eben gesagt- Zustimmungsvorbe­
halte-und Widerrufsmöglichkeiten des Parlaments bei der Be• 
wirtschaftung des Haushaltsplans in die Haushaltsordnung 

~ineinbekommen. Wir wollten und wollen auch die Möglich­

keit, das.s einzelne Fraktionen die Kompetenz erhalten, wäh­
rend der Haushaltsberatungen und· während der Haushalts-

. bewirtschaftung mit ganz -bestimmten Fragestellungen an 

den Rechnungshof herantreten zu können und dem Rech­
nungshof quasi einen Prüfauftrag zu geben, weil das natür­

. lieh Prüfungen sind~ die wir als Fraktion se_lbst nicht vorneh­
men können. Ich .glaube nicht, dass wir einen Einblick in die 
detaillierten Vorgänge -im Finanzministerium bekommen, 

aber der Rechnungshof hat in der gesamten Haushaltsbewirt­
schaftung sowieso den Auftrag der Kontrolle und der nach-

. trägliehen Prüfung. Insofern sahen wir in ihm einen guten 

Adressaten, an, den wir solche Prüfaufträge übergeben kön-· 
nen. Ich halte das für ganz wichtig, dass ein solcher Prüfauf­
trag auch erteiltwerden kann, wenn ihn eine Fraktion erteilt, 

weil wir ansonsten _immer an Mehrheitsentsclfeidungen ge­

bunden sind. 

(Mertes, SPD: Das ist in der Demokratie so! 
Wie entsetzlich! -

Frau Grützmach er, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Aber nicht bei der Kontrolle!-. 
Mertes, SPD: Aber selbstverständlich!) 

• Ich sage doch auch überhaupt nicht, nur weil sieben Leute 

der GRÜNEN einen Gesetzentwurf vorschlagen, dass dieses 
automatisch auch Gesetz werden soll. Aber wenn es um Kon­

trolle und Wahrnehmung von Kontrollpflichten geht; dann· 

sehe ich durchaus die Notwendigkeit und die Möglichkeit, 
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hier auch Minderheitenrechte einzuräumen. Das haben wir ih 
der Geschäftsordnung und an anderen Stellen auch. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/D!E GRÜNEN­
!tzek, SPD: Dann wird der Rechnungshof 

die größte Behörde!}. 

Meine D<!men und Herren, über unsere Vorschläge zum Be­
teiligungsbericht und zum Finanzbericht haben wir bereits an 

anderer Stelle gesprochen. Das kann ich mir sparen. 

Herr ltzek, icli möchte aber noch etwas zu Ihrer Behauptung 

sagen, wir wollten die Regierung lahm legen. l.(:h glaube, da­

zu braucht uns die Regierung nicht, auch nicht unsere Fragen . 

und unsere Aufträge. Das erledigt sie schon ganz allein. Das 
haben wir im Ietzten-Jahr bei FFH und anderen Themen gese­
hen. Ich glaube, dass wir aber als Parlament insgesamt~ Frau 

Hatzmann hat es gestern noch einmal betont; ich will Sie ein­

fach noch einmal·dazu gewinnen, unsere Ände"iungsanträge 
zu unterstützen - so selbstbewusst sein können und sagen 

können, es gibt Instrumentarien, die entwickelt werden müs­

sen, aber die, die wir schon haben, schreiben wir auch ins 

Gesetz. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BQNDNJS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

Meine D~men und Herren, weitere Wortmeldungen liege·n 
nicht vor: Ich schließe daher die Aussprac:he. 

Die zweite Beratung des Landesgesetzes zur Änderung der 
Landeshaushaltsordnung wird bis zur Schlussabstimmung un­
terbrochen·. 

Wir kommen nun zur Abstimmungsprozedur über den Lan­

deshaushalt. Gestatten Sie mir zunä.chst einige Hinweise. 

Die Fraktionen haben sich nach Absprache im Ältestenrat er­

neut und Gott sei Dank auf das vereinfachte und gestrafft-e 

Abstimmungsverfahren geeinigt, das bereits bei den letzten 

Haushaltsberatungen zur Anwendung kam. 

Wir werden wie folgt verfahren: 

Zunächst werden die Änderungsanträge der Fraktionen auf­
gerufen und abgestimmt. Dabei werden die Änderungs­
anträge einer Fraktion grundsätzlich gE?bündelt zur Abstim­

mung gestellt, es sei denn, es wirdzu einem Punkt Einzelab­

stimmung beantragt. ln diesem. Fall wird diE;! Einzelabstim­
mung v9r der zusammengefassten Abstimmung der übrigen 

Änderungsanträge dieser Fraktion durchgeführt. 

. ·Nach der Abstimmung über die Änderungsanträge wird die 

Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses 

insgesamtzur Abstimmung gestellt. 

Im Anschluss daran wird über die Einzelpläne und dann über 
den Entwurf des Haushaltsgesetzes in zweiter Beratung ab­
gestimmt, jeweils unter Berücksichtigung eventuell zuvor be­

schlossener Änderungen. 

Sodann erfolgt die Schlussabstimmung über das. Landes­

haushaltsgesetz. 

Zuletzt" wird über die Entschließungsanträge in der Reihen­

folge ihres zeitlichen Eingangs abgestimmt. 

.Sie sind damit einverstanden? 

(Zurufe aus dem Hause: Ja!) 

Wir kommen dann zu den Abstimmungen. 

Wir beginnen- ich weise noch einmal darauf hin, dass wir uns 

nach dem zeitlichen Eingang richten- mit der Fraktion BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN. 

(Zuruf der Abg. Frau Bill, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRUNEN hat zwei Ände­

. rungsanträge eingebracht, und zwar die Drucksache 13/5245 

zum Haushaltsplan und die Drucksache 13/5315 zum Haus­

haltsgesetz. 

Zum Änderun_gsantrag- Drucksache 13/5245-, der den Haus­
haltsplan betrifft, hat die Fraktion angekündigt, dass sie zu 

den Nummern 3,-9 bis 12, 27, 52, 55, 69, 71, 79, 100, 109, 148, 

. 150, 156, 158, 170, 171, 176, 195, 196.und 212 Einzelabstim­
mung beantragen wird: 

Es erfolgen daher zunächst die Einzelabstimmungen, und · 
zwar zuerst über die Nummer 3 des Änderungsantrags. Wer 

stimmt zu? -Wer stimmt ·dagegen?- Der Antrag ist mit den 

Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. abgelehnt. 

Wir kommen. zur Abstimmung über die Nummern 9 bis 12 des 

Änderungsantrags. Wer stimmt zu? -Wer: stimmt dagegen?­
Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 

F.D.P. abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nummer 27 des Än­

derungsantrags. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dagegen? -
Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 
F.D.P. abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nummer· 52 des Än­

derungsantrags. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dagegen? -

Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 
F.D.P. abgelehnt . 

wir kommen zur Abstimmung über die Nummer 55 des Än­

derungsantrags. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dagegen?- -
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Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 
_ F.D.P. abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nummer 69 des Än­
derungsantrags. Wer stimmt zu? - Wer stimmt- dagegen? ~ 
Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der_ CDU und der 

F.D.P. abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nummer_71 des Än­

derungsantrags. Wer stimmt zu? ~ Wer stimmt dagegen? -

Der Antrag _ist mit den Stimmen der SPD, der CDU u_nd der 

F.D.P. abgelehnt. 

Wir kommen zur· Abstimmung Ober die Nummer 79 des Än­

derüngsantrags. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dagegen?-~ 
Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 
F.D.P. abgelehnt. 

-
Wir kommen zur Abstimmung ül:ler die Nummer 100 des Än-

derungsantrags. Wer stimmt zu? - we·r stimmt dagegen? -

Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 

F.D.P. a!Jgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimn:ung über die Nummer 109 des Än- -

derungsantrags. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dagegen? -
Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 
F.D.P. abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nummer 148 des Än­
derungsqntrags. Wer stimmt zu? -Wer stimmt -dagegen?­

Der Antrag ist mit den Stimmen _der SPD,- der CDU und der 
- F.D.P. abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nummer 150 des Än­
derungsantrags. Wer stimmt zu?- Wer_stimmt dagegen?­

Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 

F.D.P. abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über qie Nummer-156 des Än­

derungsantrags. Wer stimmt zu-? - Wer stimmt dagegen? -
Der Antrag ist !llit den Stimmen _der SPD, der CDU und der 

F.D.P. abgelehnt. 

- -
Wir kommen zur Abstimmung überdie Nummer 158 des Än-

derungsantrags. Wer stimmt zu? ~ We.r stimmt dagegen? -

Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der -CDU und der 
F.D.P.. abgelehnt: ' -

Wir komm~n zur Abstimmung über die Nummer 170 des Än­
c;lerungsantrags. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dagegen? -

Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 
F~D.P. abgelehnt. 

-Wir kommen zur Abstimmung über die Nummer 171 des Än­

derungsantrags. Wer stimmt zu? -'Wer stimmt dagegen?-­

D~r Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und def 
F.D.P. abgelehnt. -

Wir ko"mmen zur Abstimmung über die -Nummer 176 des Än­

derungsantrags: Wer stimmt iu? -- Wer stimJTit dagegen? , 
Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU_ und der 

F.D.P. abgerehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nummer 195 des Än­

derungsantrags. Wer stim'mt zu?-- Wer stimmt-dagegen? -

Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 
F.D.P. abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nummer 196 des Än­
derungsantrags. Wer stimmt zu? - Wer sti_mmt dagegen? -
Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 
F.D.P. abgelehnt. _ 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nummer 212 des Än­

derungsantrags. Wer stimmt 'ZU? - Wer stimmt dagegen? -

Eler Antrag ist mit d~n Stimmen der SPD, de_r_CDU und der_ 
F.D.P. abgelehnt. 

Es erfolgt nun die Abstimmung über den Änderungsantrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN- Drucksache 13/5245-

im Übrigen. Wer stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Der Än­

derungsantrag im Übrigen ist-mit den Stimmen-der SPD, der 

CDU u·nd der F.D.P .. abgelehnt. 

Nun kommen wir zur Abstimmung über den Änderungsan­

trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN_zum Haushaltsge­
setz- Drucksache 13/5315 -.Wer-stimmt zu?- Wer stimmt da­

gegen?- Der Ä-nderungsantrag-zum Haushaltsgesetz ist mit 

deh Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. abgelehnt. 

Nun kommen wir zu den Abstimmungen über den Ände­
rungsantrag der Fraktion der CDU- Drucksache 13/5305-. 

Die CDU-Fraktion h9t angekündigt, dass sie zu der Nummer 4 

ihr,es Änderungsantrags Einzelabstimmung beantragt. Dies 
_werden Wir jetzt vornehmen. 

Wir kommen zur Einzelabstimmung über die Nummer 4 des 
Änderungsantrags der Fraktion der CDU. Wer_ stimmt zu? -

Wer stimmt dagegen?_- Der Antrag ist mit den Stimmen der­

SPD, der F.D.P. und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

-Wir kommen nun zur Abstimmung über den Änderu-ngsan­

trag der F!aktion der CDU- Drucksache 13/5305- im Übrigen. 

Wer stimmt zu?- Wer stimmt dageg'en?- Der Änderungsan­

trag ist mit den Stimmen der SPD, der F.D.P. und des ~ÜNDNIS 
90/ DIEGRÜNEN abgelehnt. 

Ich rufe nun· zur Abstim!T)ung über den Änderyngsantrag der 
, Fraktionen der SPD und F.D.P. - Drucksache ·13/5347 - auf, 

und zwar im Ganzen. Wer diesem Änderungsantrag zustim­

men möchte, den bitte ich um da~ Handzeichen! - Wer 
stimmt dagegen?- Der Änderungsantrag ist mit den Stimmen 

der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU und des 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 
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Wir kommen nun zu den Abstimmungen über die Beschluss­
empfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses - Druck­

sac)le 13/5200-. 

Die Fraktion der CDU hat Einzelabstimmung über e1mge 

Empfehlungen der Beschlussempfehlung beantragt. Dabei 

handelt es sich überwiegend um Empfehlungen, die auf ge­

meinsamen Anträgen der Fraktionen beruhen und dement­

sprechend einstimmig rm Haushalts- und Finanzausschuss be-. 

schlossen worden sind. 

Es erfolgt daher zunächst Einzelabstimmung über die Emp­
fehlungen in der Beschlussempfehlung zu folgenden Titel~: 
Zum Kapitel 03 10 die Titel525 02 neu, 531 04 neu, 547 02 

neu,_ zum K<!pitel 06 02 die Tj~el 6.84 65, 681 04, zum Kapitel 
08 02 die Titel331 71, 892 71, 892 72 ünd schließlich zum Ka­
pitel 09 04, die Titel 6B4 08,68409,68411 und 68417. 

Es wi.rd vorgeschlagen, über die genannten Titel wie folgt ge­

bündelt abzustimmen: 

Zunächst die Abstimmung über die Beschlussempfehlung zu 
den genannten.Titeln der Kapitel 03 10, 06 02 und 09 04. Ich 

betone noch einmal, es handeltsich dabei um Empfehlungen, 
die im Ausschuss einstimmig angenommen worden .waren. 

Wer stimmt zu?- Das ist einstimmig. 

Wir kommen nun. zur Abstimmung über dfe Beschluss­

empfehlung zu den genannten Titeln des Kapitels 08 02. Wer 

stimmt zu? - Wer stimmt dagegen? - we·r enthält sich? - Die 

vorgenannten Titel des Kapitels 08 02 sind mit denStimmen 
. der SPD, der CDU und der F.D.P. bei Stimmenthaltung des 

. - BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen nup zur Abstimmung über die Bes-chluss­

empfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses - Druck­
sache 13/5200- im Übrigen. Wer stimmt zu?- Wer stimmt da­
gegen? - Die Beschlussempfehlung im Übrigen ist mit del) 

. Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU 
und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir stimmen jetzt über die Einzelpläne unter Berücksichti· 

gung der beschlossenen Änderungen ab. 

Wir kommen zur Abstimm~ng über den Einzelplan 01 

• Landtag -. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dagegen? - Wer 
enthält-sich?- Der Einzelplan 01 ist mit den Stimmen der SPD, 

der CDU und der F.D.P. bei Stimmenthaltung des BÜND· 

NIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan -02 

- Ministerpräsident und Staatskanzlei, Landesvertretung -. 
Wer stimmt zu?- Wer stimmt~agegen?- Der Einzelplan 02 ist 

mit den Stir:nmen der SPD und der F.D .. P. gegen die Stimmen 

der CDU un~ des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

. Wir kommen zu·r Abstimmung über den Einzelplan 03 

• Ministerium des lnnern und für Sport -. Wer stimmt zu? -

Wer stimmt dagegen? - Der Einzelplan 03 ist mit den Stim­

men der SPD und der F.D.P. gegen die Stimm~n der CDU und 

des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

·wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 04 

• Ministerium der Finanzen -. Wer stimmt zu? - Wer stimmt 

dagegen? - Der Ei.nzelplan 04 ist mit den Stimmen der SPD 

und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU und des BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 05 
-Ministerium der Justiz·. Wer stimmt zu?- Wer stimmt dage­

gen?- Der.Einzelplan 05 ist mit den Stimmen der-SPD und der 
F.D.P .. gegen die Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE 

· GRÜNEN angenommen. 

.Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 06 
~ Ministerium für Arbeit, Soziales· und Gesundheit -. Wer 

stimmt zu?· Wer stimmt dagegen?- Der Einzelplan 06 ist mit 
· den Stimmen der SPD und de.r F.D.P. gegen die Stimmen der 

CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den . Einzelplan 08 

- Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und 
Weinbau·. Wer stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Der Ein­

zelplan 08 ist mitden Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen 

die Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an­

genommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 09 
• Ministerium für Kultur, Jugend, Familie und Frauen.-. _Wer 

stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Der Einzelplan 09 ist mit 

den Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der 
CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 10 
·Rechnungshof·. Wer stimmt zu?- Der Einzelplan 10 ist ein­

stimmig angenommen. 

. Wir kommen zur Abstimmung .über den Einzelplan '12 

• Hochbaumaßnahmen und Wohnungsbauförderung _-. Wer 

stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Der Einzelplan 12 ist mit 
den Stimmen der SPb und·der F.D.P. gegen die.Stimmen der 

CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den · Einzelplan '14 

- Ministerium für Umwelt und Forsten -. Wer stimmt zu? -
Wer stimmt dagegen?- Der EipzeJplan 14 ist mit den Stim­

men der SPD und der F:D.P. gegen dieStimmen der CDU und 

des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 15 

·Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung-. 
Wer stimmt zu?· Wer stimmt dagegen?- Der Einzelplan 15 ist 

mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen 
der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 
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Wir kommen zur Abstimmung Ober den Einzelplat:J 20 
_-Allgemeine Finanzen-. Wer stimmt zu?- Wer stimmt dage­

gen?- Der Einzelplan 20 ist mit den Stimmen der SPD und der 

F~D.P. gegen_die Stimm~n der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN angenommen: 

Wir kommen nun zur AbstimmUng Ober den Gesetzentwurf 

in zweiter Beratung unter_BerOcksichtigung der beschlosse­

nen· Änderungen. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dagegen? -

Der Gesetzentwurf ist mit den Stimmen der SPD und der 

F.D.P. gegen die Stimmen der <:DU und des BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN angenommen.' 

Wir kommen nun zur Schlussabstimmung. Wer dem Landes­

haushaltsgesetz zustimmen möchte, den bitte ich, sich vom: 

Platz zu erheben!- Wer stimmt dagegen?- Vielen Dank. Ich . 

stelle fest, dass der Gesetzentwurf zum Landeshaushaltsge­

setz in der Schlussabstimmung mit den Stimmen der SPD.und 

der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU und des BÜND­

NiS 90/DIE GRÜNEN angenommen ist. 

Meine Damen und Herren,, Obiicherweise wird der Präsident 

des Landtags ermächtigt, die sich aus der Annahme von Än­

derungsanträgen unmittelbar ergebenden redaktionellen 

Folgeänderungen vorzuznehmen. Gibt es dagegen Einwän­

de?- Das ist offenkundig nicht der Fall. 

Wir kommen Zl!LAbstimmung Ober die Entschfießungsanträ­

ge, und zwar zunächst Ober den Entschließungsantrag der 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE .GRÜNEN "Veräußerung von Gesell­

schaftsanteilen an der IMM-GmbH" - Drucksache ·13/5238 -. . ~ 

Wer stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Wer enthält sich?­

Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der SPD und 

der F.D.P. gegen die ·stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

bei Stimmenthaltung der CDU abgelehnt .. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Gutachten_zur ÜberprOfung der Auswirkungen von Subven-_ 
tionen bzw. Finanznilfen" - [)rucksache 13/5239 -. Wer 

stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Wer enthält sich? - Der 

Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der SPD und der 

F.D.P. gegen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 

Stimmenthaltung der CDU abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Sicherung-und Erhalt von Arbeitsplätzen durch stärkeres En­

gagement ·bei Unternehmensnachfolge" - Drucksache 

13/5240-. Werstimmt zu?-

(Zuruf von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Ich beantrage die Überweisung!) 

- Siebeantragen Überweisung. 

(Bruch, SPD: Ich widerspreche 

der Überweisung!) · 

Wir stimmen zunächst Ober die Frage der Überweisung ab. 

Wer der Überweisung zustimmen möchte, den biti:e ich um 

das Handzeichen! - Wer stimmt dagegen? - Der Überwei­

sungsantrag ist mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. ge­

gen die Stimmen äer CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

abgelehnt. 

Wir'stimmen Ober dem Entschließungsa[ltrag selbst ab. Wer 

stimmt zu?- Wer stimmt dagegen? -Wer enthält sich ? - Der 

Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der SPD und der 

F.D.P. gegen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 

Stimmenthaltung d'er CDU abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Nutzung von Natu.rstrom in Liegenschaften und Gebäuden 

des Landes" - Drucksache 13/5241 -.Wer stimmt zu? -··wer 

stimmt dagegen?- Wer enthält sich?- Der Entschließungsan~ 

trag ist mit den Stimmen der SPD, der F.D.P. und der CDU ge­

gen ~1ie Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 

"Sportförderung in Rheinland-Pfalzweiterhin auf hohem Ni­

veau" - Drucksache 13/5249 -.Wer stimmt zu?- Wer stimmt 
dagegen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen 

der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der -CDU u_nd des 

. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SP-D und F.D.P. "Re-

- form der Vermessungs- und Katasterverwaltung in Rhein­

land-Pfalz" - Drucksache 13/5250 -. Wer stimmt zu? - Wer 

stimmt dagegen? - Der Entschließungsantrag ist mit den. 

Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU 

und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Entschließungsantrag der Frakj;iof)en der SPD und F.D.P. "Auf · 

gutem Wege: die Feuerwehr in Rheinland-pfa(z" - Druck-.. 

sache 13/5251 -.Wer s~immtzu?- Werstimmt dagegen?- Der 
Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der SPD, der F.D.P. 

und des BÜNDNIS 90/D!E GRÜNEN gegen die Stimmen der 

CDU angenommen. 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. "Ge­
sundes Rheinland-Pfalz" - Drucksache 13/5252 -. Wer stimmt 

zu?- Wer stimmt dagegen? - Der Entschließungsantrag ist 

mit den Stimmen der SPD, der F.D.P. und des BÜNDNIS.90/DIE 

GRÜNEN gegen dieStimmen der CDU angenommen. 

- Entschließungsantrag der Fraktionen der F.D.P. und SPD "In­

novationen in der Behindertenhilfe"- Drucksache 13/5253-. 

Wer stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- D-er Entschließungs­

antrag ist mit de.n Stim.rnen der SPD und der' F.D.P. gegen die 

Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ange­

nommen. 
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Entschließungsantrag der Fraktionen der F.D.P. und SPD 
"Biindenhörbüchereien"- Drucksache 13/5254-. 

(Bruch, SPD: Ich beantrage Über­

weisung an den Ausschuss!) 

-Dann ist das so beschlossen, Überweisung an den Sozialpoli­

tischen Ausschuss. 

(Bruch, SPD: Ausschuss für Kultur, 

Jugend und Familie!) 

-Die Überweisung erfolgt an beide Ausschüsse. 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 

"Technologieförderung im Handwerk" Drucksache 

13/5255-. Wer stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Der Ent­

schließungsantrag ist mit den Stimmen der SPD, der F.D.P. 

und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 

CDU angenommen. 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD ur:d F.D.P. "Ge-
. meinsame Durchführung von Kanalisationsbau- und Landes­

straßenbaumaßnahmen"- Drucksache 13/5256 -.Wer stimmt 
zu? - Wer stimmt dagegen? - Der Entschlie"ßungsantrag ist 
mit den Stimmen der SPD, der CDU un·d der F:D.P. gegen die 

Stimmen des BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN angenommen. 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 

"Aufteilung der GVFG-Mittel" - Drucksache 13/5257 -. Wer 
stimmt zu? -Wer stimmt dagegen? - Der Entschiießungsan­

trag ist mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die 

Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ange­
nommen. 

Entschließungsantrag der Fraktionen der F.D.P. und SPD "För­
derung der Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft in 

Rheinland-Pfalz" - Drucksache 13/5258 -. Wer stimmt zu? -
Wer stimmt dagegen?- Der Entschließungsantrag ist tnit den 
Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU 

und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Entschließungsantrag der Fraktionen der. SPD und ·F.D.P. 

"Ausbildung in Rheinland-Pfalz"- Drucksache 13/5259-. Wer 
stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Der Entschließungsan­

trag ist mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die 
Stimmen der.CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.ange~ 
nommen. 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 
"Weiterentwicklung des Rheinland-Pfalz-Taktes" - Druck­

sache 13/5260 -. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dagegen? -

Wer enthält sich?. - Der Entschließungsantrag_ ist mit den 
·Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen'des 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der CDU an­

genommen. 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. "För­
derung der musikalischen Qualität in Rheinland-Pfalz" 

-Drucksache 13/5261 -.Wer stimmt zu?- Der Entschließungs­
antrag ist einstimmig angenommen. 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 

"Hochwasserschutz in Rheinland-Pfalz" Drucksache 
13/5262_ -.Wer stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Wer ent­

hält sich?- Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der . 

SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN bei Stimmenthaltung der CDU ·angenommen. 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 

"Sicherung der Unterrichtsversorgung" Drucksache 

13/5263 -. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dagegen? - Der 

Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der .SPD und der 

F.D.P. gegen die Stimmen der CDU und des BÜNDNIS .90/DIE 

GRÜNEN angenommen:· 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P.· 

"Gewaltprävention an Schulen"- Drucksache 1315264-. Wer 
stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Wer enthält sich?- Der _ 

Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der SPD und der 
F.D.P. bei Stimmenthaltung der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN angenommen .. 

\ 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 

"Gezielter Ausbau der rheinland-pfälzischen Forschungs­
struktur" - Drucksache 1-3/5265 -. Wer stimmt zu? - Wer 

stimmt dagegen? - Der Entschließungsantrag .ist mit den 
Stimm,en der SPD und der F.D.P. gegen. die Stimmen der CDU 

und des BÜNDNIS 90/DIE. GRÜNEN angenommen. 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 

"Systembetre_uung in .Schulen" -Drucksache 13/5266 -.Wer· 
stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Wer enthalt sich?- Der 

Entschließungsantrag .ist mit den Stimmen der SPD und der 
F.D.P .. gegen die Stimmen der CDU ~ei Stimmenthaltung des 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD "Lokale 
Agenda 21"- Drucksache 13/5267 ~.Wer stimmt zu?- Wer 

stimmt dagegen? - Der Entschließungsantrag ist mit den 

Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimme11 der CDU 
und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Entschließungsantrag der Fraktio';len de_r SPD, CDU, F.D.P. 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN "J>räventio'n und Bekämpfung 

von Gewalt gegen Frauen im sozialen Nahbereich" - Druck_­

sache 13/5268 -.Wer stimmt zu?- Der Entschließungsantrag 
isteinstimmig angenommen. 

En1fchließungsantrag der Fraktion der CDU "Verbesserung 
der Stellenplansituation bei den Polizeibehörden" - Druck­

sache 13/5273-. Wer stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Der 

. Entschließungsantrag ist mit d~n Stimmen-der SPD, der F.D.P. 
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und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 

CDO abgelehnt. 
(Unruhe bei der CDU) 

Entschließungsantrag der Frakt_ion der CDU ,.Kommunen bei 

der Eingliederung von Spätaussiedlerinnen lind Spätaus­
siedlern weiterhin unterstützen"- Drucksache 13/5274-. Wer 

stimmt -z,u? - Wer stimmt dagegen? - Der Entschließungs­
an~rag ist mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen.die 

- Stimmen der CDU und·- des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

abf!elehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU ,.Bessere Hilfe für 
die Demenzkranken in Rheinland~Pfalz" - Drucksache 

13/5275-. 

Abg. Bruch,.SPD: 

Herr Präsident, wir schlagen Ausschussüberweisung an den 

Sozialpolitischen Ausschuss vor. 

Abg. Bische!, CDU:-

Ich bin damit einverstanden. 

Präsident Grimm: 

Dann ist das so_ beschlossen. 

Entschließungsantrag der Frakt,ion ·der CDU ,.Bessere 
Unterstützung des Ehrenamtes in Rheinland-Pfalz durch 
Förderung der Freistellung für Schulung, Qualifikation und 

WeiterbÜdu'ng für ehrenamtliche Tätigkeit" - Qrucksache 
13/5276 -. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dagegen? - Der 
Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der 5PD und der 

F.D.P. gegen die Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE 
·GRÜNEI\J abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU ,.Erfüllung der 

Beschäftigungsquote Schwerbehinderter" - Drucksache 

13/5277 -. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dagegen? - Wer 

enthält sich?- Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen 

der SPD und der F.D.P. gegen die -Stimmen der CDU bei -
Stimmenthaltung des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU ,.Errichtung eines 
Ausstellungs-, Dokumentations- und Informationszentrums 

auf der ehemaligen Cruise-Missile-Station Pydna bei 
- Hasselbach/HunsrüCJ(!' -Drucksache 13/5278-. 

Abg. Bruch, SPD: 

Herr-Präsident, wir schlagen Ausschussüberweisung an den 

·Jnnenausschussvor. 

_ Abg. Bische!, CDU: 

_ICh bin damit einverstandgn._ 

Präsident Grimm: 

Dann ist das so beschlossen. 
I 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU ,.Optimierung 

der f_i:ihrverbindungen im Rlieintal" -Drucksache 13/5279 -. 

- Abg. Bruch, SPD: 

Herr Präsident, wir schlagen Ausschu?süberweisung an den 

Ausschu_ss für Wirtschaft und Verkehr vor.· 

Abg. Bischel,CDU: 

Ich bin damit einverstanden.--

Präsident Grimm: 

Dann ist das so beschlossen. 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU ,;Förderung-eines 
landesweiten Marketings für- Heilbäder und Kurorte" 

-Drucksache 13/5280-. 

Abg. Bruch, SPD: 

-Herr -Präsident, wir schlagen Ausschussüberweisung an den 
Ausschuss für WirtSchaft und Verkehr vor. 

Abg, Bische!, CDU: _ 

Ich bin damit einverstanden. 

Präsident Grimm: 

Dann ist das so beschlossen. 

Entschließungsantrag der Fraktion der·CDU ,.Fünfjahresplan 

für den Ausbau der Radwege am Mittelrhein" - Drucksache 
13/5281 -. 

Abg. Bruch, SPD:· 

Herr Präsident, wir schlagen Ausschussüberweisung an den 

Ausschuss für WirtsGhaft und Verkehr vor. 
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Abg. Bische!, CDU: 

Ich bin damit einverstanden. 

Präsident Grimm: 

· Dann ist das so beschlossen. 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU "Straßenbau in. 

Rheinland-Pfalz" - Druckse~che 13/5282 -.Wer stimmt zu?­

Wer stimmt dagegen? -·Der Entschließungsal)trag ist mit den 

Stimmen der SPD, der F.D.P. und des BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN gegen die Stimmen der CDU abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU "Umfassendes 
Imagekonzeptfür die Weinwerbung"- Drucksache 13/5283-. 

Abg. Bruch, SPD: 

Herr Präsident, wir schlagen Ausschussüberweisung an den 

Ausschuss für Landwirtschaft und Weinbau vor. 

Abg. Bische!, CDU: 

Ich bin damit einverstanden. 

Präsident Grimm: 

Dann ist das so beschlossen. 

Entschiießungsantrag der Fraktion der CDU "Entbürokra­
tisierungsprogramm für die ·orga~isation von Kindertages­

stätten"- Drucksache 13/5284-. Wer stimmt zu?- Wer stimmt 

dagegen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen 
der SPO, der F.D.P. und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 

die Stimmen der CDU abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU "Netzwerk 

.. ,Tagespflegebörsen' aufbauen" - Drugssache 13/5285 -. 

. Abg. Bruch, SPD: 

Herr Präsident, wir schlagen Ausschussüberweisung an den 

Ausschuss für Kultur, Jugend und Familie vor. 

Abg. Bische!, CDU: 

Ich qin damit einver~tanden. 

PräsideQt Grimm: 

Dann ist das so beschlossen. 

Entschließungsantrag der Fraktion der· CDU "Tagespflege­
stellen ftirdern", Drucksache 13~5286 -. 

Abg. Bruch, SPD: 

Herr Präsident; wir schlagen Ausschussüberweisung an den 

Ausschussfür Kultur, Jugend und Familie vor. 

Abg. Bische!, CDU: 

Ich bin damit einverstanden. 

Präsident Grimm: 

Dann ist das so beschlossen. 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU "Institutionelle 
Förderung des Landesfrauenrates" - Drucksache 13/5287 -. 

Wer stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Wer enthält sich?­

Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der SPD und 

der F.D.P. gegen die. Stimmen der CDU bei Stiltunenthaltung 

des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU ·"Gegen eine 
. Finanzierung der Musikschulen ~us Mitteln des kommunalen 

Finanzausgleichs" - Drucksache 13/5288 -.. Wer stimmt zu?­
Werstimmt dagegen?- Der Entschließungsantrag ist mit den 
Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU 

und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließun·gsantrag der Fraktion der CDU "Ökologische 

Potenziale fortschrittlkher Energietechnologie nutzen- Ener­

gieeinsparung! Energiemanagement, · Energieinnovation 
fördern" - Drucksache 1;3/5289 -. Wer stimmt zu? - Wer 

stimmt dagegen? - Der Entschließungsantrag !st mit den 
Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU 

· und:des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

.Entschließungsantrag der Fraktion der ·CDU "Abwasserab­
gabe als ökologisches Lenkungsinstrument statt Verwal­

tungsfinanzierungsquelle" -Drucksache 13/5290-. 

Abg. Bruch, SPD: 

Herr Präsident, ,wir schlagen Ausschussüberweisung an den 

Ausschuss für Umwelt und Forsten vor. 

Abg. Bische!, CDU: 

Ich bindamit einverstanden. 

Präsident Grimm: 

Dan·n ist das so beschlossen. 
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Entschließungsantrag der Fraktion der CDU .,Sicherun~ der 
Unterrichtsversorgung durch frOhzeitiges ~ehrkräftevertei­

lungsverfahren" - Drucksache 13/5291 -. Wer stimmt zu? -­
Wer stimmt dagegen?- Der Entschließungsantrag ist mit den 

Stimmen der SPD, der F.D.P. und -des BÜNDNIS 90/DIE _ 

GRÜNEN gegen die Stimmen der CDU abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU .,Herausnahme 

der Schulbaumittel aus dem kommunalen Finanzausgleich" 

- Drucksache 13/5292 -. Wer stimmt zu? - Wer stimmt 

dagegen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stirnmen 

der SPD und d_er F.D.P. ·gegen die Stimmen der CDU und des 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU .,Leistungsorien­

-tierte Komponenten in der Lehrerbesoldung_" - Drucksache 

- 13/-5293 -.-

Abg. Bruch, SPD: 

Herr Präsident, wir beantragen AusschussOberweisung an _ 

den Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Weiter~ildung. 

Abg. Bische!,_ CDU: 

Ich bin damit einverstanden._ 

Präsident Grimm: 

Dann ist das so beschlossen. 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU .,Ökonomische 

Bildung an rheinland-pfälzischen Schulen" - Drucksache 

13/5294 -. Wer stimmt zui- ·wer stimmt dagegen? - Der 
Entschließungsantrag ist mit den Stimme-n der SPD, der F.D.P. 

und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die StiiJ!men der 

CDU abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU .,Verbesserung 

der Situation der Hauptschulen"- Drucksache 13/5295-. Wer 

stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Der Entschließungsan­

trag ist mit den Stimmen der SPD, der F.D.P. und des 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der CDU abge­
lehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion der ·cDU .,Kommunal­
freundliche Veränderung des Verhältnisses der allgemeinen 

Zuweisungen zu den Zweckzuweisungen" - Drucksache 

1315296 -.. We~ stimmt zu? -.Wer stimmt dagegen?- Der 
Entschließungsa!ltrag ist mit den·_stimmen der SPD und de-r 

F.D.P. gegen die Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN abgelehnt. 

_Entschließungsantrag der Fraktion der CDU .,Schulden und > 
. Verbindlichkeiten des Landes Rheinland-Pfalz'' - Drucksache 

13/5297 -. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dagegen? - Wer 
enthält sich?- Der Entschließungsantrag jst mit den Stimmen 
der SPD und der F.D.P. gegen die Stim~en der- CDU bei 

Stimm:nthaltung des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Frakti~n der F.D.P. "Förderung der 

freien T!:teater und Orchester in- Rheinland-Pfalz" -:·Druck­

sache 13/5298 -.-Wer stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?­

Wer enthält sich? - Der Entschließungsantrag ist mit den 

Stimmen der -SPD, der F.D.P. und des BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN bei Stimmemthaltung der CDU angenommen. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -

.,Keine Mitfinanzierung von· Bundesstraßen sowie keine 

Ansehubfinanzierung \!On Mautprojekten durch das Land" 

- Drucksache' 13/5299 ·-. Wer stimmt zu? - Wer stimmt da­

gegen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stimm.en der 

SPD, ·der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen des 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"lnvestitionsförderungsprogramm für -die Direkt- und 

Regionalvermarkturig land- und weinbaulicher Erzeugnisse" 

- Drucksache 13/5300' -. Wer stimmt zu? - Wer ·stimmt 

dagegen?_- Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen 

der SPD, der CDU ·und der F.D.P. gegen die Stimmen des 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

.,Förderung von Existenzgründungen den gewonnenen 

Erfahrungen anpassen" - Drucksache 13/5301 -.Wer stimmt 

zu.? - Wer stimmt dagegen? - Der Entschließungsantrag ist 

mit den Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P,_gegEln die 
Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE G-RÜNEN abgelehnt. 

·-
' Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

.,Ausbau der Fahrradinfrastruktur in Rheinland-Pfalz" 

-Drucksache 13/5302-. 

Abg. Bruch, SPD: 

Herr Präsident, wir schlagen AusschussOberweisung an den 

Ausschuss ·far Wirtschaft und Verkehr vor. 

(Zu rufvon dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Einverstanden!) 

Präsident Grimm: 

Dann ist das so beschlossen. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN "Förderprogramrri umweltschonende Landbewirt­

?Chaftung (FUL) stärker auf ökologische Verp~sserungen 

ausrichten" - Drucksache 13/53!53 -. Wer stimmt zu? - Wer 
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stimmt· dagegen? - Der Entschließungsantrag ist mit den 

Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen 

des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktionen de·r SPD und F.D.P. ,.Er­

folgreiche Kriminalitätsbekämpfung in Rheinland-Pfalz" 

- Drucksache 13/5304 -. Wer stimmt zu?- Wer stimmt dage­

gen?- Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der SPD 

und der F.D.P. gegen die· Stimmen der cbu und des BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE'GRÜNEN 

,.Resozialisierung ernst nehmen - Bewährungshilfe erwei­

tern" - Drucksache 13/5308 -. Wer stimmt zu?- Wer stimmt 

dagegen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen 

der SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen des 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Arbeit und gerechte Entlohnung: wichtige Voraussetzun­

gen zur Resozialisierung im Strafvollzug" - Drucksache 

13/5309 -.Wer stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Der Ent­

schließungsantrag ist mit den Stimmen der S.PD, der CDU und 

der F.D.P. gegen die. Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

.. Flächendeckende Umsetzung d_es Täter-Opfer-Ausgleichs in 

· ·Rheinland-Pfalz"- Drucksache 13/53.10-. 

Abg. Bruch,SPD: 

Es wird AusschussOberweisung beantragt. 

Präsident Grimm: 

Es gibt keinen Widerspruch. Der Entschließungsantrag wird 
an den Rechtsausschuss überwiesen. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Gleichberechtigung, Teilhabe und Integration fördern -

Schaffung einer Leitstelle für eine integrative Migrations­

und Flüchtlingspolitik" - Drucksache 13/5311 -. Wer stimmt 

zu? - Wer stimmt dagegen? - Der: Entschließungsantrag ist 
mit den Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P: gegen die 

. Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Erleichterte Einbürgerung unterstützen- Integrationspolitik 
stärken"- Drucksache 13/5312-. 

Abg. Bruch, SPD: 

Es wird Ausschussüberweisung beantragt. 

Präsident Grimm: 

. Der Entschließungsantrag wird einstimmig an den Innen­

ausschuss überwiesen. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Ausbau der außergerichtlichen Konfliktlösung und Konflikt­

regelung (,Mediation') in Rheinland-Pfalz - Drucksache 

13/5313 -.Wer stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Wer ent­

hält sich?- Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der 

SPD und'der F.D.P. bei Stimmenthaltung der CDU abgele~nt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Auflösung des Abschiebekomplexes lngelheim" - Druck­

sache 13/5314-. Wer stimmt zu?- Werstimmt dagegen?- Der 

Entschließ!,Jngsantrag ist niit den Stimmen der SPD, der CDU 

und der F.D.P. gegen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DlE GRÜ-
NEN abgelehnt. ' 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Förderung des ökologischen Bauens mit einem Förder-· 

schwerpunkt der Holzbauweise in Rheinland-Pfalz" - Dru'ck­

sache 13/5316-. 

Abg. Bruch, SPD: 

Es wird Ausschussüberweisung beantragt . 

Präsident Grimm: 

Der Entschließungsantrag wird einstimmig an den Haushalts­

. und Finanzausschuss und ·an den Ausschuss für Umwelt und 

Forsten überwiesen. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Förderung des Agenda· 21-Prozesses in Rheinland-Pfalz auf 

Landes- und kommunaler Ebene"- Drucksache 13/531T-. 

Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Es wird Ausschussüberweisung beantragt. 

Präsident Grimm: . 

Wer stimmt dem Oberweisungsantrag zu? - Wer stimmt da­

. gegen?- Der Antrag auf Überweisung ist abgelehnt. 

Wer stimmt dem Entschließungsantrag zu~- Wer stimmt da­

gegen? - Der Entschließungsantrag ist mit den.Stimmen der 

SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU und des 

B_ÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Förderung des Tierschutzes- Finanzielle Unterstützung der 

einzigen Tierauffangstation in Rheinland-Pfalz" - Drucksache 

13/5318-. 
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.Abg. Bruch,SPD: 

Es wirp Ausschussüberweisung beantragt. 

Präsident Grimm: 

Der Entschließungsantrag wird einstimmig an dlim Ausschuss 

für Umwelt und Forsten überwiesen. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS-90/DIE GRÜNEN 

"Kein HochmoseiObergang bei Zeltingen-Rachtig" - Druck­

sache 13/5319-. w_er stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- 'Der 

Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU 

und der F.D.P. gegen_dje Stimmen des BÜN[)NIS 90/DIE GRÜ-

-NEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

·"Mobilität für Frauen in Rheinland-Pfalz'' - Drucksache 

13/5320 -. Wer stimmt zu?- Wer sti_mmt dagegen]- Der Ent- -

schließungsanfrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und 

der F.D.P .. gegen die Stimmen d~s BÜNDNIS.90/DIE GRÜNEN 

abgelehnt. 

EntschließUngsantrag der Fraktion BÜNDNIS-90/DIE GRÜNEN 

"Mehr Geld _für Busse und Bahnen in Rheinland-Pfalz" 

-Drucksache 13/5321.-. Wer stimmt zu?.- Wer stimmt dage­

gen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der 

SPD, der CDU' und der F.D.P. gegen die Stimmen des BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entsch_ließu':gsantrag der Fr11ktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
"Keine Land~platz- und]lughafenfö~derung ohne regionale 

und länderübergreifende Koordinierung" - Drucksache 

13/5322-. Wer stimm:t zu?- Wer stimmt dagegen?- Der Ent-
. Schließungsantrag ist mit den Stimmen der.SPD, der CDU und 

der F.D.P. gegen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DJE GRÜNEN _ 
· abgelehnt. -

Entschli~ßungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Brück_en schlagen statt Brücken. bauen" - Drucksache 

13/5323 -. Wer stimmt zu?- Wer stimmt dagegen? - Der Ent­

schließungsantrag ist mit den Stimmen der-SPD, der CDU und 

der F.D.P .. gegen die Stimmen des BÜNDNIS 90/D)E GRÜNEN 

abgele_~nt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜ_NDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Hunsrückbahn statt Transrapid"- Drucksache 13/5324-. Wer 

stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Der Entschließungsan­

trag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der F.D:P. ge­

gen die Stirnmen des BÜNDNIS 9.0/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantr<!g der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Bereitstellung notwendigerForschungsmittel für den ökolo­

gischen Weinbau"-Drucksache 13/5325 -. 

Abg. Bruch, SP-D: 

Es wird Ausschussüberweisung beantragt. 

Präsident Grimm: 

Es ergibt sich kein Widerspruch. Der Entschließungsantrag 

wird an den Ausschuss für Landwirtschaft und Weinbau über­

wiesen. 

Entschließungsantrag der Frahion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Landwirtschaftliche Erzeugnisse und Produkte aus regiona­

lem und ökologischem Anbau für Küchen öffentlicher Ein­

richtungen"- Drucksache 13/5326.-. 

Abg. Bruch, SPD: 

Es wird Ausschussüberweisung bea-ntragt. 

Präsident Grimm: 

Der Entschließungsantrag wird· einstimmig an den Ausschuss 

für Landwirtschaft und Weinbau überwiesen. 

· Entschließungs~ntrag der FraktiorfBÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Ökologische Landwirtschaft in der beruflichen Ausbildung" 

- Drucksache 13/5327 -. Wer stimmt zu? - Wer stimmt· dage- _ 

gen? - Der Entschließu_ngsantrag ist mit den Stimmen der 

SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen des BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DI.E GRÜNEN 

"Chancengleichheit von Frauen und Männern als Maßstab 
für Förderprogramme" - Drucksache 13/5328 -. Wer stimmt 

zu? " Wer stimmt dagegen? - Der Entschließungsantrag ist 

mit den Stimmen der SPD, der CDU-und der F.D.P. gegen die 
Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜ_NDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Bedarfsgerechtes und wohnortnahes Angebot an nichtkon­

fessionell gebundenen · Schwangerenberatungstellen" 

-Drucksache 13/5329-. 

Abg. Bruch, SPD: 

Es wird Ausschussüberweisung beantragt. 

Präsident Grimm: 

Der Entschließungsantrag wird einstimmig ·an den Ausschuss 

für Frauenfragen überwiesen. 
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Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

.. ~indertagesstätten: Elternmitbestimmung fördern und un­

terstützen" - Drucksache 13/5330 .-. Wer stimmt zu? - Wer 

stimmt dagegen? - Der Entschließungsantrag ist mit den 

Stimmen de'r SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen 

des BÜNDNIS 90/DIE G_RÜNEN abg~lehnt. · 

. Entschließungsantrag der'Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Frauenförderung· durch Auftragsvergabe . unterstützen" 

- Drucksache 13/5331 -. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dage­

gen?- Wer enthält sich? - Der·Entschließungsantrag ist mit 

den. Stimmen der .SPD und der F.D.P. bei Stimmenthaltung 

. der CDU abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Koordinie.rung von Lesben- und Schwulenpolitik" - Druck­

sache 13/5332 ·:Wer stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Der 

Entschließungsantrag ist mit den Stimrrie'n der SPD, der CDU 

und der F.D.P. gegen die Stimmen des BÜNr;>NIS 90/DIEGRÜ­

NEN abge)ehnt. 

. Entschließungsantrag der Fraktion.BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

.,Broschüre für Eltern IesbischerTöchter und schwuler Söhne" 

·- Drucksache·13f5333 -. .. 

Abg. Bruch, SPD: 

Es wird AusschussOberweisung beantragt. 

Präsident ~rimm: 

Der Entschließungsantrag wird einstimmig an den Ausschuss 
für Kultur, Jugend und Familie überwiesen. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

.,Verfassungswidrige Umsetzung der Neuorganisation der 

Landesverwaltung im Doppelhaushalt 2000/2001" - Druck­

sache 13/5334 -:Wer stimmt zu?.- Wer stimmt dagegen?- Der 

Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der SPD und der 

F.D.P. gegen die Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN abgelehnt. " 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DI~ GRÜNEN 

.,Mehr Steuergerechtigkeit durch schnellere, intensivere und 

häufigere Steuerprüfung" - Drucksache 13/5335 -. Wer 

stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Wer enthält sich?- Der 

Entschließungsantrag _ist mit den Stimmen der SPD und der 
F.D.P. bei Stimmenthaltung der cpu abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Soziales Dienstleistun~sunternehmen Studierendenwerke" 

-Drucksache 13/5336-. Wer' stimmt zu?- Wer stimmt dage­

gen?- Wer enthält sich?- Der Entschließungsantrag ist mit 

den Stimmen der SPD und der F.D.P. bei Stimmenthaltung 

der CDU abgelehnt. · 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Rheinland-pfälzisches Programm zur beruflichen Ausbil-

dung von Jugendlichen" - Drucksache 13/5337 '-.Wer stimmt 

zu?.-· Wer stimmt pagegen? - Der Entschließungsantrag ist 

mit den Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die 

Stimmendes BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

·Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

· .. Zielvereinbarung mit den Schulen - Qualitätsentwicklung 

2000/2001" ~ Drucksache 13/5338 -. wer stimmt zu? - Wer 

stimmt dagegen) - Der Entschließungsantrag ist mit den 

Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen 

des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt . 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Zusätzliche Assistentinnen und Assistenten für die Fach­

hochschulen" - Drucksache 13/5339-; Wer stimmt z_u?- Wer 

stimmt dagegen? - Der Entschließungsantrag ist mit den 

Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU 

und des BÜNDNIS ~0/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Frauenförden.ing in das Personalbemessungskonzept für die 

Hochschulen einbeziehen" - Drucksache 13/5340 -. Wer 

stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Der.Entschließungsan­

trag ist mit den Stimmen der SPD und der F.D.P. gegen die 

Stimmen der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abge­

lehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Mittelstandsförderurig für den ökologischen und ö~onomi­

scheri Strukturwandel" - Drucksache 13/5341 -. Wer stimmt 

zu? - Wer stimmt dagegen? - Der Entschließungsantrag ist 

. mit den Stimmen der-sP.D, ®r CDU und der F.D.P. gegen die 
Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

.,Schluss mit der privaten Vorfinanzierung von Straßenbau-. 

maßnahmen und anderen lnfrastrukturmaßnahmen" 

- Drucksache 13/5342 ~. Wer stimmt z·u? -Wer stimmt dage­

gen? - Der Entschließungsantrag ist mi! den Stimmen der 

SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen des BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Aktionsplan zum Hochwasserschutz-im Einzugsgebiet von. 

Mosel und Saar - Prioritäten zur Erhöhung des natürlichen 

Wasserrückhalts setzen".- Drucksache 13/5343 -.Wer stimmt 

zu? - Wer stimmt dagegen? - Der Entschließungsantrag ist 
mit d~n Stimmen der SPD, der CDU und der F.D·.P. g·egen die 

Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

,.Forstwirtschaft in Rheinland-Pfalz unter den Rahmenbedin­

gungen naturgemäßen Waldbaus" - Drucksache 13/5344 -. 

Wer stimmt zu?- Wer stimmt dagegen?- Der Entschließungs­

antrag ist-mit den Stimmen der SPD, der CDU u·nd der F.D.P. 

gegen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 
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Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Zertifizierung von Forstbetrieben -in Rheinland-Pfalz nach 

FSC"- Drucksache 13/5345-. Werstimmt zu?- Werstimmt da­

gegen? - Der Entschließungsantrag ist m1t den Stimmen der 
SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen des BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Prüfungen im Rahmen des atomrechtlichen Genehmigungs­

vertabrens für eine 1. Teilerrichtungsgeriehmigung (Neu/2) 

für das Atomkraftwerk Mülheim-Kärlic~" - Druc~ache 

13/5346-. 

Ab~. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: . 

Es wird Ausschussüberweisung beantragt. 

Präsident Grimm: 

Wer stimmt der.Ausschussüberweisung zu?·- Wer stimmt da­

gegen?- Die Ausschussüberweisung ist 

abgelehnt. 

Wer stimmt dem Entschließungsantrag zu?- Wer stimmt da­

-gegen?- Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der 

SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen des BÜND­

NIS 90/DIE GRUNEN abgelehnt.-

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRUNEN 

"Umsetzung der Ökosteuer- ein gelungener Schritt zu mehr 

Klimaschutz und zur Entlastung der Lo.hnnebenkosten" 

-·Drucksache 13/5348 -.Wer stimmt zu?- Wer stimmt dage­

gen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der 

SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen des BÜND­
NIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNI;N 

"Integriertes Konzeptzur Bekämpfung von Armut und Woh­

nungslosigkeit"- Drucksache 13/5349-. Wer stimmt zu?- Wer 

stimmt da~egen? ,-·Der Entschließungsantrag ist mit den 

Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Die gesundheitliche Versorgung von Armut Betroffener si­

cherstellen" - Drucksache ·13/5350 -. Der Entschließungsan­

trag wird an den Sozialpolitischen Ausschuss überwiesen._ 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS.90/DIE:GRÜNEN 

"Keine weitere Lockerring des Ladenschlussgesetzes - Schutz 
des Sonntags als arbeitsfreier Tag" - Drucksache 13/5351 -. 

. I 
Der Entschließungsantrag wird an den Ausschuss für Wirt-

schaft und Verkehr u11d an den Sozialpolitischen Ausschuss 
überwiesen. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Stellenteilungen auch in den höheren Besoldungsgruppen 

der Landesverwaltung" - Drucksache 13/5352 -.Wer stimmt 

zu? - Wer -stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - per Ent-

Schließungsantrag ist mit den Stimmen der SPD, d.er CDU und 

der F.D.P. abgelehnt. 

. Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE.·GRÜNEN 

"Konzept für Altersteilzeit ab 50 für Beamte im Wechsel­

schichtdienst im Bereich der Polizei entwickeln" - Drucksache 

13/5353 -. Der Entschließungsantrag wird an- den lnnenat,~s~ 

schuss überwiesen. 

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

"Aufbau eines Stellenpools im Bereich der Poli_zei für_ Beam­

tinnen und Beamte, die Erziehungsurlaub nehmen" 

- Drucksache 13/5354 -. Wer stimmt zu? - Wer stimmt dage­

g~o?- Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der SPb 

und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU.abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 

_"Auswirkungen von Steuerentlastungen auf den Landeshaus­

halt" - Drucksache 13/5355 -. Wer stimmt zu? - Wer stimmt 

dagegen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen 

der SPD und der F.D.P. gegen die Stimmen der CDU und des 

.BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN angenommen. -

Wir kommen nun zur Abstimmung -über den Gesetzentwurf 

der Landesregierung ., ... tes Landesgesetz zur Änderung der 

Landeshaushaltsordnung für Rheinland-Pfalz" - Drucksache 

13/46!)0- in zweiter Beratung. Dazu liegen die Beschlussemp­

fehlung des Haushalts- und Finanzausschusses - Drucksache 

13/5230 - und der Änderungsantrag der Fraktion BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN· Drucksache 13/5244- vor. 

Wir stimmen zunächst über den Änderungsant~ag der Frak-. 

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN· Drucksache 13/5244- ab:We.r 

diesem Änderungsantrag zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen! - Wer stimmt dagegen? - Der Ände­

rungsantrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 

. F.D.P. abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Bescnlussempfehlung 

. des Haushalts- und Finanzausschusses·- Drucksache 13/5230-. 

Wer der Beschlussempfehlung zustimmen möchte, den bitte 

ich. um das Handzeichen! - Wer stimmt dagegen? - Die Be­

schlussempfehlung ist mit den Stimmen der SPD, der CDU 

und der F.D.P. gegen die Stimmen des BÜ~DNIS 90/DIE _GRÜ­

NEN angenommen. 

Wir kommen zu( Abstimmung über den Gesetzentwurf in 

zweiter Beratung. Wer aem Gesetzentwurf '- Drucksache 

13/4660- zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei­
chen!- Wer stimmt dagegen?- ~er Gesetzentwurf ist mit den 

Stimmen der SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen 

des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen zur· Schlussaostimmung. Wer ·dem Gesetzent­

wurf in der Schlussabstimmung zustimmen möchte, den bitte 

ich, sich vom Platz zu erheben! -Wer stimmt dagegen?- Der 

Gesetzentwurf ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 

F.D.P. angenommen. 
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Wir kommen nun zur Abstimmung Ober den Gesetzentwurf 
der Fraktionen der SPD und F.D.P. "Landesgesetz zur Ände­
rung des Landesgesetzes zur Ausführung-fleisch- und geflü­

gelfleischhygienerechtlicher Vorschriften" - Drucksache 
13/5057- in zweiter Beratung. Dazu liegt die Beschlussemp­

fehlung des Ausschusses für Umwelt und Forsten - Druck­

sache 13/5236- vor. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung Ober die Beschluss­

empfehlung des Ausschusses für Umwelt und Forsten 

- Drucksache 13/5236 -. Wer der Beschlussempfehlung zu­

stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen! -Wer 
stimmt dagegen?- Wer enthält sich?- Die Beschlussempfeh- -

- lung ist mit den Stimmen der SPD_ und der F.D.P. bei Stimm­

_enthaltung der CDU und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ange­

nommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzentwurf· 

- Drucksache-13/5057- in zweiter Beratung. Wer dem Gesetz­
entwurf zustimmen möchte,_ den bitte ich-ull) das Handzei­
chen! -Wer stimmt dagegen? -Wer enthält sich? - Der Ge­

setzentwurf ist bei Stimmenthaltung der CDU und des BÜND­

NIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 
' 

Wer dem Gesetzentwurf - Drucksache 13/5057 - in der 
Schi!Jssabstimmung zustimmen möchte, den bitte ich, sich 

· vom Platz zu erheben! -Wer stimmt dagegen?- Wer enthält 

sich? - Der Gesetzentwurf ist bei Stimmenthaltung der CDU _ 

und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 
der Fraktionen der SPD, CDU und F.D.P. "Landesgesetz zur 

Änderung des Abgeordnetengesetzes Rheinland-Pfalz und 

des Fraktionsgesetzes Rheinland-Pfalz" Drucksache 
13/5067: in zweiter Beratung. Dazu liegt die Beschlussemp­

fehlung des Haushalts- und Finanzausschusses - Drucksache 
13/5231- vor. 

Zur Abstimmung weise ich darauf hin, 'dass die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN getrennte Abstimmung über die 
einzelnen Artikel des Gesetzentwurfs- Drucksache 13/5067-

beantragt hat. 

Zunächst stimmen wir Ober Artikel 1 (Änderung des Abge­

ordnetengesetzes) ab. Wer zustimmen möchte, den bitte ich 

um das Handzeichen! - Wer stimmt dagegen? - Artikel 1_ ist 
mit den Stimmen der-SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die 

Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

-Wir kommen zur Abstimmung -Öber Artikel 2 (Änderung des 

Fraktionsgesetzes). Werzustimmen möchte, den bitte ich um 

das Handzeichen! -Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zur Abstimmung über Artikel 3 (ln-Kraft­

Treten). Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! -Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer, dem Gesetzent­
wurf - Drucksache 13/5067 - in der Schlussabstimmung zu­
stimmen möchte, den bitte ich,' sich vom platz zu erheben!­
Wer stimm~ dagegen?- Der Gesetzentwurf ist mit den Stim­

men der SPD, der CDU und der F.D.P. gegen die Stimmen des 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Antrag der Frak­

tion der CDU "Bessere Bekämpfung der Umweltkriminalität 

in Rheinland-pfalz"- Drucksache 13/4482 - in zwei:ter Bera­

tung. Dazu liegt die Beschlussempfehlung des Ausschusses 

für Umwelt und Forsten- DruCksache 13/5107- vor, 

Wir stimmen unmittelbar über den Antrag - Drucksache 
1314482 - ab, da die Beschlussempfehlung die Ablehnung 
empfiehlt. Wer dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen!- Wer stimmt dagegen?- Der Antrag ist" 
mit den St-immen der SPD, der F.D.P. und des BÜNDNIS 90/DI·E 

GRÜNEN abgelehnt. 

. Wir kommen nun zur Abstimmung Ober den Antrag der Frak­

- tionen der SPD· und F.D.P. "Kooperation in der Landwirt­

schaft" - Drucksache 13/4622 - in zweiter Beratung. Dazu 

liegt die Beschlussempfehlung des Ausschusses" für Landwirt­
schaft und Weinbau- Drucksache 13/5036- vor. 

Wir stimmen unmittelbar über den Antrag ~ Drucksache 
13/4622 -ab, da die Beschlussempfehlung die unveränderte 

Annahme empfiehlt. Wer dem Antrag zustimmen möchte, 

den bitte ich um das Handzeichen!- Wer stimmt dagegen?­

Wer enthält sich?- Der Ant[ag ist mit den Stimmen der SPD 
und der F.D.P. gegen die Stimmen der (_DU bei Stimmenthal­

tung des BÜNDNIS 90/ÖIE GRÜNEN angenommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich stelle fest, wir 

sind am Ende der Abstimmungen. 

(Beifall der SPD und der F.D,P.) 

Drei harte Arbeitstage liegen hinter uns. Ich erlaube mir noch 
zwei Hinweise, und zwar zunächst einmal auf unsere Ge­

denkveranstaltung - ich betone: unsere Veranstaltung -, al­

lerdings in Kooperation mit vielen Pa_rtnern, worüber wir uns 
sehr freuen, für die Opfer des Nationalsozialismus am Don­

nerstag; dem 27. Januar 2000, um 10.30 Uhr in der Stephans­

kirche in Mainz. 

Des Weiteren lade ich Sie zur nächsten Plenarsitzung am 
Mittwoch, dem 16. F{!bruar 2000, um 14.00 Uhr ein. 

Kommen Sie g~t nach Hause. 

·Ich schließe die Sitzung. 

' -
Ende der Sitzung: 17.28Uhr. 
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